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Kapitel 1: Einführung: Thematik, Zielsetzung und Vorgehensweise 1 
1 EINFÜHRUNG: THEMATIK, ZIELSETZUNG UND 
VORGEHENSWEISE 
Die räumliche Planung auf regionaler und kommunaler Ebene gilt als wichtiges strategisches 
Instrument zur Koordination von Flächennutzungsansprüchen. Zentrales Prinzip dabei bildet 
die Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung, wie sie im ROG verankert ist und 
aus einer politisch-ökonomischen, sozialen bzw. gesellschaftlichen und ökologisch-ressour-
cenorientierten Dimension besteht. Doch gerade im Hinblick auf diese drei Aspekte steht die 
Raumplanung vor gravierenden Problemen bzw. Herausforderungen: 
• Erstens ist eine deutliche Abnahme ihrer Steuerungsfähigkeit zu verzeichnen, die i.A. 
mit dem „Staatsversagen“ begründet wird, jedoch sachlich mit der zunehmenden 
Diskrepanz zwischen Ressourcen der öffentlichen Hand und der steigenden Macht einer 
immer stärker global vernetzten bzw. agierenden Wirtschaft sowie mit der Ausdifferen-
zierung von Lebensstilen und Bedürfnisstrukturen der Bevölkerung erklärt werden kann. 
Hinzu kommen Fachplanungen und –politiken, die aufgrund ihrer eigenen fachlichen 
und finanziellen Kompetenzen sektoral handeln können, ohne sich in die Optimierungs-
bemühungen der Raumplanung einbinden lassen zu müssen (Fürst 2002). Diese 
Faktoren führen zu Entwicklungen, die sich immer mehr vom Ideal ausgewogener 
Raumstrukturen entfernen und Disparitäten zwischen Regionen vertiefen, auch wenn 
die Intensität der Prozesse konjunkturbedingt und regional unterschiedlich ausfällt.  
• Zweitens hat die Raumplanung mit der geringeren Einflussnahme auf die räumlichen 
Prozesse weniger Möglichkeiten, zu dem sozialen Ausgleich beizutragen, der aus dem 
Konflikt der verschiedenen Nutzungsansprüche erwächst. Gerade die Wahrung der 
sozialen Gerechtigkeit in ihrer räumlich-funktionalen Dimension ist eine wichtige 
Handlungsdirektive für die Raumplanung. Ausgangspunkt dafür ist der Grundsatz 
gleichwertiger Lebensbedingungen auf der überörtlichen Ebene, der vor allem die 
Versorgungsgerechtigkeit in ländlichen Räumen einschließt.1 Hier zu tragfähigen 
Strukturen zu kommen, setzt freilich auch die Möglichkeit für die Menschen voraus, 
Einkommen zu erzielen für die Teilhabe am wirtschaftlichen Leben. Dies erfordert den 
Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen, sowohl in ländlichen als auch in 
verdichteten Räumen. Darüber hinaus stellt die „sozialverantwortliche Wohnungs-
versorgung“ ein wesentliches und gesamträumliches Handlungserfordernis in der 
örtlichen Verantwortung dar, welches neben der bedarfsgerechten Bereitstellung 
bezahlbaren Wohnraums wiederum die Sicherung einer wohnungsnahen 
Grundversorgung beinhaltet und die Voraussetzungen für die Ausbildung von Nachbar-
schaftsnetzen schafft (Kreibich 2002, S. 627). Doch die dafür erforderlichen Sach- und 
Personalmittel respektive die entsprechenden finanziellen Mittel werden immer knapper, 
um diesen Anspruch einzulösen, wodurch sich diesbezügliche Planungen schwerer 
umsetzen lassen. 
• Drittens sind erhebliche Defizite in den räumlichen Strukturen und damit in der 
ökologischen Qualität feststellbar: Einerseits steigt der Versiegelungsgrad von Flächen 
unvermindert an und führt so zu einer weiteren Fragmentierung und Abwertung des 
Freiraums, zum anderen ist gleichzeitig ein quantitativer und / oder qualitativer Mangel 
an geeigneten Flächen für die verschiedensten Nutzungen und Funktionen zu 
                                                
1 Dort ist häufig die Ausstattung mit Angeboten der Daseinsgrundvorsorge schlechter ausgeprägt als in 
städtischen Räumen. Doch treten auch in städtischen Räumen vermehrt Versorgungsdefizite auf, welche auf die 
räumliche Konzentration der Funktionen, etwa im Einzelhandel zurückzuführen sind. In diesem Sinn bezieht sich 
die Leitvorstellung der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse auf alle Teilräume (§1 Abs. 2 Nr. 6 ROG). 
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verzeichnen, der immer wieder als Standortnachteil beklagt wird. In der Folge verstär-
ken sich verkehrsintensive Zersiedelungsprozesse, um weitere Flächen bereitzustellen, 
ganz zu schweigen von den hohen Kosten für die Infrastruktur. Diese Realität steht im 
Widerspruch zu den Prinzipien einer nachhaltigen Raumentwicklung, in der ja gerade 
der schonende Umgang mit der Ressource Fläche und damit auch Boden einen 
besonderen Stellenwert einnimmt. Danach sollten weitere bauliche Entwicklungen auf 
möglichst vielen bereits in Nutzung befindlichen Flächen vollzogen werden, um die 
Inanspruchnahme neuer Flächen einzudämmen und ‚Altstandorte‘ nicht funktionslos 
werden zu lassen, was nicht zuletzt dem Image abträglich ist. 
• Schließlich ist die räumliche Planung bislang vorwiegend auf Wachstumsprozesse 
ausgerichtet gewesen und muss sich jetzt vermehrt mit massiven Phänomenen der 
Schrumpfung auseinandersetzen, und das in absehbarer Zeit in erheblichen Teilen des 
Bundesgebiets. Dies verlangt von der räumlichen Planung insbesondere die Anpassung 
an geänderte Bedarfe (Abbau von Kapazitäten der sozialen und technischen 
Infrastruktur bzw. deren Umnutzung, vgl. Winkel 2001), was wiederum nur in 
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren bzw. Trägern zu leisten ist. 
Folglich ist der Handlungsspielraum der räumlichen Planung mehr oder weniger stark 
eingeschränkt, was die Umsetzung raumordnungspolitischer Ziele erheblich erschwert. 
Eine größere Steuerungskapazität wird dabei der Region als Handlungsebene zuerkannt, 
welche mit bisherigen Kompetenzen des Staates einerseits und der Kommunen andererseits 
ausgestattet werden soll, freilich unter Beachtung der kommunalen Selbstverwaltung (vgl. 
Fürst/ Knieling/ Danielzyk 2001). Kernpunkt der Stärkung der Raumplanung auf regionaler 
Ebene ist es, die Raumplanung in einen institutionellen Kontext mit umsetzungsbezogenen 
Fachplanungen bzw. –politiken (Verkehr, Wirtschaft, kulturelle und soziale Einrichtungen) 
sowie finanziell ausgestatteten Trägerschaftsaufgaben zu stellen und damit die Region als 
umfassende und selbständige Handlungsebene aufzuwerten. Dieser Weg wurde in den 
Regionen Hannover und Stuttgart beschritten; dort wurde die Regionalplanung nach außen 
sogar mit einzelnen Durchgriffsrechten gegenüber den Adressaten2 gestärkt. Indessen sind 
solche Bestrebungen nicht unbedingt immer politisch opportun, zumal sie mit Kompetenz-
verlagerungen verbunden sind, was insbesondere bei Kommunen und Aufgabenträgern auf 
Skepsis und Abwehr stößt. 
Eine Strategie zur Verbesserung der Wirksamkeit räumlicher Planung ohne solche 
institutionellen und instrumentellen Neuerungen muss folglich anders ansetzen und die 
bestehenden Spielräume besser ausnutzen. Unter der Maßgabe einer ziel- und handlungs-
orientierten Vorgehensweise gewinnen auch in der Planung Managementansätze an 
Bedeutung. Entgegen eines umfassenden Regelungsanspruchs der herkömmlichen Planung 
wendet sich etwa das Regionalmanagement in seinen verschiedenen Formen konkreten 
Aufgaben bzw. überschaubaren Projekten zu, für welche die umsetzungs-relevanten Akteure 
zu motivieren sind. Thematische Breite wird hier also reduziert und durch operative ‚Tiefe‘ 
ersetzt. Insgesamt sind dabei aus Sicht der Raumplanung3 vor allem folgende Aufgaben von 
Relevanz: 
                                                
2 Hierzu zählt etwa das Planungsgebot für bestimmte regional bedeutsame Vorhaben des Verbands Region 
Stuttgart, das ggf. die fehlenden kommunalen Planungen ersetzen soll. Somit kann die Anpassung an die Ziele 
der Raumordnung von oben durchgesetzt werden. 
3 Allerdings wird Regionalmanagement nicht zwingend als originäre Aufgabe der räumlichen Planung betrachtet, 
vgl. Hilligard 2001. Viele Fachplanungen und –politiken, allen voran die Wirtschaftsförderung und Strukturpolitik, 
verstehen ihr Engagement als Regionalmanagement und treten so in eine Konkurrenz zur Raumplanung. 
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• Schaffung einer gemeinsamen Problemwahrnehmung zur Ermittlung von umsetzungs-
fähigen Problemlösungen in Form konkreter Projekte (Löb 2003), 
• Koordination einzelner Projekte in ihrer Realisierung, aber auch der Projekte 
miteinander vor dem Hintergrund ihrer raumordnerischen Wirkungen, 
• Organisation der Kooperation der verschiedenen, an konkreten Aufgaben und Projekten 
beteiligten Akteure (öffentliche Hand, Wirtschaft, Bevölkerung, Interessenvertreter, 
gesellschaftliche Gruppen) sowie die  
• Verbindung formeller Instrumente und Verfahren mit informellen Vorgehensweisen, die 
einen größeren (Aus-)Handlungsspielraum zulassen. Dadurch soll sichergestellt 
werden, dass sich die einzelnen Projekte in den verbindlichen Zielkontext der 
Raumplanung einfügen. 
Detaillierte Regelungen zu Prioritäten, angestrebten Synergien, Zuständigkeiten, 
Finanzierung etc. einzelner und insbesondere komplexer Vorhaben werden dabei häufig im 
Rahmen von informellen REK getroffen, die auf der Grundlage der Selbstbindung der 
Akteure ihre Wirkung entfalten. 
Da die Umsetzung raumrelevanter Vorhaben oder Maßnahmen stets auf bestimmten 
Flächen vollzogen wird, liegt es nahe, die o.g. Merkmale um ein regionales Flächen-
management zu erweitern. Dies beinhaltet insbesondere die Konzeption, Profilierung und 
Entwicklung mehrerer Standorte in einem Raum unter dem Aspekt der gegenseitigen 
Ergänzung und Bereitstellung eines nachfragegerechten Angebots, um das Ziel der 
Standortoptimierung (‚Die richtige Nutzung an den richtigen Standort‘) zu erreichen. Gerade 
vor dem Hintergrund vielfach auftretender Realisierungshemmnisse sind damit konkrete 
Aufgaben verbunden wie die Klärung der tatsächliche Verfügbarkeit von geeigneten Flächen, 
die Sicherstellung der Verträglichkeit der verschiedenen Nutzungen untereinander, die 
verkehrliche und siedlungsstrukturelle Einbindung, sowie die Realisierung und ggf. 
notwendige Vermarktung der Projekte. Es ist das allgemeine Ziel eines regionalen 
Flächenmanagements, durch die Koordination flächenrelevanter Vorhaben und Maßnahmen 
unter kooperativer Mitwirkung der hierfür maßgeblichen Akteure (Planer, Flächeneigentümer, 
Investoren) regionale Probleme bzw. Defizite zu lösen oder zumindest abzuschwächen. Um 
das regionale Flächenmanagement als neue und praktikable Entwicklungsstrategie 
etablieren zu können, ist es notwendig, eine allgemeine Konzeption zu entwerfen und auf 
seine Praxistauglichkeit hin zu untersuchen, um Aussagen zu seiner Anwendbarkeit bzw. 
Übertragbarkeit und Fortentwicklung treffen zu können. 
Der in dieser Arbeit auf das regionale Flächenmanagement hin untersuchte Raum ist das in 
der Region Ostthüringen gelegene Städtedreieck am Saalebogen mit Saalfeld, Rudolstadt 
und Bad Blankenburg sowie die Gemeinde Unterwellenborn. Dieser Raum weist eine 
größere Verdichtung als der ihn umgebende ländliche Raum auf und war vor der Wende ein 
bedeutender Schwerpunkt ressourcenintensiver sowie emittierender Industrien; folglich 
stellte sich nach 1990 die Aufgabe der Revitalisierung nicht mehr wettbewerbsfähiger 
Standorte und die Beseitigung von Umweltschäden. Daneben ist der Raum mit seiner Lage 
im Saaletal und am Rande des Thüringer Schiefergebirges von erheblicher touristischer 
Bedeutung, womit die gegenseitige Vereinbarkeit von Flächennutzungen eine große Rolle 
spielt. Zudem ist seit der Wende ein Bevölkerungsschwund zu verzeichnen, der die Planung 
vor große Probleme stellt, was die Anpassung der kulturellen und sozialen Infrastrukturen 
sowie der Versorgungsnetze anbelangt. Zur gemeinsamen Bewältigung dieser Aufgaben 
haben sich die Kommunen Rudolstadt, Saalfeld und Bad Blankenburg zu einem 
Städteverbund zusammengeschlossen und ihre Zusammenarbeit durch die Erstellung und 
Fortschreibung eines REK verstetigt. Insofern wird die Regionalplanung durch ein informelles 
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Instrument ergänzt bzw. vertieft, was gerade auch auf konkrete Flächennutzungen zutrifft. 
Somit sind im Städtedreieck am Saalebogen mit den benachbarten Kommunen räumlich-
funktionale, konzeptionelle und organisatorische Elemente eines RFM gegeben. 
Ziel der Arbeit ist es, aus neuen Anforderungen an die räumliche Planung ein Konzept des 
regionalen Flächenmanagements abzuleiten und dieses am konkreten Beispiel auf seine 
praktische Anwendung hin zu überprüfen. Dabei kann es allerdings nicht um einen Soll-Ist-
Abgleich gehen, zumal das RFM im Saalebogen in seiner konkreten Ausprägung den 
dortigen raumstrukturellen und politischen Kontext reflektiert. Insofern liegt der Schwerpunkt 
der Untersuchung auf der Beurteilung der Handhabe des RFM bzw. seiner relevanten 
Elemente. In diesem Zusammenhang ist insbesondere von Interesse, wie und mit welchem 
Ergebnis die daran beteiligten Akteure mitwirken: Dies betrifft vor allem die Koordinations-
leistungen der Kommunen, die einerseits eigennützig handeln, andererseits jedoch zum 
Erreichen bestimmter Ziele aufeinander angewiesen sind und Kooperationen eingehen 
müssen, was den regionalen Charakter der Zusammenarbeit ausmacht. Die Umsetzung der 
Planung obliegt schließlich weiteren Akteuren wie Unternehmen, Investoren, Betreibern etc., 
die über die entsprechenden Ressourcen verfügen und für Projekte und Maßnahmen 
gewonnen werden sollen. Auch hier stehen sich der eigene Gewinn und der 
allgemeinwohlorientierte Nutzen in Form von Arbeitsplätzen, Einrichtungen sowie 
ausgewogenen und nachhaltigen räumlichen Strukturen gegenüber. Da diese Interessen 
nicht per se gleichgerichtet sind, münden sie häufig in Konflikte. Insofern liegt das 
Erkenntnisinteresse auf der Vermittlung und dem Ausgleich verschiedener Interessen vor 
dem Hintergrund allgemeiner normativer Ordnungsvorstellungen. Dahinter steht die 
planungs- und entwicklungspolitische Fragestellung, inwieweit angesichts der konkreten 
Problem- und Kooperationsstrukturen im Saalebogen informelle bzw. weiche Instrumente 
wie REK und Städteverbünde geeignet sind, um flächennutzungsbezogene Ansprüche, 
Konkurrenzen und Defizite zu lösen, die ja bekanntlich mit harten Entscheidungen, einem 
großen finanziellen Aufwand sowie mit vielfältigen Wirkungen ökonomischer, ökologischer 
und sozialer Art verbunden sind. Aus diesen Fragestellungen und Überlegungen sollen 
einerseits Vorschläge für die Weiterentwicklung des Flächenmanagements im Saalebogen 
erarbeitet sowie andererseits verallgemeinerbare und weiterführende Erkenntnisse für die 
regionale und kommunale Planung sowie für das Regionalmanagement gewonnen werden. 
Um diese Ziele zu erreichen, wurde ein Vorgehen (vgl. Abbildung 1-1) gewählt, das 
theoretische Überlegungen mit empirischen Beobachtungen verbindet. So wird zunächst der 
Paradigmenwechsel bzw. der Wandel des Selbstverständnisses der Raumplanung erörtert 
und dabei die Notwendigkeit aufgezeigt, formelle Planungsinstrumente durch informelle zu 
ergänzen (Kapitel 2). In Anbetracht des untersuchten Beispiels werden REK und Städtenetze 
als informelle Instrumente anhand der damit verbundenen Möglichkeiten und Grenzen 
vertieft, wobei der Schwerpunkt auf regionalen Städtenetzen mit engen räumlichen und 
funktionalen Verflechtungen liegt. 
Darauf aufbauend wird eine Begriffsbestimmung von regionalem Flächenmanagement als 
Kombination von harten und weichen Instrumenten vorgenommen, die eine Betrachtung von 
Bedarfen und Flächenpotenzialen, Zielsetzungen, Instrumenten, Umsetzungsaufgaben und 
Organisationsformen einschließt (Kapitel 3), angesichts der Vielfalt der in der Praxis 
vorzufindenden Beispiele jedoch auf zentrale Elemente beschränkt bleiben muss. Von 
Relevanz sind hierbei regionale bzw. interkommunale Aspekte der Zusammenarbeit, dazu 
gehören neben einer gemeinsamen planerischen Konzeption insbesondere Aspekte der 
Flächenverfügbarkeit, der Aufbereitung und gemeinsamen Erschließung, der Vermarktung, 
der Kosten- und Nutzenteilung sowie der Umsetzungskontrolle, welche als (begleitende) 
Evaluation von Zielvalidität, Wirkung der Maßnahmen, Zielerreichung bzw. Vollzug die 
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Grundlage für eine ggf. notwendige Modifizierung der Strategie darstellt. Damit schließt sich 
wiederum der Kreis zur Konzeption. Auf rein kommunale Aufgaben der verbindlichen 
Bauleitplanung, Bodenordnung und technischen Erschließung wird nicht eingegangen. 
Thematisiert werden in diesem Zusammenhang nicht zuletzt auch die förder- und 
ordnungspolitischen Rahmenbedingungen. 
Den Übergang zum konkreten Untersuchungsraum bildet die Beschreibung der Kommunen 
des Städtedreiecks bzw. des Landkreises. So werden nach einer (verkehrs-)geographischen 
Verortung des Raums die dortigen kommunalen Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen in 
ihrem zeitlichen Verlauf (Strukturwandel) thematisiert, ferner erfolgt ein Vergleich mit den 
entsprechenden Strukturdaten des Freistaats Thüringen (Kapitel 4). In diesem Zusammen-
hang wird ferner anhand der allgemeinen Ziele der Landes- und Regionalplanung der 
normative raumordnungspolitische Rahmen für die regionale Entwicklung aufgezeigt. Dies 
liefert die Grundlage für eine Analyse des regionalen Flächenmanagements im Saalebogen. 
Dessen Funktionsweise und Wirkung werden auf den drei Ebenen der Ziele, Akteure und 
Fakten beschrieben und erklärt: So werden erstens die normativen Grundlagen des 
regionalen Flächenmanagements aus den Raumordnungsplänen und dem REK dargestellt 
(Kapitel 5). Daraus soll ersichtlich werden, inwieweit planerische Festlegungen Elemente 
eines RFM enthalten und (über-)regionale sowie kommunale Entwicklungskonzeptionen 
miteinander kompatibel sind bzw. sich gegenseitig ergänzen. Zweitens sollen 
Expertengespräche mit den verschiedensten Akteuren aus Verwaltung, Kommunalpolitik, 
Wirtschaft sowie übergeordneten Behörden und Institutionen Aufschluss darüber geben, 
welche Bedeutung tatsächlich dem regionalen Flächenmanagement über die normativen 
Aussagen hinaus zukommt (Kapitel 6). Dabei wird so vorgegangen, dass zunächst Probleme 
und Ziele der regionalen Entwicklung mit der entsprechenden Vorstellung von der ‚Region’ 
des Städtedreiecks exploriert werden, daran anschließend wird der REK-Prozess mit seinen 
Auswirkungen auf das Kooperationsklima beleuchtet, bevor konzeptionell-instrumentelle, 
räumliche und organisatorisch-institutionelle Aspekte des RFM behandelt werden 
einschließlich der jeweiligen Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Abgesehen von der Hand-
habe des regionalen Flächenmanagements steht dahinter die Frage, auf welche Weise und 
in welchem Maße jeweils die Einbindung der umsetzungsrelevanten Akteure erfolgt. Drittens 
sollen diese Erkenntnisse dahingehend abgerundet werden, dass die Wirkungen des 
regionalen Flächenmanagements anhand von statistischen Daten nachvollzogen werden 
(Kapitel 7). Diese beschränken sich angesichts der begrenzten Verfügbarkeit anderer 
ökonomischer Daten bzw. deren unzureichende Zurechenbarkeit zu konkreten Standorten 
auf Indikatoren zur Flächennutzung im Bereich von Industrie und Gewerbe.4 Neben Daten 
zur Lage und Verteilung der Flächen stehen das Verhältnis von alten zu neuen Standorten, 
die Auslastung sowie die Arbeitsplatzdichte im Mittelpunkt der Analyse der 
raumwirtschaftlichen Wirksamkeit, wobei Daten des Städtedreiecks plus Unterwellenborn, 
wo das RFM praktiziert wird, solchen des übrigen Landkreises gegenübergestellt werden.  
Schließlich werden die Ergebnisse dahin gehend diskutiert, welchen Beitrag das regionale 
Flächenmanagement tatsächlich für den Untersuchungsraum mit seinen spezifischen 
Rahmenbedingungen leistet und ggf. leisten kann, was die Nutzung endogener regionaler 
Potenziale anbelangt (Kapitel 8). Die Rückkopplung zur allgemeinen Konzeption eines RFM 
wird insofern hergestellt, als die Fragen nach der Relevanz der Regionalplanung und dem 
Wandel der Organisationsstrukturen allgemein vor dem Hintergrund der raumwissen-
schaftlichen Debatte um „Regional Governance“ behandelt werden. 
                                                
4 Lediglich bezüglich des Industrie- und Gewerbegebiets Stahlwerk Unterwellenborn konnten konkrete Förder- 
und Investitionsmittel von öffentlicher Hand und privaten Unternehmern ermittelt und gegenübergestellt werden. 
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Abbildung 1-1: Inhalte und Vorgehensweise der Arbeit  
Anlass und Rahmenbedingung: Paradigmenwechsel in der räumlichen Planung: 
formelle und informelle Bausteine der Regionalentwicklung 
 
 
 Räumliche Schlussfolgerungen allgemein 
 
Plan- und Konzeptanalyse: 
• RFM-relevante Inhalte 
• Verhältnis der Pläne und Konzepte 
zueinander 
• Umsetzung des RFM in der 
kommunalen Planung 
Expertengespräche: 
• Handhabe des RFM 




• Kriterien und Indikatoren zur 
Wirkung 
• Mobilisierungsmaßnahmen 
• Monitoring und Controlling 
Fazit: Zusammenfassung, Schlussfolgerungen und 
          Weiterentwicklungsmöglichkeiten 
• RFM im Saalebogen 
• RFM als Aufgabe für die Regionalplanung allgemein 
• RFM als Handlungsfeld für eine Regional Governance allgemein 
Strategie des regionalen Flächenmanagements allgemein: 
• Konzeption: Abgleich von Bedarfen und Zielen, planerische Instrumente 
• Umsetzung: Aufbereitung, Erschließung, Vermarktung, Entwicklung 
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Das vorliegende Untersuchungsdesign weist Überschneidungen mit der Evaluierung eines 
REK auf (Wiechmann/Beier 2004, S. 392ff.), die besteht aus dem  
• Evaluandum als Dokument (Plananalyse) zur Bewertung der Stimmigkeit und 
Umsetzungsrelevanz (Zusammenhang der Bestandteile des REK, Klärung der 
Umsetzungsbedingungen, Priorisierung vorrangiger Projekte), 
• Evaluandum als Prozess zur Beurteilung der regionalen Kooperation (Selbstbindung, 
Kontinuität, Eigenleistung), 
• Evaluandum im Sinne der Projektergebnisse (wichtige Projekte, Auswirkung auf die 
Regionalentwicklung, Rückwirkung auf das REK im Zuge der Fortschreibung, 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten) und dem 
• Evaluandum bezüglich der Wahrnehmung und Anwendung mit dem Ziel der 
Entscheidungsvorbereitung (Resonanz in der Öffentlichkeit, Berücksichtigung des REK 
bei kommunalen Planungen und Entscheidungen).  
Allerdings war im Rahmen der vorliegenden, eigenständig zu erstellenden Dissertation nicht 
beabsichtigt, eine Evaluierung durchzuführen, zumal die Voraussetzungen dafür nicht 
gegeben waren: So fehlte es bei der vorliegenden Arbeit an einer Beauftragung und damit 
Legitimation durch die betreffenden Akteure, was zumindest partiell deren Mitwirkung 
geschmälert hat, wie sich etwa bei der Bereitstellung bestimmter Daten gezeigt hat. 
Weiterhin erfordert eine methodisch umfassende Evaluierung mehrere Mitarbeiter, um 
subjektive Verzerrungen zu vermeiden und zu einer ausgewogenen Beurteilung zu kommen 
(vgl. Bartsch 2005, S. 72f.). So fand eine Diskussion der Ergebnisse vorwiegend im Hinblick 
auf ihre Darstellung und Stimmigkeit statt, ohne dass die daran Beteiligten, neben Kollegen 
hauptsächlich die Betreuer der Arbeit, eigenständig Informationen gewonnen und verarbeitet 
hatten, was einen intersubjektiven Austausch ermöglicht hätte. Gleichwohl hofft der 
Verfasser, dass die vorliegende Arbeit einen Anstoß zu einem Meinungsaustausch über die 
Wirkung der angewandten Konzepte, Instrumente und Verfahren im Fallbeispiel und darüber 
hinaus gibt.  
Angesichts der Fragestellungen überwiegt in der vorliegenden Arbeit somit die Erörterung 
planungspraktischer bzw. entwicklungspolitischer Konzepte und Strategien im Raum des 
Saalebogens. Damit verknüpft ist das wissenschaftliche Forschungsinteresse, die Effekte 
des kombinierten Einsatzes von harten und weichen Instrumenten in der räumlichen Planung 
zu untersuchen. Schließlich soll so die Diskussion sowohl vor Ort als auch in der 
raumwissenschaftlichen Fachwelt bereichert werden.  
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2 DAS SELBSTVERSTÄNDNIS DER RAUMPLANUNG: ZWISCHEN 
PLANUNG UND ENTWICKLUNG 
Raumordnung bzw. Raumordnungsplanung ist definiert als Tätigkeit des Staates zur 
planmäßigen Gestaltung des Raums. Gesetzliche Grundlage hierfür ist das Raumordnungs-
gesetz des Bundes, das allerdings in der föderalen Gesetzgebungskompetenz nur ein 
Rahmengesetz Bundesländer, welche ebenfalls Staatsqualität haben, im Hinblick auf die 
Landes- und Regionsebene ausgefüllt. Insgesamt umfasst die Raumordnung folglich die 
Bundesraumordnung5, Landes- und Regionalplanung. Diesen Planungsebenen ist abge-
sehen von der unterschiedlichen räumlichen Konkretheit bzw. Verbindlichkeit gemeinsam, 
dass sie die fachlich übergeordnete, überörtliche bzw. zusammenfassende Planung 
bezeichnen. Etwas weiter gefasst ist der Begriff der Raumplanung, der über die Landes- und 
Regionalplanung hinaus noch die kommunale Bauleitplanung mit dem entsprechenden 
Satzungsrecht beinhaltet und somit der Kompetenz der Länder bzw. Kommunen unterliegt. 
Im Mittelpunkt des der Arbeit zugrunde liegenden Themas stehen interkommunale Aspekte 
der Flächenentwicklung, daher betrifft dies insbesondere Aspekte der Regionalplanung 
sowie der ausformenden und weiterführenden Bauleitplanung, weshalb der Fokus auf der 
Raumplanung liegt. 
Die Raumplanung auf regionaler Ebene befindet sich in einem Spannungsfeld zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit: Normativ als gemeinde- und fachübergreifende Planung 
bestimmt, d.h. räumlich und fachlich übergeordnet (vgl. Ernst 1995, S. 753), sieht sie sich 
großen Umsetzungsdefiziten gegenüber. Vielfach entspricht der Aufwand der Planerstellung 
nicht der tatsächlichen Bedeutung bzw. der Beachtung durch die umsetzenden Akteure. Dies 
wirft Fragen nach der institutionellen Ausgestaltung sowie der politischen Einbindung der 
Planung in räumliche Entwicklungsprozesse insgesamt auf. Dabei zeigt der geschichtliche 
Rückblick, dass trotz zahlreicher politischer Willensbekundungen und Initiativen vielfach an 
alten Strukturen und Verfahren festgehalten wird (Löb/Wiechmann 2001). 
Angesichts der gegenwärtigen Rahmenbedingungen und Herausforderungen an die 
Raumordnung (Globalisierung, räumliche Disparitäten, Postulat der nachhaltigen 
Entwicklung) soll im Folgenden die Entwicklung der Raumplanung in Deutschland umrissen 
werden, um die Entstehung und Persistenz der Strukturen nachvollziehen zu können. Dies 
geschieht nicht historisch erschöpfend, sondern vielmehr schematisch bzw. exemplarisch, 
wobei das Augenmerk jeweils auf den Zielen, den Aufgaben und der Institutionalisierung 
liegt, freilich unter Beachtung der politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen. Der Rückblick auf die Ursprünge der Planung soll Parallelen zu den 
neueren Veränderungen und den daraus resultierenden Erfordernissen aufzeigen, die sich 
seit Ende der 1980er Jahre beschleunigt vollziehen. In diesem Zusammenhang wird auch 
auf die aktuellen Handlungsmöglichkeiten der Raumordnung eingegangen, wie sie v.a. in 
informellen Instrumenten und Verfahren bestehen und auf ihre Grenzen hin zu diskutieren 
sind. 
                                                
5 Das letzte Bundesraumordnungsprogramm geht zurück auf das Jahr 1975, ein neues ist angesichts der 
Rahmenkompetenz des Bundes und der konsolidierten Landesplanungen nicht mehr aufgestellt worden. Seither 
konzentriert sich die Bundesraumordnung auf die raumordnungspolitischen Orientierungs- und Handlungs-
rahmen, die Erstellung periodischer Raumordnungsberichte sowie die Durchführung von Modellvorhaben der 
Raumordnung. 
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2.1 Die Entwicklung einer umfassenden Raumplanung in Deutschland 
Das System der Raumplanung in Deutschland kann auf eine längere Tradition zurückblicken 
(vgl. Albers 1997, S. 34ff.): Bereits die baupolizeilichen Vorschriften der einzelnen deutschen 
Staaten setzten bauliche Standards, die für die Sicherheit und Gesundheit der Bewohner 
sorgen und darüber hinaus in Form der Fluchtliniengesetze auch der städtebaulichen 
Gestaltung dienen sollten. Doch erst die mit der fortgeschrittenen Industrialisierung 
verbundenen Probleme der Inanspruchnahme von Flächen und der Raumüberwindung 
zwischen Wohn- und Arbeitsstätten waren Anlass, den Fokus auf den gesamträumlichen und 
überörtlichen Kontext richten. So entstanden u.a. der Zweckverband Groß-Berlin und der 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, um die wachsenden Raumnutzungsansprüche zu 
koordinieren und die Lebens– und Wirtschaftsbedingungen einer zunehmend arbeitsteilig 
organisierten Gesellschaft positiv zu bestimmen. Damit war nicht zuletzt auch der Grundstein 
gelegt für eine querschnittsorientierte Ausrichtung der Raumplanung, deren Aussagen in 
einen Gesamtplan einflossen. Bemerkenswert ist, dass 
• 
                                                
angesichts der damals bereits bestehenden gemeindlichen Selbstverwaltung viele dieser 
Zusammenschlüsse auf freiwilliger Basis als Verbände oder Vereinigungen erfolgten6,  
• der Zuschnitt der Planungsräume sich weniger nach administrativen Grenzen richtete, 
sondern eher auf wirtschaftlichen und sozioökonomischen Erfordernissen beruhte und 
• neben den Kommunen auch wirtschaftliche Akteure an den regionalplanerischen 
Entscheidungen beteiligt waren und somit abgesehen von der Raumnutzung auch die 
Bedeutung der Beeinflussung von wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Entwicklung 
anerkannt war (vgl. von Hinüber 1999, S. 9ff.).  
Damit wies schon die damalige ‚Regionalplanung’7 wichtige organisatorische, räumliche und 
politische Züge heute diskutierter und praktizierter Formen der informellen Planung bzw. 
Kooperation auf. 
Die Machtübernahme der Nationalsozialisten hatte gravierende Auswirkungen auf den bisher 
erreichten Stand der Landesplanung (von Hinüber 1999, S. 14ff.): Diese wurde zentralisiert, 
und die Landesplanungsverbände bzw. –vereinigungen wurden in die Verwaltung 
eingegliedert. Somit unterlag die Landesplanung den politischen Zielen der nationalsozia-
listischen Ideologie, welche neben der Siedlungsplanung v.a. die „Gewinnung neuen 
Lebensraumes, die agrarische Versorgung, die Landbeschaffung für die Wehrmacht und die 
Erschließung des Reichs mit Autobahnen umfasste. Als Mittel einer planmäßigen 
Erschließung und Entwicklung des „Ostraums“ diente ein siebenstufiges, von Walter 
Christaller angepasstes System zentraler Orte, welche nicht zuletzt die organisatorische 
Gliederung der NSDAP widerspiegeln sollte (Matzerath 1997, S. 61ff.).8 Insbesondere die 
„Reichsstelle für Raumordnung“ beanspruchte dabei eine koordinierende Funktion 
gegenüber den anderen Ressorts im Sinne einer zusammenfassenden und übergeordneten 
Planung. Wenn sie diesen Anspruch auch nicht gegen andere, insbesondere das für 
Städtebau zuständige Reichsarbeitsministerium, durchsetzen konnte, so war die 
Raumordnung zumindest bemüht, eine flächendeckende Landesplanung aufzubauen.  
6 So existierten in der Weimarer Republik 32 Landesplanungsorganisationen im nord-, mittel- und westdeutschen 
Raum, welche bis auf den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, die Landesplanung Westsachsen (Chemnitz und 
Leipzig) sowie Ostsachsen keine öffentlich-rechtliche Form aufwiesen, sondern sich als eingetragene Vereine 
bzw. freie Vereinigungen konstituierten (von Hinüber 1999, S. 12f.).  
7 Die ‚Regionalplanung‘ wurde bis zu ihrer Institutionalisierung im bundesrepublikanischen Planungssystem als 
Landesplanung bezeichnet. 
8 Dabei standen weniger die herkömmlichen sozio-kulturellen Einrichtungen wie Kirche und Rathaus im 
Mittelpunkt, sondern vielmehr die Einrichtungen der Partei wie bspw. die „Ortsgruppenhalle“ (ebd., S. 64). 
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In den Regierungspräsidien wurden dazu Planungsbehörden eingerichtet, die konzeptionelle 
Planung verblieb allerdings bei den Landesplanungsgemeinschaften. In diese gingen die 
Landesplanungsverbände bzw. –vereine auf und verloren so ihre Selbständigkeit. Obschon 
das NS-Regime die Planungskultur aus der Weimarer Zeit zunächst beendete, so war doch 
eine gesamträumliche Planung mit 22 Landesplanungsgemeinschaften und ihren staatlichen 
Bezirksstellen im Altreich geschaffen worden, die eine zentrale Position innerhalb der 
Raumentwicklungspolitik einnahm. 
In der unmittelbaren Nachkriegszeit (von Hinüber 1999, S. 16f.) trat die Raumordnung 
zunächst in den Hintergrund. Zum einen war sie aus den Erfahrungen des dritten Reichs 
diskreditiert, zum anderen hatte die kurzfristige Behebung der wirtschaftlichen und sozialen 
Not Vorrang vor einer längerfristigen räumlichen Konzeption. Zwar gab es einige 
Bestrebungen seitens der Landes- und Regionalplaner, an der Entwicklung gestaltend 
mitzuwirken, was die Aufbauplanung, Integration von Flüchtlingen sowie die Raumbeob-
achtung betrifft, jedoch bedurfte es erst der rechtlichen Bestimmung der Raumordnung auf 
Bundes- und Landesebene9. Daraufhin nahmen um 1950 erste Landesplanungsverbände 
ihre Arbeit auf und erstellten Raumordnungspläne, die u.a. handlungsorientierte Gebiets-
kategorien enthielten und durch vereinzelte ‚Regionalpläne‘ für Räume mit besonderen 
Strukturproblemen ergänzt wurden.10 Auf Bundesebene wurden erst Mitte der 1950er Jahre 
raumordnungspolitische Aktivitäten aufgenommen, nachdem zunächst die Abgrenzung 
zwischen überörtlicher und städtebaulicher Planung hatte geklärt werden müssen. Die 
Bundesraumordnung wurde zunehmend wichtiger, da der wirtschaftliche Aufschwung mit 
Tendenzen zu einer ungeordneten Raumentwicklung einherging und so Raumordnung auch 
immer mehr als länderübergreifende Staatsaufgabe begriffen wurde. Gemäß der Rahmen-
kompetenz des Bundes in dieser Frage beschränkte sich sein Tätigkeitsfeld nur auf 
Leitlinien, und für die bundesweite Raumordnung bzw. länderübergreifende Zusammenarbeit 
wurde die Konferenz bzw. ab 1965 Ministerkonferenz für Raumordnung als beratendes 
Bund-Länder-Gremium eingerichtet.  
Da sich die konkreten Probleme des Aufbaus und der wirtschaftlichen Entwicklung v.a. auf 
regionaler Ebene stellten, wurden dafür schon früh Entwicklungskonzepte erarbeitet, wenn 
auch die Institution der Regionalplanung noch nicht geschaffen worden war. So entstanden 
die ersten sog. ‚Regionalpläne‘ für Notstandsgebiete in staatlicher Hand, dazu gehören etwa 
Emsland-11, Ostwestfalen- und Odenwaldplan. Darüber hinaus formierten sich bereits Anfang 
der 1950er Jahre kommunale Zusammenschlüsse wie die „Kommunale Arbeitsgemeinschaft 
Rhein-Neckar“, also der Vorläufer des Raumordnungsverbands Rhein-Neckar, und 20 
Landesplanungsgemeinschaften in Baden-Württemberg. Inhaltlich waren sie mit kommu-
nalen und regionalen Planungen, Strukturuntersuchungen und übergreifenden Fachpla-
nungen befasst; damit setzten sie die Tradition einer übergemeindlichen Raumordnung aus 
der Weimarer Zeit fort und bildeten den Ausgangspunkt einer kommunal-verfassten 
Regionalplanung. 
Im Zuge der Normierung der Raumordnung auf Landesebene, die v.a. eine Aufgabenteilung 
zwischen Landes- und Regionalplanung mit sich brachte12, bildeten sich unterschiedliche 
                                                
9 Als erstes Bundesland erließ Nordrhein-Westfalen 1950 ein Landesplanungsgesetz, dem 1957 das bayerische 
folgte. 
10 So wurden in den Plänen bspw. „Ansatzpunkte für Industrie“, „besonders zu fördernde Zentren“, 
„Fremdenverkehrsräume“ und „zurückgebliebene und notleidende Räume“ ausgewiesen (vgl. von Hinüber 1999, 
S. 19). 
11 Dieser Plan ging mit der Gründung einer Entwicklungsgesellschaft einher. 
12 Die Landesraumordnungspläne geben mit ihren übergeordneten Festlegungen und Zielsetzungen (Struktur- 
und Problemräume, höherrangige zentrale Orte, überregionale Entwicklungsachsen, Funktionsgebiete) einen 
verbindlichen Rahmen für die Landes- und Regionalentwicklung vor, der durch die Regionalplanung über 
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organisatorische Formen der Regionalplanung in den Ländern aus. Diese variierten 
zwischen einer kommunalen und einer staatlichen Verfasstheit, wobei gemäß des 
„kondominialen“ Charakters der Regionalplanung die jeweils andere Ebene ausreichend 
beteiligt sein musste. Dabei reichte die Bandbreite von einer staatlichen Regionalplanung als 
Bestandteil der Landesverwaltung (Saarland, Schleswig-Holstein) bzw. der Bezirks-
regierungen (Niedersachsen) mit einer Beteiligung der Kommunen in Planungsräten über 
Planungsverbände, die die Regionalplanung im übertragenen Wirkungskreis des Landes mit 
dessen Genehmigungsvorbehalt betrieben, bis hin zu Regionalverbänden als eigenständige 
kommunalverfasste Körperschaften des öffentlichen Rechts (Bayern, Baden-Württemberg13). 
Daneben entstanden auch Stadt-Umland-Verbände mit über die Regionalplanung 
hinausgehenden Trägerschaftsaufgaben (z.B. Kommunalverband Großraum Hannover, 
Umlandverband Frankfurt). Eine tiefergreifende Änderung der Organisationsformen trat ein, 
nachdem mit der Verwaltungs– und Gebietsreform die funktionalen und räumlichen 
Kompetenzen der Kommunen erweitert worden waren. So wurden in Nordrhein-Westfalen 
die Landesplanungsgemeinschaften aufgelöst und die Regionalplanung in den 
Bezirksregierungen mit Bezirksplanungsräten aus kommunalen Vertretern angesiedelt, 
während etwa Niedersachsen davon abging zugunsten einer Verankerung der Regional-
planung bei den Kreisen (bis auf die Kommunalverbände in den Regionen Hannover und 
Braunschweig). 
Die kondominiale Funktion der Regionalplanung als gemeinsame Aufgabe von Land und 
Kommunen (Gruber 1994) war die Grundlage für eine enge Zusammenarbeit zwischen 
beiden administrativen Ebenen. Daneben verbreiterten schon früher die Landes- und die 
Regionalen Planungsbeiräte, welche neben kommunalen Vertretern auch Repräsentanten 
der Wirtschaft zur Mitwirkung an Plänen und Expertisen bzw. Empfehlungen zur 
Landesentwicklung einschlossen, die Akteursbasis in der Raumordnung. Auch wenn diese 
Landesplanungsräte in dem Maße an Bedeutung verloren, wie die Landesparlamente eine 
Kompetenz für Fragen der Landesplanung für sich in Anspruch nahmen, so bilden die 
Verbände doch die Grundlage für eine regionale Planung (von Hinüber 1999, S. 29f.). 
Damit war sukzessive bis in die 1960er Jahre hinein ein differenziertes räumliches 
Planungssystem entstanden, dem nicht zuletzt auch der Anspruch einer umfassenden 
politischen Planung gegenüberstand (vgl. Ritter 1998, S. 10ff.). Ausgehend von einer 
rationalen Einsicht in die Erkennbarkeit von Prozessen und deren Steuerungserfordernis 
wurde eine sozialstaatlich motivierte Steuerung des Wachstums in allen politischen 
Bereichen mit dem Ziel einer Verbreitung von Wohlstand angestrebt. Dies setzte 
insbesondere eine Ausrichtung aller Handlungsfelder auf dieses Ziel voraus, womit eine 
integrierte Entwicklungsplanung intendiert wurde: „Politische Planung verstand sich als 
integrierte und integrierende Steuerung allen staatlichen Handelns und folgte damit einem 
synoptischen Idealbild.“ (ebd., S. 8). Ein solches umfassendes Planungsverständnis fand 
nicht zuletzt seine Entsprechung in der Ausprägung der Raumordnung als „überfachliche 
und zusammenfassende Planung“ (ROG von 1965); darüber hinaus stellte es auch die 
                                                                                                                                                     
zusätzliche Funktionszuweisungen (niederrangige zentrale Orte, Wohn-, Gewerbe- und Erholungsstandorte bzw. 
Schwerpunkte), Verbindungsachsen und Gebietsausweisungen (z.B. Grünzüge) konkretisiert wird. 
13 Die rechtliche Einordnung der baden-württembergischen Regionalplanung ist umstritten: Zum einen weist sie 
als eigenständige Körperschaft mit der Vertretung von Kreisen und kreisfreien Städten sowie einer unabhängigen 
Verbandsverwaltung keine staatlichen Bezüge auf. Zum anderen wird die Planungsversammlung durch gewählte 
Delegierte aus Kreistagen und Stadträten gebildet, welche keinem Weisungsrecht der sie nominierenden 
kommunalen Gebietskörperschaft mehr unterliegen (ARL 2000, S. 34). Auch wenn bis auf die kreisfreien Städte 
nicht alle Gemeinden selbst, sondern nur über die Kreisdelegierten in der Regionalversammlung vertreten sind, 
so ist doch der kommunale Bezug ausreichend gegeben für eine entsprechende Einordnung. Dies gilt nicht 
zuletzt im Vergleich mit den Ländern, in denen die regionalen Planungsstellen bei den Bezirksregierungen 
angesiedelt sind wie in Bayern und Nordrhein-Westfalen.  
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Grundlage für Stadtentwicklungskonzepte dar, mit denen die übergreifende Steuerung aller 
städtischer Funktionen angestrebt wurde (Ritter a.a.O.). Angesichts der wirtschaftlichen 
Unsicherheit (Wirtschaftskrise von 1966/67) und der politischen Turbulenzen (Studenten-
unruhen von 1968) herrschte ein weitgehender Konsens über die Entwicklungsplanung, von 
der man sich Stabilität und Planungssicherheit versprach. 
Allerdings waren der integrierten Entwicklungsplanung auch einige systematische 
Schwächen inhärent: Da sie die sachlichen, räumlichen, zeitlichen und finanziellen Aspekte 
staatlichen Handelns zugleich verfolgte und aufgabenbezogen, also nicht mehr ressort-
orientiert agierte, war sie sehr stark abstimmungsbedürftig, aber auch störanfällig bei 
Änderungen in den einzelnen Teilsystemen (Fürst 2001a, S. 15f.). Zudem erhob sich ein 
verstärkter Widerstand in der Politik und bei Fachressorts sowie Kommunen. Daher ver-
wundert es nicht, dass sich der umfassende Anspruch von wirtschaftlicher, räumlicher und 
politischer Planung nicht lange aufrechterhalten ließ. Zudem setzte die Abschwächung des 
Wachstums, die nicht zuletzt auch in der Außenabhängigkeit infolge der Ölkrise von 1974 zu 
Tage trat, der Planungseuphorie Grenzen in der Verwirklichung ihrer Ziele. Neben der 
wirtschaftlichen Rezession schwächte sich auch die Bevölkerungsentwicklung merklich ab. 
Gleichwohl waren mit der umfassenden Planung die theoretischen Möglichkeiten abgesteckt, 
die auch in den folgenden Perioden in den Köpfen der Planer präsent blieben und selbst 
heute noch einen Eckpunkt im Spannungsfeld zwischen Planung und tatsächlicher 
Entwicklung bilden.14
Dabei wandelte sich auch grundlegend der Gestaltungsanspruch der Planung, zumal von da 
an kein quantitatives Wachstum mehr zu verteilen war und folglich Strategien der 
Bestandsentwicklung im Sinne einer Konsolidierung von existierenden Strukturen im 
Vordergrund standen. So erfolgte eine Akzentverschiebung von einem quantitativen hin zu 
einem qualitativen Wachstum. Ökologische Belange gewannen im Zuge des zunehmenden 
Umweltbewusstseins in den 1980er Jahren eine immer wichtigere Bedeutung und stellten so 
neue Anforderungen an die Raumplanung, der immer stärker die Aufgabe des vorsorgenden 
Schutzes natürlicher Ressourcen zukam. Inhaltlich etablierten sich in den Raumordnungs-
plänen Vorranggebiete zum Schutz und zur Entwicklung natürlicher Funktionen gegenüber 
anderen Ansprüchen, aber auch Aussagen zur umweltgerechten Nutzung natürlicher 
Ressourcen. Die als Grundlage dafür erstellten Landschafts(rahmen)programme wurden z.T. 
direkt in die Raumordnungspläne integriert (Bayern) oder zumindest in ihren wichtigsten 
Festlegungen dorthin übernommen. Der stärkeren Berücksichtigung von Umweltbelangen 
diente nicht zuletzt auch die frühzeitige Prüfung der Umweltauswirkungen von Vorhaben im 
Rahmen des Raumordnungsverfahrens, was einer teilweise vorgelagerten Umweltverträg-
lichkeitsprüfung entsprach (vgl. Höhnberg 1998, S. 230ff.).15 Auch wenn die Raumordnung 
durch diese neuen Instrumente bzw. Anforderungen in den Verdacht einer Negativ- oder 
Verhinderungsplanung geriet, konnte sie doch damit ihre Koordinationsfunktion festigen und 
sich eine gewisse Komplexität erhalten, die bis heute die Frage nach ihrer inhaltlichen 
Reichweite und angestrebten bzw. tatsächlichen Wirksamkeit aufwirft. Von daher wird 
                                                
14 Zwar begreift sich die räumliche Planung nicht mehr als übergeordnet im Sinne einer umfassenden Steuerung 
gegenüber Fachplanungen und -politiken, gleichwohl bemüht sie sich nach wie vor um eine koordinierende Rolle 
im Hinblick auf die Verwirklichung der verschiedenen sektoralen Ansprüche. Insofern wurden und werden 
verschiedene Wege beschritten, um die Zusammenarbeit mit den Adressaten der raumordnerischen Belange und 
Ziele zu intensivieren und damit den Einfluss auf die räumliche Entwicklung zu sichern bzw. zu erhöhen, sei es 
über entsprechende Verbandskonstruktionen wie in den Regionen Hannover und Stuttgart, oder über informelle 
Instrumente wie Regionalkonferenzen etc. (vgl. Hahn 1999). 
15 Die Notwendigkeit der Berücksichtigung von Umweltbelangen im Raumordnungsverfahren ergibt sich daraus, 
dass Umweltbelange Bestandteile der Grundsätze in § 2 ROG bilden und somit raumordnungsrelevant sind. So 
kann weitestgehend schon im Raumordnungsverfahren den formellen und materiellen Erfordernissen der UVP 
(z.B. Beteiligung der Öffentlichkeit, vergleichende Prüfung von Varianten) Rechnung getragen werden. 
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verständlich, warum sich die Raumordnung vor allem auf regionaler Ebene zunehmend um 
die Zusammenarbeit mit Fachressorts im Rahmen ‚Runder Tische’ und Regionalkonferenzen 
bemühte und so ihren politischen Stellenwert entsprechend ihren inhaltlichen Zielrichtungen 
(geordnete und ökologisch orientierte Raumentwicklung) festigen wollte (vgl. Fürst 2001a, S. 
17). 
Aber auch die Planung im sozialistischen Deutschland beruhte auf der Prämisse eines 
umfassenden Gestaltungsanspruchs, wenn auch auf einem anderen ideologischen Funda-
ment und mit einer anderen Zielrichtung. Primat hier war die wirtschaftliche Entwicklung, für 
welche die Territorialplanung die Voraussetzungen zu schaffen hatte. Dabei ging es vor 
allem darum, die sektoralen Programme für die einzelnen Wirtschaftszweige so miteinander 
zu koordinieren, dass sie übereinstimmten und sich in die längerfristigen Perspektivpläne 
einfügten (Ritter 1998, S. 9). Die Planung diente hier also der Optimierung eines zentral 
gelenkten Wirtschaftssystems, dessen Ressourcen nicht zuletzt aufgrund der gegebenen 
Steuerungskapazitäten begrenzt waren. Dabei kam der Territorialplanung die Aufgabe zu, 
flankierend zur wirtschaftlichen Entwicklung die raum-, siedlungs- und infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen vorzugeben: „Die Planmäßigkeit bei der komplexen Entwicklung der 
territorialen Verteilung der Bevölkerung und des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, der 
Infrastruktur, der Siedlungsstruktur und des Naturmilieus bestimmte somit das 
Aufgabenspektrum der Territorialplanung“ (Okonnek 1999, S. 38). Als „Auftragsplanung“ war 
sie ferner für die Planung und Vorbereitung von Investitionen der Wirtschaft zuständig, wozu 
sie auf ein umfassendes Informationssystem in Form eines flächendeckenden und funktional 
differenzierten Katasters bezüglich Schutzgebiete sowie baulicher Vorhaben zurückgreifen 
konnte. Hinsichtlich der Instrumente und Methoden bestanden einige Parallelen zum 
bundesdeutschen Planungssystem. Dafür erforderte dessen Einführung in den neuen 
Bundesländern die Übertragung des entsprechenden Planungsrechts. Dem liegt vor allem 
die Abwägung der verschiedenen Belange bzw. Raumnutzungsansprüche zu Grunde. 
Insofern zeichnet sich die bundesdeutsche Raumordnung durch eine größere Eigen-
ständigkeit als die stärker wirtschaftlichen Zielen und Erfordernissen dienende und somit 
ausführende Territorialplanung aus. 
2.2 Aktuelle Rahmenbedingungen und Reaktion der Raumplanung darauf 
Hatte sich die Raumordnung bis in die 1980er Jahre hinein vor allem mit nationalen 
Gegebenheiten auseinanderzusetzen, so wurde und wird sie zunehmend mit internationalen 
Rahmenbedingungen konfrontiert. Diese prägen wesentlich die räumlichen und 
institutionellen Strukturen und damit auch die Reaktionsmöglichkeiten und –weisen der 
Raumordnung hierauf. 
Die internationalen Rahmenbedingungen werden vor allem durch eine zunehmende globale 
Verflechtung der Produktion gebildet, die denn auch den Wechsel vom Fordismus zum 
Postfordismus kennzeichnet (vgl. Danielzyk 2002). Vor allem aufgrund von Kostenvorteilen, 
die durch eine Verringerung der Fertigungstiefe erzielt werden konnten und die 
internationalen Produktionsverflechtungen beträchtlich erhöht haben, hat die Dynamik von 
Standortentscheidungen bzw. –entwicklungen erheblich zugenommen. Diesbezügliche In-
vestitionen wurden nicht zuletzt durch die Deregulierung auf den internationalen 
Kapitalmärkten begünstigt. In der Folge werden unternehmerische Entscheidungen immer 
mehr außerhalb der Standorte im Hinblick auf betriebswirtschaftliche Erfordernisse getroffen, 
so dass die hierfür maßgeblichen Akteure weniger regional(planerisch)en Erwägungen 
zugänglich sind. Insgesamt ist die mit der Außenorientierung verbundene Kurzfristigkeit von 
Entscheidungen nicht ohne weiteres vereinbar mit einer längerfristig orientierten 
Raumplanung, die eher auf den Ausgleich verschiedener raumrelevanter 
Nutzungsansprüche bedacht ist und hierzu gegenüber wirtschaftlichen Interessen auch 
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Restriktionen formuliert. Somit entspricht die Raumordnung häufig nicht der von der 
Wirtschaft geforderten Flexibilität, andererseits sorgt sie mit ihren verbindlichen Vorgaben für 
Planungssicherheit, welche der Wirtschaft zugute kommt.  
Mit den zunehmenden internationalen Wirtschaftsverflechtungen einher geht auch eine Aus-
differenzierung der individuellen Lebens- und Konsumstile (Gebhard 2002). Räumlich 
manifestiert sich dies v.a. in der voranschreitenden Auflösung traditioneller Siedlungs-
strukturen im Zuge der Suburbanisierung und in dem Funktionsverlust vieler gewachsener 
Zentren zugunsten dezentraler Einzelhandelsstandorte, welche dem Bedürfnis nach neuen 
Erlebniswelten entsprechen. Dabei sind diese peripheren und autoaffinen Standorte 
gleichsam ‚perfektionierte’ Zentren und übertreffen darin die Innenstädte, was Angebot, 
Sauberkeit und Sicherheit anbelangt. 
Übergeordnete Leitbilder und Instrumente einer konzentrierten sowie achsengebundenen 
Siedlungsstruktur lassen sich mit einer solchen Vorstellung von Raum nur schwer in 
Einklang bringen. Erst recht gilt dies im Hinblick auf sozioökonomisch motivierte Prozesse 
wie großräumige Wanderungsbewegungen, welche die wirtschaftlichen Gunsträume auf 
Kosten strukturschwacher Räume stärken und so die Verwirklichung der Leitvorstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse erschweren. 
Die vielfältigen wirtschaftlichen Verflechtungen und die Ausdifferenzierung der individuellen 
Lebenswelten führen zu einer erhöhten Komplexität von Interessen und Ansprüchen, die 
ihren Niederschlag nicht zuletzt in einer wachsenden Regelungsdichte findet. Diese betrifft 
etwa die Umweltschutzpolitik, die den Ausgleich zwischen Schutz und verträglicher Nutzung 
natürlicher Ressourcen anstrebt. Aber auch andere, gesellschaftlich relevante Bereiche der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik werden mit immer neuen Problemen konfrontiert, deren 
Dringlichkeit schnelle Lösungen erfordert. Vor diesem Hintergrund läuft die Raumordnung 
Gefahr, ihre raum- und fachübergreifenden Belange noch weniger umsetzen, geschweige 
denn vermitteln zu können, zumal sie über keine eigene Umsetzungskompetenzen verfügt. 
Zudem vollzieht sich mit der europäischen Einigung ein voranschreitender Übergang von 
Kompetenzen an eine zentrale supranationale Institution, die wiederum den Spagat 
zwischen einer möglichst einheitlichen, effizienten  Problembewältigung und heterogenen 
nationalen Strukturen zu leisten hat. Solange sich keine formale europäische 
Raumordnungspolitik herausgebildet hat, ist fraglich, ob die sektoral ausgeprägten Politiken 
der EU raumplanerische Erfordernisse ausreichend berücksichtigen.16
Durch die exogenen Einflussfaktoren der (internationalen) wirtschaftlichen und politischen 
Verflechtungen verringern sich tendenziell die Steuerungsmöglichkeiten staatlichen 
Handelns. Insbesondere auf europäischer Ebene werden immer mehr Entscheidungen 
getroffen, die einen unmittelbaren Raumbezug haben; dieser ist beispielsweise bei der 
gemeinschaftlichen Förderpolitik über die INTERREG-Programme evident. Allerdings hat 
sich in letzter Zeit das Bewusstsein für die von den europäischen Politiken ausgehende 
Raumrelevanz insofern erhöht, als eine entsprechende raumplanerische Koordination für 
notwendig erachtet wird, wie sie – bisher unverbindlich – mit dem EUREK angestrebt wird.17
Zur Einengung der staatlichen Handlungsspielräume trägt jedoch nicht unwesentlich auch 
die zunehmende Verselbständigung gesellschaftlicher Teilsysteme wie Wirtschaft, Recht und 
Wissenschaft bei, welche ein einheitliches und koordiniertes staatliches Handeln erschwert. 
Gerade auch von dieser Komplexität der Problembereiche und Bewältigungsstrategien geht 
                                                
16 Vgl. hierzu Müller/Leibenath/Pallagst 2002. 
17 So ist im EUREK (Europäische Kommission 1999, S. 13ff.) ein eigener Abschnitt dem „Einfluss der Politiken 
der Gemeinschaft auf das Territorium der EU“ gewidmet. 
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ein erhebliches Konfliktpotenzial aus, wodurch fachübergreifende Institutionen wie die 
Raumplanung in den Hintergrund gedrängt werden. 
Doch auch unterhalb der staatlichen Ebene vollzieht sich ein räumlicher und institutioneller 
Wandel. So ist bereits seit längerem ein Bedeutungsgewinn der Regionen zu beobachten, 
der zum einen mit der abnehmenden staatlichen Problembewältigungskapazität 
korrespondiert und zum anderen dem wachsenden über-örtlichen Handlungsbedarf 
entspricht. So stehen die Kommunen im gegenseitigen Wettbewerb um Einwohner, 
Arbeitsplätze und Finanzmittel, wobei die an sich notwendige und sinnvolle Kooperation 
vielfach durch Eingemeindungsängste beeinträchtigt wurde und wird. Regionen können unter 
diesen Umständen eine übergreifende Plattform bilden, um entsprechenden Heraus-
forderungen auch ohne administrative Neuordnungen auf kommunaler Ebene wirkungsvoll 
zu begegnen. Schließlich stellen Regionen nicht nur Räume mit besonderen wirtschaftlichen 
Zusammenhängen, etwa im Rahmen von Produktions- und Zuliefernetzwerken sowie 
Fühlungsvorteilen („kreative Milieus“), dar, sondern repräsentieren auch den Aktionsraum, in 
dem die Bevölkerung wesentliche Bedürfnisse befriedigt.18 Aus diesem Grund gelten 
Regionen als wichtige Ebene zur Gestaltung räumlicher und funktionaler Strukturen. 
Augenfällig wird dies an den zunehmenden Formen regionaler Organisation bzw. 
Kooperation, die neben der Planung insbesondere auch wichtige Aufgaben der regionalen 
Entwicklung abdecken und damit auch an politischem Gewicht gewinnen (vgl. Danielzyk 
1999). 
Für die räumliche Planung bedeutet dieser Befund folgendes: Die Schwächung durch neue 
Anforderungen der Wirtschaft, individuelle Ansprüche sowie die abnehmende staatliche 
Steuerungsfähigkeit insgesamt führen zu einem Umsetzungsdefizit der Raumplanung, das 
darüber hinaus institutionell noch dadurch verstärkt wird, dass räumliche Planung und 
Entwicklungsaufgaben getrennt betrieben werden. Die klassischen Tätigkeitsfelder der 
Planung, Pläne zu erstellen, Stellungnahmen abzugeben und die Raumentwicklung zu 
beobachten, reichen zu einer aktiven Regionalentwicklung nicht mehr aus (vgl. Mielke 1999). 
So sind die Pläne Ergebnis eines aufwendigen und langwierigen Koordinations- und 
Beteiligungsprozesses, der häufig nur zu Minimalkonsensen führt und bei Inkrafttreten der 
Pläne nicht mehr den aktuellen Anforderungen gerecht wird. Zudem finden sich die 
umsetzungsrelevanten Akteure wie Fachplanungen und v.a. Private nicht ausreichend bzw. 
verantwortlich an der Planaufstellung beteiligt, so dass sie sich an die Ziele und sonstigen 
Aussagen der Pläne nicht gebunden fühlen. Dazu trägt insbesondere auch die Tatsache bei, 
dass viele Planadressaten sich durch die Ordnungsfunktion der Raumordnung in ihren 
Interessen beschnitten sehen und raumordnerische Konzeptionen als „Verhinderungs-
planung“ ablehnen.19
Unter diesen Bedingungen ist es für die räumliche Planung schwierig, einen wirksamen 
Rahmen für die Entwicklung abzustecken, der dann auch von den anderen Akteuren 
                                                
18 Vereinzelt wird auch von der „Entwertung“ der Region bei einigen Akteuren gesprochen, welche sich primär 
wirtschaftlich betätigen und großräumiger organisieren. Dadurch nimmt zwar bei den betreffenden Akteuren die 
regionale Verankerung mit einem entsprechend geringeren Verständnis für (inner-)regionale Zusammenhänge 
und Planungserfordernisse ab, jedoch ist gleichzeitig eine steigende funktionale Verflechtung bzw. Organisation 
in Netzwerken zu beobachten. Bei dem hier zugrunde gelegten Verständnis für einen wachsenden regionalen 
Handlungsbedarf bei zunehmenden politischen Bemühungen um Institutionalisierung wird von einem 
überwiegenden Bedeutungsgewinn der regionalen Ebene ausgegangen, wie er sich bspw. in Aktivitäten der 
Kreislaufwirtschaft oder in Regionalisierungsstrategien des Staates niederschlägt (Fürst 2002, S. 45). 
19 In dieser Ablehnung der Ordnungsfunktion der Raumplanung kommt zum Ausdruck, dass die damit 
verbundenen Kollektivgüter für die Adressaten eher mit Restriktionen denn mit einem erkennbaren Nutzen 
verbunden sind. Nur in Einzelfällen stellen ordnungsbedürftige Belange „Gruppengüter“ für partikulare Interessen 
dar (vgl. Fürst 2002, S. 44). 
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berücksichtigt werden müsste. Statt einer aktiven planerischen Gestaltung bleibt dann nur 
noch eine reaktive Begleitung der tatsächlichen Entwicklung. 
2.3 Eine ‚neue’ Planungskultur 
In dem Maße, wie der staatliche Handlungsspielraum durch exogene (Globalisierung) und 
endogene (Sektoralisierung, Individualisierung) Faktoren eingeschränkt wird, ist es für den 
Staat sinnvoll und notwendig, von einem hoheitlichen und interventionalistischen Politikstil 
abzugehen zugunsten eines „kooperativen Staates“, der sich durch Dezentralisierung, 
Regionalisierung sowie Verhandlungssysteme mit den Politikadressaten auszeichnet 
(Siebel/Ibert/Meier 1999). Deren Einbeziehung, etwa über Netzwerke, soll den Informations-
austausch als Grundlage von Entscheidungen fördern, eine stärkere Akzeptanz erzeugen 
und somit Ressourcen bei der Umsetzung der Politiken durch die Adressaten mobilisieren. 
Dies gilt sinngemäß auch für die Raumplanung, die durch neue Formen der Planerstellung 
und –umsetzung eine verbesserte Einflussnahme auf die räumliche Entwicklung erhalten 
soll. 
Diese Intention ist vor allem auch durch den Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen 
(ORA 1993) vorgegeben, der den Schwerpunkt der planerischen Tätigkeit auf die regionale 
Ebene setzt („Regionale Eigenkräfte stärken“, ebd., 5.3) und die Bedeutung Regionaler 
Entwicklungskonzepte (REK) als akteursspezifisches und umsetzungsorientiertes 
Planungsinstrument sowie als wichtigen Baustein einer Verknüpfung von Raumordnung und 
regionalisierter Strukturpolitik hervorhebt. Im Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen 
(HARA 1995) werden diese Neuerungen aufgegriffen und um methodische und 
instrumentelle Aspekte vertieft; so wird der Regionalplanung im Hinblick auf informelle 
Konzepte eine verstärkte Moderationsfunktion zugewiesen. Außerdem werden in diesem 
Zusammenhang die REK mit planerischen Instrumenten wie Städtenetzen und 
Metropolregionen verknüpft. Schließlich wurde im § 13 des ROG ausdrücklich 
festgeschrieben, dass sich die Aufgabe der Regionalplanung nicht in der Aufstellung von 
Plänen erschöpft, sondern die Verwirklichung der Raumordnungspläne ein wichtiges 
Tätigkeitsfeld der Raumordnung darstellt, wofür die Träger der Landes- und Regionalplanung 
insbesondere „die Zusammenarbeit der für die Verwirklichung maßgeblichen öffentlichen 
Stellen und Personen des Privatrechts fördern“ sollen. Konkrete Instrumente dabei bilden 
REK, Städtenetze sowie vertragliche Vereinbarungen. Im Einzelnen beinhaltet das 
veränderte Planungsverständnis folgende inhaltliche, instrumentelle und organisatorische 
Aspekte. 
Vor dem Hintergrund der beschränkten rechtlichen und tatsächlichen Steuerungs-
möglichkeiten der Raumplanung wird immer stärker eine Abkehr von allumfassenden20 hin 
zu schlanken Plänen gefordert. Diese sollen nur noch einen Kernbereich der Ordnung und 
Entwicklung von Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur abdecken und mit dieser 
Einschränkung einen konzentrierteren Aufstellungsprozess ermöglichen (vgl. Kistenmacher 
2001). Letzteren effizient zu steuern, soll beispielsweise über ein Planungsmanagement 
geleistet werden, das eine verstärkte „Informations-, Beratungs- und Moderationstätigkeit im 
Vorfeld der Planerstellung und im Rahmen der Planumsetzung“ (Hilligardt 2001) beinhaltet. 
Die dadurch eingesparten Kapazitäten können etwa zu einer erweiterten Mitwirkung an 
                                                
20 Damit gemeint ist die große Palette von Themen und Aussagen, die zwar der Koordinationsfunktion der 
Regionalplanung entspricht, nicht jedoch ihren tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten. Vielmehr zeichnen sich 
schlanke Regionalpläne dadurch aus, dass sie nur zu solchen Themen Aussagen treffen, welche originär der 
regionalen Ebene zuzuordnen sind im Gegensatz zu Landes- und Fachplanungen, zu denen ein Zieladressat 
benannt werden kann, und sofern das einschlägige Instrumentarium eine Steuerungswirkung zeigt (so Weick 
2004, S. 330). 
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kommunalen oder Fachplanungen sowie zur Erarbeitung informeller Konzepte eingesetzt 
werden (Spangenberger 2005). 
Im Zuge der Ökonomisierung und Ausdifferenzierung von Interessen in der Gesellschaft 
gewinnt die Entwicklungsfunktion der Raumplanung an Bedeutung gegenüber der 
Ordnungsfunktion. Gleichwohl behält die Ordnungsfunktion ihre Wichtigkeit im Hinblick auf 
den Schutz und die Entwicklung der Lebensraumqualität, etwa durch die Festlegung von 
Umweltqualitätszielen (vgl. Fürst 2002, S. 48). Dies zu vermitteln bedarf es freilich 
persuasiver Strategien, wie sie vereinzelt über informatorische Instrumente (z.B. Regional-
gespräche mit einzelnen Kommunen im Vorfeld der Flächennutzungsplanung) praktiziert 
werden (Knieling/Fürst/Danielzyk 2001b, S. 45f.). Aufgrund der engen sachlogischen 
Interdependenz von Ordnungs- und Entwicklungsfunktion im Sinne eines Offenhaltens von 
Entwicklungsmöglichkeiten ist es somit nicht zweckmäßig, streng zwischen beiden zu 
unterscheiden. 
Die Entwicklungsfunktion bildet quasi den planerischen Ausgangspunkt für eine stärker 
gefragte Umsetzungs- und Handlungsorientierung. Neben dem Plan rückt nun die 
tatsächliche Entwicklung in den Vordergrund. Diese manifestiert sich v.a. in einzelnen 
Projekten, die überschaubar sind und daher einen gezielten Ressourceneinsatz ermöglichen 
(Fürst 1998a). Sofern mehrere Projekte den Anstoß zu einer weitergehenden 
Regionalentwicklung geben sollen, kann von einer „projektorientierten Planung“ gesprochen 
werden, wofür die IBA Emscher-Park ein Beispiel ist (vgl. Siebel/Ibert/Meier 1999). 
Die Einbettung von Projekten sowie die Behandlung von räumlichen und sachlichen Themen 
geschieht immer mehr über Regionale Entwicklungskonzepte, die Ergebnis einer informellen 
Planung sind (s. u. Abschnitt 2.5.1). Gleichzeitig werden damit Ziele und Aussagen der 
formalen Raumordnungspläne aufgegriffen, konkretisiert und z.T. vorstrukturiert. 
Die Umsetzung raumplanerischer Belange ist ohne die Einbeziehung der dafür 
maßgeblichen Akteure nicht möglich. Schließlich verfügen diese über die dazu erforderlichen 
finanziellen, technischen und immateriellen Mittel. Diese haben sie entweder in ihrer Rolle 
als Machtpromotoren, um ihre Entscheidungskompetenz auszuüben, oder als Fach-
promotoren, die aufgrund ihrer Fachkenntnisse die Entscheidungsprozesse vorbereiten 
(Fürst 1999b, S. 355). Um sie zu einem aktiven Beitrag mobilisieren zu können, bedarf es 
einer diskursiven bzw. persuasiven Vorgehensweise seitens der Raumplanung. Zur 
Institutionalisierung dieser Zusammenarbeit haben sich neue Verfahren bzw. Formen 
entwickelt; dazu gehören etwa Public Private Partnership als Oberbegriff für die Abstimmung 
und Kooperation zwischen Raumplanung und privatwirtschaftlichen Belangen allgemein 
(Eisold/Kollatzsch 2000) oder städtebauliche Verträge bzw. Vorhaben- und Erschließungs-
pläne sowie neue Gremien wie Foren, Arbeitskreise, Regionalkonferenzen im Besonderen, 
die je nach Aufgaben- und Akteurskonstellation gebildet werden. Dabei bietet sich für die 
Regionalplanung, eine entsprechende Kompetenz und Akzeptanz vorausgesetzt, die 
Chance, die häufig zersplitterten regionalen Initiativen und Zuständigkeiten zu bündeln und 
damit den tatsächlichen Bedeutungsgewinn der Regionen auch institutionell zu untersetzen 
(vgl. Priebs 1999a, S. 312). 
Um den Anforderungen einer informellen und handlungsorientierten Vorgehensweise gerecht 
zu werden, ist eine neue Rolle der Regionalplanung gefragt: Soll sie Entwicklungsprozesse 
steuern bzw. daran mitwirken, geht es um Fragen des Regionalmanagements. Damit 
eröffnet sich ein weites Aufgabenfeld: die Koordination von Projekten und Abstimmung mit 
den förmlichen Zielen der Raumplanung, die Organisation von Netzwerken, die Vermittlung 
zwischen verschiedenen Interessen und Belangen, etwa zwischen Vorhaben- oder 
Projektträgern einerseits und Fördermittelgebern bzw. Genehmigungsbehörden andererseits 
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sowie zwischen betriebswirtschaftlichen Entscheidungen und Schutzansprüchen natürlicher 
Ressourcen, und schließlich das Regionalmarketing. Als gemeinsamer Nenner kann dabei 
die „querschnittsorientierte Gestaltung, Entwicklung und Steuerung einer Region“ gelten, 
wobei das Regionalmanagement im engeren Sinne „die Organisations- und Personalstruktur 
bezeichnet, die federführend die Umsetzung der Projekte, Maßnahmen und Strategien“ auf 
der Grundlage Regionaler Entwicklungskonzepte betreibt (so Dehne 2002, S. 26). 21
Allerdings organisieren sich regionale Akteure zunehmend auch unabhängig von etablierten 
und legitimierten Institutionen, können diese jedoch auch einschließen. Dies geschieht 
zunehmend unter dem Druck des interregionalen Wettbewerbs (Benz 2004). Solche 
Netzwerkstrukturen stellen die Verknüpfung staatlicher und gesellschaftlicher Akteure mit 
hierarchischen, kompetitiven und kooperativen Beziehungen unter Verwendung formeller 
und informeller Handlungsweisen dar (Benz 2001, S. 56). Als Akteure einer sog. „Regional 
Governance“ kommen solche der Wirtschaft, der Zivilgesellschaft sowie des öffentlich-
administrativen Sektors in Betracht (Public Private Partnership). Diese dynamischen, 
aufgaben- bzw. problem(lösungs)adäquaten Selbststeuerungssysteme beruhen zumeist auf 
funktionalen Verflechtungen im Gegensatz zu territorialen Bezügen der formalen 
Steuerungsinstitutionen (Fürst 2001b). Kennzeichen des Ablaufs der Regional Governance 
sind die Grundsätze der netzwerkbasierten Kooperation wie Reziprozität, Fairness, 
Vertrauen und Selbstbindung, welche auf ausgehandelten Regelungen zur 
Funktionsverteilung, Außenvertretung, Entscheidungsfindung und Konfliktbewältigung 
beruhen (Fürst 2003, S. 443). Sofern Regional Governance im Bereich der Raumplanung 
praktiziert wird, spielen darüber hinaus Transparenz und Berechenbarkeit, Verhandlungen 
und Verträge sowie Kontrolle eine wichtige Rolle, wozu der Staat entsprechende rahmen-
setzende Regelungen treffen sollte (Frey 2003, S. 460f.). Damit soll ein Gleichgewicht 
zwischen Markt, Hierarchie und den verbindenden Netzwerken geschaffen bzw. aufrecht-
erhalten werden. So gesehen scheint Regional Governance recht eng an das Konzept des 
Regionalmanagements anzuknüpfen und ist insbesondere in der soziologischen Betrach-
tungsweise auf die Bildung sozialen Kapitals und die Kultur des Diskurses ausgerichtet 
(Healy 2002), welche die Interaktion zwischen den verschiedenen Akteuren höher bewertet 
als das Expertentum. Dies ist denn auch für die Raumplanung bei der Mitwirkung an 
Kooperationsprozessen eine wichtige Herausforderung und Chance zugleich, um eine 
effektive und effiziente Steuerung der Regionalentwicklung zu bewirken. 
Als Tenor der raumordnungspolitischen Diskussion kann gelten, dass das 
Regionalmanagement zur Steigerung der Wirksamkeit und damit Aufwertung der 
Regionalplanung beitragen kann bzw. soll. Neben den vielfältigen, stark normativ geprägten 
Argumenten wird dies in den empirisch orientierten Planungswissenschaften nicht 
uneingeschränkt so gesehen (vgl. Knieling/Fürst/Danielzyk 2001a). So ist z.T. eine 
                                                
21 Ansonsten gehen die Begriffsdefinitionen für Regionalmanagement mehr oder weniger weit auseinander, wobei 
vielfach Überschneidungen festzustellen sind. So betreffen die Bedeutungsvarianten etwa im teleologischen Sinn 
die kooperative Koordination von verschiedenen Projekten (Fürst 1998), in einer stärker prozessualen Sicht die 
Verknüpfung von Regionalkonferenzen und Regionalplanung (bezogen auf NRW, Tilkorn 1999, S. 66) oder bei 
einer formalen Betrachtungsweise ein „räumliches Politikfeld“ einer aktiven Regionalentwicklungspolitik (so etwa 
Gugisch/Maier/Obermaier 1998) mit einem ausgeprägten Regionalmarketing (Mielke 2000). Einen guten 
Überblick der projekt-, marketing- und raumbezogenen Ansätze gibt Löb (2003), der Regionalmanagement 
folgendermaßen umschreibt: ein „auf regionaler Ebene ansetzendes Handlungskonzept prozeduraler 
Diskurssteuerung, mit dem Ziel, strukturpolitisch relevante Akteure einer Region zu mobilisieren, in ihren auf die 
Entwicklung ihrer Region bezogenen Aktivitäten zu koordinieren und zur Kooperation zu ermuntern“ (S. 124). 
Angesichts der vielfältigen Problemkonstellationen und der jeweils verfügbaren materiellen, personellen sowie 
institutionellen Ressourcen zu deren Lösung erscheint eine einheitliche Definition nicht zielführend zu sein. Eher 
kommt es im Hinblick auf die mit dem Regionalmanagement angestrebte Ergebnisorientierung darauf an, dass 
eine angepasste Strategie verfolgt wird, welche von einem gemeinsamen Problembewusstsein ausgeht und auf 
der Grundlage einer kollektiven Raumentwicklungskonzeption zu einem einvernehmlichen Handlungsprogramm 
mit konkreten Maßnahmen bzw. Projekten führt (so Fürst 1998, S. 240, 247). 
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mangelnde Kooperationsbereitschaft der einzubindenden Fachressorts und Gemeinden 
festzustellen, die das regionalplanerische Engagement als Konkurrenz bzw. Einmischung in 
ihre Kompetenzen auffassen. Dabei äußert sich freilich das Negativimage einer regionalen 
‚Verhinderungsplanung‘. Im Hinblick auf das Verhältnis zu den Kommunen wirkt sich 
erfahrungsgemäß eine kommunal verfasste Regionalplanung positiv aus (Priebs 1999a, 
S. 308). Schwierigkeiten in der Kooperation bestehen darüber hinaus auch im Verhältnis zu 
Fachbehörden, die eher einer Kooperation auf ihrer (Landes-) Ebene zugeneigt sind. Zudem 
treten auch sie in Konkurrenz zu neuen Aufgabenfelder der Regionalplanung, dies betrifft 
etwa die Wirtschafts- und Landwirtschaftsressorts, die vielfach Regionalkonferenzen als 
eigene Aufgabe für sich reklamieren und ebenfalls Konzepte einer integrierten, also 
querschnittsorientierten ländlichen Regionalentwicklung betreiben (vgl. Knieling/Fürst/ 
Danielzyk 2001b, S. 43f.). 
Letztlich entscheidend für die Bedeutung der Regionalplanung im Prozess der regionalen 
Entwicklung ist ihre tatsächliche aufgabenbezogene Kompetenz und damit Autorität, welche 
etwa durch umsetzungsorientierte Aufgabenfelder oder die organisatorische Verankerung in 
der staatlichen Mittelbehörde gestärkt werden. In diesem Fall kommen die idealerweise 
gegebenen Vorteile der Regionalplanung zum Tragen, die in ihrer Bedeutung als „etablierte 
regionale Institution“, „der Erfahrung im Umgang mit regionalen Akteuren“ und ihrer 
„Erfahrungen mit Koordinationsaufgaben“ bestehen, allerdings durch den „fehlenden 
gesetzlichen Auftrag“ sowie die „Nicht-Neutralität“ relativiert werden können (Hilligardt 2001). 
Gegen die beiden letztgenannten Gründe spricht der Auftrag aus § 13 ROG an die 
Raumordnung insgesamt, auf die Verwirklichung der Raumordnungspläne mitzuwirken, was 
einer aktiven Rolle gleichkommt,22 sowie der Querschnittsbezug, welcher eine prinzipiell 
ausgewogene Betrachtung aller Themenbereiche impliziert. Insofern dürfte im Einzelfall das 
konkrete Standing der Regionalplanung, die zu bearbeitende Problematik sowie die 
Kooperationsbereitschaft der Akteure entscheidend sein, ob sich die Regionalplanung für 
eine „Verknüpfung mit Regionalmanagementansätzen“ (ebd.) oder sogar eine 
entsprechende Federführung eignet.23  
Abschließend sollen die Möglichkeiten und Grenzen formeller und informeller Instrumente 
thematisiert werden. Die formellen Instrumente, wie sie von den für die Regionalplanung 
zuständigen Körperschaften bzw. Verbände auf den entsprechenden Rechtsgrundlagen 
erstellt und angewandt werden (Regionalplan, Stellungnahmen zu Vorhaben anderer 
Planungsträger etc.), basieren auf förmlichen Verfahren zur Beteiligung von bestimmten 
Trägern öffentlicher Belange und deren Berücksichtigung im Rahmen der Planabwägung. In 
ihrer gesamträumlichen Reichweite und umfassenden Behandlung vielfältiger Sachbereiche 
gelten sie z.T. als zu unflexibel und damit wenig umsetzungsrelevant hinsichtlich kurzfristiger 
Änderungen von Rahmenbedingungen. Immerhin bilden sie damit den rechtsverbindlichen 
Rahmen für die umsetzungsrelevanten Akteure (Kommunen, Fachplanungsträger).  
Informelle Instrumente wie Regionale Entwicklungskonzepte, Regionalkonferenzen und 
Städtenetze (s. u. Teilkapitel 2.5) dagegen mit ihrer Handlungs- und Prozessorientierung 
erweitern die Möglichkeiten der Beteiligung um die für bestimmte Sachfragen bzw. Projekte 
relevante Akteure und erlauben gleichzeitig eine Beschränkung auf (teil-)räumliche und/oder 
sachliche Aufgabenfelder. Dabei kommt es entscheidend auf die Kooperationsbereitschaft 
dieser Akteure an, die nur über konsensuale Vorgehensweisen in nicht-normierten Verfahren 
                                                
22 Diese Bestimmung ist mittlerweile auch in die an das ROG angepassten Landesplanungsgesetze bzw. sogar in 
die Landesentwicklungspläne und –programme aufgenommen worden. 
23 Entsprechende Aktivitäten könnten etwa in der Teilnahme an Fachforen zu Fragen der Raum-, Siedlungs- und 
darüber hinaus gehenden Regionalentwicklung zum Zweck des Informationsaustauschs sowie der Beratung 
bestehen. 
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erreicht werden kann. Damit sind spiegelbildlich bereits die Probleme von informellen 
Instrumenten angedeutet: Angesichts der fehlenden Normierung kann dem Ergebnis infor-
meller Instrumente keine Rechtsverbindlichkeit zukommen. Gleichwohl geht von ihnen eine 
erhebliche Vorentscheidungswirkung aus, ohne sich jedoch einer entsprechenden Kontrolle 
des Einflusses der beteiligten Akteure unterziehen zu müssen, was zu erheblichen 
Legitimationsdefiziten führt. Ferner sind REK und Städtenetze sachlich bzw. räumlich 
selektiv, decken nur konsensfähige Themenfelder ab und sind daher nicht zur Lösung von 
harten raumübergreifenden Konflikten geeignet. 
In Anbetracht der wichtigen Funktionen und der damit verbundenen Vor- und Nachteile von 
formellen und informellen Instrumenten ist es nicht sachgerecht, diese einzeln anzuwenden. 
Vielmehr wird seitens der Wissenschaft und der Planungspraxis überwiegend für eine 
gegenseitige Ergänzung plädiert (für viele Priebs 1998). Dies resultiert nicht zuletzt aus der 
tatsächlichen Begrenztheit der formellen Instrumente einerseits, welche zum Zweck ihrer 
Umsetzung persuasiver und kooperativer Strategien bedürften, und aus der rechtlichen, 
sachlichen und räumlichen Begrenztheit informeller Instrumente andererseits. Sofern die 
Regionalplanung Planung und Entwicklung gleichermaßen anstrebt, ist ein differenzierter Mix 
beim Instrumenteneinsatz vonnöten.  
2.4 Zwischenfazit 
Bei der Entwicklung des Planungssystems in Deutschland können auf der überörtlichen 
Ebene verschiedene Etappen identifiziert werden, die zur heutigen Institutionalisierung der 
Planung beigetragen haben: 
• In der Weimarer Republik kam es zu mehreren Zusammenschlüssen von 
Landesplanungsverbänden, welche die Ordnung der Siedlungsentwicklung und die 
Sicherung von Freiräumen zum Ziel hatten und von den Kommunen getragen wurden. 
Dabei kann angesichts der Freiwilligkeit bereits von kooperativen Strukturen gesprochen 
werden. Darin liegen die Ursprünge der Regionalplanung, die im Rahmen einer 
„Regionalisierung von unten“ entstanden ist (Fürst 1999b, S. 360). 
• Während des Nationalsozialismus wurde die Planung aus ideologischen Gründen 
zentralisiert und dabei flächendeckend institutionalisiert. Die hierarchischen 
organisatorischen Strukturen fanden ihren Niederschlag auch im Instrumentarium 
(zentrale Orte zur Entwicklung der annektierten Gebiete). 
• In der Nachkriegszeit konsolidierte sich die Raumordnung auf der Grundlage von 
Förderalismus und Rechtsstaatlichkeit. Damit wurden Landes- und Regionalplanung als 
fachlich übergeordnete und zusammenfassende bzw. überörtliche Planung etabliert. Der 
staatliche Planungsanspruch kulminierte in der integrierten Entwicklungsplanung24; mit 
rückläufigem Wachstum war die Raumordnung bemüht, ihren (politischen) Stellenwert 
durch die Vertretung von Belangen des Umweltschutzes zu erhalten bzw. auszubauen. 
Auch in der DDR wurde eine umfassende Territorialplanung aufgebaut, welche sich 
jedoch dem Primat der Wirtschaftspolitik unterzuordnen hatte und im Hinblick auf die 
Sicherung der dafür erforderlichen Ressourcen eine wesentliche koordinierende Funktion 
wahrnahm. 
                                                
24 Allerdings wirkt die integrierte Entwicklungsplanung insofern nach, als nach wie vor ein aufgabenlogisches 
Vorgehen zur Bewältigung komplexer Sachverhalte und dazu eine Querschnittsorientierung der Raumordnung 
erforderlich ist. Ein Aufgabenfeld hierfür ist nicht zuletzt die endogene bzw. nachhaltige Regionalentwicklung, 
wenn auch heute mit dezentralen, flexiblen, orts-, problem- und adressatengerechten Steuerungsformen (vgl. 
Löb/Wiechmann 2001, S. 31). 
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• Mit der zunehmenden Globalisierung und Ökonomisierung, der Individualisierung der 
Gesellschaft sowie der politischen Internationalisierung (wachsender Einfluss der EU) 
verringert sich seit den 1980er Jahren der staatliche Handlungsspielraum merklich, was 
auch für die Raumplanung insgesamt gilt. Formelle Pläne und Verfahren verloren an 
tatsächlicher Bedeutung. Dafür setzt die Raumordnung verstärkt auf informelle Instru-
mente zur Überzeugung und Einbeziehung umsetzungsrelevanter Akteure: „Die 
Mobilisierung endogener Potenziale, die Nutzung brachliegender Synergien, die Wahr-
nehmung neuer Schnittstellen zwischen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Anforderungen verlangt über klassische ordnungspolitische Vorgaben hinaus vermehrt 
Koordination und Kooperation. Dabei ist das Verhandeln wichtiger als das Dekretieren, 
die Kompromiss- und Konsensfindung wichtiger als formale Normierung“ (Hahn 1999, S. 
297). 
Auch wenn sich die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
gravierend geändert haben, hat es stets eine systembedingte Diskrepanz zwischen Planung 
und Entwicklung gegeben. So hat die Raumordnung zwar einen weitgehenden inhaltlichen 
Gestaltungsanspruch im Sinne ihrer Koordinationsfunktion zur Lösung widerstreitender 
Raumnutzungsansprüche, dem jedoch keine Umsetzungskompetenz entspricht. Weiterhin 
wird ihre Ordnungsfunktion von anderen Akteuren als behindernd empfunden. Ferner verfügt 
sie über keine finanziellen Mittel und ist auch sonst personell und materiell für weiterführende 
Aufgaben nur unzureichend ausgestattet. Von daher ist die Raumordnung quasi ‚von Natur 
aus‘ auf das Mitwirken anderer Akteure im Rahmen von Überzeugung und Kooperation 
angewiesen, sofern ihre Ziele und Belange verwirklicht werden sollen. Der räumliche 
Schwerpunkt diesbezüglich liegt angesichts der Problem- und Akteursnähe auf regionaler 
Ebene. 
Folglich wurden neben den formellen Planungsinstrumenten informelle wie REK, 
Regionalkonferenzen und Städtenetze eingeführt. Diese weisen aufgrund ihrer vielfältigen 
Möglichkeiten der Beteiligung sowie der Konzentration auf bestimmte sachliche und 
räumliche Themen eine stärkere Umsetzungsorientierung auf. Allerdings besitzen sie keine 
rechtliche Verbindlichkeit und sind aufgrund der Konsensorientierung weniger zur Lösung 
harter Konflikte geeignet als wiederum die formellen Instrumente. Daher kann nur eine 
kombinierte Anwendung formeller und informeller Instrumente einen tatsächlichen Beitrag zu 
einer ausgewogenen und nachhaltigen Regionalentwicklung leisten. Die konkrete Anwend-
barkeit informeller Instrumente hängt freilich von den jeweiligen Ausgangsbedingungen, also 
der Problemstruktur, der Kompetenz und Akzeptanz der Regionalplanung im Kontext zu 
anderen (konkurrierenden) Institutionen, von der Kooperationsbereitschaft der Akteure sowie 
von den sonstigen Rahmenbedingungen (Einfluss der Landesverwaltung, Förderpolitik) ab. 
Somit lassen sich Funktionsweisen und Bedeutung der Instrumente nur im Einzelfall 
beurteilen, wie es auch Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist. 
2.5 Informelle Instrumente in der Raumordnung 
Wie in den obigen Abschnitten ausgeführt, etablieren sich in der Raumordnungspraxis immer 
stärker informelle Vorgehensweisen, die auf Überzeugung, Kooperation und Konsens 
beruhen. Zur Lösung bestimmter Problemkontexte wird dabei auf Formen bzw. Instrumente 
zurückgegriffen, die bei aller regionsspezifischen Besonderheit sich gemäß ihrer Merkmale 
typisieren lassen. Dazu gehören Regionale Entwicklungskonzepte und Städtenetze. 
Beide stellen Entsprechungen zu formalen Instrumenten dar: So lassen sich regionale 
Entwicklungskonzepte den Raumordnungsplänen zuordnen, während Städtenetze in ihrer 
kommunalen Ausprägung mit den zentralen Orten korrespondieren. Darin kommt nicht 
zuletzt auch die Weiterentwicklung des formellen Instrumentariums zum Ausdruck. Beide 
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sind nach § 13 ROG als Instrumente zur Umsetzung raumordnerischer Ziele vorgesehen und 
finden darüber hinaus als Modellprojekte der Raumordnung eine große Beachtung (BBR 
1999). 
Diese beiden Instrumente werden im Vorgriff auf das untersuchte Beispiel näher erläutert. 
Dabei wird neben der begrifflichen Bestimmung auf inhaltliche und organisatorische 
Merkmale eingegangen sowie eine Beurteilung ihrer Vor- und Nachteile vorgenommen, um 
sie zum einen miteinander und zum anderen mit formellen Instrumenten der Raumordnung 
vergleichen zu können. 
2.5.1 Regionale Entwicklungskonzepte (REK) 
2.5.1.1 Begriff und Ziele 
Im Gegensatz zur vielfach geäußerten Auffassung sind REK keine Erfindung der 
Raumordnung, sondern gehen auf Initiativen der regionalen Wirtschaftsförderung bzw. 
regionalisierten Wirtschaftsstrukturpolitik zurück (Danielzyk 2000b). Vorreiter in Deutschland 
war Nordrhein-Westfalen, wo schon Ende der 1980er Jahre nach umfassenden Strategien 
und Projekten zur Bewältigung der Strukturkrise gesucht wurde (Schlieper 1988). Dem 
vorangegangen war auf EU-Ebene die Umstellung der Regionalpolitik von der 
Projektförderung zur Förderung operationeller Aktionsprogramme, welche die Notwendigkeit 
und Durchführbarkeit von Maßnahmen belegen sollen. Daneben werden REK auch 
zunehmend im Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ eingefordert und sind mittlerweile fester Bestandteil der Förderrichtlinien 
der Bundesländer. Folglich sollen REK als „Beurteilungsraster“ (Danielzyk 2000b, S. 107) für 
den effizienten Einsatz von Fördermitteln dienen. Daneben verlangt der zunehmende 
interregionale Wettbewerb nach entsprechenden Regionalmarketing-Aktivitäten, mit denen 
der Bekanntheitsgrad der Region erhöht, die Identifikation von Bürgern und Unternehmen mit 
ihrer Region gestärkt sowie die für die Attraktivität maßgeblichen Standortfaktoren 
aufgewertet werden sollen (so Mielke 2000, S. 319). In Anbetracht der Steuerungsdefizite in 
der Raumplanung wurden sie zunehmend als Bindeglied zwischen Regionalplanung und 
dem Konzept einer „projektorientierten und kooperativen Regionalentwicklung“ etabliert, 
wobei in Bayern mit der Aufstellung von Teilraumgutachten begonnen wurde (Dehne 2002, 
S. 25). 
Da alle diesbezüglichen Maßnahmen nur z.T. finanziell und materiell gefördert werden, 
kommt es ausdrücklich auf die Beteiligung der für die Umsetzung von Maßnahmen 
maßgeblichen Akteure an. Neben den Mitteln und den Beiträgen einzelner Akteure ist für die 
Durchführbarkeit noch die zeitliche Realisierung von Vorhaben und Maßnahmen ent-
scheidend. Mit der personellen, materiellen und immateriellen Eigenbeteiligung der regio-
nalen Akteure sind REK somit ein Instrument der endogenen Regionalentwicklung25, welche 
sich zunächst auf entwicklungsbedürftige ländliche Räume bezieht. Doch nicht nur dort, 
sondern auch in verdichteten Stadtregionen bestehen zur Lösung von Stadt-Umland-
Konflikten Anlässe zur Erarbeitung von REK. Das REK für Bremen und das 
niedersächsische Umland ist ein Beispiel dafür (vgl. Danielzyk/Priebs 1998, S. 65ff.). Daraus 
ergibt sich auch die raumordnungspolitische Relevanz von REK hinsichtlich Fragen der 
Ordnung, Entwicklung und des Ausgleichs. 
                                                
25 Endogene Regionalentwicklung bezeichnet eine Strategie, die auf der Nutzung regionaler Ressourcen wie 
Wissen, Institutionen und wirtschaftlichen, landschaftsräumlichen sowie verkehrlichen (Infra-)Strukturen beruht 
und sich besonderer Verfahren und Prozesse bedient. Dazu gehören etwa Moderation, Konflikt-, Veranstaltungs- 
und Projektmanagement, um die genannten Ressourcen zu mobilisieren bzw. in Wert zu setzen (so Sinning und 
Stachowitz, zitiert in Beck/Maier/Obermaier 1999, S. 588). 
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Ungeachtet der Formenvielfalt von REK sollen hier einige zentrale Merkmale wiedergegeben 
werden (vgl. Dehne 2002, S. 26): 
• REK sind interkommunale Konzepte, die außerhalb rechtlich normierter Verfahren unter 
Beteiligung der zur Lösung der Probleme erforderlichen Akteure aufgestellt werden. 
Damit entfalten sie bei diesen keine formelle Bindungswirkung, sondern basieren auf 
der Selbstbindung der beteiligten Handlungsträger. Gleichwohl bilden sie z.T. ein 
Erfordernis im Hinblick auf bestimmte Fördertatbestände. Das informelle Aufstellung-
sverfahren erlaubt die Einbeziehung vielfältiger Akteure, welche einen Konsens über 
Ziele und Maßnahmen anstreben und diese kooperativ umsetzen. Dies impliziert eine 
fach- und ressortübergreifende Vorgehensweise. 
• REK haben die Lösung konkreter Probleme zum Gegenstand, über deren Dringlichkeit 
und Bewältigung sich die Akteure einig sind. Die Probleme können sich dabei auf 
bestimmte Themen wie Umweltschäden, Siedlungsentwicklung, Städtenetze, Verkehr 
oder Tourismus beziehen und werden im Gegensatz zur Regionalplanung vielfach 
räumlich begrenzt, um die sachliche und personelle Komplexität zu reduzieren.26 Bei 
einer Vielzahl von möglichen Maßnahmen wird eine Priorisierung vorgenommen, deren 
Verwirklichung anhand der notwendigen Rahmenbedingungen (Verantwortlichkeiten, 
Organisation, Förderung bzw. Eigenbeteiligung) sichergestellt ist. 
• Mit den REK wird eine Übereinstimmung von Zielen und Maßnahmen der Raumordnung 
mit den entsprechenden Vorgaben und Vorhaben der Regionalpolitik bzw. anderer 
Fachpolitiken im Sinne einer integrierten Regionalentwicklung angestrebt. Diese Koordi-
nierungsfunktion gilt sinngemäß auch für das Verhältnis zwischen Regionalplanung und 
kommunalen Belangen im Rahmen der Bauleit- oder Stadtentwicklungsplanung 
(Villwock/Bornkessel/Kugler 1998, S. 99f.).27  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass REK aufgrund ihrer inhaltlichen und 
räumlichen Fokussierung nicht allumfassend sein können wie formelle Pläne der 
Raumordnung, jedoch deren abstrakte Aussagen konkretisieren und so deren problem-
adäquate und handlungsorientierte Vertiefung leisten können bzw. sollen. Damit besteht für 
die Raumordnung die Möglichkeit, durch REK kurzfristigen Erfordernissen gerecht zu werden 
und wiederum die längerfristige Anpassung der Raumordnungspläne an die geänderten 
Voraussetzungen vorzubereiten. Dies war nicht zuletzt für ostdeutsche Regionen von 
Bedeutung, da hier z.T. keine rechtsverbindlichen Raumordnungspläne vorlagen, jedoch der 
politische Entwicklungs- und Handlungsdruck groß war bzw. ist.28  
                                                
26 Keim und Kühn (2002, S. 86) sprechen in diesem Zusammenhang von „Handlungsregionen“, welche sich von 
den administrativen Planungsregionen abheben und diese ggf. überschreiten. Diese ‚Teil-Regionen’ können sich 
sowohl im ländlichen als auch im verdichteten (Stadt-Umland-)Raum befinden, wo die REK jeweils eine stärkere 
Entwicklungs- bzw. Ordnungsfunktion wahrnehmen (vgl. Hoffmann 2002). 
27 Die o.g. Teilraumgutachten werden häufig mit REK gleichgesetzt. Dieses Instrument der bayerischen 
Landesplanung hebt sich aber insofern von den REK ab, als die Landesplanung den Auftrag für die Erarbeitung 
gibt und die Ergebnisse mit ihr abgestimmt werden. Darüber hinaus werden nur Kommunen und 
Fachplanungsträger eingebunden. So fließen die maßnahmenbezogenen Ergebnisse der Teilraumgutachten v.a. 
in die Regional-, Bauleit- und Fachplanungen sowie in Raumordnungsverfahren ein, während die Umsetzung von 
einem anschließenden Regionalmanagement geleistet wird (vgl. Laven 1997; Haase-Lerch 2003). 
28 Darüber hinaus sollten mit REK auch funktional-räumliche Defizite der Regionalplanung ausgeglichen bzw. 
neue regionale Planungsstrukturen eingeführt werden. Ersteres gilt für die Regionalplanung in Niedersachsen, die 
kreisweise organisiert ist und somit nur unzureichend den tatsächlichen (zentralörtlichen) Verflechtungen gerecht 
wird (Danielzyk 2000b, S. 109). Letzteres trifft auf Sachsen-Anhalt zu, wo über REK eine Kommunalisierung der 
zunächst staatlich getragenen Regionalplanung verfolgt wurde. Von daher wird verständlich, warum in Sachsen-
Anhalt bereits 1995 ein detaillierter „Leitfaden zur Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte“ erlassen wurde, 
in dem explizit Landkreise und Gemeinden als Träger der regionalen Zusammenarbeit benannt werden 
(MWT/MUNR 1995, 1.2, 1.4; Müller 1999, S. 605). In der Folge wurde den kommunalen Verbänden, die sich im 
Zuge der Regionalisierung der Strukturpolitik zusammengeschlossen hatten, die Regionalplanung übertragen, 
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2.5.1.2 Methodische Vorgehensweise 
Da es sich bei REK um informelle Konzepte handelt, gibt es dafür keine rechtlich 
verbindlichen Vorgaben zu ihrer inhaltlich-methodischen Ausgestaltung. Gleichwohl erfordert 
ihre Funktion als „fachübergreifende, integrierte Handlungsprogramme“ (so Villbrock/ 
Bornkessel/Kugler 1998, S. 100) ein problemorientiertes und sachlogisches Vorgehen, das 
nicht zuletzt für die Erfolgsaussichten und damit die Förderfähigkeit ausschlaggebend ist. 
Dabei lassen sich prinzipiell folgende Schritte unterscheiden (TMWI 1997; Winkel 1998): 
• Die Ermittlung der regionalen Ausgangslage mit ihren Problemen und Potenzialen 
verlangt eine Bestands- bzw. Stärken-Schwächen-Analyse. 
• Um Vorstellungen über den zukünftigen bzw. gewünschten Entwicklungsstand zu 
bekommen und einen Anreiz zu dessen kooperativer Gestaltung zu geben, werden 
Leitbilder zur Region insgesamt und/oder zu einzelnen handlungsbedürftigen 
Themenfeldern formuliert. Diese können auch durch eine Auswahl von konsensfähigen 
Aspekten aus verschiedenen Szenarien generiert werden (vgl. Weisbauer 1998). Die 
Leitbilder werden zur teilräumlichen und fachspezifischen Konkretisierung in umset-
zungsorientierte Entwicklungsziele ausgeformt. Insgesamt wird damit ein „Orientierungs-
rahmen“ abgesteckt (Danielzyk 2000b, S. 108), aus dem sich differenzierte Ziele 
ableiten lassen. 
• Die Umsetzung vollzieht sich im Rahmen von Projekten bzw. Maßnahmen. In den REK 
werden demzufolge Festlegungen über die Prioritäten, Zuständigkeiten und die 
Finanzierung getroffen, die einen koordinierten Einsatz von Ressourcen sicherstellen 
sollen. Einen unabdingbaren Schritt hierzu stellt die Klärung von Projektträgerschaften 
dar. Insofern setzen diese Aussagen einen „Handlungsrahmen“ (vgl. ebd.). Dies ist nicht 
zuletzt auch die Grundlage für die Förderung. 
• Ziel eines REK ist die Umsetzung durch die Projektträger. Im Sinne der 
Prozessorientierung wird die Umsetzung bewusst einbezogen, da sich dabei 
Hemmnisse ergeben können, die zu einer möglichen Überarbeitung des Konzepts 
führen. Dies entspricht v.a. der vielfach geforderten Parallelität von Planen und Handeln 
(so Danielzyk/Priebs 1998, S. 70). Nicht zuletzt erhöht eine frühzeitige Umsetzung die 
Motivation für eine Fortsetzung des REK-Prozesses. 
• Im Zuge der Evaluierung bzw. Nachbereitung bleibt zu klären, inwiefern die mit den 
Projekten bzw. Maßnahmen angestrebten Ziele erreicht wurden. Nur so können fundiert 
Ziele in die Raumplanung übernommen und Erfahrungen für zukünftige REK gesammelt 
werden. 
REK bilden somit die inhaltliche Grundlage für aktive Strategien der Regionalentwicklung. 
Ihre Aufstellung steht entweder von Anfang an im Mittelpunkt des Prozesses oder wird als 
Ergebnis mehrerer Regionalkonferenzen quasi bilanzierend vorgenommen (Hoffmann 2002, 
S. 35f.). Letztere Vorgehensweise ist dann sachgerecht, wenn es zunächst um die 
Formierung eines dauerhaften und tragfähigen Akteursnetzes geht, um die für die 
Projektumsetzung erforderliche Selbstbindung zu erwirken. 
                                                                                                                                                     
siehe dazu §§ 17 (Regionale Planungsgemeinschaften) und 18 (Regionalversammlung) LPlG SAN vom 28. April 
1998. 
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2.5.1.3 Organisationsformen 
Informelle Instrumente der Raumordnung werden zwar häufig mit der „Flucht aus den 
Institutionen“ (so Fürst 2001a, S. 22) in Verbindung gebracht, jedoch verlangt die 
Verstetigung der Kooperation nach einer gewissen Institutionalisierung. Dies betrifft v.a. die 
Einbindung und das Zusammenspiel von Macht- und Fachpromotoren, aber auch die 
Möglichkeit der Beteiligung von Unternehmern und Bürgern als Nutznießer der 
Regionalentwicklung und Wähler der politischen Entscheidungsträger. 
Die Bildung der Gremien ist von den jeweils zu bearbeitenden Aufgaben bzw. der Funktionen 
der Akteure abhängig. So sind meist die Machtpromotoren in Bürgermeisterrunden oder 
Lenkungsgruppen zusammen mit anderen wichtigen öffentlichen Entscheidungsträgern 
(Landräte, Leiter der Planungsstellen bzw. Vorsitzende der regionalen Planungsverbände) 
vertreten. Hier werden politisch legitimierte Beschlüsse gefasst und in die Öffentlichkeit 
getragen. Die fachliche Vorbereitung hierzu wird in den jeweiligen Arbeitsgruppen geleistet, 
die sich je nach Aufgabenschwerpunkten bilden (z.B. Verkehr, Tourismus, Siedlung, 
Wirtschaft etc.). Dazu gehören auch ablaufspezifische Gremien wie Projektwahl- und 
Kontrollgruppen, welche die Benennung von Schlüsselprojekten bzw. die Überwachung ihrer 
Umsetzung zum Ziel haben. Je breiter das Spektrum der von REK abgedeckten 
Aufgabenfelder ist, desto mehr stellt sich das Erfordernis der repräsentativen Einbeziehung 
aller relevanten Akteure. Diese erfolgt häufig in „Generalversammlungen“ (so Fürst 1999b, S. 
355), wie sie von Regional- und Strukturkonferenzen bzw. Regionalforen gebildet werden. 
Aus der Vielzahl von Gremien und Beteiligten ergibt sich ferner die Notwendigkeit einer 
unterstützenden Stelle im Sinne eines Regionalbüros oder einer Agentur, welche die 
Aktivitäten koordiniert, auf die Pflege der Netzwerke achtet, Informationen sammelt und 
Anlaufstelle für weitere Interessenten ist. Zumindest in den ersten Phasen des REK hat sich 
ein externer Moderator bewährt (Danielzyk 2000b, S. 118); diesem kommt die Aufgabe zu, 
als „neutrale Instanz“ auf die Ausgewogenheit der für das konkrete Problem relevanten und 
vertretenen Interessen zu achten und ggf. in Konfliktfällen zu vermitteln. Wenn sich 
Kooperationsstrukturen etabliert haben, kann diese Funktion ein am REK beteiligter 
Moderator übernehmen, der u.U. „authentischer“ wirkt. Allerdings kann die Doppelrolle als 
„neutraler Moderator“ und als „interessengebundener Betroffener“ seine Autorität 
schwächen, so dass in diesem Fall wiederum auf einen externen und professionellen 
Moderator zurückgegriffen werden sollte (Fürst 1998a, S. 242f.). 
Wichtig für die Aufbauorganisation und die Außenwirkung der Kooperation ist nicht zuletzt 
die gewählte Rechtsform. Da es sich bei REK um einen informellen Prozess handelt, 
überwiegen verständlicherweise die privatrechtlichen Formen (vgl. Lilienbecker/Lilienbecker 
1998, S. 122). Sofern es allerdings um die Erfüllung hoheitlicher Aufgaben wie die 
infrastrukturelle Versorgung oder die Landschaftspflege geht, sind auch öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen praktikabel. Diese regeln die Übertragung der Durchführung einzelner 
Aufgaben auf eine bestimmte Kommune, sind jedoch nur insofern geeignet, als keine 
Einbeziehung Privater oder der Öffentlichkeit vorgesehen ist. Gebräuchlich sind ferner 
Gesellschaften, welche dank eines straffen Managements eine effiziente und gewinn-
orientierte Arbeitsweise erlauben und so Fördermittel einwerben können, jedoch einen 
größeren Verwaltungsaufwand (Bilanzen, Organe) erfordern und keine hoheitlichen 
Aufgaben übernehmen können. Dies gilt sinngemäß auch für Regionalvereine, wobei diese 
neben der Einbeziehung privater Akteure auch die Gemeinnützigkeit beinhalten und eine 
Projektträgerschaft ermöglichen. Dies wiederum ist projektorientierten Arbeitsgemein-
schaften verwehrt, die sich durch geringe rechtliche Anforderungen und eine entsprechende 
Offenheit und Flexibilität auszeichnen, dafür jedoch kaum eine Ergebniskontrolle bieten. Die 
geringste Verbindlichkeit weisen so genannte „Bürgermeisterstammtische“ auf; die 
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mangelnde rechtliche Basis bewirkt ihre Flexibilität und Spontaneität, auf der anderen Seite 
kann dies auch zu Unstetigkeiten in der Kooperation führen und ist daher als nicht besonders 
konfliktfähig anzusehen. Gleichwohl sind Stammtische geeignet, eine Vertrauensbasis zu 
schaffen bzw. zu pflegen abseits formalisierter Organisationsformen. 
Ein wesentlicher Punkt in Fragen der Organisation von REK stellt die Bürgerbeteiligung dar. 
Insbesondere im Rahmen der Leitbilddiskussion ist dadurch eine inhaltliche Bereicherung zu 
erwarten (vgl. Weisbauer 1998, S. 143), die freilich auf die Ebene der Projektplanung und 
Umsetzung konkreter Maßnahmen (z.B. Patenschaften für Schutz und Pflege von Land-
schaftselementen, Ausrichtung von Kultur- und Informationsveranstaltungen) ausgedehnt 
werden kann. Als Organisationsformen kommen daher Bürgerversammlungen, Regional-
foren und Arbeitskreise in Frage; für die Einbeziehung der Einwohner einer Region in die 
Konzipierung von Vorhaben und Maßnahmen kommen auch Zukunftswerkstätten in Betracht 
(s.u. Teilkapitel 3.3.3). Insgesamt wird somit die personelle Basis des REK-Prozesses 
erweitert und die politische Legitimation im Sinne einer direkten Partizipation gestärkt. Nicht 
zuletzt ist damit die Schaffung einer kritischen Öffentlichkeit verbunden, wie sie bei 
entsprechender Beteiligung für neue Ideen sorgt und gegen verkrustete Strukturen eines 
geschlossenen Kreises (‚closed shop’) von Akteuren wirkt.  
2.5.1.4 REK in Thüringen 
Die Thüringer Landesplanung hat bereits in ihrem ersten Landesentwicklungsprogramm von 
1993 die Handlungsorientierung in einem eigenen Teil hervorgehoben (LEPro Thüringen 
1993, Teil C). Zur Stärkung dezentraler Initiativen und Aktivierung der regionalen Eigen-
kräfte, bestehend aus Kommunen, Landkreisen, Vertreter der Wirtschaft und Gesellschaft 
(„regionale Interessengemeinschaften“), sollen regionale Handlungsprogramme erstellt 
werden, welche die Landesentwicklung mitbestimmen. Die Handlungsprogramme bilden als 
„integrierte REK“ wiederum die Grundlage für die staatliche und europäische Förderpolitik.29 
Da die o.g. Akteure die Planungs- und Fachbehörden ausdrücklich bei der Umsetzung des 
Landesentwicklungsprogramms unterstützen sollen, wurde nicht zuletzt auch die Einbindung 
der Raumordnung in die Aufstellung und Umsetzung von REK bestimmt. Mittlerweile wurden 
REK in das Landesplanungsgesetz aufgenommen (§ 15 Abs. 1) und werden auch im LEP 
als optionale Instrumente der Regionalentwicklung für verdichtete bzw. Stadt-Umland-
Räume sowie vor allem für ländliche Räume vorgegeben (LEP 2004, 6.2.2f.). Darüber hinaus 
sind REK in der Richtlinie zur Förderung der Regionalentwicklung als nicht-investiver 
Fördergegenstand ausdrücklich anerkannt (TMI 2003, 2.).  
Aufgrund der rechtlichen Vorgaben ergeben sich für die Landes- und Regionsebene 
folgende Aufgaben: Es wurde eine interministerielle Arbeitsgruppe eingerichtet, die der 
verwaltungsinternen Koordination von Fachpolitiken und Maßnahmen dient. Ferner werden 
ihr gegenüber Stand, Ergebnisse und Erfahrungen bezüglich Aufstellung und Umsetzung 
berichtet (Usbeck 1998). Darüber hinaus ist das Landesverwaltungsamt als obere 
Landesplanungsbehörde, dem die Aufsicht der Regionalplanung obliegt, federführend in die 
staatliche Förderung der Regionalentwicklung eingebunden (Fürst/Danielzyk/Knieling 2001, 
S. 47). Schließlich haben die Regionalen Planungsverbände eine wichtige Funktion, indem 
sie den Prozess moderieren, abstimmen und Impulse setzen sollen; damit können sie nicht 
zuletzt auch Einfluss auf die Abgrenzung, Inhalte und Organisation von REK nehmen 
(Hosse/Schübel 1998, S. 23, 26). Eine besondere Bedeutung kommt dabei den regionalen 
                                                
29 Mit den im Landesentwicklungsprogramm von 1993 vorgesehenen inhaltlichen Schritten (Analyse der 
wirtschaftlichen, räumlichen und sozialen Probleme sowie Entwicklungspotenziale, Entwicklungsziele, -strategien 
und -schwerpunkte bzw. –prioritäten und Instrumente der Förderung zur Erreichung der Entwicklungsziele) 
entspricht der Aufbau der o. g. (Teilkapitel 2.5.1.2) Vorgehensweise. 
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Planungsbeiräten zu, in denen wichtige regionale Institutionen wie Verbände, Kammern und 
Universitäten, also Entscheidungsträger bzw. Experten für regionalpolitisch relevante 
Bereiche, vertreten sind. 
Ein Spezifikum der REK in Thüringen ist ihre räumliche Ausdehnung. Im Gegensatz zu 
westdeutschen Beispielen, welche große Planungsräume abdecken, sind die Räume von 
REK hier vielfach auf wenige Kommunen beschränkt (vgl. Schmigalla 1998, S. 76). Diese 
müssen nicht einem Kreis oder einer Planungsregion angehören. Vielmehr wird bei der 
Abgrenzung der entsprechenden Räume auf die jeweilige Reichweite eines bestimmten 
Ordnungs- bzw. Entwicklungsbedarfs, die funktionalen Verflechtungen30 und die Koopera-
tionsbereitschaft Wert gelegt. Von daher können sich jeweils neue aktionsbezogene 
Regionen unabhängig von bestehenden Verwaltungsgrenzen bilden. Insgesamt wird damit 
auch die vermittelnde Funktion der REK zwischen der Regional- und Bauleitplanung deutlich.  
2.5.1.5 Möglichkeiten und Grenzen bzw. Erfolgsbedingungen von REK 
Nachdem mittlerweile einige REK initiiert, dabei Erfahrungen gesammelt und auf dieser 
Grundlage Anforderungen an REK definiert wurden, ist nunmehr eine zumindest 
generalisierte Beurteilung des bisher erreichten Standes möglich. Danach wurden REK mit 
dem Ziel initiiert, eine Verbindung von der Landes- bzw. Regionalplanung zu der 
Regionalentwicklung zu schaffen. Insbesondere ging es darum, im Sinne eines gewandelten 
Demokratie- und Planungsverständnisses (Sauerbrey 1998, S. 13) kommunale und regio-
nale Akteure für die Mitwirkung an regional bedeutsamen Vorhaben und Projekten zu 
gewinnen, die wiederum die Umsetzung der Ziele der Raumordnung unterstützen sollen. Die 
einschlägigen Vorgaben zu Vorgehen und Inhalten, wie sie nunmehr in zahlreichen 
Förderrichtlinien genannt sind, sollen dabei einen praktikablen Weg zwischen Eigeninitiative 
und Experimentierfreudigkeit vor Ort einerseits sowie Qualität und Umsetzbarkeit anderer-
seits ermöglichen. Gleichwohl zeigten sich in der ersten Anwendung einige grundsätzliche 
Schwierigkeiten (Wegener 1998, S. 130; Danielzyk/Priebs 1998, S. 62, 69): 
• Viele REK weisen eine starke Konzept- und Theorielastigkeit mit austauschbaren 
Leitbildern auf, sie erschöpfen sich teilweise in einer umfangreichen Analyse und einigen 
Schlussfolgerungen und lassen eine Schwerpunktsetzung auf Schlüssel- bzw. 
Leitprojekte vermissen.31 Daneben ist auch eine nicht aufgabenadäquate Abgrenzung 
der REK-Räume zu nennen. 
• Der mangelnde Umsetzungsgrad einiger REK beruht auf der unzureichenden 
Einbindung sowie dem entsprechenden Handlungswillen wichtiger regionaler Akteure 
bzw. Träger von Projekten insbesondere der Wirtschaft, die über die hierfür 
maßgeblichen Ressourcen verfügen. Als problematisch wirken sich hier auch die 
Legitimationsdefizite regionaler Akteure und deren Handlungsformen aus, welche 
politisch hinterfragt werden und so die Akzeptanz der REK insgesamt beeinträchtigen 
können.  
                                                
30 Dazu gehören wirtschaftsstrukturelle bzw. soziökonomische und Pendlerverflechtungen, Arbeitsmarkt-
beziehungen und bereits praktizierte Formen der landkreisübergreifenden Kooperation (so Schmigalla a.a.O.).  
31 Dieses Problem kann dadurch vermieden werden, dass Leitbilder und Entwicklungsziele bereits im Rahmen 
des Regionalplans diskursiv und konsensual bearbeitet werden, etwa in Expertenrunden und Fachforen, so dass 
der Schwerpunkt der REK auf Maßnahmen der Regionalentwicklung gesetzt werden kann (so Knieling 1999, S. 
47f.). Weiterhin werden in Sachsen-Anhalt zum einen Regionale Entwicklungsprogramme und zum anderen 
Regionale Aktionsprogramme mit einem konkreten Projektbezug erstellt, um so zwischen der Konzeption und 
Umsetzung zu differenzieren (vgl. Müller 1999, S. 604f.). 
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• Infolgedessen wurden auch stellenweise ungeeignete Maßnahmen formuliert, welche 
nicht zu den konkreten Handlungserfordernissen ‚vor Region‘ passen. Diese resultieren 
nicht selten aus Wunschkatalogen ohne eine erforderliche Prüfung der Realisierbarkeit 
bzw. Umsetzungspriorität. 
• Schließlich wurde angesichts der knappen öffentlichen Finanzen nicht immer eine 
stringente Verknüpfung mit der staatlichen Struktur- und Förderpolitik hergestellt. 
Diese Probleme sind freilich situativ und lassen die jeweiligen Rahmenbedingungen 
erkennen. Wegen der Freiwilligkeit der Akteure und den spezifischen Konstellationen sind 
sie andererseits nicht auszuschließen. Daher können REK die formelle Raumordnung nicht 
ersetzen, sondern sie ‚lediglich‘ ergänzen, was in Anbetracht ihrer Defizite (umfassende, 
aber zu starre Pläne, zu große Komplexität, aber zu geringe Verständlichkeit und politische 
Akzeptanz) einen großen Fortschritt für die tatsächliche Regionalentwicklung darstellt. 
In der Anfangsphase war angesichts der Neuheit von REK und der damit verbundenen 
inhaltlichen und methodischen Unsicherheiten die Initiative seitens der Landes- und Regio-
nalplanung wichtig. Dabei hat auch die weitere externe Beratung und Begleitung ihre Be-
rechtigung, schließlich ist die Qualität der REK entscheidend für die Förderungswürdigkeit. 
Allerdings besteht dabei die Gefahr, dass REK zur Pflichterfüllung werden, um Fördermittel 
von staatlicher Seite zu akquirieren, und damit ihre tatsächliche Relevanz als endogene 
Entwicklungsstrategie wieder abnimmt. Von daher sollte stets darauf geachtet werden, 
inwieweit die Bereitschaft bzw. der Wille der regionalen Akteure zur Konfliktbewältigung, 
Kompromissbereitschaft und Zusammenarbeit ausgeprägt ist, um einen sich selbst 
tragenden Prozess aufrecht zu erhalten. Diese Zielsetzung bzw. Voraussetzung sollte unter 
Beachtung der hierfür notwendigen Flexibilität ebenso hoch bewertet werden wie die 
Einhaltung inhaltlicher Anforderungen, welche mittlerweile von zahlreichen Förderrichtlinien 
und Leitfäden vorgegeben werden (vgl. Dehne 2002, S. 26). Initiative und Intervention sollten 
also in einem bestimmten Verhältnis stehen, damit sich tatsächlich von unten Regionen 
formieren können, die durch Kooperation im Sinne der endogenen Regionalentwicklung eine 
dauerhafte leitbild- und handlungsorientierte Strategie verfolgen. 
2.5.2 Städtenetze 
2.5.2.1 Begriff und Ziele 
Der in den Politikwissenschaften bereits seit längerem thematisierte Begriff der Vernetzung 
hat aufgrund des neuen, oben skizzierten Planungsverständnisses auch in der 
Raumordnung und –forschung Einzug gehalten. „Netzwerke sind locker gekoppelte 
Kooperationsstrukturen, die im Wesentlichen auf Austausch von Ideen, Lernprozessen, 
Angleichung von Werthaltungen und Einstellungen, Vertauen und Risikoabbau durch 
Kooperation setzen und Konsense im Wege von Überzeugen und Aushandeln erreichen“ 
(Fürst 2001a, S. 21). Wichtig sind dabei vor allem die inhaltlich-konzeptionelle, personelle 
und organisatorische Offenheit bzw. Flexibilität von Netzwerken, die einen neuen Zugang zu 
Problemlösungen schaffen und auch auf die räumlich-funktionale Verknüpfung von Städten 
anwendbar sind.  
Wie die REK das Pendant zu formalen Raumordnungsplänen bilden, stellen Städtenetze 
hinsichtlich ihres Ortsbezugs eine Entsprechung zu zentralen Orten dar. Analog zu REK und 
Raumordnungsplänen sind sie eine Antwort auf die Defizite zentraler Orte als 
(hierarchisches) Steuerungsinstrument: Waren zentrale Orte zunächst als Instrument zur 
Entwicklung des rückständigen ländlichen Raums gedacht, um dort eine gewisse 
Versorgung sicherzustellen und damit eine Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu 
bewirken, so wurden sie später flächendeckend implementiert (Blotevogel 2002, S. 17f.). 
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Doch wurden im Zuge der raum- und wirtschaftsstrukturellen Veränderungen die mit den 
zentralen Orten verfolgten Ziele zunehmend unterlaufen. Insbesondere im Stadt-Umland-
Bereich vollzieht sich bekanntlich seit längerem eine übermäßige Entwicklung von Wohn-, 
Gewerbe- und Handelsstandorten in den umliegenden (nicht-zentralen) Gemeinden. So 
bilden sich in verstädterten Regionen immer stärker funktionsteilige Strukturen hinaus, deren 
Einzugsbereiche sich je nach Spezialisierung überschneiden. Die Raumordnung hat auf 
diese räumlich-funktionale Komplexität mit der Ausweisung von Doppelzentren und 
Stadtrandkernen32 reagiert (Stiens 2000, S. 165); allerdings konnte damit vielfach nicht der 
erhoffte Steuerungsanspruch eingelöst werden, da diese Konstruktion vielfach nur aus 
politischen Gründen, d.h. zur Befriedung von Konkurrenzen gewählt wurde, jedoch keine 
funktionsteilige Entwicklung nach sich zog (vgl. Danielzyk/Koch 2002, S. 192). Auf der 
anderen Seite sind gerade in ländlichen Gebieten einige zentrale Orte nicht mehr in der 
Lage, selbst elementare Versorgungsfunktionen für die Gemeinden ihres Verflechtungs-
bereichs wahrzunehmen. 
Vor dem Hintergrund dieser Defizite setzen Städtenetze weniger auf hierarchische, sondern 
vielmehr auf kooperative Strukturen. So beruhen sie auf einem freiwilligen 
Zusammenschluss gleichberechtigter Gemeinden und verfolgen dabei folgende Ziele: 
• Mit Städtenetzen wird eine Erweiterung des Handlungsspielraums auf (inter-) 
kommunaler Ebene angestrebt, um so den regionalen Herausforderungen 
(interregionaler Wettbewerb, Strukturwandel, intraregionale Konkurrenz) entgegentreten 
zu können (Langosch 2000). Diese Form der intraregionalen Kooperation schafft nicht 
zuletzt die Grundlage für die Konsolidierung bzw. Profilierung der betreffenden 
Regionen ‚von unten‘ (so Fahrenkrug 1996, S. 52). 
• Intern geht es bei Städtenetzen um die Erhöhung der kommunalen Leistungsfähigkeit 
durch arbeitsteilige Strukturen, d.h. eine koordinierte und kooperative Wahrnehmung 
bestimmter Aufgaben, wodurch die Effizienz des Mitteleinsatzes steigt. Dies ist zum 
einen wegen der knappen finanziellen und personellen Ressourcen angezeigt und dient 
zum anderen der Aufwertung einzelner zentralörtlicher Funktionen und somit auch der 
Qualität des Gesamtstandorts. Im Ergebnis sollen durch die Bündelung von einzelnen 
Potenzialen und deren Spezialisierung die (teil-)regionalen Lebens- und 
Wirtschaftsbedingungen verbessert werden (vgl. Koch 2001). 
• Schließlich erlaubt eine solche Vernetzung von Kommunen eine bessere Außen-
darstellung und Positionierung gegenüber Landesbehörden sowie wirtschaftlichen 
Akteuren, da Interessen gemeinsam artikuliert werden und Anforderungen von außen 
besser entsprochen werden kann, etwa mit einem raumverträglicheren Angebot an 
Standorten. Folglich steigt durch diese Kooperation die kommunale Einflussnahme bzw. 
Mitgestaltung der räumlichen und funktionalen Entwicklung, was nicht zuletzt im Hinblick 
auf das Postulat der Nachhaltigkeit von Bedeutung ist. 
Somit hebt sich diese Form der politisch gewollten bzw. funktionalen Städtenetze wesentlich 
von empirisch vorfindbaren Städtesystemen (vgl. Ritter 1995) ab, die sich lediglich durch 
                                                
32 So legt die Landesplanung in Schleswig-Holstein innerhalb sowie im Umland der Oberzentren Kiel, Lübeck und 
Hamburg sog. „Stadtrandkerne I. Ordnung“ fest, welche zwar über eine hervorgehobene Ausstattung verfügen, 
aber keinen eigenen Verflechtungsbereich aufweisen („Selbstversorgerorte“). Dazu gehören etwa Kiel-
Friedrichsort bzw. -Mettenhof sowie Norderstedt-Garstedt, während Norderstedt-Mitte sogar als „Mittelzentrum im 
Verdichtungsraum“ bezeichnet wird (Priebs 1999b, S. 6), wie dies auch in der sächsischen Landesplanung 
eingeführt wurde und einen erhöhten Abstimmungsbedarf mit den Ober- sowie ‚geborenen’ Mittelzentren zur 
Folge hat (LEP Sachsen 2003, 2.3.10). In den schleswig-holsteinischen Regionalplänen werden darüber hinaus 
„Stadtrandkerne II. Ordnung“ ausgewiesen, ohne jedoch damit eine weitergehende regionale Zentrenkonzeption 
zu verfolgen. Immerhin ermöglicht dieses abgestufte System zentralörtlicher Standorte, die entsprechenden 
Teilfunktionen (Handel, Dienstleitungen, sozio-kulturelle Einrichtungen etc.) zu konzentrieren und zu ordnen. 
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eine bestimmte räumliche Anordnung konstituieren.33 Da im Kontext der Themenstellung von 
einer bestimmten Intensität der Verflechtung bzw. Kooperation ausgegangen wird, werden 
interregionale Städtenetze, wie sie bspw. im Zuge der Gemeinschaftsinitiative INTERREG 
geschaffen und praktiziert werden (vgl. Europäische Kommission 1999, S. 81ff.), hier nicht 
weiter betrachtet. Abbildung 2-1 stellt eine begriffliche Differenzierung von Städtenetzen 
nach systematischen, räumlichen und institutionellen Gesichtspunkten dar. 
Abbildung 2-1: Typisierung von Städtenetzen 
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Insgesamt zeigt sich hier, dass Entwicklungsnetzwerke kein Ersatz für eine stadtregionale 
Entwicklungssteuerung sein können, wenn es um die Lösung von konfliktträchtigen Themen 
geht, wie sie bei rechtsverbindlichen Standortentscheidungen, Festlegung von ökonomi-
schen Wachstums- und ökologischen Regenerationszonen sowie bei der Lastenverteilung 
für die regionale Infrastrukturentwicklung gegeben sind (so Benz/Frenzel 1999, S. 346f.). 
Weiträumigere Verflechtungen, die über verdichtete Räume oder gar Regionen hinausgehen 
und weniger von Konflikten und Konkurrenzen betroffen sind, sondern vielmehr auf dem 
Erfahrungsaustausch, dem gemeinsamen Marketing bzw. Projekten beruhen wie das EXPO-
Städtenetz oder die Städtekooperation MAI (München-Augsburg-Ingolstadt), sind dabei 
anders zu beurteilen. 
Hingegen ist der Problem- bzw. Entwicklungsdruck in ländlichen Regionen häufig dringlicher 
und eine Übereinstimmung der einzelnen kommunalen Interessen leichter herzustellen. 
Allerdings ist der ländliche Raum in Anbetracht der unterschiedlichen räumlichen und 
funktionalen Ausgangsbedingungen und Entwicklungspotenziale differenziert zu betrachten 
(siehe Knieling 1997): 
• Städtenetze in strukturschwachen ländlichen Räumen (ohne einen schnellen Anschluss 
an das großräumige Verkehrsnetz und mit weitmaschiger Siedlungsstruktur, z.B. 
„Städtenetz SEHN“ mit Nordhausen, Sondershausen, Mühlhausen, Worbis und Leine-
felde in der Region Nordthüringen; BBR 1999, S. 133ff.) 
erfüllen die Funktion eines „Auffangnetzes“, d.h. sie sollen die Versorgungsfunktion si-
chern und ggf. ausbauen. Die Spezialisierung hilft dabei, das Angebot im Verbund des 
Gesamtstandorts besser zu koordinieren und qualitativ weiterzuentwickeln. Durch die 
Bündelung von Potenzialen wird vielfach die Aufrechterhaltung eines bestimmten Ange-
bots erst möglich, das durch die Aufteilung der zentralörtlichen Funktionen zu einer weit-
gehend vollständigen funktionalen Ausstattung beiträgt. 
• Städtenetze in gering verdichteten Räumen (in isolierter Verkehrslage, aber mit 
einzelnen verdichteten und industrialisierten Kernen, z.B. „Städtedreieck am Saale-
bogen“ in der Region Ostthüringen; Schach 1999) 
dienen sowohl der Versorgungs- als auch der Entwicklungsfunktion („Stabilisierungs-
netz“). Maßnahmen dazu sind zum einen die Verbesserung der Infrastrukturausstattung 
durch einzelne Vorhaben bzw. integrierte Ansätze (abgestimmte, spezialisierte Ange-
bote) und zum anderen die Förderung ökonomischer Vernetzungen, aufbauend auf be-
stehenden Ansätzen einer (agrar-)industriellen Entwicklung. Dadurch soll die Wettbe-
werbsposition der betreffenden Regionen sowie die regionale Identität gestärkt werden, 
was im Hinblick auf eine endogene Regionalentwicklung (s.o. Teilkapitel 2.5.1.1) not-
wendig ist. Als Gesamtstandort erfüllen diese Städtenetze ferner z.T. die Funktionen ei-
nes stabilisierenden Endpunktes im System der dezentralen Konzentration. 
• Städtenetze in stärker verdichteten Räumen (in Transiträumen zwischen größeren 
Ballungsgebieten und bei Nähe der vernetzten Teilstandorte untereinander, z.B. 
„Städtenetz Lahn-Sieg-Dill“ mit Siegen, Dillenburg, Marburg, Gießen, Wetzlar, Herborn, 
Haiger und Betzdorf in der Region Nordhessen bzw. Siegerland; BBR 1999, S. 119ff.) 
stellen ein „Aufholnetz“ gegenüber den benachbarten Ballungsräumen dar, indem beste-
hende Defizite der räumlichen Entwicklung von Regionalwirtschaft und Siedlungsstruk-
tur durch politisch-administrative und ökonomische Vernetzungen abgebaut werden sol-
len. Dabei kann an weiter entwickelten ökonomischen Strukturen, die auch produktions- 
und unternehmensbezogene Dienstleistungen umfassen, angeknüpft werden. Die Bün-
delung der Potenziale und deren effiziente Nutzung als kooperative Gesamtstandorte, 
auch über zentralörtliche Hierarchiestufen hinweg, verbessern Standortqualität und –
image und erhöhen so die Konkurrenzfähigkeit gegenüber umliegenden Verdichtungs-
räumen. So sind diese Städtenetze auch in der Lage, ggf. Ergänzungs- und Entlas-
tungsfunktion für die Ballungsräume zu übernehmen. Neben der Entwicklungsfunktion 
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kommt hier auch der Ordnungsfunktion ein größerer Stellenwert zu, da die Nutzung der 
Entwicklungspotenziale eine flächenschonende Nutzungskoordination erfordert im Hin-
blick auf die Sicherung einer gewissen Umwelt– und Lebensqualität. 
Neben diesen funktionalen Städtenetzen, die auf einer freiwilligen Kooperation beruhen, 
existieren noch normative Netze. So wurden etwa von der sächsischen Landesplanung 
Städteverbünde auf ober-, mittel- und unterzentraler Ebene vorgegeben und damit quasi 
Kooperationsstrukturen von oben bestimmt (Müller/Beyer 1999). Das Erfordernis hierfür 
bilden einerseits die schwierigen topografischen sowie polyzentrischen Strukturen, welche 
die Ausbildung komplexer zentralörtlicher Strukturen in Tallagen des Erzgebirges verhin-
derten bzw. keine klare Ausprägung zentralörtlicher Hierarchien zuließen, und andererseits 
das Fehlen eines vollwertigen Oberzentrums in der Region Oberlausitz-Niederschlesien. 
Neben der Ordnungs- spielt auch hier die Entwicklungsfunktion eine wesentliche Rolle. 
Dabei wurden von der Raumordnung konkrete Aufgabenfelder der Kooperation vorge-
geben.35 Allerdings haben sich angesichts der unterschiedlichen raumstrukturellen 
Gegebenheiten jeweils andere Schwerpunkte herausgebildet: Während in Städteverbünden, 
die aus Nachbargemeinden gebildet wurden, Fragen der planerischen Abstimmung und 
Konzeption (Flächennutzungsplanung) sowie der Infrastrukturentwicklung im Vordergrund 
stehen, verfolgen die Städteverbünde mit weiter entfernt gelegenen Kommunen v.a. 
Strategien einer gemeinsamen Wirtschafts- und Regionalpolitik. Angesichts dieser 
Unterschiede ist denn auch die Intensität und Qualität der jeweiligen Städteverbünde 
differenziert einzuschätzen; so ergibt sich aus der jeweiligen Motivation und Kooperations-
bereitschaft ein entsprechender Bedarf an weiterer Begleitung und materieller Unterstützung 
seitens der Landesebene, und auch der Regionalplanung kommt eine wichtige Rolle als 
Moderator zwischen den Entscheidungs- und Handlungsträgern zu, um an den Koopera-
tionsprozessen gestaltend mitzuwirken und diese zu verstetigen. 
Abschließend kann festgehalten werden, dass sich Städtenetze mittlerweile als ein neues 
informelles Instrument der Raumordnungspolitik etabliert haben. Gemäß ihrer über zentral-
örtliche Festlegungen bzw. Hierarchiestufen hinausgehenden Strukturen bzw. Handlungs-
orientierungen erfordern sie kooperative Mechanismen, welche neben der interkommunalen 
Zusammenarbeit auch die Einbeziehung privater Akteure beinhaltet. Nicht zuletzt deshalb 
sind Städtenetze in Form von synergetischen kooperativen Gesamtstandorten mehr als die 
bloße Summe ihrer Teilstandorte. Sofern von ihnen weitere Impulse ausgehen, was mit der 
arbeitsteiligen Spezialisierung einzelner Funktionen und der damit zunehmenden Attraktivität 
angestrebt wird, stellen Städtenetze die Verknüpfung von Stadt– und Regionalentwicklung 
her. 
                                                
35 Dies schließt jedoch eine gewisse Schwerpunktsetzung und Wahl von Organisationsformen nicht aus, wie sie 
vor allem auch das kommunale Selbstverwaltungsrecht ermöglicht. Zudem erfolgte die Ausweisung der 
Städteverbünde in Sachsen in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen Kommunen, wobei sich die Aktivitäten 
der Landesplanung v.a. auf die Funktion eines Impulsgebers beschränkten (so Müller 1999, S. 603). Zu den 
normativen Städtenetzen gehören ferner die regionalen Entwicklungszentren des Städtekranzes in Brandenburg, 
welche neben den Stabilisierungs- und Entwicklungsaufgaben v.a. Ergänzungs- und Entlastungsaufgaben für 
Berlin wahrnehmen sollen (MUNR Brandenburg/SSUT Berlin 1998, S. 53f.). Darüber hinaus wurde informell über 
die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft dieser Zentren die Zusammenarbeit vertieft, Inhalte sind der Informations-
austausch in Fragen der Konversion sowie ein gemeinsames Marketing. Der entsprechende Auftritt erfolgte im 
Rahmen der EXPO 2000 als dezentrales Projekt (vgl. Suter-Blume 2000). Insofern ist dieses Städtenetz über 
seine raumordnungspolitische Funktion hinaus eine Plattform für weitere freiwillige Aktivitäten. Im Hinblick auf die 
Vergleichbarkeit zwischen formellen und informellen, d.h. freiwilligen Städtenetzen kann als Maßstab der 
Beurteilung formuliert werden, „ob es gelingt, einvernehmlich Städteverbünde zu normieren, die sich theoretisch 
auch eigenständig in diesen Zusammensetzungen finden könnten“ (Fahrenkrug 1996, S. 110). 
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2.5.2.2 Inhalte und Aufgaben 
So verschieden, wie sich die jeweiligen Handlungserfordernisse und die 
Kooperationsbereitschaft darstellen, so vielfältig sind auch die Aufgaben. Nicht zuletzt im 
Gegensatz zu eindimensionalen Kooperationsformen in der Ver- und Entsorgung (Zweck-
verbände) ist „die Kooperation im Rahmen eines Städtenetzes durch eine mehrdimensionale 
Aufgabenstellung geprägt“ (Danielzyk/Priebs 1996, S. 13). Die Aufgaben lassen sich grob in 
politisch-administrative, kulturelle, infrastrukturelle, ökologische und ökonomische 
Vernetzungen unterteilen, die zum einen die hoheitlichen Aufgabenfelder von Planung und 
Verwaltung und zum anderen die Zusammenarbeit mit den Akteuren der Wirtschaft 
betreffen. Tabelle 2-1 gibt einen Überblick über die verschiedenen Themenfelder und 
differenziert sie in konkrete Aufgaben aus, wobei die Darstellung freilich nur exemplarisch ist. 
Tabelle 2-1: Inhalte bzw. Aufgaben von Städtenetzen  




¾ Gemeinsame Stellungnahmen zu Landespolitiken und –planungen 
¾ Einwerbung von Fördermitteln 
¾ Teilnahme an Messen, Organisation von gemeinsamen Veranstaltungen 
Wirtschaft, Technologie, 
Ausbildung 
¾ Aufbau eines Standortinformationssystems 
¾ Einrichtung bzw. Vernetzung von Technologie- und Gründerzentren 
¾ Abstimmung und Spezialisierung der Bildungsangebote 




¾ Erfahrungsaustausch über die Auswirkungen von Investitionen und 
Standortentscheidungen sowie ggf. Konzepte (z.B. Einzelhandel) 
¾ Bildung eines Freiflächenpools zur Bereitstellung von Ausgleichsflächen und 
Schaffung einer Freiraumvernetzung 
¾ Totalerhebung von Flächenreserven und –bedarfen sowie von Planungs-
zielen im Hinblick auf eine regionale Abstimmung 
¾ Einzelne Vorhaben (z.B. Gewerbegebiete) 
¾ Gemeinsame Ver- und Entsorgungskonzepte und -einrichtungen 
Verkehr ¾ Ausbau von Schnittstellen im ÖPNV 
¾ Verbesserung der Erreichbarkeiten durch Koordination der Verkehrsträger 
¾ Ausbau des überörtlichen Radwegenetzes 
¾ Aufrechterhaltung bzw. Schaffung von Schienenanschlüssen für Gewerbe-
standorte 
Kultur und Tourismus ¾ Gemeinsames Regionalmarketing (Informationsdienste, Öffentlichkeits-
arbeit) 
¾ Koordination und gemeinsamer Betrieb von Kultureinrichtungen 
¾ Abstimmung und gemeinsame Organisation von Veranstaltungen 
¾ Planung, Anlage und Pflege von Wander- und Spazierwegen 
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach BBR 1999, S. 77ff., mit eigenen Ergänzungen 
Wie die Begleitforschung zu den Modellvorhaben „Städtenetze“ (BBR 1999) zeigt, haben 
sich die o.g. Aufgabenfelder in den untersuchten Städtenetzen etabliert, wobei die Intensität 
je nach regionalen Erfordernissen unterschiedlich ausgeprägt ist. Da die beteiligten Städte 
und Gemeinden fast durchweg zentrale Orte darstellen, stimmen die Aufgaben mit den 
diesbezüglichen Funktionen überein. Vor dem Hintergrund, dass zunächst die Vertrauens-
basis für die Zusammenarbeit geschaffen werden musste, wurde vielfach zunächst der 
Schwerpunkt der Kooperation auf den Informations- und Erfahrungsaustausch gelegt. Einen 
wichtigen Stellenwert nehmen insbesondere auch Themen der Außendarstellung ein, welche 
der Standortwerbung und Beachtung durch die übergeordnete Förderpolitik dienen und für 
alle Beteiligten von Nutzen bzw. Vorteil sind. 
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Dort, wo zunächst nur ein kurzfristiger Nutzen für einzelne Städte zu erwarten ist oder 
Konfliktpotenziale vorhanden sind, wie etwa in der Raumplanung (Verteilung der 
Entwicklungspotenziale) oder der Wirtschaftsförderung (Ansiedlung von Unternehmen), 
gestaltet sich die Zusammenarbeit erfahrungsgemäß schwieriger. Schließlich befinden sich 
solche Themen im Spannungsfeld zwischen Kooperation und Konkurrenz, welche durch den 
freiwilligen und gleichberechtigten Zusammenschluss zu Städtenetzen nicht verhindert 
werden kann und soll, schließlich wird mit Städtenetzen keine Nivellierung, sondern 
Leistungssteigerung auf der Grundlage eines Interessenausgleichs angestrebt (Melzer 1999, 
S. 41). Im Zweifel werden bestimmte Themen (zunächst) ausgeklammert, um die weitere 
Zusammenarbeit nicht zu erschweren. Andererseits wird die Konkurrenz aber auch als 
belebend wahrgenommen, um einen Anreiz zur Erhöhung von Standortqualitäten zu geben 
und bei örtlich unterschiedlichen Entwicklungsvoraussetzungen und –zielen wiederum die 
Kooperationsbereitschaft zu vertiefen. Sofern mit fortschreitender Zusammenarbeit die 
Einsicht in die Leistungsfähigkeit der eigenen sowie der anderen Kommunen wächst und 
gegenseitige Vorteile von funktionalen Schwerpunktsetzungen (‚Synergien‘) deutlich werden, 
verringern sich auch die Vorbehalte gegenüber Verteilungsfragen. 
2.5.2.3 Organisationsformen 
In Anbetracht des Netzwerkgedankens und der fehlenden rechtlichen Vorgaben sind 
vielfältige Organisationsstrukturen möglich. Gleichwohl haben sich in der bisherigen Praxis 
bestimmte Strukturelemente herausgebildet, wie sie in Abbildung 2-2 wiedergegeben sind. 
Die Spitze dabei bildet fast einheitlich ein Lenkungsausschuss, der sich aus den Führungs- 
und Verwaltungsspitzen der beteiligten Kommunen zusammensetzt. In diesem 
Leitungsgremium werden die wesentlichen Entscheidungen bezüglich der Ziele, Aufgaben 
und konkreten Arbeitsschritte gefällt sowie die Repräsentanz nach außen wahrgenommen. 
Die eigentliche operative Arbeit wird von den Arbeitsgruppen zu den einzelnen Aufgaben-
bereichen geleistet. Darüber hinaus wurde in vielen Städtenetzen ein koordinierender 
zentraler Arbeitskreis gebildet, der die Konzepte und Maßnahmen aufeinander abstimmt und 
Entscheidungen für die Lenkungsgruppe vorbereitet. Zur Unterstützung der Arbeitsebene, 
aber auch zur Pflege von Außenkontakten haben sich Geschäftsstellen bewährt; diesen 
obliegt v.a. das Informations– und Projektmanagement. Konkrete Aufgaben dabei sind v.a. 
die Vor- und Nachbereitung von Sitzungen der Gremien, die Beschaffung, Bündelung und 
Weitergabe von Informationen sowie die Klärung technischer Details von Projekten. 
Angesichts der in Netzwerken fehlenden Konfliktlösungsbefugnis kommt einer externen 
Moderation eine erhebliche Bedeutung zu, die den Interessenausgleich zwischen den 
beteiligten Kommunen wahren soll und für das Konfliktmanagement zuständig ist. Diese 
Unterstützung von außen trägt nicht zuletzt auch zur Verstetigung des Vernetzungs-
prozesses bei (so Jurczek 1996, S. 102). 
Allgemein wird für die erste Aufbauphase eines Städtenetzes keine feste Rechtsform für 
notwendig erachtet, da zunächst die Motivation, in Sachfragen zueinander zu finden, nicht 
durch organisatorische und rechtliche Regelungen erschwert werden soll. Nachdem die 
Inhalte abgesteckt sind und sich eine längerfristige Zusammenarbeit abzeichnet, bieten sich 
grundsätzlich zwei Möglichkeiten einer rechtlichen Institutionalisierung an (vgl. oben 
Teilkapitel 2.5.1.3): Wird eine möglichst große Offenheit und Flexibilität angestrebt, so 
eignen sich hierzu kommunale Arbeitsgemeinschaften. Wird hingegen Wert auf eine stärkere 
rechtliche Verankerung mit Rechtspersönlichkeit, eigenen Mitarbeitern und eigenem Budget 
gelegt, so kommt v.a. ein eingetragener Verein in Frage (vgl. Fahrenkrug 1996, S. 54). Beide 
Formen erlauben die Einbindung privater Akteure in die Kooperation. Aber auch weiter 
gehende verbandliche Organisationsstrukturen wie Stadt-Umland-Verbände werden zur 
Bildung von Städtenetzen als geeignet angesehen, sofern sie nicht wie Zweckverbände 
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monofunktional und zu starr ausgestaltet sind (Stiens 1995, S. 33ff.). Allerdings ist fraglich, 
ob damit den Prinzipien der Freiwilligkeit und Gleichberechtigung der vernetzten Kommunen 
Rechnung getragen werden kann, da sie in Verbandsgremien überstimmt werden können. 
Immerhin sichert ein eigener Haushaltstitel die Handlungsfähigkeit unabhängig von 
kommunalpolitischen Befindlichkeiten. Diese lassen sich nicht zuletzt durch eine (anfangs 
evtl. externe) Moderation bewältigen (vgl. oben Ausführungen zu REK in Teilkapitel 2.5.1.3). 






















Quelle:BBR, zit. in Langosch 2000, S. 143 
Schließlich hat sich angesichts des mit Städtenetzen verfolgten Ziels der Regional-
entwicklung der Fokus von Planungsstrukturen hin zu Entscheidungsstrukturen und Arbeits-
formen verschoben. Diese sollen stärker moderierend, umsetzungsorientiert bzw. 
regionalbewusstseinsbildend als formal steuernd auf die Entwicklung einwirken. Solchen 
Anforderungen entsprechen flexible Organisationsformen eher als umfassende Planungs-
verbände, welche jedoch die verbindliche Koordination von in den Netzgremien getroffenen 
Entscheidungen nach außen hin wahrnehmen und somit die Vernetzungen absichern 
können. Insofern kommt auch der Regionalplanung keine zentrale Rolle zu, sie kann jedoch 
Vernetzungen anstoßen und begleiten in Form einer externen Moderation. 
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2.5.2.4 Städtenetze in Thüringen 
Der mittelgebirgigen Topografie entsprechend existieren in Thüringen kleingliedrige 
Siedlungsstrukturen, welche eine funktionale Aufgabenteilung im Sinne von Städtenetzen 
ermöglichen bzw. nahe legen. Darauf wurde insbesondere im Nord- und Ostthüringer Raum 
zurückgegriffen: So formierte sich etwa das Südharz-Eichsfeld-Hainich-Netz (SEHN) mit den 
Städten Leinefelde, Mühlhausen, Nordhausen und Sondershausen sowie Worbis, um auf 
den Feldern integrierte Stadtentwicklung, zentralörtliche Erreichbarkeit, EXPO-Projekte 
sowie Kultur den Strukturwandel in einem überwiegend ländlichen Raum zu fördern und 
damit die Regionalen Planungsstellen auf Projektebene zu unterstützen (BBR 1999, S. 
133f.). Ein weiteres Städtenetz stellt das „Städtedreieck Saalebogen“ dar, das im Mittelpunkt 
dieser Arbeit steht und daher im Zuge der Empirie näher vorgestellt wird (vgl. unten Kap. 
4ff.). 
Darüber hinaus gibt es auch weiter gehende Vernetzungen, die über kooperierende zentrale 
Orte hinausgehen. Dazu zählt insbesondere das „Oberzentrum Südthüringen“, welches im 
Kern aus den Kommunen Zella-Mehlis und Suhl besteht und die oberzentralen Funktionen 
bündeln soll. Neben diesem Entwicklungsschwerpunkt sind noch die „kooperierenden 
Ergänzungsknoten Meiningen, Schmalkalden und Oberhof“ am Städtenetz beteiligt, wodurch 
die Vernetzung räumlich und strukturell (Thüringer Wald) erheblich ausgedehnt wird (Usbeck 
1998, S. 110). Analog zum Städtedreieck Saalebogen wurde auch hier ein REK erstellt. 
Somit haben alle drei Netze gemeinsam, dass sie der Ausbildung eines Oberzentrums in 
Regionen abseits der Städtereihe Eisenach, Gotha, Erfurt, Weimar, Apolda bzw. Jena und 
Gera dienen. Damit sind sie mit dem kleinräumigen Städtenetz im Göltzschtal bzw. dem 
großräumigen ostsächsischen Städteverbund Görlitz/Bautzen/Hoyerswerda (Müller/Beyer 
1999) vergleichbar. 
2.5.2.5 Städtenetze als Instrument einer nachhaltigen Stadt- und Regional-
Entwicklung? 
Nachdem nunmehr erste Erfahrungen mit der Bildung und Weiterentwicklung von 
Städtenetzen gesammelt worden sind, erfreut sich dieses Instrument einer zunehmenden 
Beachtung. Die Motivation, durch die Bündelung von Potenzialen die eigenständige 
Entwicklung auch in Problemräumen voranzubringen und so gemeinsam die Positionierung 
im interregionalen, nationalen oder gar globalen Wettbewerb zu verbessern, wirkt dabei als 
entscheidende Triebfeder. Neben der Außenwirkung leisten Städtenetze v.a. einen 
wesentlichen Beitrag zu einer nachhaltigen Raumentwicklung (BBR 1999, S. 76f.): So 
ermöglichen sie den effizienten Einsatz von Ressourcen, weil durch die Vernetzung teure 
Doppelinvestitionen vermieden werden sollen. Für die Raumentwicklung bedeutet dies 
konkret, dass im Idealfall Konkurrenzen abgemildert und verkehrlich wie raumstrukturell 
optimale Standorte erschlossen werden, was einer verkehrs- und flächensparsamen 
Raumentwicklung dient.36 Darüber hinaus wird generell eine kommunikative Planungskultur 
gefördert, die Konflikte und Konkurrenzen frühzeitig offenlegt und Konsensmöglichkeiten 
aufzeigt, eine entsprechende Interessenidentität voraussetzt (Melzer 2000, S. 41). 
Relativ früh stellte sich in der Fachdiskussion die Frage, ob Städtenetze, die ja vorrangig 
dem Nutzen ihrer Netzpartner ‚verpflichtet‘ sind, geeignet sind, quasi als Impulsgeber die 
                                                
36 Bezüglich des Verkehrs ist im Einzelfall abzuwägen zwischen einer großräumigen Wegeersparnis und einem 
kleinräumigen Mehraufwand von Verkehr: So müssen aufgrund des qualitativ höherwertigen Angebots im 
Gesamtstandort keine weiteren Strecken zu entfernt gelegenen Zentren zurückgelegt werden, jedoch besteht der 
Gesamtstandort wiederum aus mehreren spezialisierten Teilstandorten, die das jeweilige Angebot vorhalten und 
entsprechende Wege verursachen. Daher spielt bei Städtenetzen die umweltschonende Verbindung zwischen 
den einzelnen Netzpartnern eine wichtige Rolle, wie sie gerade Gegenstand vieler Netzwerke ist. 
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Regionalentwicklung insgesamt zu fördern. Insbesondere wurde dabei die Problematik der 
Netzmaschen gesehen: Was passiert mit den nicht-beteiligten Kommunen im näheren und 
weiteren Umfeld der Städtenetze? Werden sie von der exklusiven Entwicklung der Netze 
abgehängt, und bilden sich so neue räumliche Disparitäten (Stiens 1995, S. 59ff.)? Zwar 
besteht diese Gefahr grundsätzlich, jedoch lassen sich dagegen einige Argumente anführen, 
die tatsächliche Wirksamkeit von konkreten Städtenetzen vorausgesetzt. So ist zunächst die 
Raumbedeutsamkeit von Städtenetzen grundsätzlich gegeben, zumal mit der Vernetzung die 
Verbesserung zentralörtlicher Funktionen durch eine gemeinsame Leistungserfüllung 
bezweckt wird, was per se dem Umland zugute kommt. Dies betrifft nicht nur die 
Versorgungs-, sondern auch die Entwicklungsfunktion, da Städtenetze regionale innovative 
Milieus begünstigen können, etwa wenn damit eine Vernetzung von Verwaltung, Wirtschaft 
und Wissenschaft verbunden ist (Kind 2000, S. 35f.), von denen auch das Umland profitiert. 
Andererseits sind auch die ‚Netzmaschen‘ insofern am (kleinräumigen) Leistungsaustausch 
beteiligt, als sie Flächen für die Erholung, Landwirtschaft, die Wasser- und Luftregeneration 
bereitstellen sowie wesentlich zur landschaftsräumlichen ‚Vernetzung‘ beitragen (vgl. Stiens 
1995, S. 29). Zur Vertiefung der Beziehungen zwischen Städtenetzen und ihrem Umland 
wurden in einigen Fällen explizit die Landkreise einbezogen (so etwa K.E.R.N.)37. Zudem 
stehen die Netzwerke weiteren Gemeinden ungeachtet ihres zentralörtlichen Status offen, 
was allerdings die entsprechende politische Integrationsfähigkeit der anderen Mitglieder 
verlangt. Schließlich ist auch die Landes- und insbesondere Regionalplanung bereits in den 
meisten Fällen dahingehend aktiv, auf die Wahrung eines regionsweiten Ausgleiches zu 
achten und auf entsprechende Netzbildungen hinzuwirken, die nicht nur aus gleich großen 
Partnern bestehen sollten.38 Hier eröffnet sich also ein wichtiges Aufgabenfeld für eine 
moderierende Raumplanung. 
Wenn demnach Städtenetze ein regional bedeutsames Instrument zur Vertiefung der 
interkommunalen Abstimmung und Kooperation darstellen und bei den Beteiligten das 
Verständnis für regionale Belange verstärken, liegt der Gedanke nahe, Städtenetze als 
formelles Instrument einzuführen, wie es in Sachsen geschehen ist. Dafür sprechen v.a. die 
größere Verlässlichkeit der Kooperationsstrukturen und damit Kontinuität des Netzes. Aller-
dings wäre dies nicht mit den Prinzipien der Freiwilligkeit, Selbstorganisation und Flexibilität 
vereinbar, die ja gerade das „Besondere“ von Städtenetzen ausmachen und so zu deren 
Wirksamkeit beitragen im Gegensatz zu hierarchisch strukturierten zentralen Orten. Da 
Regionalentwicklung ein komplexer Prozess mit vielschichtigen Problemen und vielfältigen 
Akteuren ist, kann er nur von unten nachhaltig betrieben werden, was eine diesbezügliche 
Kooperationsbereitschaft und Reaktionsmöglichkeit auf kurzfristige Erfordernisse zwingend 
voraussetzt. Daher sollte die Raumordnung hier nicht ‚steuernd eingreifen‘, sondern Städte-
netze als Formen der regionalen Selbstorganisation begleitend unterstützen. Insofern 
können Städtenetze zentrale Orte nicht ersetzen, sondern nur ergänzen und funktional 
aufwerten, zumal sie wiederum über die Kommunikation nur Konflikte entschärfen, aber nicht 
lösen können, dies vermögen formelle Instrumente. Sieht man von den Unterschieden zu 
zentralen Orten ab, die bekanntlich auf einer funktionalen Über- und Unterordnung beruhen, 
im Gegensatz zur Freiwilligkeit und Gleichberechtigung in Städtenetzen, so kann nicht 
                                                
37 So obliegt dem Städtenetz K.E.R.N. (für Kiel, Eckernförde, Rendsburg und Neumünster) u.a. 
Flächenmanagement und ÖPNV als Aufgabe der Kreise und kreisfreien Städte sowie der Fremdenverkehr (BBR 
1999, S. 130ff.). Diese Aufgaben erfordern eine großräumige Kooperation über die zentral miteinander vernetzten 
Mitglieder hinaus. Nicht zuletzt dürfte auch die staatliche Regionalplanung in Schleswig-Holstein eine Motivation 
für die räumlich und sachlich breit angelegte Zusammenarbeit gewesen sein. 
38 So hat etwa die Bildung des MAI-Netzes (München-Augsburg-Ingolstadt) dazu geführt, dass sich als Gegenpol 
dazu das geografisch noch weiträumigere „LaRoSa“ (Landshut, Rosenheim, Salzburg) formiert hat. Aus Sicht 
einer besseren politischen Vermittelbarkeit und wirkungsvolleren regionalen Kooperation wäre eine Integration 
von Landshut und Rosenstein in ersteres sinnvoll (vgl. Maier 1996, S. 107). 
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durchweg von einem Spannungsverhältnis zwischen beiden Instrumenten gesprochen 
werden, da Städtenetze wesentlich zur Erhöhung der Funktionsfähigkeit (gemeinsam 
gebildeter) zentraler Orte beitragen (Brake 1996, S. 23f.). 
Ein weiterer Aspekt weist auf die notwendige Verknüpfung beider raumordnungspolitischen 
Instrumente hin. So führt der Rückgang von Bevölkerung in städtischen Zentren auch zu 
einer rückläufigen Tragfähigkeit von Einrichtungen. Dort, wo Menschen zur knappen 
Ressource werden, verhilft die funktionsteilige Spezialisierung benachbarter zentraler Orte 
zu einer Erhöhung der Qualität und somit Verbesserung der Auslastung zentralörtlicher 
Angebote. Bei einer sonst früher oder später unumgänglichen Konzentration höherwertiger 
Einrichtungen auf weniger Zentren würden sich die Wege deutlich verlängern. Insofern trägt 
die Vernetzung von zentralen Orten zum Erhalt räumlicher Funktionen bei und weist eine 
soziale Dimension der Versorgungsgerechtigkeit unter veränderten demographischen 
Bedingungen auf (Kind 2000, S. 34f.). 
Insgesamt sind Städtenetze eine ergänzende bzw. vermittelnde Institution zwischen lang-
fristigen raumordnerischen bzw. fachpolitischen Zielsetzungen einerseits und kurzfristigen 
kommunalen bzw. unternehmerischen Entscheidungen. Sie stellen keine neue Verwaltungs-
ebene dar. Vielmehr erleichtern sie mit der Bündelung von Verwaltungs-potenzialen die 
Erfüllung von Versorgungs- und Entwicklungsaufgaben vor Ort. 
2.6 Fazit 
So neu, wie die informellen Instrumente und Vorgehensweisen scheinen, sind sie nicht. 
Davon zeugen Städtenetze aus dem Mittelalter (Hanse, Süddeutscher und Lausitzer 
Städtebund; Kind 2000, S. 31f.) ebenso wie Werkstattgespräche oder Planungszellen, die 
schon vor etwa 25 Jahren praktiziert wurden.39 Neu ist allenfalls die Häufung des Einsatzes 
dieser Instrumente, welche auf die gewandelten Rahmenbedingungen zurück zu führen sind.  
Die veränderten wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen 
erhöhen die strukturelle Komplexität und damit auch die Anforderungen an die räumliche 
Planung. Einerseits hat die Raumordnung in Deutschland einen hohen inhaltlich-
konzeptionellen Anspruch, der in der koordinierenden und querschnittsorientierten Funktion 
zum Ausdruck kommt. Andererseits ist die tatsächliche Wirksamkeit und politische Beach-
tung der Raumordnung begrenzt, da sie nur vereinzelt mit weiter gehenden und 
umsetzungsbezogenen Aufgabenfeldern verknüpft ist und in den meisten Fällen nicht mit 
entsprechenden Finanzmitteln ausgestattet ist. Aus diesen Gründen ergibt sich die 
Notwendigkeit, nach Inhalten und Formen für die Kooperation mit den raumrelevanten 
Akteuren zu suchen. 
Um die Aufmerksamkeit und Zusammenarbeit der für die Umsetzung maßgeblichen 
Handlungsträgern zu erreichen, werden vielfach sachlich und räumlich begrenzte Aufgaben 
gewählt, die mit einem überschaubaren materiellen, personellen und zeitlichen Aufwand zu 
bewältigen sind. Einzelne Projekte und Maßnahmen erfüllen diese Bedingungen, bedürfen 
jedoch einer Einbindung in eine umfassende räumliche Konzeption, um mit anderen 
Vorhaben bzw. Nutzungsansprüchen koordiniert zu werden und die erhofften regionalen 
Effekte auszulösen. Diese koordinierende Aufgabe kommt den Regionalen Entwicklungs-
konzepten zu, welche die Schwerpunktsetzung auf bestimmte Themen und/oder Räume 
ermöglichen und hierbei weitere Akteure einbeziehen. Damit vermitteln sie vielfach zwischen 
staatlichen, regionalen, kommunalen und privatwirtschaftlichen Akteuren, wobei sie von 
unten initiiert bzw. betrieben werden, um regionale Eigenkräfte zu stärken. 
                                                
39 Dabei kann und sollte auf die bislang gesammelten Erfahrungen zurückgegriffen werden im Hinblick auf eine 
situationsangepasste Übertragung vor Ort (Scholich 1998, S. 36ff). 
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Dieses Ziel liegt auch den Städtenetzen zugrunde. Hier geht es um die Steigerung der 
Leistungsfähigkeit kommunaler, v.a. zentralörtlicher Funktionen durch die arbeitsteilige und 
spezialisierte Wahrnehmung von Aufgaben. Damit verbunden ist eine Aufwertung der 
Qualität des so entstandenen kooperativen Gesamtstandorts, die nicht zuletzt auch den 
umliegenden Kommunen bzw. der Region zugute kommt. Als Netzwerke, die auf den 
Prinzipien der Freiwilligkeit und Gleichberechtigung beruhen, können sich darin Kommunen 
unterschiedlicher zentralörtlicher Stufen zusammenschließen und weitere Akteure 
aufnehmen. Damit ergänzen sie das hierarchische System zentraler Orte, was insbesondere 
bei funktionalen Defiziten sowie einer begrenzten Tragfähigkeit von Zentren für sich 
betrachtet wichtig ist und die Wettbewerbsfähigkeit der Netze stärkt. 
Während Städtenetze nicht selten weiträumigere Kooperationsstrukturen darstellen, decken 
Regionale Entwicklungskonzepte meist zusammenhängende Gebiete mit einem gemein-
samen Handlungsbedarf ab und sind dabei nicht an vorgegebene administrative Raumein-
heiten gebunden. Ansonsten weisen Städtenetze und Regionale Entwicklungskonzepte 
einige Gemeinsamkeiten auf: Als informelle Instrumente einer kooperativen Regional-
entwicklung werden mit beiden konkrete Aufgaben bearbeitet bzw. Projekte in den Bereichen 
Verkehr, Wirtschaft, Raumentwicklung und Kultur, Tourismus etc. verfolgt und die dafür 
erforderlichen personellen, materiellen und immateriellen Ressourcen gebündelt. Dies setzt 
wiederum entsprechende Vorgehensweisen (z.B. Stärken-Schwächen-Analyse, Leitbild- und 
Zieldiskussion, Maßnahmenformulierung) und Organisationsformen (Arbeitsgemeinschaften, 
Vereine etc.) voraus. Besonders deutlich wird dies naturgemäß dort, wo Städtenetze im 
Rahmen eines REK-Prozesses gebildet und fortentwickelt werden.40 Durch die 
Intensivierung der Zusammenarbeit werden insgesamt Verflechtungen stärker ausgeprägt, 
die nicht zuletzt dazu beitragen, politische und funktionale Regionen neben den 
existierenden formalen Raumordnungsregionen auszubilden bzw. zu stärken. 
Mit der breiteren Beteiligung von verantwortlichen Akteuren an der Regionalentwicklung 
bedarf es weiterhin einer koordinierenden Raumordnung. Dies gilt umso mehr, als REK und 
Städtenetze vielfach Konflikte ausklammern, um konsensfähig arbeiten zu können. Daher 
müssen verteilungspolitische Entscheidungen nach wie vor übergeordnet getroffen werden, 
sofern sich keine Einigung unter den Akteuren abzeichnet, die freilich stark ihrem Eigennutz 
verhaftet sind und die entsprechenden Interessen verfolgen. Insofern hat die 
vorausschauende und ausgleichende Funktion der Raumordnung nach wie vor ihre 
Berechtigung. Allerdings beschränkt sich ihre Rolle nicht nur auf die Setzung eines festen 
Ordnungsrahmens, sondern umfasst ferner die Information, Beratung, Moderation und ggf. 
Mediation, um regionale Kooperationsprozesse begleiten und unterstützen und so die Ziele 
der Raumordnung wirksam vermitteln zu können. Dazu gehört nicht zuletzt der Abgleich 
zwischen regionalen Erfordernissen und staatlichen (Förder-)Politiken, um auch so den 
Erfolg der regionalen ‚Eigenkräfte‘ sicherzustellen. Eine verstärkte Berücksichtigung 
regionaler Kooperation in der Förderpolitik wäre dabei wünschenswert. Somit kommt es 
darauf an, die Balance zwischen regionaler Initiative und Aktivität einerseits und staatlicher 
Förderung sowie ggf. Intervention andererseits zu finden. 
Zur Aufrechterhaltung der regionalen Eigeninitiative, Kreativität und Motivation ist es sinnvoll, 
abgesehen von einem gewissen methodischen und inhaltlichen Leitfaden aus Gründen der 
Förderungsfähigkeit ansonsten die informellen Instrumente nicht stärker zu reglementieren 
und damit zu formalisieren. Vielmehr sollen REK und Städtenetze flexible Instrumente 
                                                
40 Diese Motivation liegt neben dem Untersuchungsraum dieser Arbeit beispielsweise dem Städtenetz SEHN 
(Südharz-Eichsfeld-Hainich-Netz) in Nordthüringen zugrunde, siehe BBR 1999, S. 41. Auch Maier (1996, S. 108) 
stellt an Städtenetze die vergleichbaren inhaltlichen Anforderungen wie an REK.  
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bleiben, welche nicht zur Pflichterfüllung werden, sondern den Handelnden vor Ort ihre 
zentrale Bedeutung und Eigenverantwortung für die Regionalentwicklung vor Augen führen. 
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3 REGIONALES FLÄCHENMANAGEMENT (RFM):  
EINE KOOPERATIVE QUERSCHNITTSAUFGABE 
Angesichts der Steuerungsdefizite der Raumplanung insgesamt wird gegenwärtig immer 
wieder angeregt, Planung durch Management zu ergänzen. Besonders prägnant brachte das 
Brodkin (1987, zit. nach Wiechmann 2001, S. 7) auf den Punkt: „If we can’t govern, can we 
manage it?“ Im Gegensatz zu den oben dargestellten kooperativen Konzepten von 
Regionalmanagement und Vernetzung, welche vielfältige Ansätze einer Regional-
Entwicklung insgesamt verfolgen, steht beim Flächenmanagement die funktionale und struk-
turelle Raum-Nutzung im Mittelpunkt. Da es sich jedoch beim Flächenmanagement nicht um 
ein fest definiertes Instrument handelt, was angesichts des situativen Einsatzes je nach 
regionalen Rahmenbedingungen und Handlungserfordernissen auch nicht zu erwarten ist, 
sollen im Folgenden in der Praxis bereits anzutreffende Bausteine herausgearbeitet werden, 
um die inhaltliche und instrumentelle Bandbreite aufzuzeigen. 
Zunächst werden Anlass bzw. Notwendigkeiten eines RFM anhand der aktuellen 
Handlungserfordernissen der Raumentwicklung erläutert. Daraus werden Ziele abgeleitet, 
die v. a. auch konstituierend für den Begriff eines RFM sind. Diese Ziele umzusetzen bedarf 
es konkreter Konzepte und Instrumente, welche sich sowohl auf die flächenbezogene 
Planung als auch auf die umsetzungserheblichen Aufgaben beziehen. Die Instrumente 
korrespondieren wiederum mit spezifischen Organisationsformen, die ebenfalls im Hinblick 
auf ihre schwerpunktliche Eignung vorgestellt werden. Abschließend werden zusammen-
fassend zentrale Merkmale und qualitative Anforderungen eines RFM dargestellt und 
(ordnungs)politische Rahmenbedingungen für eine größere Wirksamkeit eines RFM 
diskutiert. 
3.1 Anlass für ein RFM 
Kern vieler Diskussionen über die Steuerungswirksamkeit raumplanerischer Instrumente und 
Verfahren ist ein Soll-Ist-Vergleich zwischen den normativen Zielen und der Wirklichkeit. 
Dabei lassen sich Diskrepanzen zwischen drei Ebenen, der regionalen und kommunalen 
Planung sowie den Nutzern der räumlichen Strukturen feststellen. 
Zur Ordnung der Siedlungsentwicklung existiert ein umfassendes Instrumentarium 
(Turowski/Lehmkühler 1999): Zu nennen ist hier zunächst das punktaxiale System der 
Raumordnung, das sich aus zentralen Orten und den sie verbindenden Verbindungs- und 
Entwicklungsachsen zusammensetzt. Dieses System wird vielfach verfeinert durch die 
Festlegung von Siedlungsbereichen bzw. –schwerpunkten, welche sich auf einzelne 
Gemeindeteile beziehen oder den ‚zentralen‘ Ort der Entwicklung im Umland großer Städte 
kennzeichnen (sog. „Stadtrandkerne“, vgl. Priebs 1999b, S. 6). Damit verfolgt die 
Raumordnung das Ziel, die Siedlungstätigkeit auf zentrale Orte und die dortigen 
Siedlungskerne zu konzentrieren, welche ein abgestuftes bzw. sich ergänzendes System 
bestimmter Versorgungs- und Entwicklungsfunktionen41 bilden und zur Wahrnehmung des 
                                                
41 Die Bedeutung der Entwicklungsfunktion von zentralen Orten ist umstritten, da sich insbesondere in Stadt-
regionen aufgrund der mangelnden Eignung und Verfügbarkeit von Flächen die entsprechenden Einrichtungen 
(Industrie, Logistik, Handel etc.) vielfach in Umlandgemeinden der großen Städte bzw. in Orten niederer bzw. 
fehlender Zentralität befinden oder ansiedeln. Auf der anderen Seite lässt sich auch dort eine gewisse Nähe und 
damit Synergie zu den adäquaten zentralen Orten erreichen. Abweichungen vom Territorialprinzip, d. h. der 
Zuordnung überörtlicher Funktionen zur politischen Gemeinde, sind also nicht als Versagen des zentralörtlichen 
Konzepts zu werten, sondern stellen eine Anpassung an zwingende Rahmenbedingungen dar. Daher stellt sich 
für die Raumordnung die Aufgabe, die Entwicklung bestimmter Funktionen an der tatsächlichen Standorteignung 
auszurichten und dabei siedlungsstrukturelle Zusammenhänge (Nähe zu zentralen Orten im Sinne von 
„Standorträumen“, Verkehrsanbindung, Verträglichkeit mit anderen Raumnutzungen) zu berücksichtigen (vgl. 
Blotevogel u. a. 2002, S. 248ff.). 
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komplexen Angebots durch ein entsprechendes Verkehrsnetz miteinander verbunden sind. 
Allerdings zeigt die Entwicklung nach der flächendeckenden Einführung des Zentrale-Orte-
Systems, dass mit zunehmender Mobilität, steigenden Baulandpreisen in den Zentren und 
veränderten Siedlungs- und Konsummustern das Konzentrationsprinzip zunehmend schwie-
riger durchsetzbar ist und sich damit die Suburbanisierung immer weniger aufhalten lässt 
(vgl. Blotevogel u. a. 2002). 
Der Grund für die unzureichende Steuerungswirksamkeit liegt zunächst in der mangelnden 
Zielkompatibilität zwischen Raumordnung und kommunaler Planung. Während die 
Raumordnung v.a. eine Ordnungskonzeption zur Konzentration der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung zugunsten einer optimierten Raumnutzung sowie eines effektiven 
Schutzes der Freiräume verfolgt, sind Kommunen bestrebt, ihren eigenen Nutzen zu 
maximieren (vgl. Aring 1999, S. 303f.). Dieser bemisst sich v. a. nach dem Erfolg in der 
Ansiedlung von Einwohnern, Gewerbe und Handel, welche die kommunalen Einkünfte sowie 
das Image aufbessern, aber als Verteilungsmasse zunehmend knapp werden. Dem-
entsprechende Überlegungen zu einem „vorsichtigen Wachstumspfad“ (ebd., S. 305) 
schlagen sich direkt in der kommunalen Ausweisungspolitik von Flächen nieder. 
Erwägungen einer optimalen Raumstruktur unter Beachtung der zentralörtlichen Funktionen 
sind dabei zweitrangig. So entstehen immer mehr suboptimale Raumstrukturen, welche die 
regionale Standortqualität durch den Bedeutungsverlust von Zentren und die Zersiedelung 
bzw. Zerschneidung von Freiräumen beeinträchtigen und damit längerfristig auch die 
Wettbewerbsfähigkeit mindern.  
⇒ 
⇒ 
                                                
Daraus42 ergibt sich die Aufgabe, Wechselwirkungen zwischen kommunalen und regio-
nalen Entwicklungen sowie räumlichen Qualitäten zu identifizieren und im politischen 
Diskurs zu thematisieren, um daraus konsens- und umsetzungsfähige Strategien zur 
positiven gegenseitigen Beeinflussung abzuleiten. 
Das kommunale Ausweisungsverhalten stellt freilich ein Optimierungsproblem dar (vgl. Einig 
2000). Weisen funktional gut ausgestattete und günstig gelegene Kommunen zu wenig 
Bauland aus, so wird dadurch eine Verknappung begünstigt, wodurch die Bodenpreise bei 
entsprechender Nachfrage ansteigen. Potenzielle Nutzer mit einem begrenzten Budget 
tendieren in diesem Fall dazu, ihre Ansiedlungswünsche in entfernter gelegenen Standorten 
zu befriedigen, wo i.a. mehr Bauland zu günstigeren Preisen angeboten wird. Allerdings 
führen solche verkehrs- und flächenintensiven Entwicklungen letztlich zu einer räumlichen 
Erweiterung suburbaner Strukturen und damit Expansion von Stadtregionen (Aring 1999, S. 
353). Weisen Gemeinden hingegen viel Bauland aus, so wirkt sich dies eher preissenkend 
aus, was eine weniger intensive Ausnutzung von Grundstücken ermöglicht und so zum 
Siedlungsflächenwachstum beiträgt. Im Konflikt zwischen einer regionalen Optimierung von 
Siedlungsstrukturen und einer Maximierung des örtlichen Nutzens kommt das Bauland-
Dilemma zum Ausdruck.  
Demnach ist die ausreichende Allokation von Flächen an den richtigen Standorten unter 
der Maßgabe einer intensiven und verträglichen Nutzung eine wichtige Aufgabe die für 
umsetzungsorientierte Planung sowie Raumentwicklung. 
Doch nicht nur an der Schnittstelle zwischen Raumordnung und Bauleitplanung (vertikale 
Politikverflechtung), sondern auch zwischen der Bauleitplanung und den Flächennutzern 
(horizontale Verflechtung) treten Zieldifferenzen zutage. So halten viele Kommunen 
planerisch ausreichend Flächen vor, die jedoch nicht die Nachfrage befriedigen können. In 
42 Die mit einem Pfeil gekennzeichneten Absätze sind Schlussfolgerungen der voranstehenden Ausführungen 
und sollen den Anlass bzw. die Notwendigkeit eines RFM herausstellen. 
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vielen Kommunen stellt sich die Situation so dar, dass auf der einen Seite rechnerisch 
ausreichend und auf der anderen Seite tatsächlich zu wenig Bauland zur Verfügung steht 
(sog. „Bauland-Paradoxon“, Davy 2000). Dabei sind die Gründe für das Ungleichgewicht von 
Angebot und Nachfrage vielfältig: So haben die Eigentümer von Flächen aktuelle bzw. 
zukünftige Nutzungswünsche oder hoffen auf eine Wertsteigerung im Hinblick auf eine 
spätere Veräußerung. Von Seiten der Nachfrager wird daher stets der Ruf nach weiteren 
Ausweisungen laut, die wiederum neue infrastrukturelle und ökologische Vorleistungen bzw. 
Kosten nach sich ziehen.43 Ursächlich dafür ist der Mechanismus der Bodenproduktion in 
Deutschland, wonach sich hier das Marktgeschehen und die Preisbildung nicht allein 
zwischen Anbietern und Nachfragern von Flächen vollziehen, sondern v.a. die Raumplanung 
wesentliche Rahmenbedingungen für die Marktfähigkeit von Grundstücken setzt. Schließlich 
bestimmt letztere durch die planerische Ausweisung über die Nutzungsmöglichkeiten und 
damit den Wert von Flächen (Aring 1999, S. 352). Der aus der planerischen Zulässigkeit 
resultierende, steigende Bodenpreis hat vielfach eine hemmende Wirkung auf den 
Eigentumsübergang und die tatsächliche Nutzung.  
⇒ 
⇒ 
                                                
Folglich stellt sich hier die Frage, wie tatsächlich realisierbare Nutzungsabsichten stärker 
im Vorfeld der Planung abgeklärt werden können, um mehr Flächen zu mobilisieren und 
einer gewünschten Nutzung zuzuführen. 
Mit den Erschließungskosten wurden bereits die kommunalen Finanzen angesprochen. 
Fehlentwicklungen z.B. im gewerblichen Bereich (Krieger 2000), wie sie v.a. durch inter-
kommunale Konkurrenz entstehen, führen nicht nur zu suboptimalen Raumstrukturen, 
sondern sind für die Kommunen eine große Belastung angesichts rückläufiger kommunaler 
Einnahmen. Dadurch fehlen nicht zuletzt Mittel für andere wichtige Projekte, welche für die 
Standortattraktivität maßgeblich sind. Angesichts der begrenzten kommunalen Ressourcen 
verlangt der interregionale Wettbewerb eine verstärkte interkommunale bzw. regionale 
Kooperation. Diese stärkt nicht zuletzt die - gemeinsame - Position der Kommunen 
gegenüber Investoren und ermöglicht so eine gezielte und raumverträgliche Ansiedlungs-
politik. 
Neben einer zwischengemeindlichen Abstimmung nimmt also das Erfordernis einer 
interkommunalen kooperativen Entwicklung strategisch wichtiger Vorhaben zu.  
Die bisherigen Überlegungen bezogen sich auf wachsende Regionen mit einer mehr oder 
weniger starken positiven Entwicklungsdynamik. Im Hinblick auf die sich abzeichnende 
wirtschaftliche und demografische Entwicklung dürften jedoch Trends der Stagnation oder 
sogar Schrumpfung, wie sie bereits heute in Ostdeutschland vorherrschen, auch in einigen 
anderen westdeutschen Regionen großräumig auftreten. Daraus ergeben sich völlig neue 
Rahmenbedingungen und Anforderungen an die räumliche Planung bzw. Entwicklung: So 
vollziehen sich planungsrelevante Veränderungen unter diesen Voraussetzungen vor allem 
im Bestand, wo bekanntlich Nutzungskonkurrenzen und Konflikte, etwa zwischen Wohnen 
und Gewerbe bzw. Verkehr, leicht entstehen und sich verschärfen können. Eine 
Konzentration von Funktionen der Daseinsvorsorge ist jedoch unumgänglich, da bei 
sinkenden Einwohnerzahlen die spezifischen Infrastrukturkosten ansteigen. Dies beinhaltet 
insbesondere auch Umnutzungen bzw. multifunktionale Nutzungen, um eine gewisse Dichte 
aufrecht zu halten (Winkel 2001, S. 101f.). Darüber hinaus gibt es konzeptionelle 
Überlegungen, innerhalb von größeren Schrumpfungsräumen die Entwicklung auf einzelne 
43 Dass viele Kommunen diesem Drängen nachgeben, zeigt die seit Mitte der 1990er Jahre ansteigende 
Inanspruchnahme von Freiraum zu Siedlungs- und Verkehrszwecken auf 129 ha pro Tag; ein Rückgang dieses 
Wertes seit 2001 vor allem in Westdeutschland ist im Wesentlichen baukonjunkturell begründet 
(Beckmann/Dosch 2003). 
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Gunstregionen zu konzentrieren, die über die entsprechenden Standortpotenziale 
(Arbeitsplätze, Bildungs-, Kultur-, Wohnungs- und Warenangebot, Verkehrsanbindung, 
Freiraumversorgung) verfügen. Damit sollen großräumige Wanderungsbewegungen 
kleinräumig auf Auffangregionen und -standorte umgelenkt und somit Räume stabilisiert 
werden (LAG 2001).  
⇒ Alles in allem erhöht der Prozess der Schrumpfung, der teilräumlich differenziert zu 
betrachten ist, die Anforderungen an die Planung hinsichtlich eines Bestands-
managements. Unter diesen Umständen ist eine reine planerische Ausformung von 
Raumstrukturen unzureichend; vielmehr bedarf es des Zusammenwirkens vielfältiger 
Akteure mit abgestimmten und angepassten Strategien. 
Die o. g. Defizite der Umsetzung raumplanerischer Konzepte und Ziele auf regionaler und 
kommunaler Ebene beruhen auf Zielkonflikten, Koordinationsproblemen und letztlich dem 
mangelnden Verständnis für wichtige Zusammenhänge bzw. Wechselwirkungen. In 
Anbetracht des zunehmenden interregionalen Wettbewerbs und den knappen inner-
regionalen Ressourcen sind nicht mehr einzelne Standorte allein konkurrenzfähig. Vielmehr 
tritt die Funktionsfähigkeit von Regionen insgesamt in den Vordergrund, die ein koordiniertes 
und kooperatives Vorgehen aller Akteure voraussetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf 
die Verwirklichung komplexer und konkurrierender Nutzungsansprüche, wie sie nicht zuletzt 
im Rahmen der Zieltrias von ökonomischer, sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit zu 
leisten ist und verstärkt qualitative Aspekte eines RFM in den Vordergrund rückt (vgl. Fürst 
1998b). Soll ein regionales Flächenmanagement eine effektive Gestaltung räumlicher 
Funktionen und Strukturen bewirken, muss es auf mehreren Planungs- bzw. Akteursebenen 
ansetzen und die verschiedenen Interessen sowie Zielsysteme integrieren. 
3.2 RFM: Begriff und Ziele 
Ausgangspunkt des Flächenmanagements ist die kommunale Ebene, wo schon immer 
Fragen der Flächensicherung und –entwicklung neben der planerischen Darstellung bzw. 
Festsetzung von Standorten aktuell waren (vgl. MWBV BB 1999; Kötter 2001). Dies impliziert 
also eine aktive, gestaltende Politik: „Management bedeutet in diesem Zusammenhang 
insbesondere, die Einmaligkeit von Festsetzungen der Flächennutzungen zugunsten eines 
ständigen Prozesses der Anpassung an die sich wandelnden Strukturen und 
Zielvorstellungen aufzubrechen.“ (Weith/Zimmermann 1996, S. 181). Mit einem problem-
adäquaten Vorgehen in den Aufgabenbereichen Flächennutzungsplanung, Bodenordnung, 
Flächenmobilisierung und ggf. -bevorratung, Bodenmarktpolitik, Erschließung, Vermarktung 
und Nutzung soll insbesondere den o.g. Umsetzungsdefiziten begegnet werden, was eine 
konstruktive Einbindung der für die Gemeindeentwicklung relevanten Akteure voraussetzt. 
Hierzu haben sich vier grundlegende kommunale Entwicklungsstrategien einer aktiven 
Baulandpolitik herausgebildet, welche einen klaren Umsetzungsbezug aufweisen und häufig 
auf kommunalpolitischen Grundsatzbeschlüssen beruhen (Schäfer u.a. 2000, S. 11ff.; Meyer 
2002, S. 135f.): 
• Vorhabenbezogener Bebauungsplan und Realisierung über Durchführungsverträge mit 
dem Investor zur Erstellung und Übertragung der Infrastruktur; 
• Zwischenerwerb von Flächen durch die Gemeinden, z.T. auch über einen Bodenfonds, 
und Entwicklung über eine beauftragte städtische, private oder gemischte Gesellschaft 
auf der Grundlage eines städtebaulichen Vertrags; 
• Gesetzliche Baulandumlegung nach §§ 45 ff. BauGB und vertragliche Vereinbarung mit 
den Grundstückseigentümern zu deren Beteiligung an der Erstellung und Erschließung, 
Begrünung, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie Gemeinbedarfseinrichtungen; 
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• Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme nach §§ 165 ff. BauGB bei einem erhöhten 
Bedarf an Wohn- und Arbeitsstätten bzw. Gemeinschaftseinrichtungen mit der 
Möglichkeit eines erleichterten (Zwischen-)Erwerbs durch die Kommunen sowie einer 
größeren Verhandlungsmacht gegenüber den Flächeneigentümern.  
Allerdings sind seit den 1980er Jahren die regionalen Handlungserfordernisse deutlich 
gewachsen. So hat sich der kommunale Gestaltungsspielraum aufgrund der wirtschaftlichen 
Liberalisierung bzw. Flexibilisierung und der gesellschaftlichen Individualisierung verringert 
(vgl. oben Kap. 2), was durch die allgemein rückläufigen Gemeindefinanzen noch verschärft 
wird. Folglich hat die Wettbewerbsfähigkeit der Kommunen untereinander abgenommen. Auf 
der anderen Seite erreichen die Verflechtungen zwischen den Kommunen einer Region ein 
immer höheres Ausmaß, was die Frage nach dem Erfordernis aufwirft, die tatsächlich 
gegebenen Synergien arbeitsteiliger Strukturen auch durch entsprechende Kooperations- 
und Koordinationsstrukturen in eine gewünschte und optimale Richtung zu entwickeln (vgl. 
Mensing 1997). 
Schließlich beruhen die arbeitsteiligen Strukturen vielfach auf dem Gegensatz zwischen 
kommunalpolitischen Zielvorstellungen und der tatsächlichen örtlichen bzw. regionalen 
Eignung. So unterliegen etwa viele Gemeinden mit einer bestimmten Entwicklungsabsicht 
als expandierender Wohn-, Gewerbe- und Handelsstandort örtlichen Restriktionen 
(Flächenmangel, Nutzungskonflikte, Naturschutz etc.) oder weisen nicht die entsprechende 
regionale Verkehrslage auf. Andere Gemeinden wiederum verfügen über die hierfür 
benötigten Flächenpotenziale, jedoch nicht über die erforderlichen Mittel zur Entwicklung der 
Flächen. In diesem Fall stehen sich also die standörtlichen Entwicklungsvoraussetzungen 
und die verfügbaren Mittel gegenüber, so dass sich die jeweiligen Ressourcen durch eine 
gemeindeübergreifende Kooperation bündeln lassen. Jedoch stellt sich das Erfordernis der 
Zusammenarbeit gerade auch in den Fällen, wo Standortbedingungen und Entwicklungs-
absichten in mehreren Kommunen gleichzeitig zusammentreffen und somit eine Konkurrenz-
situation vorliegt. Die parallele Erschließung verschärft bei begrenzter Nachfrage den 
Wettbewerb und führt so zwangsläufig zu Überkapazitäten und kommunalen 
Fehlinvestitionen. Hier ist zumindest eine Abstimmung hinsichtlich der funktionalen Ausrich-
tung erforderlich. In beiden grundlegenden Fällen erleichtert die Zusammenarbeit die 
Bereitstellung von geeigneten Flächen, Kapital sowie von Sach- und Personalmitteln für die 
Realisierung von Vorhaben wie gemeinsamen Gewerbegebieten, die erst bei einer 
effizienten Bündelung von Ressourcen eine erfolgreiche Entwicklung gewährleisten. Die 
vorgenannten, freilich sehr vereinfachten Beispiele sollen aufzeigen, dass in vielen Fällen 
eine intensive Koordination und Kooperation Ressourcen sparen hilft und darüber hinaus 
kommunale (Entwicklungs-)Interessen mit regionalen Belangen in Einklang bringen kann. 
Im Einzelnen können mit einem RFM folgende grundsätzliche Ziele verfolgt werden (vgl. 
Mensing/Wittekind 1997): 
• Ein RFM stellt ‚ein Instrument‘ zum Ausgleich zwischen Standortanforderungen bzw. der 
Nachfrage einerseits und einem angemessenen Standortangebot andererseits dar und 
dient somit der Optimierung von Nutzungsstrukturen. Dadurch lassen sich wirtschaftliche 
und soziale Bedürfnisse besser befriedigen als auf kommunaler Ebene. 
• Ein RFM leistet einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung nachhaltiger Siedlungs- und 
Raumstrukturen, indem es natürliche, materielle und immaterielle Ressourcen schont.  
• Hinsichtlich der Flächen lassen sich dabei quantitative und qualitative Ziele einer 
Flächenhaushaltspolitik unterscheiden (vgl. Wittenbecher 1999): Während erstere sich 
auf die Begrenzung der Inanspruchnahme von neuen Flächen zu Siedlungszwecken 
bezieht, stehen letztere für eine Nutzungsintensivierung bestehender Bauflächen, etwa 
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durch Verdichtung, Lückenschlüsse, Wieder- bzw. Nachnutzung von Brachen, 






                                                
Eine flächensparsame Siedlungsentwicklung schont Freiräume, die ökologisch 
wirksam gestaltet werden können und somit die Lebensqualität erhöhen. 
Durch den Erhalt und die Förderung flächensparender und mobilitätsreduzierender 
Nutzungszuordnungen wird zudem die Grundlage für deren verkehrssparsame 
Nutzung, auch durch einen dann attraktiv und wirtschaftlich zu betreibenden ÖV, 
geschaffen. 
Zudem kann ein RFM mit der Zielsetzung verbunden werden, ausreichenden 
Wohnraum für bestimmte Bedarfe durch einen bestimmten Angebotsmix vorzusehen, 
und erfüllt damit eine soziale Funktion. 
Neben die funktionale und räumliche Dimension tritt folglich auch eine zeitliche: 
Nachhaltigkeit im Sinne von Zukunftsfähigkeit umfasst insbesondere auch den Aspekt 
der Flächenvorsorge bzw. vorausschauenden Bodenvorratspolitik, mit denen 
Vorkehrungen für spätere wirtschaftliche und demografische Strukturwandel getroffen 
werden sollen. 
Die Umsetzung von Vorhaben erfordert vor allem die Einbindung privater Akteure, die 
für die Finanzierung, Nutzung und Unterhaltung verantwortlich sind. Im Gegenzug 
obliegt es der Verwaltung, eine effiziente Abwicklung von Genehmigungs- und 
Förderverfahren sicherzustellen, etwa durch eine gebündelte Bearbeitung der 
einzelnen Genehmigungstatbestände. 
• Mit Aufwertung der ökologischen, ökonomischen und sozialen Standortqualität sowie des 
Standortangebots insgesamt steigt auch die Wettbewerbsfähigkeit der zusammen-
arbeitenden Kommunen und ggf. der Region insgesamt. Die kooperative Wahrnehmung 
von Aufgaben dient schließlich der Profilierung von Standorten und der Positionierung, 
nicht nur in der Konkurrenz zu anderen Regionen, sondern auch im Hinblick auf die 
Vertretung von Interessen gegenüber übergeordneten Behörden, die für die 
Genehmigung und Förderung zuständig sind.  
Um diese Ziele zu erreichen, stellt ein interkommunales bzw. regionales Flächen-
management45 eine „Bündelung flächenbezogener und umsetzungsorientierter Aufgaben 
mehrerer Städte bzw. Gemeinden in einer gemeinsamen oder zumindest abgestimmten 
Vorgehensweise“ dar (so Mensing/Wittekind 1997, S. 482). Insgesamt sollen so 
raumordnerische Ziele mit kommunalen Interessen in Einklang gebracht bzw. 
44 Das RFM lässt sich damit sowohl auf Siedlungserweiterungen als auch auf Nutzungen im Bestand anwenden; 
damit bezieht es sich auch auf Funktionen, die auf bereits genutzten Flächen kooperativ ausgeübt werden. So 
trägt bspw. die Zusammenlegung mehrerer Schulen an einen Standort oder die Spezialisierung und somit 
gegenseitige Ergänzung mehrerer Standorte dazu bei, diese in ihrer Nutzung auf den konkreten Fläche sowie in 
ihrer Funktion für den Einzugsbereich zu sichern. Eine solche Auffassung vom RFM als Bestandsmanagement 
trägt folglich gerade auch der insgesamt geringen dynamischen Entwicklung einer weitgehend konsolidierten 
Siedlungs- und Infrastruktur Rechnung. 
45 Insbesondere für Verdichtungsräume wird angesichts der komplexen Aufgabe der Baulandkoordination und der 
differenzierten Organisation (Vertretung der Gemeinden in der Regionalplanung nur über die Kreise) eine 
Trennung zwischen regionaler und interkommunaler Ebene befürwortet (so Danielzyk 2000a, S. 156f.). Im 
Rahmen dieser Arbeit wird auf die funktionale Verknüpfung der beiden Ebenen abgestellt: Abgesehen von 
entsprechenden regionalplanerischen Ausweisungen wie gemeindlichen Funktionen und Vorranggebieten hat 
eine teilräumliche Zusammenarbeit von einzelnen Kommunen eine wesentliche Bedeutung für die regionale 
Entwicklung, da sie deren Potenziale in Wert setzt und Synergieeffekte für andere Teilräume auslösen kann, etwa 
durch die Bildung von Produktionsketten und die Förderung ergänzender Funktionen in Nachbargemeinden 
(Wohn- oder Versorgungsfunktion, landschaftsräumliche Aufwertung im Sinne des ökologischen Ausgleichs). Die 
Synergie bezieht sich aber nicht zuletzt auch auf die Vorbildwirkung vereinzelter Kooperationen für die übrigen 
Teilräume. Insofern stellen beide Begriffe nur eine unterschiedliche Interaktionsdichte zwischen Akteuren dar und 
können gemeinsam betrachtet werden. 
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handlungsorientiert ausgeformt werden. Die Ziele werden durch die nachfolgend darge-
stellten instrumentell-konzeptionellen sowie organisatorischen Aspekten eines RFM 
operationalisiert.  
3.3 Formen des RFM: Aufgaben, Instrumente, Organisation und Finanzierung 
In Anbetracht der situativen und begrifflichen Offenheit des RFM wird mit den nachfolgenden 
Ausführungen kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben. Vielmehr wird damit bezweckt, 
exemplarische Konzepte bzw. Komponenten vorzustellen, welche über die Anwendung auf 
das konkrete regionale Untersuchungsbeispiel des Städtedreiecks am Saalebogen hinaus 
auch für andere Beispiele von Bedeutung sind. 
3.3.1 Planerische Aspekte 
Die räumliche Planung auf regionaler und kommunaler Ebene trifft wesentliche 
Grundsatzentscheidungen für die jeweiligen Nutzungsansprüche und hält verschiedene 
Instrumente für eine nachhaltige Raumentwicklung bereit: Dazu gehören, wie im Folgenden 
dargestellt, informelle Entwicklungskonzepte für Standorte und Flächen, Vorrangstandorte 
zur siedlungsstrukturellen Schwerpunktsetzung sowie gemeinsame Flächennutzungspläne 
zur gemeindeübergreifenden Koordinierung der Siedlungsentwicklung. Die Instrumente 
werden anhand von beispielhaften Sachbereichen erläutert. Mit der geordneten räumlichen 
Entwicklung durch die Verwirklichung des siedlungs- sowie verkehrsstrukturellen 
Konzentrations- und Integrationsprinzips wird nicht zuletzt die für die Träger von Vorhaben 
erforderliche Planungssicherheit hergestellt. 
Bevor auf die einzelnen Instrumente eingegangen wird, sollen noch methodische 
Grundlagen der Planung erörtert werden, welche den Planungsbedarf, die räumlichen bzw. 
funktionalen Planungspotenziale sowie das für die planerische Umsetzung erforderliche 
Zielsystem umfassen. 
3.3.1.1 Methodische Grundlagen der Planung 
Jede umsetzungsorientierte Planung benötigt zunächst einen Überblick über die jeweiligen 
Nutzungspotenziale sowie die voraussichtliche Nachfrage (vgl. Abbildung 3-1). Letztere ist 
insofern wichtig, als sie über den voraussichtlichen Planungsbedarf entscheidet. 
Nachfrageermittlungen sind freilich in Anbetracht der vielfältigen ökonomischen und 
demografischen Rahmenbedingungen und deren unterschiedlicher Ausprägung auf 
regionaler sowie kommunaler Ebene schwierig durchzuführen. Dies gilt zum einen für 
Bevölkerungsprognosen, die neben der natürlichen Entwicklung noch inter- und 
intraregionale Wanderungsbewegungen umfassen, und erst recht für den gewerblichen 
Bereich. Schließlich wirken hier neben längerfristigen wirtschaftsstrukturellen Veränderungen 
noch kurzfristigere konjunkturelle Effekte. So ist abgesehen von der sektoralen 
Zusammensetzung für den konkreten Flächenbedarf die Produktionsweise (technologie- 
bzw. kapitalorientiert oder personalintensiv) von Bedeutung. Längerfristige Aussagen 
hierüber bleiben angesichts der großen Dynamik stets vage. Statt aufwendiger 
Prognoseverfahren46, deren Änderung von Parametern zu großen Unterschieden in den 
errechneten Flächenbedarfen führt, werden in der Praxis überwiegend Rechenmodelle 
gewählt, die eine Fortschreibung eines längeren Beobachtungszeitraums beinhalten und so 
eher auf Durchschnitts- und Erfahrungswerten beruhen (vgl. Konze/Münch/Schneiders 2000, 
S. 108f.). 
                                                
46 Für Gewerbeflächenprognosen wurde das GIFPRO („Gewerbe- und Industrieflächenprognose“)-Modell 
erarbeitet, dessen vielfältige Parameter die örtliche Situation und die Erfordernisse der jeweiligen Branche 
abbilden sollen (vgl. Bauer/Bohny 1987). 
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regionaler Standortfaktoren ein sowie negative in Form einer kumulativen Betrachtung der 
jeweiligen Konflikte. Darüber hinaus berücksichtigt das zitierte Modell ergänzende weiche 
Standortfaktoren zur Attraktivitätssteigerung, wie sie für eine Beurteilung der einzelfall-
bezogenen Nutzungswahrscheinlichkeit von Belang ist. So können die adressaten-
spezifischen Standortanforderungen berücksichtigt werden. Damit sind nicht zuletzt auch die 
Grundlagen für ein marketingwirksames Standort- bzw. Flächeninformationssystem gegeben 
(vgl. Mensing/Wittekind 1997, S. 486). Ein solches Monitoring der Entwicklungspotenziale ist 
keine einmalige oder sporadische Aufgabe, sondern sollte stets dauerhaft bzw. prozess-
begleitend betrieben werden, um eine Umsetzungskontrolle zu ermöglichen (vgl. unten Kap. 
3.3.4). Daher braucht nicht besonders betont werden, dass eine laufende Raumbeobachtung 
stetig aktualisiert werden muss, um neben dem neuesten Stand auch Veränderungen der 
Nutzungsstrukturen und Veränderungswünsche der Nutzer erfassen und daraus Folge-
rungen für eine modifizierte Entwicklungssteuerung ziehen zu können. 
Die Bewertung von Flächen verlangt einen Abgleich mit den einschlägigen, aber auch 
umfassenden räumlichen Entwicklungszielen. Die Entwicklung eines entsprechenden 
Zielsystems basiert auf mehreren Konkretisierungsstufen (vgl. Scholles/Putschky 2001). 
Ausgangspunkt für die Planung ist häufig ein Leitbild, das einen komplexen, d.h. 
fachübergreifenden Zustand eines Raums vorgibt, wie er von den jeweiligen Akteuren 
angestrebt wird.48 Die weitergehende räumliche, sachliche und zeitliche Ausformung obliegt 
dabei den nachgeordneten Hierarchiestufen des Zielsystems. Leitlinien formen (z.B. als 
Grundsätze der Raumordnung nach § 2 ROG) die zusammenfassenden Aussagen eines 
Leitbildes themenspezifisch aus, ohne dabei einen Indikator für die Beurteilung des 
Zielerreichungsgrades zu enthalten. Ziele hingegen müssen per definitionem (§ 3 Nr. 2 
ROG) so konkret sein, dass ihre Verwirklichung räumlich, sachlich und, v.a. im Hinblick auf 
die Umweltqualität, auch zeitlich bestimmt bzw. bestimmbar ist. Ein beliebiges Beispiel für 
die Entwicklung eines Zielsystems könnte sein: 
Tabelle 3-1: Exemplarische Abstufung des Zielsystems der Raumplanung 
 Leitbild: Die (Teil-)Region soll sich auf der Grundlage ihrer naturräumlichen, standörtlichen und 
kulturellen Potenziale zu einem attraktiven Lebens- und Wirtschaftsraum entwickeln. 
 Leitlinie: Voraussetzung für eine diversifizierte wirtschaftliche Entwicklung ist eine quantitativ und 
qualitativ ausreichende Versorgung mit Gewerbeflächen. 
 Ziel: Der Bedarf an Gewerbeflächen soll v.a. im Rahmen der Innenentwicklung durch die 
Nachnutzung von Altstandorten sowie die Nutzungsverdichtung auf betriebsnahen 
Reserveflächen bzw. die Arrondierung benachbarter Flächen gedeckt werden. 
Eigene Darstellung 
Je nach Abstraktionsgrad, Nachvollziehbarkeit sowie fachlicher Fundierung der jeweiligen 
Zielebene eröffnet sich die Notwendigkeit bzw. Möglichkeit der Beteiligung der berührten 
Fachressorts und der Öffentlichkeit an der Planung. Eine konsensuale Abstimmung bzw. 
Erarbeitung von Zielen fördert nicht zuletzt die für die Umsetzung notwendige Akzeptanz 
(vgl. Weith/Zimmermann 1998). Insgesamt stellen Ziele ein normatives Gerüst dar, um zu 
entscheiden, ‚in-wie-weit‘ einem erkannten Bedarf durch die Nutzung der jeweils geeigneten 
räumlichen Potenziale entsprochen wird. Die Standort- und Nutzungsentscheidungen im 
Einzelnen werden durch instrumentelle bzw. konzeptionelle Formen der Planung getroffen, 
wie sie im Folgenden dargestellt werden. 
                                                
48 Der konkrete räumliche Bezug steht im Gegensatz zu übergeordneten allgemeinen Leitbildern bzw. 
Leitvorstellungen, bspw. der dezentralen Konzentration oder nachhaltigen Regionalentwicklung. 
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3.3.1.2 Konzepte zur Standort- und Flächenentwicklung 
Die bisherigen konzeptionellen und methodischen Überlegungen für ein regionales 
Flächenmanagement haben gezeigt, dass das Erfordernis des Umsetzungs- bzw. 
Handlungsbezugs der Planung eine vertiefte Abstimmung und Zusammenarbeit erfordert. 
Folglich sind zur Vorbereitung verbindlicher Pläne bzw. zum Ableiten von 
Maßnahmeplanungen vertiefte Konzepte erforderlich, die weniger formalisiert sind, den 
prozessualen Rahmen für die politische Willensbildung herstellen und im Gegensatz zu 
formellen Plänen eine größere ‚Ergebnisfreiheit‘ lassen. Daher sollten auf dieser Ebene 
verschiedene Entwicklungsalternativen betrachtet werden, um sie im gesamträumlichen 
Kontext auf ihre Umweltauswirkungen zu untersuchen und möglichst eingriffsarme Varianten 
für die nachfolgende verbindliche Planung zu ermitteln, wie es nicht zuletzt die Strategische 
Umweltprüfung für Raumordnungs- und Bauleitpläne vorschreibt (Einig 2003, S. 124 ff.).49 
Wichtige Anwendungsfelder dabei sind neben der Siedlungsentwicklung allgemein der 
großflächige Einzelhandel sowie die Landschaftsplanung bezüglich der Bestimmung von 
Ausgleichsflächen im Besonderen. 
Gerade die Thematik des großflächigen Einzelhandels ist sehr komplex und mit Problemen 
für die kommunale und regionale Entwicklung verbunden. Hierzu gehören neben 
wirtschaftlichen Interessen wie Steuereinnahmen die Konkurrenz zu gewachsenen 
(innerstädtischen) Zentren, der Erhalt der wohnortnahen Grundversorgung sowie die 
verkehrlichen Belastungen durch Einrichtungen des großflächigen Einzelhandels. Da es sich 
also nicht nur um ein kommunales, sondern auch um ein interkommunales Problemfeld 
gleichermaßen handelt, ist ein Bedarf für eine weitergehende Abstimmung auf teilregionaler 
Ebene im Sinne einer Kompatibilität von Standorten vorhanden. Meist ist dabei das Ziel, 
gemeindeintern und übergemeindlich eine abgestufte und bedarfsgerechte Versorgung 
sicherzustellen, wobei sich die einzelnen Stufen gegenseitig nach Maßgabe ihrer Funktionen 
(Innenstädte, Stadtteilzentren, Nahversorgungseinrichtungen, dezentrale Fachmärkte) 
ergänzen und nicht beeinträchtigen sollen (vgl. Den Hartog-Niemann 1997). In Anbetracht 
der Tatsache, dass einige dezentrale Standorte des großflächigen Einzelhandels als 
„sekundäres Netz“ bereits existieren, geht es v.a. um deren Einbindung in das „primäre“ Netz 
der zentralörtlichen Versorgungsstrukturen (vgl. Priebs 1999b). Der Flächenbezug ist in 
diesem Zusammenhang insbesondere dann gegeben, wenn zentralörtliche Standortbereiche 
unterschiedlicher Funktionen (s.o.) definiert werden, innerhalb derer bestimmte 
Ansiedlungen zulässig sein sollen (Priebs 2004). 
Neben der Ordnungsaufgabe, also dem Schutz von zentralörtlichen Funktionen, werden 
zunehmend auch Aspekte der Entwicklung in regionalen Einzelhandelskonzepten 
berücksichtigt, indem ‚neue‘ Standorte bzw. die Erweiterung von bestehenden 
vorgeschlagen werden (vgl. Koschny/Mensing/von Rohr 1998). Hierzu bedarf es zunächst 
einer Markt- und Bestandsanalyse, um den weiteren Handlungsbedarf grundsätzlich zu 
                                                
49 Da sich die Alternativenprüfung in diesem Kontext auf die überörtliche Standortabwägung bezieht, ist sie auf 
der Ebene der Regionalplanung durchzuführen und hat abschichtende bzw. rahmensetzende Wirkung für die 
entsprechende Prüfung im Zuge der nachgeordneten kommunalen Bauleitplanung. Dies gilt umso mehr für die 
notwendige Beachtung von kumulativen Umweltwirkungen mehrerer relevanter Vorhaben in einem größeren 
Raum. Dabei richtet sich die Prüfintensität nach dem Konkretisierungsgrad der Ausweisungen bzw. 
Zielsetzungen: Von einem Prüfungserfordernis kann dann ausgegangen werden, wenn es sich um mindestens 
gemeindeteil- oder sogar bereichsscharfe Funktionen bzw. Nutzungen der Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur 
handelt, welche eine Klärung der Umwelteinwirkungen anhand landschaftsplanerischer Grundlagen (Aussagen zu 
Schutz und Entwicklung von Umwelt- und Kulturgütern) erlauben. In diesem Zusammenhang ist zu klären, ob es 
für die Planungen ein ausreichendes umweltverträgliches Flächenpotenzial gibt und von welcher Variante unter 
Einbeziehung bestehender Vorhaben die geringsten Umweltwirkungen ausgehen im Sinne des 
Vermeidungsgebots. Eine solche Beurteilung setzt ein systematisches Monitoring der Umweltwirkungen voraus, 
welches ebenso Bestandteil der strategischen Umweltprüfung ist (Krautzberger 2004; Schmidt u.a. 2004, S. 
33ff.). 
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ermitteln. Dieser ist maßgeblich für die Festlegung weiterer Standortangebote, welche von 
vielfältigen Kriterien wie ökologischen Restriktionen, der städtebaulichen sowie der 
verkehrlichen Integration abhängt. Zur Entwicklung gehören ferner Leitlinien bzw. Ziele, 
welche u.a. Maßnahmen der städtebaulichen Aufwertung von gewachsenen Zentren bzw. 
Innenstädten als Einzelhandelsstandorte im Zusammenhang mit anderen sozialen und 
kulturellen Funktionen betreffen sowie den Umgang mit anderen integrierten bzw. nicht-
integrierten Zentren. Dies schließt etwa auch eine Bestimmung der jeweiligen Sortimente für 
die verschiedenen Zentrentypen ein, die hierfür klar definiert werden müssen. Die 
Überführung eines solchen Standortkonzepts für den Einzelhandel in einen Raumordungs-
plan (z.B. „Fachbeitrag Zentren“) ist insofern wichtig, als dadurch eine Verbindlichkeit 
erreicht wird und die entsprechenden Standorte als raumverträglich und abgewogen zu 
betrachten sind, womit sich ein Raumordnungsverfahren erübrigt (vgl. Blotevogel u. a. 2002, 
S. 289).50
In der Planungspraxis zeigen sich allerdings einige Schwächen einer solchen Vorgehens-
weise, die jedoch weniger in den Konzepten selbst, als vielmehr deren Handhabung durch 
einzelne Kommunen bei konkreten Ansiedlungsabsichten von Investoren liegen (vgl. Lüthje 
1998). In diesen Fällen übertreffen Eigennutz der bzw. Konkurrenz zwischen den Kommunen 
häufig die Bereitschaft zu einer gemeinsamen Strategie. Dessen ungeachtet dürften 
regionale Einzelhandelskonzepte vor dem Hintergrund der bisherigen ungeordneten 
Entwicklung und der begrenzten Wirksamkeit des städtebaurechtlichen Instrumentariums in 
Form der entsprechenden Verordnungen bzw. Erlasse der Länder (etwa im Hinblick auf 
nicht-großflächige Standortagglomerationen in Gewerbegebieten, vgl. Danielzyk/Koch 2002, 
S. 196) an Bedeutung gewinnen, sofern der erforderliche Handlungsbedarf gesehen und der 
entsprechende Handlungswille vorhanden ist. Schließlich ist die Kaufkraft nicht vermehrbar, 
und eine ungeordnete Ansiedlungspolitik mit unabsehbaren Folgen für den Einzelhandel 
selbst sowie für die Verkehrs- und Siedlungsstrukturen verbunden. 
Entwicklungskonzepte werden vorwiegend für Raumnutzungen wie Wohnen und Gewerbe 
erstellt. So wurde etwa in der Region Bonn ein Wohnbauflächenmanagement initiiert 
(Rehsöft/Ziegenhagen 2000); um neuen Wohnraumbedarfen nach dem Umzug der 
Bundesregierung von Bonn nach Berlin gerecht zu werden, wurde beschlossen, einen Pool 
von Standorten einer bestimmten Qualität aufzubauen. Hierfür wurden zunächst Standorte 
mit einer besonderen verkehrlichen (SPNV!) und raumstrukturellen Lagegunst (Zuordnung 
zu Mittelpunktsgemeinden, Nutzungsmischung) ausgewählt und für deren Entwicklung 
ökologische, ökonomische, soziale und gestalterische Standards formuliert. Darüber hinaus 
beschränkt sich das Flächenmanagement mittlerweile nicht nur auf Wohnbaustandorte, 
sondern umfasst auch die Planung und Entwicklung von gemeindeübergreifenden 
Gewerbegebieten bzw. Wohn- und Technologieparks. Von diesen Standorten bzw. 
„Impulsprojekten“ soll v.a. auch eine Vorbildwirkung für andere Siedlungsvorhaben 
ausgehen. Diese prioritären Projekte wurden nicht zuletzt auch in ein Impuls- bzw. 
Sonderprogramm des Landes Nordrhein-Westfalen aufgenommen als „zukunftsweisende 
Bauvorhaben“ sowie „Bauen auf Entwicklungsstandorten“ und so die Grundlage für eine 
regionalisierte Wohnungsbauförderung geschaffen. Dieses Beispiel ist insofern instruktiv, als 
es zwei Steuerungsformen aufzeigt: Zum einen gelten für die Entwicklung der betreffenden 
Gebiete bestimmte quantitative und qualitative Standards, was als parametrische Steuerung 
zu werten ist und damit einen Rahmen für die umsetzungsrelevante Bauleitplanung vorgibt 
                                                
50 Eine alternative Form der Verbindlichkeit ist über einen raumordnerischen Vertrag nach § 13 ROG zu erreichen 
(vgl. unten Kap. 3.3.3). 
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(Cools/Fürst/Gnest 2003, S. 100ff.).51 Zum anderen sollen diese Standorte eine 
Vorbildwirkung entfalten und entsprechen so der paradigmatischen Steuerung (Fürst 2000). 
Konzepte zur Raum- und Siedlungsentwicklung werden nicht nur auf neue Standorte 
angewandt, sondern auch für die Entwicklung bestehender erstellt. So standen etwa Aspekte 
der Flächenrücknahme, Siedlungsgestaltung und Freiraumentwicklung im Vordergrund der 
kommunalen Nachbarschaftsforen im Berliner Umland (vgl. Krause 2000). Der planerische 
Baustein zu einem Flächenmanagement zeigt sich hierbei in Form von Strukturkonzepten, 
welche ausgehend von einer Analyse, Leitbilddiskussion und Betrachtung der verschiedenen 
Flächennutzungspläne deren Darstellungen zusammenfassen und um eine Rang- und 
Reihenfolge der Flächeninanspruchnahme ergänzen. Ferner wird hier über die Szenarien-
technik versucht, Informationen bezüglich einer ungeregelten Außen- sowie nicht 
angemessenen Innenentwicklung zu vermitteln und damit zu einer ausgewogenen Planung 
der einzelnen Gemeinden beizutragen, wie es nicht zuletzt dem „weichen“ Instrument 
„Koordination durch Information“ entspricht (Priebs 1999a, S. 304f.). Zudem werden hier 
analog zur Region Bonn exemplarische Bausteine mit den zuständigen Akteuren entwickelt 
wie etwa ein integriertes Verkehrs- und Zentrenkonzept an einer S-Bahnachse, wo 
gemeinsam mit dem Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg eine Nutzungsintensivierung der 
Bahnhofsbereiche angestrebt und somit eine Strategie der Innenentwicklung verfolgt wird 
(Wékel/Wolter 2002, S. 52f.). 
Thematisch umfassend ausgestaltet ist weiterhin das regionale bzw. länderübergreifende 
Siedlungsstrukturkonzept der „Regio Unterweser“, bestehend aus Bremen und den nörd-
lichen Umlandgemeinden, welches als Rahmenplan ebenfalls auf den Flächennutzungs-
plänen aufbaut und verschiedene Projekte der Siedlungs-, Verkehrs- und Freiraum-
entwicklung beinhaltet (Baumheier 2000). Aufgrund einer Bewertung der einzelnen Projekte 
nach ihrer Eignung und Vordringlichkeit sowie differenzierten Zielstellungen, u.a. durch 
weiter gehende Detailplanungen, wurde bereits bei der Planung die Umsetzung 
berücksichtigt und somit der Intention eines RFM entsprochen.52
Einen weiteren wichtigen Handlungsbereich für Entwicklungskonzepte bilden 
Landschaftsplanung und –entwicklung. Anlass hierfür ist insbesondere die Flächenknappheit 
in vielen Gemeinden der Verdichtungsräume, welche selber nicht mehr die Flächen für einen 
sinnvollen und adäquaten Ausgleich bereitstellen können. Die Novellierung von Bau- und 
Raumordnungsrecht erweitert den Spielraum durch die Möglichkeit der (über)örtlichen 
Bündelung und des vorzeitigen Ausgleichs vor künftigen Eingriffen im Rahmen von 
Ökokonten erheblich (Jansen 2001). Zudem hat sich das Erfordernis der Abstimmung infolge 
der Einführung europaweiter Biotopverbundsysteme (FFH-Gebiete) weiter erhöht, wobei die 
Zielstellung eine Verknüpfung mit dem nationalen Gebiets- und Flächenschutz ist (vgl. 
Mitschang 1999). Diese instrumentelle Erweiterung ist gleichermaßen Ansatzpunkt für die 
Schaffung von Regionalparks, die einerseits der natur- und landschaftsräumlichen 
Aufwertung sowie der umweltgerechten Nutzung durch Erholung, Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft und andererseits der Flächenbereitstellung und Durchführung von 
Ausgleichsmaßnahmen, also als Ausgleichsflächenpools dienen (Kühn 2000). Geeignete 
                                                
51 Besonders stringente Vorgaben, welche eine Überprüfung ihrer Umsetzung ermöglichen, enthalten die Stadt-
Umland-Konzepte in Mecklenburg-Vorpommern. Hier werden konkrete Orientierungswerte für den weiteren 
Wohnungsbau unter Berücksichtigung der Eigenentwicklung und darüber hinausgehender, standörtlich 
begründeter Bedarfe formuliert (Nitschke 2002, S. 77, 81). 
52 Somit erfüllen diese Strukturkonzepte z.T. auch die inhaltlichen Anforderungen an REK (vgl. oben Kap. 2; 
MSWV Brandenburg 1999, S. 146; Mensing/Wittekind 1997, S. 487). Darüber hinaus werden Inhalte von 
Flächennutzungsplänen mit einer handlungsorientierten Verortung von Projekten und Maßnahmen verbunden 
und so zu Masterplänen ausgestaltet, wie das Beispiel der „Interessengemeinschaft westliche Mulde“ mit Wolfen 
und Bitterfeld zeigt, vgl. IÖR/ILS 2001, S.3. 
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Flächen hierfür können nicht zuletzt auch durch Entsiegelung gewerblicher Brachflächen 
‚gewonnen’ werden (vgl. Scholland 2004, S. 111). Die vorsorgliche Ausweisung 
entsprechender Flächen sowie die Übereinstimmung mit den Planungsabsichten der den 
Ausgleich erbringenden Nachbarkommunen ist eine Managementaufgabe, welche nur durch 
ein gemeindeübergreifendes Ausgleichskonzept zu leisten ist. Ein solches kann rechtlich 
entweder über eine gemeinsame Flächennutzungsplanung nach §§ 204f. BauGB oder über 
vertragliche Vereinbarungen bezüglich bestimmter Darstellungen abgesichert werden, 
während der konkrete Ausgleich über städtebauliche Verträge hinsichtlich Flächen-
bereitstellung und Vornahme der Maßnahme fixiert werden kann (so Bunzel/Reitzig 1998). 
Die übergeordnete Sicherung der Flächen fällt in den Aufgabenbereich der Regionalplanung, 
die hierfür die entsprechenden Vorranggebiete bzw. Sanierungs- und Entwicklungsgebiete 
für Natur und Landschaft sowie einzelne Landschaftsformen und –elemente (Boden, 
Wasser, Klima/Luft, Lärm) ausweist.53 Darüber hinaus kann die Regionalplanung an den 
entsprechenden (interkommunalen) Konzepten begleitend oder bei REK federführend 
mitwirken und dabei Initiierungs-, Informations-, Beratungs-, Moderations- und Konzept-
bearbeitungsfunktionen übernehmen. Dies gilt für alle oben genannten und weitere 
Handlungsfelder. Wichtig in diesem Zusammenhang ist die inhaltlich-konzeptionelle 
Verknüpfung von regionaler und (inter)kommunaler Ebene bzw. die Konkretisierung von 
raumordnerischen Zielen in Form von Konzepten und Plänen, wie sie für die Umsetzung im 
Rahmen des Gegenstromprinzips relevant sind. 
Die vorgestellten Beispiele verdeutlichen, dass die Konzepte mit ihren funktionalen und 
standörtlichen Überlegungen wichtige Bestandteile für eine gemeindeübergreifende Strategie 
darstellen. Diese in eine verbindliche Form zu bringen, bedarf es formeller Instrumente der 
Regional- und Bauleitplanung. Im Hinblick auf deren inhaltliche und prozessuale Aufwertung 
(erweiterte Beteiligung) erbringen die Konzepte hierzu einen wesentlichen Beitrag. 
3.3.1.3 Regionale Vorrangstandorte54 
Die regionale Planungspraxis hat gezeigt, dass das ordnungsrechtlich ausgerichtete punkt-
axiale Instrumentarium, bestehend aus zentralen Orten und Verbindungs- bzw. 
Entwicklungsachsen, nicht ausreicht, um den Anspruch einer geordneten Siedlungs-
entwicklung einzulösen. Daher werden zum einen die siedlungsstrukturellen Schwerpunkt-
setzungen um einzelne Funktionen für Wohnen, Gewerbe, Erholung etc. erweitert sowie als 
„Siedlungsbereiche“ einzelnen Ortsteilen nach der jeweils konkreten Standorteignung zuge-
ordnet (vgl. etwa Schön 2000). Zum anderen werden in Anlehnung an die Freiraum-
funktionen Vorranggebiete zunehmend auch für die o.g. Siedlungszwecke ausgewiesen (vgl. 
Abbildung 3-2)55
Als Ziele der Raumordnung nach § 7 Abs. 2 und 4 i.V.m. § 3 Nr. 2 ROG stellen Vorrang-
gebiete abgewogene und abschließende Entscheidungen der Raumordnung dar, an welche 
die Bauleitplanung angepasst werden muss und die von Fachplanungen zu beachten sind. 
Da in den Vorranggebieten die festgelegte Nutzung nicht durch entgegenstehende 
Nutzungen beeinträchtigt werden darf, werden Nutzungskonkurrenzen geklärt und somit eine 
                                                
53 Im Rahmen von Modellvorhaben wurden auch großflächige Sanierungs- und Entwicklungsgebiete 
ausgewiesen, deren Flächenmanagementansatz in der Bestimmung der weiteren Nutzung sowie in wirtschafts- 
und landschaftsstrukturellen Maßnahmen bzw. Projekten (Gewerbepark, Renaturierung) besteht, vgl. Fürst/Löb 
2000, S. 251ff. 
54 Große Flächen mit mehr als 100 ha, die kurzfristig von überregionalen Investoren für wirtschaftlich bedeutsame 
Ansiedlungen genutzt werden können, werden größtenteils im Zuge der Standortvorsorge bereits auf der Ebene 
der Landesplanung bzw. –politik bestimmt, vgl. für Thüringen Bergfeld/Groß 2001. 
55 Vorranggebiete zur Siedlungsentwicklung bauen auf der Zuordnung von Gemeindefunktionen auf und dienen 
somit deren räumlichen Konkretisierung, vgl. Geyer 1999, S. 182. 
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Planungssicherheit für Kommunen, Fachplanungsträger und letztlich auch Investoren 
geschaffen. Nicht zuletzt bestimmt das Ergebnis der Abwägung auch über die grundsätzliche 
Zulässigkeit von entsprechenden Vorhaben und wirkt so verfahrensvereinfachend, etwa 
wenn auf ein Raumordnungsverfahren verzichtet werden kann (so Fürst 1998b, S. 38f.). 
Insofern sind nutzungsbezogene Vorranggebiete ein Instrument der Regionalplanung, um 
ihre Entwicklungsaufgabe wahrzunehmen (Priebs 2000).56

















Quelle: Kommunalverband Großraum Hannover 1997 
Mit der Ausweisung von Vorranggebieten für bestimmte Siedlungsfunktionen ist eine 
Schwerpunktsetzung verbunden, welche zu einer (tendenziell verkehrs- und flächen-
sparenden) Zuordnung von Nutzungen beiträgt und so auch dem zentralörtlichen Konzen-
trationsprinzip mehr Geltung verschafft. Dies ist insbesondere für großflächige 
(zentralörtliche) Gemeinden mit einer vielgliedrigen Ortsteilstruktur von Bedeutung, wo nicht 
jeder Gemeindeteil sich für eine weitergehende Entwicklung eignet (vgl. Danielzyk/Koch 
2002, S. 190f.). Diese Schwerpunktsetzung kann auch mit einem Ausschluss bestimmter 
Nutzungen (z.B. größerer Industrie- und Gewerbegebieten) an anderen Standorten 
verbunden sein (Wolf 2005, S. 219f.). Ein solches Vorgehen ist aus Gründen einer 
geordneten und umweltverträglichen Raum-, Siedlungs- und Verkehrsentwicklung v.a. in 
verdichteten Räumen geboten, tangiert jedoch die kommunale Planungshoheit. Um die 
erforderliche Akzeptanz und Unterstützung von kommunaler Seite zu erwirken, bedarf es 
folglich einer vertieften Abstimmung mit den Kommunen, wie sie insbesondere auch im 
Gegenstromprinzip verankert ist57.  
                                                
56 Eine - zumindest juristisch – größere Lenkungswirkung entfalten Vorranggebiete freilich dann, wenn sie als 
„Eignungsgebiete“ nach § 7 Abs. Abs. 4 Nr. 3 ROG definiert sind. In diesem Fall ist die durch den Vorrangstatus 
privilegierte Nutzung anderweitig ausgeschlossen. Diese Regelung ist insbesondere für Vorhaben vorgesehen, 
die wie Windkraftanlagen und Abbaugebiete oberflächennaher Rohstoffe wegen ihrer Bedeutung einer 
gebietsscharfen Sicherung bedürfen, sonst jedoch im Konflikt mit anderen Nutzungen stehen (vgl. Stich 1999, S. 
58f.). 
57 Da die Ausweisung von Vorranggebieten einem regionalen Sicherungs- und Entwicklungserfordernis 
entspricht, stellen sie „Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums“ dar, in die sich die „Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung der [kommunalen, RK] Teilräume“ einfügen soll. Im Gegenzug soll „die Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung des Gesamtraums [...] die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teilräume 
berücksichtigen (Gegenstromprinzip)“ gemäß § 1 Abs. 3 ROG. Die teilräumlichen Gegebenheiten und 
Erfordernisse bestimmen sich maßgeblich nach der Flächennutzungs- und den sonstigen städtebaulichen 
Planungen (§ 9 Abs. 2 S. 2 ROG). Insofern beruhen Vorranggebiete zwangsläufig auf einem Aus- bzw. Abgleich 
von regionalen und kommunalen Zielen, zumal davon ihre Umsetzung abhängt. 
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Doch liegt die Sicherung von Entwicklungspotenzialen nicht zuletzt im Interesse der 
Kommunen und lässt deren Kooperationsbereitschaft insbesondere bei Nutzungskonkurren-
zen erwarten. Insgesamt werden so über bestehende Flächen im Innenbereich hinaus 
weitere Baulandreserven planerisch geschaffen, wobei aus Gründen der Infrastrukturaus-
lastung bzw. –ersparnis und der Schonung von Außenbereichsflächen Arrondierungen zu 
bevorzugen sind. 
Die Festlegung von Vorranggebieten verlangt eine Verständigung auf bestimmte Kriterien, 
um die jeweilige Standorteignung beurteilen zu können (vgl. Priebs 2000, S. 82). Diese 
Kriterien orientieren sich v.a. an der Größe und Beschaffenheit der Flächen einschließlich 
natürlicher Restriktionen (Neigung, Natur- und Landschaftsschutz, Sanierungsbedarf), der 
Verkehrslage (Anbindung an SPNV und Straßennetz), der Lage im Siedlungsnetz 
(verträgliche und verkehrssparsame Zuordnung zu benachbarten Siedlungsschwerpunkten 
und Versorgungseinrichtungen) sowie der grundsätzlichen Verfügbarkeit und an dem 
baurechtlichen Status (Sicherung im Flächennutzungsplan). Aspekte des Flächen-
managements kommen dabei insofern zum Tragen, als der Grundsatz des haushälterischen 
Umgangs mit dem knappen Gut Fläche einen Abgleich des Angebots mit der konkreten 
Nachfrage verlangt, dessen Beurteilung sich nach einer Berechnung der zukünftigen 
Einwohner- und Arbeitsplatzentwicklung bemisst (Schön 2000, S. 93f.). Ein weiterer Anreiz 
zu einer flächensparsamen Entwicklung ist über einen pauschalen Abzug von zukünftigen 
Brachflächen gegeben, deren Mobilisierung freilich größere Anstrengungen erfordert, aber 
auch neue Optionen der Innenentwicklung eröffnet. 
Nutzungsseitig dient die Bestimmung von städtebaulichen Dichten als Richt- bzw. 
Orientierungswerten dem Ziel der flächensparsamen Entwicklung (Schön 2000, S. 94): In der 
Region Stuttgart etwa beträgt die Dichte für Siedlungsbereiche in Oberzentren 90 
Einwohner/ha bzw. 80 für vergleichbare Standorte in Mittelzentren. Die entsprechenden 
Werte sinken auf 60 Einwohner/ha in Siedlungsbereichen sonstiger Orte bis auf 50 für Orte 
mit Eigenentwicklung. Diese Vorgaben sind aus Sicht der kommunalen Planungshoheit nicht 
unproblematisch, zumal bereits die Mengenbegrenzung, d.h. die Zuordnung von 
Flächenpotenzialen zu Kommunen einer besonderen sachlichen Rechtfertigung bedarf, wie 
sie v.a. in der Reduzierung des Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstums sowie einer 
Integration von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung gesehen werden kann (Einig/ 
Spieckermann 2002, S. 156). Dichtewerte verengen als weitere Vorgaben den gemeind-
lichen Spielraum zusätzlich. Allerdings lässt sich dieser dadurch erweitern, dass die 
entsprechenden Werte als Orientierungswerte bzw. juristisch als Grundsätze formuliert sind 
und damit noch einer Abwägung durch die Bauleitplanung zugänglich bleiben (Geyer 1999, 
S. 184f.). Je mehr die o.g. Rechtfertigungsgründe durch die konkrete raumstrukturelle 
Ausprägung (z.B. starker Siedlungsdruck bei Restriktionen) greifen, desto schwerer wiegen 
die als Grundsätze formulierten Belange in der Abwägung. In dieser Grauzone zwischen 
Regional- und Bauleitplanung kommt es daher insbesondere darauf an, ‚harte’ Festlegungen 
in Abstimmung mit den Kommunen zu treffen und ihnen dabei Notwendigkeiten und 
Spielräume zu vermitteln. Insofern ist ein RFM im Hinblick auf seine konkrete Umsetzung ein 
diskursiver und kooperativer Prozess. 
Die längerfristige, der räumlichen Vorsorge dienende Betrachtungsweise schließt auch eine 
weitere bzw. geänderte Verteilung der Entwicklungspotenziale ein: So wurde bspw. bei der 
Fortschreibung des Gebietsentwicklungsplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
(Konze/Münch/Schneiders 2000) ein übergemeindlicher Flächentausch vorgenommen, um 
eine Anpassung an neue Standortanforderungen bzw. Verfügbarkeiten zu leisten. Neue, sog. 
„regional bedeutsame Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche“ wurden hier nur unter 
der Maßgabe einer interkommunalen Entwicklung aufgenommen. Deren prioritäre 
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Inanspruchnahme ergibt sich aus der Lage- und Standortgunst sowie dem sparsamen 
Einsatz von Ressourcen (geringe ökologische Einbußen, relativ geringer Erschließungs-
aufwand). Doch auch die entsprechenden neuen regionalen Wohnsiedlungsbereiche sind an 
Kriterien der Umweltverträglichkeit und der städtebaulichen Integration gebunden und 
übergemeindlich abzustimmen. 58
Bei Betrachtung der verschiedenen Kriterien und Anforderungen wird freilich deutlich, dass 
die Regionalplanung nicht die Umsetzung steuern kann, sondern dafür die kommunalen und 
privaten Akteure verantwortlich sind. wiewohl die Regionalplanung hierbei unterstützend 
mitwirken kann (s. u. Kap. 3.3.2). Zu berücksichtigen ist ferner, dass entsprechende 
gebietscharfe und dichtebezogene Festlegungen in kommunal verfassten Entscheidungs-
gremien der Regionalplanung erfahrungsgemäß eher großzügig bemessen sind und auch 
sonst bei einem mehr oder weniger hinreichend begründeten Bedarf den Gemeinden das 
Verfahren der Zielabweichung offen steht (Einig 2005, S. 290f.). Immerhin erhöhen 
Vorranggebiete trotz dieser Einschränkungen die regionalplanerischen Handlungsmög-
lichkeiten und stellen so eine Konkretisierung der klassischen, aber abstrakten Instrumente 
wie zentrale Orte und Siedlungsachsen dar. Insgesamt leisten so regionalplanerische 
Vorranggebiete zwar keinen hinreichenden, jedoch notwendigen Beitrag zur Sicherung und 
Raumverträglichkeit und somit auch zur planerischen Bereitstellung regional bedeutsamer 
Bereiche mit dem Ziel der Flächenvorsorge. 
3.3.1.4 Interkommunale und regionale Flächennutzungsplanung 
Anders als die herkömmliche Regionalplanung59 sind die Kommunen bei der 
Flächennutzungsplanung unmittelbar planende Akteure. Da es sich beim RFM gerade auch 
um einen intensiven interkommunalen Abstimmungsprozess handelt, sind durch eine 
gemeinsame Flächennutzungsplanung weitergehende planerische Dispositionen möglich. 
Allerdings setzt dies einen entsprechenden Kooperationswillen voraus. 
Gemäß § 2 Abs. 2 BauGB haben Gemeinden ihre Bauleitplanungen untereinander 
abzustimmen. Dies gilt insbesondere auch für die Flächennutzungsplanung, welche „die sich 
aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach 
den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde[n] in den Grundzügen“ (§ 5 Abs. 1 S. 1 
BauGB) im Sinne einer gemeindlichen Gesamtkonzeption darstellt.60 Jedoch zeigt die Praxis, 
dass dieses Abstimmungsgebot vor allem zur Abwendung von Beeinträchtigungen durch 
nachbarschaftliche Planungen angewandt wird, jedoch keine gemeinsame (Entwicklungs-) 
Konzeption darstellt (Birk 1999). Eine solche wird erst im Rahmen einer gemeinsamen 
Flächennutzungsplanung erreicht, der eine verwaltungsinterne Verbindlichkeit zukommt. 
Die Flächennutzungsplanung dient der Allokation neuer Bau- bzw. nutzungsbezogener 
Freiflächen für Landwirtschaft, Rohstoffabbau, Erholung etc. im Zusammenhang mit dem 
bestehenden Nutzungsgefüge, wobei eine Koordination mit soziokulturellen Einrichtungen 
sowie technischen und verkehrlichen Anlagen bzw. Infrastrukturen erfolgt. Allerdings schließt 
die Programmierungsfunktion für die (über-)gemeindliche Entwicklung insgesamt auch die 
                                                
58 Im Rahmen der Vorsorge für eine weitergehende Entwicklung wurden im Gebietsentwicklungsplan für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf ferner „Sondierungen für eine zukünftige Entwicklung“ vorgenommen. Sie sollen 
von den Kommunen freigehalten werden, um bei der Fortschreibung als ‚neue‘ Potenziale mit bestimmten 
Standortqualitäten eingebracht werden zu können, den entsprechenden Bedarf vorausgesetzt. 
59 Die Ausnahme bildet dabei die regionale Flächennutzungsplanung, s.u. 
60 Die Bedeutung der Flächennutzungsplanung ergibt sich ferner aus der Bindungswirkung gegenüber 
Fachplanungen, die den Darstellungen nicht rechtswirksam widersprochen haben (§ 7 BauGB), und seiner 
Funktion als öffentlicher Belang bei sonst grundsätzlich privilegierten Außenbereichsvorhaben nach § 35 BauGB. 
Weiterhin hat die Flächennutzungsplanung dadurch eine Aufwertung erfahren, dass daraus entwickelte 
Bebauungspläne weder genehmigt noch angezeigt werden müssen und vorsorglich gemeindeweit 
Ausgleichsflächen für städtebauliche Eingriffe ausgewiesen werden können (vgl. Spangenberger 2000). 
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Umnutzung61 oder Rücknahme von Flächen ein, falls diese im Zuge einer neuen Konzeption 
obsolet werden, wie es bspw. bei sich abzeichnenden Nutzungskonflikten oder in Gebieten 
mit schrumpfender Bevölkerung der Fall ist (Löhr/Wiechmann 2005, S. 37f.; Koch/Stein 
2001, S. 25, 27; vgl. oben Teilkapitel 3.1).62 Im Hinblick auf ein Flächenmanagement ist die 
Flächennutzungsplanung nicht zuletzt deshalb ein wichtiges Instrument, weil eine Aus-
weisung als Wohnbaufläche bzw. –gebiet im Außenbereich sowie unbebauten Zustand die 
Ausübung eines gemeindlichen Vorkaufsrechts ermöglicht (§ 24 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). 
Eine gemeinsame Flächennutzungsplanung (vgl. Bunzel/Reitzig/Sander 2002, S. 93ff.) setzt 
einerseits vergleichbare Voraussetzungen und Bedürfnisse der beteiligten Kommunen oder 
andererseits einen erforderlichen Ausgleich zwischen ihnen infolge unterschiedlicher 
Entwicklungstendenzen voraus (Finkeldei 1996, S. 110f.). Anlass für eine gemeinsame 
Flächennutzungsplanung kann ferner die Umsetzung von Zielen der Raumordnung sein (vgl. 
oben) oder die Planung einzelner gemeindeübergreifender Vorhaben wie Verkehrswege und 
interkommunale Gewerbegebiete. In jedem Fall erfordern die Voraussetzungen eine 
überörtliche Vorgehensweise, die deutlich über die Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB 
hinausgeht und eine gemeindeübergreifende Koordination beinhaltet. 
Dabei gilt es zwei grundsätzliche organisatorische Formen der Zusammenarbeit in der inter-
kommunalen Flächennutzungsplanung zu unterscheiden: Bei der gemeinsamen Flächen-
nutzungsplanung nach § 204 BauGB werden konkrete Darstellungen mit einer überörtlichen 
Wirkung gemeinsam bestimmt, wobei die Beschlüsse durch die jeweiligen Gemeinde-
parlamente gefasst werden. Die Gemeinden handeln also eigenverantwortlich und 
verpflichten sich zur gegenseitigen Abstimmung und Darstellung von (gemeinsamen) 
Nutzungen.63 Weiter reicht die Zusammenarbeit in der verbandlichen Flächennutzungs-
planung nach § 205 BauGB: Hier wird die kommunale Planungshoheit auf einen Planungs- 
bzw. Zweckverband übertragen, dessen Versammlung auch das Beschluss fassende 
Gremium bildet und für die Durchführung der Bauleitplanung verantwortlich ist. Die Bildung 
eines Verbands, die bei bestimmten Voraussetzungen auch durch die Landesplanung 
verfügt werden kann, schränkt die Dispositionsmöglichkeiten der Gemeinden freilich ein; 
folglich setzt sie das Erfordernis einer gewissen Interdependenz der Entwicklungsvoraus-
setzungen oder –möglichkeiten voraus, die bei einer einzelgemeindlichen Planung keiner 
befriedigenden Lösung zugeführt werden kann. Den komplexen und gegensätzlichen 
raumstrukturellen Bedingungen bzw. Nutzungsvorstellungen entsprechend sind Stadt-
regionen bevorzugte Anwendungsgebiete verbandlicher Flächennutzungsplanung. Bekannte 
Beispiele hierfür sind der Stadtverband Saarbrücken sowie die Nachbarschaftsverbände in 
Baden-Württemberg (Schmidt-Eichstaedt 1997). Somit entsteht ein „neuer Planungsraum, 
der wesentlich stärker als der Bebauungsplan Wechselwirkungen im großräumigen 
Siedlungsgefüge schafft“ (Finkeldei 1996, S. 116). Im Ergebnis stellt ein verbandlich 
erstellter Flächennutzungsplan im Hinblick auf den gemeinsamen Planungsraum und das 
überörtliche Planungsorgan eine räumliche und sachliche Gesamtkonzeption dar. 
                                                
61 Statt gewerblich können Flächen etwa zu Wohnzwecken genutzt werden oder Siedlungsflächen allgemein in 
Freiraumnutzungen (Sport, Renaturierung) umgewidmet werden (Weith 2004, S. 172). In Frage kommen ferner 
Zwischennutzungen, wie sie § 9 Abs. 2 BauGB seit der letzten Novelle 2004 zulässt. 
62 Sollte sich aus Darstellungen des Flächennutzungsplans bereits ein Baurecht für Eigentümer von Flächen 
ergeben, entweder aufgrund eines Bebauungsplans oder als sonst nicht weiter beplanter Innenbereich nach § 34 
BauGB, kann dieses Baurecht entschädigungsfrei aufgehoben werden. Dies setzt gemäß § 42 Abs. 3 BauGB 
allerdings voraus, dass das Baurecht nicht innerhalb von sieben Jahren durch eine dadurch begründete Nutzung 
in Anspruch genommen wurde. Zudem wird die Rücknahme von Flächen gerade auch durch eine gemeinsame 
Konzeption erleichtert, sofern dies mit einem interkommunalen Ausgleich verbunden wird, etwa durch Beteiligung 
an den Erlösen aus der konzentrierten Entwicklung in anderen Kommunen oder eine Funktionsteilung. 
63 Sofern sich die Koordination nur auf vereinzelte Nutzungen beschränkt, sind auch öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen zwischen den Kommunen möglich. 
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Die verschiedenen Formen der interkommunalen Flächennutzungsplanung lassen sich nach 
den Kriterien der Freiwilligkeit, der Verwaltungsstruktur, der bundes- bzw. landesrechtlichen 
Grundlagen sowie der Planungsebene in acht Fallgruppen zusammenfassen, die in der 
Tabelle 3-2 dargestellt sind. 
Tabelle 3-2: Praktizierte Formen der interkommunalen und regionalen Flächennutzungsplanung 
Freiwillige Zusammenarbeit Erzwungene Zusammenarbeit 
Freiwilliger Zusammenschluss bei gesetzlicher 
Aufgabenübertragung (freiwillig gebildete Samtgemeinden in 
Niedersachsen, Verwaltungsverband in Sachsen, 
Verwaltungsgemeinschaft/Gemeindeverwaltungsverband in 
Baden-Württemberg 
nach § 203 Abs. 2 BauGB i.V.m. Landesrecht 
Erzwungener Zusammenschluss bei gesetzlicher 
Aufgabenübertragung (durch Gesetz gebildete 




nach § 203 Abs. 2 BauGB i. V. m. Landesrecht 
Freiwilliger Zusammenschluss durch Gründung eines 
individuellen Planungsverbands (Planungsverbände in Bayern, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Sachsen-Anhalt und Sachsen) 
nach §205 Abs. 1 BauGB 
Zusammenschluss zu einem Planungsverband durch 
Entscheidung der Landesregierung (Planungsverband Insel 
Sylt in Schleswig-Holstein) 
nach § 205 Abs. 2 BauGB 
Freiwilliger Zusammenschluss zum Zweckverband oder 
Abgabe der Aufgabe an sonstigen Zusammenschluss nach 
Landesrecht 
(Verwaltungsgemeinschaften in Bayern und Thüringen, Ämter 
in Brandenburg und Schleswig-Holstein, Zweckverbände in 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein und Thüringen) 
nach § 205 Abs. 6 BauGB i.V.m. Landesrecht 
Zusammenschluss zu einem Planungsverband durch 
besonderes Landesgesetz (Nachbarschaftsverband in Baden-
Württemberg, Stadtverband Saarbrücken, Zweckverband 
Raum Kassel) 
Nach § 205 Abs. 6 BauGB 
Aufstellung eines gemeinsamen Flächennutzungsplans (Pläne 
in Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Schleswig-
Holstein 
nach § 204 Abs. 1 BauGB 
 
 Zusammenschluss zu einem Planungsverband nach 
Landesrecht und Zusammenfassung von Flächennutzungs- 
und Regionalplanung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
(Ballungsraumverband Frankfurt/Rhein-Main) 
nach § 9 Abs. 6 ROG i. V. m. § 205 BauGB 
Quelle: ARL 2000, S. 7 mit eigener Ergänzung 
Bezogen auf ein regionales Flächenmanagement sind die gemeinsame Koordination und 
Disposition von Flächen wichtige Aufgaben, um die zukünftige Entwicklung und Nutzung 
bestimmen zu können. Dies betrifft zum einen die Vermeidung von Nutzungskonkurrenzen 
und –konflikten und zum anderen die Förderung gemeinsamer Potenziale durch die Aus-
weisung überörtlicher Gewerbegebiete oder die Gemeinde übergreifende Zuordnung von 
Nutzungen untereinander sowie zu zentralörtlichen Einrichtungen und Zugangsstellen des 
SPNV. Ziel ist also neben der Konfliktfreiheit die positive überörtliche Koordination, welche 
einen gegenseitigen Nutzen sowie ggf. die Kostenersparnis im Erschließungsaufwand 
beinhaltet. 
Ausgangspunkt für eine Koordination der Flächennutzung ist ein überörtlicher Abgleich von 
Bedarf und Potenzialen. Hierzu wurden bspw. im Nachbarschaftsverband Karlsruhe 
zunächst Zielkonzepte zu Landschaft und Freiraum, ÖPNV und Siedlungsentwicklung sowie 
zu Zentren erstellt (vgl. Ringler 2000). Ziel dabei war es, landschaftsräumliche Restriktionen 
zu identifizieren sowie Siedlungstypen im Zusammenhang mit den Haltepunkten des SPNV 
anhand von Orientierungswerten zur Dichte zu definieren, um auf eine Nutzungs-
intensivierung an verkehrsgünstigen Standorten hinzuwirken und eine flächendeckende bzw. 
wohnortnahe (Grund-)Versorgung planerisch abzusichern. Die Dichtewerte innerhalb der 
Einzugsbereiche des schienengebundenen ÖPNV wurden als Mindestwerte in den 
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Erläuterungsteil des Flächennutzungsplans integriert und dienen so u.a. als Grundlage für 
Stellungnahmen des Verbands zu einzelgemeindlichen Planungen.64  
Das überörtliche Flächenmanagement besteht in diesem Fall ferner darin, dass angesichts 
des schwer prognostizierbaren Gewerbeflächenbedarfs, wie er v.a. als Veränderung im 
Bestand durch technologische und strukturelle Entwicklungen erwartet wird, Flächen-
nachfrage und –angebot als „Gesamtpool“ gesehen werden (sollen). Mit dieser Bündelung 
der Potenziale ist nicht zuletzt ein übergemeindlicher Ausgleich möglich. Zudem werden im 
Flächennutzungsplan des Nachbarschaftsverbands auf der Grundlage der Landschafts-
planung „Kompensationssuchräume“ dargestellt, welche wiederum als Flächenpool der 
Sicherung von (ggf. über-)gemeindlichen Ausgleichsflächen für bauliche Eingriffe mit dem 
Ziel eines größtmöglichen ökologischen Effekts dienen (s.u.). 
Freilich besteht bei allem ‚normativen Positivismus‘ eine gewisse Diskrepanz zwischen dem 
Anspruch einer Koordination und der Wirklichkeit des Planungsalltags. Abgesehen von dem 
Prinzip der gegenseitigen Nichteinmischung der Kommunen untereinander, werden vielfach 
vorbereitende Konzepte wie die o.g. Zielkonzepte (Ringler 2000, S. 128ff.) nicht verbindlich 
beschlossen und eröffnen somit z.T. Raum für einzelgemeindliche Nachforderungen in Form 
neuer Flächen. Überhaupt war die erste Generation von verbandlichen Flächennutzungs-
plänen durch eine additive Aneinanderreihung einzelner Pläne gekennzeichnet (so 
Kilian/Müllers 1998, S. 48). Gleichwohl geben vorgeschaltete Konzepte Anlass, sich mit 
einem Abgleich kommunaler Interessen mit regionalen Belangen auseinanderzusetzen und 
übergreifende Zusammenhänge zu erkennen wie die Synergien mit Nutzungen in benach-
barten Kommunen. Darauf aufbauend ist eine gemeinsame Flächennutzungsplanung bei 
entsprechendem politischen Willen geeignet, eine Schwerpunktsetzung für einzelne 
Funktionen und Nutzungen zu bewirken, welche als ‚Positivplanung‘ die Grundlage für 
gemeinsame Vorhaben (z. B. Gewerbegebiete) schafft. In diesem Sinn ist insbesondere eine 
Verzahnung von Regional- und Bauleitplanung zielführend, wie sie mit dem regionalen 
Flächennutzungsplan nach § 9 Abs. 6 ROG beabsichtigt ist, um die regionale Sicherung von 
Funktionen und Standorten mit der entsprechenden interkommunalen Disposition von 
Flächen und ihren Nutzungen in Einklang zu bringen (vgl. Koch 2000; ARL 2000). Damit 
findet in diesem Plan die Anpassung der Ziele der Raumordnung durch die Bauleitplanung 
statt, womit die Schnittstellenproblematik der beiden Ausgangspläne aufgehoben werden 
kann.65
3.3.2 Umsetzung 
Im Rahmen des Flächenmanagements ist die planerische Koordination zwar eine 
unabdingbare Grundlage, aber nicht ausreichend für die tatsächliche Entwicklung. Hierzu 
sind weitere Schritte oder Maßnahmen erforderlich, um die vorgesehenen Flächen einer 
gewünschten Nutzung zuzuführen. Darunter fallen v.a. die Mobilisierung, Aufbereitung und 
Erschließung, die bauliche und landschaftliche Entwicklung sowie die Nutzung und die 
Vermarktung. 
In Anbetracht der Themenstellung erfolgt eine Fokussierung auf Aspekte der 
interkommunalen Zusammenarbeit, wobei der Regionalplanung angesichts ihrer übergeord-
neten bzw. rahmensetzenden Funktion dabei ‚nur‘ eine begleitende und vermittelnde Rolle 
                                                
64 Damit haben die Dichtewerte analog zu denen der Regionalplanung nur empfehlenden Charakter, und es 
hängt von der Selbstbindung der Kommunen ab, inwiefern sie diese Werte berücksichtigen. 
65 Bislang (Frühjahr 2005) wird nur im Gebiet des Ballungsraumverbands Frankfurt/Rhein-Main ein Regionaler 
Flächennutzungsplan aufgestellt.  
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zukommt, sofern sie nicht selbst Träger eines konkreten Vorhabens wird.66 Rein oder 
überwiegend kommunale Aufgaben wie die Bebauungsplanung, Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen, Umlegung etc. werden hier nicht näher betrachtet, wiewohl es 
auch hier Anknüpfungspunkte für eine interkommunale Kooperation im Sinne eines 
Informations- und Erfahrungsaustauschs bzw. einer Aufgabenerfüllung durch gemeinsame 
Institutionen wie Zweckverbände oder die Aufgabenübertragung auf andere Gemeinden gibt. 
Insofern werden im Folgenden die o.g. Maßnahmen im Hinblick auf Gemeinde übergreifende 
Aspekte näher erläutert. 
3.3.2.1 Flächenverfügbarkeit und regionale Flächenpools 
Um konkrete Flächen für eine Nutzung zur Verfügung stellen zu können, bedarf es der 
Mitwirkung des Eigentümers oder zumindest seiner Veräußerungsbereitschaft. Sofern er die 
Flächen selbst nutzen möchte, besteht die Aufgabe darin, seine und die kommunalen bzw. 
regionalen Nutzungsvorstellungen in Einklang zu bringen. Schließlich beabsichtigen 
Eigentümer in der Regel eine rentierliche Nutzung in Form von Wohnen, Dienstleitungen und 
Gewerbe, während öffentliche Institutionen sich eher an solchen Nutzungen orientieren, die 
dem Gemeinwohl dienen wie kulturelle Einrichtungen. Hier gilt es gemeinsame Nutzungs-
konzepte zu finden, die den beiderseitigen Ansprüchen gerecht werden und zudem 
Synergien ermöglichen: „Durch hochwertige Nutzungen an exponierten Stellen kann ein 
Gesamtkonzept wirtschaftlich realisierungsfähig werden („Mehrwert im einzelnen verheißt 
Bewegung im Ganzen“)“ (MSWKS NRW 2000, S. 33). 
Eine solche Zielstellung setzt freilich ein Vorgehen im Sinne einer Verhandlungsplanung 
voraus (vgl. Abbildung 3-3). Dabei geht es v.a. darum, „private und öffentliche Interessen an 
der Nutzung des Raums besser aufeinander abzustimmen“ (Davy 2000, S. 74). Um dies zu 
erreichen, besteht im Hinblick auf eine städtebaulich geordnete und wirtschaftlich tragfähige 
Entwicklung die Notwendigkeit, möglichst frühzeitig die Nutzungsinteressen der Eigentümer 
oder deren konkrete Veräußerungsabsichten an Dritte abzuklären, bevor weitere bodenwert-
steigernde Planungen und Maßnahmen vorgenommen werden. Schließlich führen solche 
Veränderungen von Bodenqualität und –wert häufig zu einem Zurückhalten von Flächen in 
der Hoffnung auf weitere Wertsteigerungen. Ggf. sollte die Planung bezüglich nicht 
mobilisierbarer Flächen wieder geändert bzw. das Baurecht zurückgenommen werden. 
Konkrete Nutzungen können durch Vereinbarungen geregelt werden, etwa in Form des 
städtebaulichen Vertrags. Darin lässt sich bspw. die Verwirklichung einer vorgesehenen 
Nutzung in einem bestimmten Zeitraum vereinbaren (Doubek 1999, S. 121). Eine derartige 
Vorgehensweise erfordert allerdings eine gewisse Verhandlungsposition, die durch eine 
interkommunale Trägerschaft von Planung, Erschließung oder Durchführung sonstiger 
Maßnahmen deutlich verbessert werden kann. 
                                                
66 Eine entsprechende Aktivität betreibt etwa der Verband Region Stuttgart mit der (gesetzlich festgelegten) 
Aufgabe, die Mitträgerschaft an der neuen Messe wahrzunehmen. Neben der planerischen Sicherung der Fläche 
stehen hierfür auch konkrete Mittel zur Verfügung, so dass in diesem Fall der Verband auch materiell in die 
Umsetzung eingebunden ist (vgl. Steinacher 2000, S. 22). 
Kapitel 3: Regionales Flächenmanagement: eine kooperative Querschnittsaufgabe 63 
Abbildung 3-3: Schema zur planerischen und tatsächlichen Mobilisierung von Flächen 
 
Ziel: Raumverträgliche und rentierliche Nutzung als Grundlage für Standortkonzeption  
 








Planung für mobilisierbare Flächen;  













Städtebauliche Vereinbarungen zur Realisierung  
 
Eigene Darstellung 
Ist keine (ausreichende) Nutzungsabsicht der Eigentümer erkennbar trotz besonderem 
kommunalen und regionalen Entwicklungsbedarf, so stellt sich die Frage, ob von kommu-
naler bzw. regionaler Seite nicht die hierzu notwendigen Flächen (zwischen-) erworben 
werden können. In diesem Fall kommt die Bildung eines Flächenfonds in Betracht. Dabei 
handelt es sich um ein Sondervermögen, welches nicht zu den allgemeinen kommunalen 
Haushalten gehört (Mensing/Wittekind 1997, S. 490). Aus diesem Fonds wird ein 
planmäßiger Flächenan- und -verkauf getätigt, wobei aus den Verkaufserlösen mit den darin 
enthaltenen planungs- und erschließungsbedingten Wertsteigerungen neue Flächen 
aufgekauft werden können (sog. revolvierender Fonds67). Über die im Fonds eingestellten 
Mittel lassen sich also auch Flächen mobilisieren, die aufgrund ihrer Beschaffenheit (z.B. 
Altlasten) sonst nicht nutzbar wären. Im Rahmen des Grundstücksfonds Nordrhein-
Westfalen wird diese Form der aktiven Bodenvorratspolitik sogar zwischen verschiedenen 
Standorten angewandt, d.h. Erwerber von Flächen, die mit einem relativ geringen Aufwand 
nutzbar sind, werden an den Erschließungskosten für aufwendige Standorte beteiligt.68 
Allerdings decken die Erlöse aus Veräußerungen und Pachten nicht die Ausgaben für die 
                                                
67 Revolvierender Fond bedeutet auch, dass nicht mehr genutzte, d.h. brach gefallene Flächen erneut in den Pool 
einfließen, vgl. Greiving/Neumeyer/Sondermann 2004, S. 255. 
68 Der Grundstücksfonds Nordrhein-Westfalen wird vom Land finanziert bzw. gefördert und hat eine große 
regionale, d.h. strukturpolitische Bedeutung im Hinblick auf ein Flächenmanagement. So wird mit der 
Nachnutzung von Brachflächen Innenentwicklung betrieben, womit nicht zuletzt überörtliche Nutzungen und 
Funktionen (z.B. Stadtzentren, Gewerbe- und Landschaftsparks) konsolidiert werden. Eine regionalpolitische 
Verankerung ist dadurch gegeben, dass die Bezirksregierungen, welche die Regionalräte als Träger der 
Gebietsentwicklungsplanung unterstützen, für die raumordnerische Prüfung der konkreten Flächen zuständig 
sind. Dabei können Vorhaben sowohl von einzelnen Kommunen als auch vom Kommunalverband Ruhrgebiet 
angestoßen werden (vgl. Runderlass in MSKS 1998, S. 34f.). 
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Aufbereitung von Flächen, weshalb auf Fördermittel zurückgegriffen werden muss (MSKS 
1998, S. 12f.). 
Eine vergleichbare Aufgabe auf interkommunaler Ebene nimmt der Stadtentwicklungs-
verband Ulm/Neu-Ulm wahr, der Flächen erwirbt, erschließt, beplant, auf dem Markt anbietet 
und veräußert (Elineau u. a. 2000, Anhang). In diesem Flächenpool sind die meisten der 
bestehenden und alle künftigen Gewerbeflächen enthalten, gerade auch solche mit einer 
starken Einzel- und Großhandelskonzentration sowie Schwerpunkte der Entwicklung und 
Revitalisierung mit einer Gesamtfläche von 1.170 ha (Stier 2002, S. 45), so dass eine breite 
gemeinsame Verfügungs- und Handlungsmasse besteht, wie sie vor allem durch die 
gewählte Rechtsform des Mehrzweckverbands bewältigt werden kann (s. u. Kap. 3.3.2). Die 
Kooperation ist offen für weitere kommunale Mitglieder. Ein solcher großräumiger 
Gewerbeflächenpool mit 22 Städten und Gemeinden befindet sich in der Region Neckar-Alb 
im Aufbau (Regionalverband Neckar-Alb 2004). Hier erfolgt eine detaillierte monetäre 
Bewertung der einzelnen Flächen anhand von raumstrukturellen, ökonomischen und 
ökologischen Kriterien, wobei sich auch Gemeinden ohne Flächen finanziell beteiligen 
können. Von einer Veräußerung der Flächen profitieren alle Kommunen bei der Ausschüt-
tung der Erlöse gemäß ihrem Anteil am Pool („Risikoausgleich“). Voraussetzung dafür war 
die Einigung über Regeln zum Umgang mit umsiedlungswilligen Betrieben vor Ort sowie mit 
Anfragen von außen, um einerseits der kommunalen Selbstbestimmung Rechnung zu tragen 
und andererseits die Solidarität im Hinblick auf die tatsächliche Inanspruchnahme der 
Poolflächen sicherzustellen. Im Unterschied zum Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm 
verbleibt die Überplanung und Erschließung der Poolflächen in der Region Neckar-Alb bei 
den Kommunen; eine vollständige Kosten-Nutzen-Teilung wird hier also (noch) nicht erreicht. 
Zentral für beide Modelle ist jedenfalls die gemeinsame Verfügung durch den Pool und damit 
die Steuerung der gewerblichen Flächenentwicklung.  
Sofern ein ausreichend großer Pool an Flächen zur Verfügung steht, was v.a. beim 
Zusammenwirken mehrerer Kommunen zutrifft, ist es möglich, vielfältigen Standort-
anforderungen von Nutzern zu entsprechen und dabei den differenzierten raumplanerischen 
Erfordernissen Rechnung zu tragen. Aspekte der Ordnung und Entwicklung werden so 
gleichermaßen berücksichtigt, was einerseits das Image von öffentlichen Planungsträgern 
erhöht und andererseits die Verfügbarkeit eines ausreichenden Flächenangebots an 
verträglichen und überregional konkurrenzfähigen Standorten sicherstellt. Aufgrund der 
gemeinsamen Bewirtschaftung der Flächen entfällt die interkommunale Standortkonkurrenz, 
und die Neuausweisung kann auf ein Minimum begrenzt werden (Einig 2003, S. 134). 
Insofern wird durch einen Pool ein Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage angestrebt, 
der einer weiteren Zersiedelung in raumordnerisch nicht dafür vorgesehenen Räumen mit 
einer bislang besseren Flächenverfügbarkeit entgegenwirkt (vgl. Aring 1999). 
3.3.2.2 Aufbereitung und Erschließung 
Die Nutzbarmachung der Flächen verlangt beträchtliche kommunale Vorleistungen. So 
müssen bei Nach- bzw. Umnutzungen Altflächen beräumt, ggf. Altlasten beseitigt und die 
verkehrliche69 bzw. technische Erschließung hergestellt werden. Sofern nicht andere 
Vorhaben- bzw. Bauträger, etwa über städtebauliche Verträge, diese Aufgaben übernehmen, 
kommen hierfür die Kommunen auf. Dabei verringert eine interkommunale Bündelung von 
Mitteln erheblich das Erschließungsrisiko.  
                                                
69 Diese Aufgabe umfasst sowohl die Straßenanbindung als auch ggf. die Bedienung durch den ÖPNV als 
Bestandteile einer koordinierten bzw. kooperativen Verkehrsplanung.  
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Nicht selten wird eine Nachnutzung durch vermeintlich hohe Sanierungsstandards erschwert. 
Diese hängen jedoch von der geplanten Nutzung ab (Wohnbebauung oder gewerblich-
industrielle Zwecke etc.), woraus sich unterschiedliche Anforderungen ergeben. Um den 
jeweiligen Aufwand und damit die Realisierbarkeit der Vorhaben abschätzen zu können, 
bedarf es einer entsprechend konkreten und abgestimmten planerischen Konzeption (s.o.), 
wobei letztere bei neuen Erkenntnissen über die Gefährdungssituation ggf. überarbeitet 
werden muss. Jedenfalls beschleunigt eine schnelle Klärung der Flächenbeschaffenheit wie 
der Nutzungsvorstellungen erheblich die Revitalisierung von Altstandorten (so Tomerius 
2005, S. 16). Sofern sich noch keine konkrete bauliche Nachnutzung abzeichnet, ist 
zumindest eine Beräumung bzw. Grundstücksaufbereitung sinnvoll, um Umweltschäden zu 
beseitigen, einen städtebaulich verträglichen Zustand herzustellen und somit den Standort 
aufzuwerten bzw. eine Vorleistung zur Nachnutzung zu erbringen (Paternoga 2002, S. 55). 
Was die gemeinsame Flächenbereitstellung anbelangt, so gibt es grundsätzlich zwei 
Formen, die auch für den Erschließungsaufwand und die Zuständigkeiten grundlegend sind: 
Bei gemeinsamen Standorten, die jeweils um die Gemeindegrenzen herum entwickelt 
werden, ist eine einheitliche Erschließung notwendig, wobei die organisatorische und 
technische Ausführung nicht unbedingt in einer Hand liegen muss, dann jedoch einen 
größeren Koordinationsbedarf hinsichtlich der infrastrukturellen Standards und Terminierung 
erfordert. Dies gilt erst recht dann, wenn sich die gemeinsame Entwicklung auf voneinander 
getrennt liegenden Standorten vollziehen soll (vgl. MSWV Brandenburg 1999, S. 146f.). Den 
geringsten Koordinationsaufwand im Hinblick auf die Ausführung dürften daher gemeinsame 
Standorte auf dem Gebiet einer Kommune verursachen, die in kooperativer Trägerschaft der 
beteiligten Kommunen entwickelt werden, soweit die übrigen Rahmenbedingungen bezüglich 
Planung, Erwerb, Finanzierung etc. geklärt sind. 
3.3.2.3 Tatsächliche Entwicklung und Nutzung 
Dieser Aufgabenkomplex hängt von der konkreten Trägerschaft der mit den Flächen 
verbundenen Vorhaben ab. Treten die Kommunen als Träger von gemeinsamen Vorhaben 
wie Schulen, Kultur-, Verwaltungs- und Erholungseinrichtungen oder landschaftsbezogenen 
Projekten70 auf, so sind sie für deren Ausführung und Betrieb verantwortlich und zuständig. 
Liegt bspw. der Betrieb eines Gewerbeparks in den Händen von Kommunen, so gehören die 
Unterhaltung öffentlicher Infrastrukturen und die Pflege von öffentlichen Grünflächen zu den 
kommunalen Aufgaben. Neben der finanziellen Beteiligung bietet sich dabei auch eine 
Arbeitsteilung zwischen den Kommunen je nach Leistungsfähigkeit der einzelnen Fachämter 
an. 
In der Mehrzahl überwiegt allerdings die Entwicklung bzw. Nutzung durch andere Akteure 
wie Unternehmer und Betreiber. Doch auch hier gibt es ein überörtlich koordiniertes bzw. 
wahrgenommenes Betätigungsfeld: So können einzelne Unternehmen in ihren Ansiedlungs-
bemühungen unterstützt werden, indem sich etwa die Kommunen in Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Behörden um beschleunigte Genehmigungsverfahren bemühen, den 
Zugang zu Fördermitteln aufzeigen oder die Unternehmen in die (regionalen) Marketing-
strategien einbeziehen. Für Unternehmensgründer ist es zudem eine Erleichterung, wenn im 
Rahmen des Gewerbeparkkonzeptes (vgl. Schorer 1994) Gemeinschaftseinrichtungen (z.B. 
Kindergärten) oder sogar Baulichkeiten (Handwerker- bzw. Gewerbehöfe) zur Verfügung 
gestellt werden. Je breiter bzw. regionaler die Wirtschaftsförderung angelegt ist, desto mehr 
Leistungen kann sie für die Nutzer der Flächen erbringen. 
                                                
70 Solche Projekte sind insbesondere dann wichtig, wenn es um den Ausgleich für städtebauliche Eingriffe geht. 
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Im Zeitverlauf ändern sich allerdings die Bedarfe, weshalb etwa Flächen brach fallen können. 
Um diese Entwicklung zu vermeiden, herauszuzögern oder auf eine möglichst kurze Dauer 
zu begrenzen, sind Strategien der Zwischennutzung erforderlich (Tomerius/Preuß 2001). 
Auch wenn sich damit keine hohe Rendite realisieren lässt, kann so doch eine Abwertung 
von Standorten gestoppt werden, außerdem wird so der Anreiz für ständige Nachnutzungen 
bzw. vorbereitende Maßnahmen erhöht. 
3.3.2.4 Marketing bzw. Vermarktung 
Um das differenzierte bzw. qualifizierte Flächenangebot einer entsprechenden Nutzung 
zuzuführen, bedarf es vielfältiger Strategien von Marketing und Vermarktung. Zunächst 
einmal kommt es darauf an, die Aufmerksamkeit von Unternehmern und sonstigen Nutzern 
von außerhalb der Region auf den Makrostandort zu lenken. Hierzu dienen Kampagnen in 
den traditionellen und virtuellen Medien einschließlich der Präsentation auf Messen. Dabei 
profitieren die beteiligten Kommunen gegenseitig von den verschiedenen Attraktionen bzw. 
Standortfaktoren. Diese, d.h. etwa die verkehrliche Anbindung, die städtebaulichen und 
touristischen Qualitäten sowie die kulturellen, berufsrelevanten und wirtschaftsstrukturellen71 
Angebote zu pflegen bzw. weiterzuentwickeln, ist wiederum Ausgangspunkt für interkom-
munale Aktivitäten (MSWV Brandenburg 1999, S. 143). Insofern wird deutlich, dass 
Flächenmanagement eine Querschnittsaufgabe ist, die insbesondere auch von mehrdimen-
sionalen Städtenetzen wahrgenommen werden kann (vgl. Mensing/Wittekind 1997, S. 485 
ff.; siehe oben Kapitel 2.5.2). 
Die detaillierte Vermittlung des Flächenangebots erfolgt über die Information zu den 
einzelnen Standorten und deren Eigenschaften (Größe, Zuschnitt, Lage, Nutz- und Verfüg-
barkeit, benachbarte Nutzungen, Grundstückspreise etc.). Neben den Ausschreibungen in 
Fachzeitschriften etc. etabliert sich immer mehr die Präsentation von Standorten bzw. 
Flächen im Internet. Über die reinen Daten hinaus gibt es dort die Möglichkeit der bildlichen 
sowie grafischen Darstellung und der Vernetzung mit den für die Entwicklung zuständigen 
Akteuren bzw. bereits ansässigen Nutzern im Sinne eines integrierten Standort- und 
Wirtschaftsmarketings.  
Sofern die Vermarktung einzelner Flächen von den Kommunen bewerkstelligt wird, gibt es 
wiederum Bedarf für eine gemeinsame Vorgehensweise. Um eine vereinbarte funktionale 
Schwerpunktsetzung sowie eine bestimmte Qualität der Ansiedlungen zu verwirklichen, 
werden Kriterien zur Vergabe konzipiert und angewandt. Dies betrifft insbesondere auch das 
Preisniveau, um eine interkommunale Konkurrenz zu vermeiden. Aus Gründen der optimalen 
Standortentwicklung im Rahmen des RFM erleichtert ein zentraler Aufgabenträger, etwa eine 
regionale Wirtschaftsfördergesellschaft, die gegenseitige Standortwerbung und sorgt für ein 
einheitliches Erscheinungsbild nach außen, was nicht zuletzt den Zugang für potenzielle 
Investoren vereinfacht (Holtel/Wuschansky/Hangebruch 2002, S. 88). Weiterhin wird zum 
Standortmarketing auch die Vertretung der Interessen gegenüber Landes- und/oder 
Fachbehörden gerechnet. Ein abgestimmtes und gemeinsames Auftreten ist hier oftmals 
wirkungsvoller, was auch auf gemeinsame Stellungnahmen zu Regional- und 
Fachplanungen zutrifft (MSWV Brandenburg 1999, S. 147). 
                                                
71 Dazu gehört die Koordination von Angeboten der Aus- und Fortbildung sowie die Organisation von 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahmen. Ferner zählt dazu die Technologieförderung. 
Kapitel 3: Regionales Flächenmanagement: eine kooperative Querschnittsaufgabe 67 
3.3.2.5 Kosten- und Nutzenteilung 
Eine wesentliche Motivation zu einem interkommunalen bzw. regionalen 
Flächenmanagement ist nicht zuletzt die finanzielle Seite. Diese besteht aus Kosten für die 
verschiedenen Planungs- und Umsetzungsleistungen sowie den damit erzielten Nutzen in 
Form von Einkommens-, Grund- und Gewerbesteuern. Eine Bilanzierung bzw. ein Ausgleich 
zwischen Kosten und Nutzen der betreffenden Kommunen bzw. Körperschaften ist allerdings 
dadurch erschwert, dass diese nicht unmittelbar anfallen, sondern auch in mittelbarer Form 
auftreten (vgl. Krieger 2000). So lösen bestimmte Vorhaben Folgekosten, etwa für 
Infrastrukturen zugunsten zusätzlicher Unternehmen und Einwohner, aus, die sich allerdings 
nicht eindeutig erfassen lassen. Das Entsprechende gilt für mittelbare Nutzen wie dem 
Imagegewinn und weitere Ansiedlungen von Einwohnern und Unternehmen an anderen 
Standorten. Tabelle 3-3 gibt einen Überblick der verschiedenen direkten und indirekten 
Wirkungen, die jeweils positiv als Nutzen oder negativ als Kosten bzw. Aufwendungen ins 
Gewicht fallen: 
Tabelle 3-3: Direkte und indirekte Wirkungen von interkommunalen Vorhaben und deren Ausgleich 
 Nutzen Kosten 





Verbesserte Angebote durch gemeinsame 
Ausstattung (Gewerbe- und ggf. 




Bessere Auslastung vorhandener 
Einrichtungen durch die Mitversorgung von 
Akteuren 
Zusätzliche bzw. höhere Steuereinnahmen, 
Abschöpfen von Fördermitteln bei 
geteiltem Eigenanteil 
Finanzaufwendungen zur Realisierung, ggf. 
auch des Betriebs des gemeinsamen 
Vorhabens 
Für die Realisierung erforderlicher 
Sachaufwand (Flächen, Gebäude, Verkehrs-
mittel,...) 
Für Realisierung/Betrieb erforderliche 
Personalaufwendungen (Planung, Projektie-











Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung 
Erhöhung der Arbeitsplatzangebote 
Damit auch mehr Kaufkraft, die wiederum 
mehr Arbeitsplätze und mehr 
Steuereinnahmen begünstigt 
Damit bessere Auslastung weiter Teile des 
Infrastrukturbestandes 
Damit Stabilisierung der Gesamtent-
wicklung 
Verbesserung von Image und Standort-
profil 
Höherer Verwaltungsaufwand 
Notwendiger zusätzlicher Infrastrukturausbau 
an anderer Stelle (als Folge expansiver 
Entwicklung) 
Verkehrszunahme 
Höhere Umweltbelastung (z.B. durch neue, in 















Weitere (Gegen-) Leistungen 
Sachmittel (z. B. Bereitstellung von Gebäuden und Infrastruktur und diesbezügliche Investitionen) 
Personalleistungen (etwa für Planungs- und Beratungsaufgaben) 
 
auch in Kombination 
Quelle: Winkel u.a. 1998, S. 64ff. mit eigenen Ergänzungen 
Gleichwohl muss für eine wirtschaftlich tragbare Kooperation eine Ausgleichsregelung 
getroffen werden. Dazu muss zunächst eine Wirkungsanalyse erstellt werden, in der die o.g. 
Faktoren wie Grund und Boden, Sach- und Personalmittel, Kapitalbedarf, Erträge, 
Verbesserung von Versorgung und Standortqualität insgesamt ermittelt und bewertet werden 
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(vgl. Winkel u.a. 1998, S. 65).72 Auf dieser Grundlage werden bestimmte Schlüssel zur 
Aufteilung von Lasten und Nutzen vereinbart, die sich meist nach den jeweiligen 
Einwohnerzahlen richten. Dieses Vorgehen ist insofern plausibel, als Kommunen mit einer 
höheren Einwohnerzahl meist auch eine größere finanzielle und verwaltungstechnische 
Leistungskraft aufweisen, was sie zur Übernahme von entsprechenden Aufgaben für die 
anderen Kommunen befähigt. Eine Gleichverteilung von Lasten und Nutzen ist bei nicht allzu 
großen Unterschieden gerechtfertigt und unterstreicht auch die Gleichberechtigung der 
Partner. Sofern alle Beteiligte Flächen in die Zusammenarbeit einbringen, können auch 
deren Größenanteile als Schlüssel herangezogen werden. Allerdings eröffnet sich diese 
Möglichkeit nur bei gemeindeübergreifenden Gebieten, außerdem fallen Flächen und 
sonstige Wirkungen in Stadt-Umland-Bereichen häufig auseinander, so dass die Fläche sich 
in diesen Fällen nur als ein Faktor in einem kombinierten Verteilungsschlüssel anbietet (ebd., 
S. 68)73. Dabei ist es wiederum möglich, mittelbare Lasten und Nutzen mit unterschiedlichen 
Schlüsseln zu verrechnen, indem für geschätzte mittelbare Belastungen ein geringerer Anteil 
an den Kosten veranschlagt wird. Darüber hinaus sind bestimmte Ausgleichsleistungen 
denkbar, etwa wenn eine beteiligte Kommune bzw. Körperschaft mit einem 
überdurchschnittlichen Vorteil einen größeren Anteil an den Kosten zu Erstellung oder Erhalt 
von Infrastrukturen trägt oder ihr Personal bzw. Sachmittel (z.B. EDV) für bestimmte 
Dienstleistungen wie Planung, Beratung und Marketing den Kooperationspartnern zur 
Verfügung stellt. Dies ist allerdings mit einem erhöhten Abstimmungsaufwand verbunden. 
Deutlich komplizierter ist die Berücksichtigung des jeweiligen Steueraufkommens (Winkel 
1998, S. 72ff.). Dieses spiegelt zwar in gewisser Weise den Erfolg einer Kooperation wider, 
muss aber nicht in unmittelbarem Zusammenhang zu den Maßnahmen der Kooperation 
stehen, lässt nicht-monetäre Auswirkungen (etwa Umwelt- und Verkehrsbelastungen) außer 
acht und fließt erst mit einer Verzögerung zu. Grundsätzlich ist dabei zu berücksichtigen, 
dass zahlreiche Unternehmen und Privathaushalte, welche gewerbe- bzw. einkommens-
steuerpflichtig sind, eine konjunkturbedingt unterschiedliche Leistungsfähigkeit aufweisen 
und von Abschreibungsmöglichkeiten profitieren, was die kommunalen Steuereinnahmen 
tendenziell schmälert. Weiterhin lassen sich speziell Veränderungen des Lohn- und 
Einkommenssteueraufkommens nur sehr schwer Maßnahmen der interkommunalen 
Kooperation zuordnen, so dass hier allenfalls indirekte Wirkungen konstatiert werden 
können, welche nur einen groben Anhaltspunkt zur Bewertung der Gesamtentwicklung 
liefern, aber für einen konkreten Ausgleich zu vage sind. Diesen herbeizuführen ist insofern 
aufwendig, als die Steuereinnahmen jeweils der Belegenheitskommune zugerechnet 
werden, was zur Neuaufteilung eine Zweckvereinbarung, eine entsprechende Bestimmung in 
einer Zweckverbandssatzung oder eine freie vertragliche Lösung in Form einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung erforderlich macht. Schließlich darf nicht übersehen werden, dass 
jede Erhöhung des Steueraufkommens, also auch durch eine interkommunale Umverteilung, 
die Schlüsselzuweisungen des kommunalen Finanzausgleichs reduziert, welcher die Lücke 
zwischen Steuerkraft und dem einwohnerbezogenen Bedarf für kommunale Leistungen 
verringert74. Dagegen führen geringere Finanzzuweisungen wiederum zu einer niedrigeren 
Kreisumlage. Per Saldo ist das fiskalische Wirkungsgeflecht recht komplex und dynamisch, 
                                                
72 Da die indirekten Wirkungen einerseits schwer zu quantifizieren sind, andererseits aber erheblich ins Gewicht 
fallen können, wird in der Literatur dann eine Berücksichtigung empfohlen, sofern „sie extrem groß sind und sich 
außerdem eindeutig den jeweils Beteiligten zuordnen lassen“ (so Winkel u. a. 1998, S. 65). 
73 So werden etwa hinsichtlich der Verteilung der Wirkungen im Fall des „Regionalen Industriepark[s} 
Osterburken“ die Bevölkerung zu 60%, die Gemarkungsfläche zu 30% und die Standortvor- bzw. –nachteile zu 
10% in Ansatz gebracht (Winkel u. a. 1998, S. 68). 
74 Davon profitieren allerdings auch andere, nicht an der Kooperation beteiligte Kommunen je nach ihrer 
Einnahmesituation.  
Kapitel 3: Regionales Flächenmanagement: eine kooperative Querschnittsaufgabe 69 
so dass bei einer Ausgleichsregelung zwischen dem Nutzen und dem Aufwand abzuwägen 
ist und sich ggf. andere Möglichkeiten anbieten. 
Finanzielle Belastungen können freilich dadurch verringert werden, dass privates Kapital zur 
Planung und Erschließung herangezogen wird, was im Rahmen von vorhabenbezogenen 
Bebauungsplänen bzw. städtebaulichen Verträgen festgelegt werden kann (vgl. Meyer 
2002). Ferner besteht die Möglichkeit, für Erschließungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
einen Entwicklungsträger in Treuhänderschaft zu beauftragen, der im eigenen Namen und 
auf eigene Rechnung die entsprechenden Leistungen erbringt. Durch die finanzielle Eigen-
verantwortlichkeit ist der Träger nicht an Vorgaben des Kommunalhaushalts gebunden und 
erhält eine größere Flexibilität in der Verwendung der Mittel sowie im Ablauf der 
Realisierung. Als Entwicklungsträger kann bspw. eine Landesentwicklungsgesellschaft 
fungieren (Holtel/Wuschansky/Hangebruch 2002, S. 79, 162). Bei finanzschwachen 
Kommunen bietet sich auch ein Leasing von Kooperationsprojekten an (Winkel u.a. 1998, 
S. 61f.), hier übernehmen die Gebietskörperschaften die Einrichtung(en) nach deren Erstel-
lung durch ein finanzstarkes privates Unternehmen zu bestimmten Konditionen, wobei sie 
längerfristig Eigentümer dieser Einrichtung(en) werden (sog. Mietkauf). Aus Gründen der 
Rentabilität müssen hier allerdings die Projektrealisierungskompetenz des Leistungs-
erstellers und die Vorteile einer raschen Nutzbarkeit der gemeinsamen Vorhaben die 
zusätzlichen Aufwendungen für Zinsen, Tilgung und Verwaltungsdienste aufwiegen. 
Es ist letztlich eine Frage des politischen Konsenses, welches Modell für den Ausgleich 
gewählt wird. Allerdings ist die Aufteilung von Lasten und Kosten insofern bedeutsam, als sie 
regelmäßig auch der Besetzung der einzelnen kommunalen Partner in den beschluss-
fassenden Gremien zugrunde liegt. Insgesamt hat sich in der Praxis jedoch gezeigt, dass der 
verwaltungstechnische Aufwand für die Kosten-Nutzen-Teilung häufig in keinem Verhältnis 
zu den geringen Einkünften aus der gewerblichen Nutzung steht. Daher erfolgt in einigen 
Fällen neben der Aufteilung der Anfangsinvestitionen keine entsprechende Aufschlüsselung 
der Erträge, sondern diese werden vielmehr in weitere flächen- oder infrastrukturbezogene 
Maßnahmen reinvestiert (vgl. Holtel/Wuschansky/Hangebruch 2002, S. 87f.). Dies setzt 
freilich voraus, dass sich die Partner über die zu erwartenden Erträge im Klaren sind und 
wird dann erheblich begünstigt, wenn ansonsten substanzielle positive Effekte bezüglich der 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur einschließlich der verbesserten Auslastung 
kommunaler Infrastrukturen zu erwarten bzw. festzustellen sind. 
3.3.3 Organisatorische bzw. institutionelle Aspekte 
Angesichts der vielfältigen Aufgaben eines RFM einerseits und dem unterschiedlichen Grad 
der Kooperationsbereitschaft andererseits kommt hier eine breite Palette von 
Organisationsformen in Betracht. Dabei ist wiederum grundsätzlich eine Wahrnehmung der 
damit verbundenen Aufgaben in den Bereichen Planung, Entwicklung und Nutzung zu 
unterscheiden, wie sie in Planungs- bzw. Mehrzweckverbänden geleistet werden können. 
Weitere Differenzierungsmerkmale sind formelle versus informelle Handlungsformen, wobei 
erstere sich durch ihre gesetzliche Regelung öffentlich- (Verbände, Arbeitsgemeinschaften, 
Zweckvereinbarungen) oder privatrechtlicher Art (Gesellschaften und Vereine) 
auszeichnen.75 Informelle Kooperationsformen hingegen, zu denen Arbeitskreise, 
                                                
75 Dazu gehören einerseits die organisatorischen Regelungen im ROG (raumordnerische Verträge) und in den 
Gesetzen der Länder zu Planungsverbänden bzw. zur interkommunalen Zusammenarbeit enthaltenen und 
andererseits die im BGB bezüglich Gesellschaften und Vereine getroffenen Bestimmungen. Gleichwohl nehmen 
die privatrechtlichen Formen insofern eine Zwischenstellung ein, als sie zusammen mit den informellen 
Organisationsstrukturen wie Regionalkonferenzen oder Entwicklungsforen als „weiche“ Instrumente bezeichnet 
werden, da sie eine Vielzahl von öffentlichen und privaten Akteuren zulassen und in ihren 
Handlungsmöglichkeiten flexibler sind. 
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Regionalkonferenzen, Fachforen oder Zukunftswerkstätten gehören, stellen zumeist eher 
punktuelle Elemente einer Ablauforganisation dar und dienen daher einer thematisch 
begrenzten Aufgabenstellung innerhalb der Zusammenarbeit. 
Die elementare Form für die Koordination der standörtlichen bzw. bereichsbezogenen 
Funktionszuweisung sowie Flächennutzung auf regionaler Ebene bilden regionale 
Planungsverbände. Diese können entweder für die Regional- oder für die überörtliche 
Flächennutzungsplanung (vgl. oben Teilkap. 3.3.1.4) zuständig sein. Im Fall der regionalen 
Flächennutzungsplanung nach § 9 Abs. 6 ROG wie in der Region Rhein-Main werden beide 
Planebenen zusammengefasst behandelt. Im Gegensatz zu Planungsverbänden für die 
Regionalplanung, in denen in der Regel nur Kreise, kreisfreie Städte und allenfalls größere 
Kreisstädte im beschlussfassenden Organ vertreten sind, ist bei Verbänden für die 
vorbereitende Bauleitplanung stets die Repräsentanz aller an der interkommunalen Planung 
beteiligten Kommunen in der beschließenden Planungsversammlung erforderlich (vgl. ARL 
2000). Im Fall einer reinen Regionalplanung ergibt sich somit das Erfordernis einer vertieften 
Abstimmung mit den einzelnen Kommunen, die über formelle oder informelle teilräumliche 
Kooperationsformen hergestellt werden kann (s.u.). Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund der Divergenz von regionalen Ordnungs- und kommunalen Entwicklungs-
interessen, die jedoch in einem RFM zwingend harmonisiert werden müssen. 
Im Hinblick auf ein RFM ist von Interesse, dass v.a. Verbände der Regionalplanung zu 
Mehrzweckverbänden erweitert werden können. Hierzu werden ihnen, wie in den Regionen 
Hannover und Stuttgart, zusätzliche Trägerschaftsaufgaben zugewiesen, die für die 
Umsetzung der Planung und somit die regionale Entwicklung grundlegend sind. Zu solchen 
Aufgaben gehören einerseits etwa die Nahverkehrs- und Landschaftsrahmenplanung und 
andererseits die Trägerschaft für den ÖPNV, die Wirtschaftsförderung bzw. das 
Regionalmarketing sowie die Planung und der Betrieb von Naherholungs- bzw. 
Bildungseinrichtungen, so dass sich damit „zumindest konzeptionell eine gute Verknüpfung 
von integrativer Raumordnung, relevanten Fachplanungen und Umsetzungsaufgaben ergibt“ 
(Danielzyk 2000a, S. 155). Doch auch auf der Ebene der regionalen bzw. interkommunalen 
Flächennutzungsplanung gibt es Beispiele für Mehrzweckverbände. Abgesehen vom 
Ballungsraumverband Frankfurt, der als Teil der Region Rhein-Main für die regionale 
Flächennutzungsplanung verantwortlich ist, übernehmen auch andere Mehrzweckverbände 
weitere Aufgaben. So deckt etwa der „Zweckverband Mittelzentrum Bad Segeberg-
Wahlstedt“ neben der Planung noch den Betrieb eines gemeinsamen Gewerbegebiets sowie 
anderer Infrastruktureinrichtungen ab (vgl. Landesregierung Schleswig-Holstein 1995). Ein 
weiteres Beispiel für eine umfassende regionale Kooperation in der Flächennutzungsplanung 
und –entwickung stellt der „Zweckverband Raum Kassel“ dar, der neben der gemeinsamen 
vorbereitenden Bauleitplanung noch den Generalverkehrsplan erstellt und eine 
Entwicklungsplanung betreibt, die mit einem Investitionsprogramm sowie einer 
Finanzplanung untermauert ist (Bunzel/Reitzig/Sander 2002, S. 117f.). 
Doch auch monofunktionale Zweckverbände können für ein RFM substanzielle Aufgaben 
ausführen. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie etwa die Planung und Entwicklung 
einzelner Gewerbegebiete bzw. –parks einschließlich deren Flächenerwerb, Erschließung 
und Vermarktung zum Gegenstand haben (vgl. Krieger 2000). Daneben sind auch 
Einrichtungen der Ver- und Entsorgung, Bildungs- und Kulturstätten sowie der ÖPNV 
wichtige flankierende Themen für ein RFM, weil sie die Funktionalität von Standorten 
herstellen und somit diese aufwerten. Der vielfältigen Aufgabenpalette entsprechend kann 
der Kreis von Mitgliedern sogar auf natürliche und juristische Personen des Privatrechts 
ausgedehnt werden, die allerdings mangels eigener Planungskompetenz nur den Status von 
Sekundär- bzw. beratenden Mitgliedern besitzen, sofern es um hoheitliche Aufgaben wie die 
Kapitel 3: Regionales Flächenmanagement: eine kooperative Querschnittsaufgabe 71 
Bauleitplanung geht.76 In dieser Form decken Zweckverbände also durchaus die komplexen 
räumlichen und vorhabenbezogenen Funktionen eines RFM ab. Insofern müssen räumlich 
und sachlich begrenzte Zweckverbände nicht zwangsläufig thematisch einseitig und 
kommunalpolitisch dominiert sein, wie es vielfach beklagt wird (so Roch 1995), sondern 
können durchaus auf die Erfordernisse eines RFM zugeschnitten werden. In diesem Sinn 
beschränkt sich etwa der „Siedlungsentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm“ zwar auf 
gemeinsame Gewerbegebiete, doch ist er dabei nicht nur für die verbindliche Bauleitplanung, 
sondern auch für Erwerb, Erschließung, Vermarktung und Veräußerung von Grundstücken 
sowie Aktivitäten der Wirtschaftsförderung bis hin zur Ansiedlung bzw. Verlagerung von 
Betrieben zuständig (Elineau u. a. 2000, Anhang). 
Die Legitimation der Zweckverbände verlangt zwingend die Vertretung aller Kommunen. Bei 
größeren Zusammenschlüssen ergibt sich daraus häufig das Problem großer 
Entscheidungsgremien. Diese lassen sich allerdings personell begrenzen, indem die 
Stimmen je nach Einwohnerzahl, Flächenanteil etc. unterschiedlich gewichtet werden (Koch 
2000, S. 395). Somit lässt sich die gerechte Einbindung der einzelnen Kommunen durchaus 
mit einer schlanken Organisation verbinden.  
Zwischen regionaler und interkommunaler Ebene angesiedelt ist das Instrument des 
raumordnerischen Vertrags nach § 13 ROG. Demnach können sich öffentliche 
Planungsträger, also Regionalplanung und/oder Kommunen (untereinander) zu gegen-
seitigen Leistungen verpflichten (Spannowsky 2000), wobei neben interkommunalen 
Vorhaben insbesondere auch landes- und regionalplanerische Festlegungen projektbezogen 
konkretisiert werden können. Mit dem raumordnerischen Vertrag lassen sich insbesondere 
Regelungen zur abgestimmten Planung der Siedlungs- und Freiraumstruktur, der Erstellung 
bzw. Nutzung von Einrichtungen sowie zur Entwicklung gemeinsamer Projekte einschließlich 
des hierbei relevanten Kosten-Nutzen-Ausgleichs treffen. Der Vertrag fungiert dabei als 
Basis einer rechtsförmlichen Kooperation, die durch gemeinsam erarbeitete Konzepte 
(Regionale Entwicklungs-, Einzelhandels- und Landnutzungskonzepte, s.o.) vorbereitet bzw. 
konkretisiert wird. 
Ein Vertrag ist insbesondere dann ein praktikables Instrument, wenn es um den Ausgleich 
konfligierender Interessen geht, die etwa in Fragen des großflächigen Einzelhandels oder 
des gemeindeübergreifenden naturschutzrechtlichen Ausgleichs auftreten; dementsprechend 
können durch Verträge Regelungen über einerseits Gesamtverkaufsflächen, Waren-
sortimente oder die Verkehrsführung sowie andererseits über die Sicherung einer 
nachbargemeindlichen Fläche zum ökologischen Ausgleich getroffen werden. Somit ergeben 
sich vielfältige ziel- und maßnahmenspezifische Anwendungsfelder für einen raumord-
nerischen Vertrag. Andererseits können raumordnerische bzw. landesplanerische Verträge 
auch nur eine rahmensetzende Funktion haben und Festlegungen zu grundlegenden 
Voraussetzungen für eine Kooperation beinhalten. So regelt etwa der landesplanerische 
Vertrag zum Interregionalen Gewerbepark Marburg (Regierungsbezirk Detmold) die für das 
Vorhaben erforderliche Änderung der Gebietsentwicklungsplanung für den gemeinsamen 
Gewerbepark bei gleichzeitiger Rücknahme von einzelgemeindlichen Gewerbeflächen sowie 
die Gründung eines Zweckverbands und dient somit der „Zielverwirklichung“ 
(Holtel/Wuschansky/Hangebruch 2002, S. 133, 141f.). Die hierzu erforderlichen 
organisatorischen, konzeptionellen und realen Maßnahmen und finanziellen Bestimmungen 
werden in einer gesonderten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung festgeschrieben. Danach 
                                                
76 Auch darin unterscheidet sich der Zweckverband von den Planungsverbänden, in denen nur Träger von Boden 
beanspruchenden Planungen vertreten sein können. Eine ersetzende Beschlussfassung eines Bauleitplans durch 
die oberste Landesplanungsbehörde ist im Fall eines Zweckverbands allerdings nicht möglich, im Gegensatz zum 
Planungsverband nach §§ 203ff. BauGB (Bunzel/Reitzig/Sander 2002, S. 121).  
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können raumordnerische Verträge „[...] nur begleitend die Vorbereitung und die 
Verwirklichung der Raumordnungspläne unterstützen“ (ebd., S. 36). 
Auch wenn die Verbindlichkeit eine gewisse Hürde für eine kooperative Entwicklung darstellt, 
so gibt sie andererseits auch eine Sicherheit und Verlässlichkeit, die durch die 
Vertragsfreiheit für ein zielorientiertes und problemadäquates Vorgehen genutzt werden 
kann. Insofern ist die Bandbreite der Vertragsgegenstände groß und beinhaltet sowohl 
einzelne komplexe Projekte als auch weiträumige Standort- und Flächendispositionen, wie 
sie Bestandteil eines RFM sein können (vgl. Bunzel/Reitzig/Sander 2002, S. 319ff.). 
Zur Erledigung bestimmter Aufgaben können die Gemeinden untereinander auch öffentlich-
rechtliche (Zweck-)Vereinbarungen schließen (vgl. Winkel u. a. 1998, S. 37ff.). Dabei 
übernimmt eine Gemeinde einzelne oder mehrere Aufgaben gegen eine angemessene 
Entschädigung. So kann eine Gemeinde über einen solchen Vertrag mit einzelnen 
Leistungen wie der Erstellung von Plänen, der Erschließung, der Vermarktung bzw. der 
Betriebsführung für andere tätig werden. Diese Konstellation lässt sich auch auf die 
Bereitstellung von Einrichtungen durch eine Gemeinde anwenden. Der öffentlich-rechtliche 
Charakter dieses organisatorischen Instruments sichert eine gewisse Verbindlichkeit, wobei 
die Vertragsform wiederum eine flexible Ausgestaltung der Beziehungen der Gemeinden 
untereinander zulässt, etwa was die Art der ‚Entschädigung‘ anbelangt (z.B. Ausgleich über 
andere Funktionen). Darüber hinaus ist es auch möglich, durch eine Zweckvereinbarung die 
gemeinsame Wahrnehmung von Aufgaben zu regeln. Im Gegensatz zur Übertragung von 
Aufgaben auf eine Gemeinde verbleiben die mit der Aufgabenerfüllung verbundenen 
Befugnisse dann bei den vertragsschließenden Gemeinden. 
Den Übergang zu informellen Instrumenten stellen kommunale Arbeitsgemeinschaften 
dar, sofern sie nicht durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag begründet werden.77 Als ‚lose’ 
Form der Kooperation bieten sie „ein Forum für Information, Beratung, Entscheidungs-
vorbereitung und Koordination gemeindeübergreifender Fragestellungen“ (MSWV Branden-
burg 1999, S. 153). Gefasste Beschlüsse, v.a. auch im Hinblick auf planerische 
Festlegungen, sind allerdings unverbindlich, können jedoch verbindliche Formen der 
Zusammenarbeit inhaltlich und organisatorisch vorbereiten. Im Hinblick auf ein RFM kann 
über eine kommunale Arbeitsgemeinschaft bspw. die planerische und infrastrukturelle 
Abstimmung zwischen den Kommunen intensiviert oder eine gemeinsame 
Flächennutzungsplanung vorbereitet werden. 
Eine Mischform zwischen öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Organisationsform 
stellen kommunale Unternehmen dar (Holtel/Wuschansky/Hangebruch 2002, S.37ff). Als 
Anstalten des öffentlichen Rechts verfügen sie über eine eigene Satzungsbefugnis und 
werden mit Kapital ausgestattet, was ihnen eine eigenständige Betriebsführung gestattet. 
Gleichwohl unterliegen sie der Rechtsaufsicht durch die Kommunen und ermöglichen so eine 
öffentliche Kontrolle. Damit eignen sie sich für die Übertragung wirtschaftlicher und nicht-
wirtschaftlicher Aufgaben unabhängig von haushaltsrechtlichen Erfordernissen der 
Kommunen im Sinne einer längerfristigen Aufgabenerfüllung. Die Mitwirkung mehrerer 
Kommunen kann entweder über eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Beauftragung 
einer trägerschaftlichen Kommune oder über einen interkommunalen Zweckverband 
erfolgen.  
Eine breitere Plattform für eine Kooperation über Verwaltungsangelegenheiten hinaus bieten 
privatrechtliche Vereine. Dies gilt insbesondere für die vielfältigen Beteiligungsmöglichkeiten 
                                                
77 Eine solche Vertragsform ist etwa verbindlich für Thüringen, wo eine Regelung der Aufgaben, Organisation, 
Rechte und Pflichten sowie des finanziellen Ausgleichs gesetzlich vorgeschrieben ist (Winkel 1998, S. 35). 
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regionaler Akteure insgesamt. Vereine repräsentieren bestimmte Interessen, haben aber 
ebenso wenig eine Planungskompetenz und können daher nur einzelne Aspekte eines RFM 
wie etwa das Marketing oder den Betrieb gemeinnütziger Einrichtungen abdecken. 
Nichtsdestoweniger können sie auch raumplanerische Themen zum Gegenstand ihrer Arbeit 
haben, wie das Beispiel des eingetragenen Vereins „Kommunalverbund Niedersachsen/ 
Bremen“ zeigt. Dieser verfolgt v.a. den Dialog zwischen der Kernstadt und den 
Umlandgemeinden zwecks Informationsaustausch und Abstimmung sowie die Vertretung 
von Interessen nach außen (Bunzel/Reitzig/Sander 2002, S. 129f.). Damit trägt der Verein 
zur Vertrauensbildung bei und schafft die Grundlage für eine Intensivierung der 
Zusammenarbeit. 
In Fragen der wirtschaftlichen Betätigung wird häufig auf die privatrechtliche 
Gesellschaftsform zurückgegriffen. Diese sichert nicht nur eine Gleichberechtigung der 
beteiligten Mitglieder, sondern erlaubt ein flexibles Auftreten bei Rechtsgeschäften unter 
Begrenzung der Haftung. Eine gemeinsame Entwicklungsgesellschaft, in der die 
beteiligten Kommunen in der Gesellschaftsversammlung vertreten sind, kann den 
Grunderwerb tätigen, einen Entwicklungsträger beauftragen sowie die Erschließung 
finanzieren (Mensing/Wittekind 1997, S. 489). Solche Gesellschaften werden bereits seit 
längerem vor allem zum Zweck der kommunalen bzw. regionalen Wirtschaftsförderung unter 
Beteiligung von Gebietskörperschaften, Sparkassen, Unternehmen etc. betrieben (vgl. 
Danielzyk 2000a, S. 153). Allerdings müssen hier die hoheitlichen (Planungs-)Leistungen 
wiederum von den Kommunen im Rahmen der o.g. Formen erbracht werden. Ein Beispiel 
hierfür ist die HRG Hannover Grundstücksgesellschaft, an der neben Kreditinstituten die 
Region Hannover Anteile besitzt. Dadurch besteht die Möglichkeit, gezielt Flächen an 
raumordnerisch geeigneten und erwünschten Standorten bereitzustellen, soweit ein Konsens 
aller Beteiligten besteht. Insbesondere der Gesellschaftszweck, die verbesserte Bereit-
stellung von günstigen Baulandangeboten durch Erwerb, Entwicklung, Bevorratung und 
Vermarktung bei Verzicht auf Gewinn erhöht die raumordnungspolitische Wirkung (vgl. Einig 
2003, S. 135). Eine solche integrative und zielorientierte Form der Zusammenarbeit 
rechtfertigt die Bezeichnung als Public-Private-Partnership. Eine ähnliche Konstruktion ist, 
wenn auch in kleinerem Maßstab, etwa die Gründung einer GmbH zusätzlich zum 
„Zweckverband Gewerbepark Breisgau“; diese ist für die Abwicklung des Vorhabens im 
Hinblick auf Marketing, Vermarktung der Grundstücke sowie die Verwaltung des Gebiets 
zuständig und nimmt somit faktisch die Funktion einer Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
wahr (so Bunzel/Reitzig/Sander 2002, S. 241). 
Die bisherige Darstellung führte von „härteren“ Aufbauorganisationen mit Planungs-
kompetenzen hin zu „weicheren Formen“ der Kooperation, die den Partnern eine größere 
Freiheit in der Ausgestaltung gewähren und nicht an feste räumliche Einheiten gebunden 
sind, auch wenn sie einen privatrechtlichen Rahmen aufweisen. Daneben gewinnen 
hinsichtlich der vorbereitenden bzw. vertiefenden Aufgabenbewältigung auch Formen der 
Ablauforganisation an Bedeutung, die unter der Ebene etablierter Verbandsgremien 
operieren. Dazu gehören Arbeitskreise und Fachforen sowie die eher veranstaltungs-
bezogenen und medienwirksamen Regionalkonferenzen und Zukunft-swerkstätten. 
Arbeitskreise sind etablierte, auf Dauer angelegte Gremien, welche in einem mehr oder 
weniger festen Rhythmus zu bestimmten Themen tagen. Fachforen beziehen Experten zur 
Erörterung und Lösung bestimmter Probleme ein und formieren sich zumeist episodisch. 
Dies gilt ebenso für Regionalkonferenzen, die jedoch von der Beteiligung her breiter 
angelegt sind und eine entsprechende Medienwirkung auslösen sollen: „Die 
Regionalkonferenz ist ein Konzept, bei dem der Staat oder auch regionale Akteure die 
wichtigsten Handlungsträger einer Region zusammenbringen, um gemeinsam über 
Regionale Entwicklungskonzepte die mittelfristige Zukunft zu gestalten“ 
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(Beckmann/Fürst/Scholles 2001, S. 50). Neben der Mobilisierung und Integration von 
Akteuren geht es bei dieser Form der Zusammenarbeit inhaltlich v.a. um die Erarbeitung 
regionaler Zielperspektiven bzw. Leitbilder und Problemlösungen als zentrale Bestandteile 
von REK (Gorsler 2002, S. 68f.). Angesichts der breiten Palette von Themen zur 
Regionalentwicklung steht die Raumplanung zwar nicht im Mittelpunkt, ist jedoch neben ihrer 
Mitwirkung als ein raumbedeutsamer Akteur für eine Moderatorenrolle im Hinblick auf die 
vielfältigen Raumnutzungsansprüche grundsätzlich geeignet. 
Zukunftswerkstätten sind hingegen thematisch wiederum stärker fokussiert, jedoch 
methodisch differenziert. So stellen sie ein diskursiv-kooperatives Verfahren zur Lösung von 
konkreten Problemen dar. Dies geschieht in drei Phasen: In der sog. „Kritikphase“ wird 
zunächst die gegenwärtige Lage beurteilt, dabei besteht auch die Möglichkeit, Schuldfragen 
für die Situation offen anzusprechen. Die „Visionsphase“ bietet Raum, Ideen ohne 
Berücksichtigung von tatsächlichen, rechtlichen oder finanziellen Restriktionen zu 
generieren. Diese Ideen werden in der „Konkretisierungsphase“ dann auf ihre Umsetzbarkeit 
hinterfragt und entsprechend modifiziert, was v.a. auch die entsprechenden Rahmen-
bedingungen (Zuständigkeiten, Finanzierung, Organisation) einschließt (vgl. Apel/Günther 
1999). Insofern finden sich auch bei den Zukunftswerkstätten Komponenten der Analyse, 
Leitbild- und Konzept- bzw. Maßnahmenfindung, wie sie für REK konstituierend sind. 
Ein RFM als ein vielschichtiges Instrument mit der Beteiligung unterschiedlicher Akteure 
verlangt im Vorfeld, aber auch begleitend, eine vertiefende Behandlung von Themen bzw. 
einen breiten Diskussions- und Meinungsbildungsprozess. Hier setzen die o.g. Formen der 
Ablauforganisation an, welche allerdings feste Organisationsstrukturen nicht ersetzen, 
sondern sinnvoll ergänzen. Damit können sie für Innovationen sorgen und verkrustete 
Strukturen aufbrechen, was einem vorausschauenden RFM zugute kommt. 
Tabelle 3-4: Aufgabenspezifische Organisationsformen der Elemente eines RFM  
Aufgabenfeld Mögliche Organisationsformen 
Informationsaustausch, Entwicklungskonzipierung, 
Leitbildprozess 
regionale Entwicklungsforen bzw. Arbeitskreise,  
Zukunftswerkstätten, Vereine 
Planerische Abstimmung und Koordination (regionaler) Planungsverband, (Mehr-)Zweckverbände, 
raumordnerische Verträge, öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen 
Verfügbarmachung der Flächen Zweckverbände, Entwicklungsgesellschaften 
Erschließung Zweckverbände, Entwicklungsgesellschaften 
Standortmarketing Zweckverbände, Vereine, Entwicklungsgesellschaften 
Vermarktung Zweckverbände, Entwicklungsgesellschaften 
Nutzung/Bewirtschaftung Zweckverbände, Vereine, Trägergesellschaften 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die obigen Ausführungen zeigen, dass die Querschnittsfunktion des RFM vielfältige 
Aufgaben umfasst, denen unterschiedliche Organisationsformen entsprechen. Diese haben 
ihre spezifischen Vor- und Nachteile (vgl. Fürst 1999a): So sind Planungs- bzw. 
Zweckverbände zwar geeignet, um verbindliche Entscheidungen zu treffen, doch gelten sie 
aufgrund der öffentlich-rechtlichen Verfahrensvorschriften als zu schwerfällig, zu sehr 
kommunal dominiert und unflexibel gegenüber privatwirtschaftlichen Akteuren. Deren 
(gleichberechtigte) Einbindung ist nur in informellen Formen wie Arbeitskreisen, 
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Regionalkonferenzen etc. möglich, wobei dort keine verbindlichen Entscheidungen gefasst 
werden können, welche die Akteure zu einem bestimmten Handeln verpflichten. Ein solches 
ist wiederum hinsichtlich einer effizienten bzw. konfliktfesten Koordination in der 
Flächenentwicklung notwendig. Gleichwohl sind diese „weichen Instrumente“ sinnvoll, um 
Entscheidungen auf der Grundlage einer möglichst breiten Beteiligung der relevanten 
Akteure fundiert vorbereiten und diese materiell einbinden zu können. 
Somit stellt sich die organisatorische Ausgestaltung eines RFM als Optimierungsaufgabe 
dar, um die spezifischen Stärken der einzelnen Formen miteinander zu verknüpfen und zu 
einer abgestimmten Vorgehensweise zu gelangen (vgl. Danielzyk 2000a, S. 159f.). 
Hinsichtlich verbindlicher planerischer Dispositionen und der überfachlichen Koordination 
bedarf es eines für die Planung zuständigen (regionalen) Verbandes, wobei die Vorarbeiten 
hierzu (strategische Überlegungen, Leitbilder, Entwicklungsziele) durchaus informell geleistet 
werden können. Die Umsetzung der Planung, durch die Realisierung von einzelnen 
Vorhaben, verlangt die gleichberechtigte Einbeziehung der dafür maßgeblichen Akteure 
(Unternehmer, Verbände), wie sie v.a. über informelle Organisationsformen auf regionaler 
bzw. interkommunaler Ebene bewerkstelligt wird. Sollen diese Akteure auch wirtschaftlich 
eingebunden werden, so bieten sich hierfür Entwicklungs- oder Grundstücksgesellschaften 
an. Dadurch ist nicht zuletzt gewährleistet, dass die Träger hoheitlicher Aufgaben den 
Akteuren als (Vertrags-)Partner gegenübertreten können und nicht aus einer übergeordneten 
Position heraus. So kann auch mit privaten Akteuren ein Vorteils-Lasten-Ausgleich 
vereinbart werden. 
Angesichts der vielfältigen Planungs- und Kooperationsstrukturen ist es für eine effiziente 
Wahrnehmung der miteinander verzahnten Aufgaben eines RFM unabdingbar, eine zentrale 
Koordinations- bzw. Geschäftsstelle einzurichten, die entweder bei den (ggf. federführenden) 
Planungsverbänden78 oder in eigenständigen Entwicklungsagenturen angesiedelt sein kann. 
Letzteren obliegt als „flexiblen und dynamischen Einrichtungen“ das Kooperations- und 
Projektmanagement und damit die Initiierung, Organisation und Moderation entsprechender 
Vorhaben (Gorsler 2002, S. 73f.). Die Notwendigkeit einer aufgabenadäquaten Verknüpfung 
von formellen und informellen bzw. harten und weichen Formen der Zusammenarbeit ergibt 
sich nicht zuletzt daraus, dass viele Probleme und Verflechtungen über die räumlichen und 
inhaltlichen Grenzen von Planungsorganisationen hinweggreifen. Gerade auch die öffent-
lichen Institutionen sind deshalb gefragt, an stärker entwicklungsorientierten informellen 
Netzwerken teilzunehmen. Somit ist es möglich und angesichts der zunehmenden 
Komplexität von Regionalentwicklung auch erforderlich, materielle und formelle 
Kompetenzen zu bündeln, um zu umfassenden, ausgewogenen und verbindlichen Lösungen 
zu kommen. Die gegenseitige Ergänzung wird durch eine politische Legitimation in Form von 
Regionalparlamenten gefördert, da hierdurch bislang informelle Akteure in eine formelle 
Entscheidungsstruktur eingebunden werden können, was zur Bewältigung von Interessen-
problemen beiträgt und die Selbststeuerungsfähigkeit von (Stadt-)Regionen erhöht (vgl. 
Danielzyk/Priebs 2001, S. 266f.). 
Folglich ist festzustellen, dass es für ein RFM keine allein geeignete Organisationsform gibt, 
sondern diese von den zu bewältigenden Aufgaben, den übergeordneten Organisations-
strukturen (bereits existierende Planungsverbände) und v.a. der Kooperationsbereitschaft 
der umsetzungsrelevanten Akteure abhängt. Insofern sind die jeweiligen Lösungen weniger 
hinsichtlich ihrer organisatorischen Originalität bzw. Neuheit zu bewerten, sondern vielmehr 
                                                
78 Organisatorisches Vorbild könnte hierbei der Raumordnungsverband Rhein-Neckar sein, der neben der 
regionalen, länderübergreifenden Planungsstelle noch die Geschäftsstellen mehrerer Institutionen bzw. 
Interessenverbände beherbergt (vgl. Schmitz 1995) und so eine koordinierende Funktion bezüglich der 
verschiedenen Vorhaben bzw. Maßnahmen und deren Flächenwirksamkeit ausüben kann. 
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nach ihrer Effizienz im Hinblick auf den angestrebten Handlungsbedarf. Schließlich ist zu 
bedenken, dass die Zusammenarbeit aller an einem (komplexen) RFM beteiligten Akteure 
ganz wesentlich vom gegenseitigen Vertrauen abhängt, das über ein schrittweises Vorgehen 
bzw. einzelne Projekte aufgebaut werden kann (Mensing/Wittekind 1997, S. 489). 
3.3.4 Planungs- und Umsetzungskontrolle 
Als umfassende und dynamische Strategie unterliegt ein RFM vielfältigen internen und 
externen Rahmenbedingungen. So können sich Akteursnetzwerke in ihrer Struktur 
verändern und damit politische Prioritäten verschieben und Ressourcen verlagern, welche 
die Umsetzung nachhaltig beeinflussen. Weiterhin sind auch äußere Rahmenbedingungen 
wie die wirtschaftlichen Perspektiven oder zur Verfügung stehende Fördermittel variabel, so 
dass die Realisierungschancen nicht mehr mit den Ausgangsbedingungen übereinstimmen. 
Umso mehr bedarf es einer Umsetzungskontrolle, um sich den neuen Gegebenheiten 
anpassen und die Umsetzung weiterhin sicherstellen zu können. Ausgehend von der Theorie 
der Planungskontrolle, die insbesondere auch den Erfolg der Planung hinsichtlich ihrer 
Umsetzung zum Gegenstand hat, werden nachfolgend einige grundlegende zeitliche, 
inhaltliche und organisatorische Aspekte betrachtet (vgl. Benz 1998). Dabei wird unter 
Controlling in Analogie zur unternehmerischen Tätigkeit ein „Regelkreis von Planung, 
Umsetzung, Kontrolle und (Gegen-)Steuern“ verstanden (Schultz 2002, S. 57). 
Da es sich beim RFM um eine prozessorientierte Strategie handelt, sollte die 
Umsetzungskontrolle begleitend erfolgen. Auch wenn bei einer nachträglichen Kontrolle ein 
Soll-Ist-Vergleich besser möglich ist, besteht bei einer begleitenden Kontrolle die Möglichkeit, 
Zielsystem und Maßnahmen zu modifizieren. Folgende Schritte sind dabei zu differenzieren 





In einem diskursiven Prozess, etwa im Rahmen eines Workshops, wird erörtert, inwiefern 
die in einem Plan bzw. Konzept festgelegten Ziele angesichts der tatsächlich 
eingetretenen Entwicklung noch zweckmäßig und angemessen sind bzw. angepasst 
werden müssen („Zielvaliditätsanalyse“). In Anbetracht des zyklischen Verlaufs des 
Controllings (s.o.) kann sich eine solche Notwendigkeit etwa aus der operativen 
Wirksamkeitskontrolle (s.u.) ergeben. 
Mittels aussagekräftiger Leitindikatoren wird ermittelt, ob die Ziele tatsächlich erreicht 
worden sind („Zielerreichungsanalyse“ oder „Soll-Ist-Vergleich“). Dies setzt freilich eine 
hinreichend genaue Definition und Operationalisierung der Ziele voraus. Daher können 
ggf. auch qualitative Einschätzungen hinzugezogen werden. 
Im Hinblick auf den operativen Teil des Umsetzungsprozesses wird untersucht, ob die 
geplanten Maßnahmen ihre damit intendierte Wirkung entfaltet haben („Wirkungs-
analyse“), wobei wiederum Indikatoren eine wichtige Rolle spielen. Hier ist allerdings eine 
Auswahl der zentralen Ziel- und Maßnahmebereiche erforderlich. Bezüglich der 
nachhaltigen Siedlungsentwicklung könnten bspw. der Anteil der in Anspruch 
genommenen Innenbereichsflächen bzw. der revitalisierten Brachflächen oder die auf 
den jeweiligen Flächen realisierte Arbeitsplatzdichte betrachtet werden (vgl. Birkmann 
2004, S. 318ff., s. u. Kapitel 7). 
Im Zusammenhang mit der „Vollzugskontrolle“ wird sichergestellt, dass die betreffenden 
Maßnahmen auch tatsächlich für die im Plan vorgesehenen Erfolge ursächlich sind. Die 
Vollzugskontrolle lässt sich zu einer bilanzierenden Evaluation bzw. Effizienzkontrolle 
erweitern. Damit sollen „wertende Aussagen über das Verhältnis von eingesetzten 
Ressourcen zu den erreichten Zielen und Effekten einer Planung bzw. eines Projekts“ 
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(Mönnecke 2001, S. 374) getroffen werden. Verfahren zur Beurteilung der Effekte sind 
hier Kosten-Nutzen- und Kosten-Wirksamkeits-Analysen. 
Die Bewertungsmaßstäbe sind demnach zum einen intern festgelegt durch die vereinbarten 
Ziele oder extern vorgegeben über Normen von Fachgesetzen und Plänen. Die 
Gegenüberstellung von Soll- und Ist-Zustand verlangt ein entsprechendes Monitoring (vgl. 
oben 3.3.1.1). Nur wenn entsprechende Daten erhoben und ausgewertet werden, lassen 
sich Aussagen zur Erreichung der gesetzten Ziele treffen, bspw. wie viele neue Flächen in 
Anspruch genommen wurden oder wie gut die neu erschlossenen Flächen genutzt werden 
(vgl. unten Kapitel 7). Hieraus werden im Weiteren Schlussfolgerungen für künftige 
Planungen und Maßnahmen gezogen. 
Organisatorisch gesehen kann die Umsetzungskontrolle intern wie extern erfolgen. Intern 
sind die das RFM durchführenden Institutionen zuständig, wobei in Anbetracht der jeweiligen 
Reichweite und Interaktionen der Handlungsfelder sinnvollerweise ein zentrales bzw. 
gemeinsames Gremium gebildet werden sollte. Diesem können dann bestimmte 
Eingriffsbefugnisse, etwa ein Beanstandungs- und Vorschlagsrecht übertragen werden. 
Sofern das RFM nicht nur öffentlich-rechtliche Planungsaufgaben beinhaltet, ist eine 
entsprechende externe Kontrolle durch die übergeordnete Verwaltung oder, abgesehen von 
vertraglichen Regelungen, die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, nicht gegeben, 
es sei denn, dies ist vereinbart, etwa mit dem Regierungspräsidium als Überwachungs- und 
Clearingstelle.79 In diesem Fall kann die interne Kontrolle durch unabhängige Experten 
unterstützt werden, die entweder gutachterlich tätig werden oder eine Begleitforschung 
durchführen und somit in allen Phasen des Planungs- und Entwicklungsprozesses 
einschlägige Informationen liefern (vgl. Fürst/Löb 1999). Die Einbeziehung von Experten, 
etwa in Form eines Beirats, ist darüber hinaus unabdingbar, wenn das Controlling die 
komplexe Gewichtung einzelner Indikatoren oder darüber hinausgehende qualitative 
Einschätzungen umfasst. 
Die mit einem RFM verbundene Umsetzungskontrolle verlangt also mehr als eine einmalige 
Beurteilung eines bestimmten Stands der Planung: „Kontrolle einer prozesshaften, 
kooperativen, politischen Planung muss eng mit dem Planungsprozess verbunden sein. [...] 
Dies kann nur durch eine Verdichtung von Kommunikation zwischen Planungs- und 
Kontrollinstanzen und durch Stärkung der prozessbegleitenden Kontrollen erreicht werden“ 
(Benz 1998, S. 269ff). Daher sollten gerade neben konzeptionellen und operationellen 
Aspekten auch Fragen der wirksamen Aufbau- und Ablauforganisation des RFM behandelt 
werden. Dies betrifft nicht zuletzt die Beteiligungsverfahren, die Moderation von Konflikten 
sowie die Mobilisierung weiterer Akteure für die Verwirklichung von Zielen und Projekten des 
RFM. 
Da die Planungs- und Umsetzungskontrolle politisch brisante Themen berührt, spielt die 
Transparenz in der Öffentlichkeit sowie die Berücksichtigung durch die Fachverwaltungen 
bzw. Fördermittelgeber eine große Rolle. Nur bei einer entsprechenden Außenwahrnehmung 
dürften die Akteure bestrebt sein, ein vollständiges und plausibles Controlling durchzuführen 
und daraus die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Doch auch die Außenwirkung für 
andere Regionen ist dabei nicht zu vernachlässigen: So trägt die Evaluation einzelner 
Beispiele dazu bei, Erkenntnisse über Möglichkeiten und Grenzen eines RFM zu gewinnen 
und so die Übertragbarkeit auf andere Regionen zu erleichtern. Insofern ist die Planungs- 
                                                
79 Dies ist gesetzlich in Hessen bestimmt, wo die Regionalplanung bei den Regierungspräsidien als obere 
Landesplanungsbehörden angesiedelt ist. So wird hier über die im Zuge des Monitorings festgestellte Auslastung 
von „Bereichen für Industrie und Gewerbe“ über die Genehmigung von weiteren Bauleitplänen entschieden (Wolf 
2005, S. 220). 
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bzw. Umsetzungskontrolle keine bürokratische Belastung, sondern eine Notwendigkeit zur 
Sicherung einer bestimmten Qualität des Instruments RFM insgesamt. 
3.4 Fazit  
Angesichts der zunehmenden Verknappung von ökologischen Ressourcen und der relativen 
Verschiebung finanzieller Mittel von der öffentlichen Hand auf (einige wenige) private 
Kapitalträger ist die Kluft zwischen räumlicher Planung und tatsächlicher Entwicklung größer 
geworden. Durch ein RFM soll diese Kluft wieder verringert werden, wobei analog zu den 
Zielbereichen einer nachhaltigen Entwicklung ökonomische und soziale Ansprüche mit der 
ökologischen Tragfähigkeit des Raums in Einklang gebracht werden sollen. Motivation für 
den integrativen Ansatz ist, dass ein von Raumordnung, Kommunen, Unternehmen etc. 
betriebenes Flächenmanagement jeweils für sich allein nur zu einer suboptimalen Siedlungs-
struktur und Ressourcennutzung führt (Kötter 2001, S. 163). Zudem wird es in Anbetracht 
der zunehmenden interregionalen und –kommunalen Konkurrenz immer wichtiger, 
kommunale Ziele untereinander und mit den regionalen bzw. fachlichen Belangen 
abzustimmen und gemeinsame Wege der Regionalentwicklung zu beschreiten. Insofern 
handelt es sich beim RFM um eine Optimierungsaufgabe z.T. gegenläufiger, aber auch sich 
ergänzender Raumnutzungsansprüche. Oberstes Ziel des RFM ist es, die ‚richtige Nutzung‘ 
oder das ‚richtige Projekt‘ dem ‚richtigen Standort‘ zuzuordnen. Dies bezieht sich sowohl auf 
wachsende als auch stagnierende bzw. schrumpfende Regionen: Während es in solchen mit 
einer großen Entwicklungsdynamik darauf ankommt, Ansiedlungen flächensparend auf 
raumordnerisch und städtebaulich verträgliche Standorte zu lenken und so weitere für 
zukünftige Vorhaben zu sichern, geht es schrumpfenden bzw. altindustrialisierten Regionen 
darum, Nutzungen auf bestehende und gleichermaßen geeignete Standorte zu verteilen 
bzw. zu konzentrieren im Rahmen eines Bestandsmanagements. Dabei spielt stets die 
Nach- und Umnutzung bzw. Revitalisierung von funktionslosen bzw. mindergenutzten 
Flächen eine große Rolle, wie sie neben der Deindustrialisierung durch den Rückzug von 
Bahn, Post und Militär entstanden sind. 
Auch wenn das RFM kein einheitliches Instrument ist, sondern vielmehr ein komplexes und 
situationsspezifisch anzuwendendes Bündel von Aufgaben, Instrumenten und Maßnahmen, 
sollen hier die zentralen Merkmale bzw. Elemente zusammenfassend dargestellt werden. 
Diese können je nach den regionalen Rahmenbedingungen und sachlichen Erfordernissen 
zum Einsatz kommen (vgl. Abbildung 3-4):  
• Ziel: Ein RFM stellt eine umfassende, jedoch einzelfalladäquat anzuwendende Strategie 
der abgestimmten Standort- und Flächenentwicklung auf regionaler Ebene unter 
Beteiligung der für die jeweiligen Nutzungen relevanten Akteure dar. Das Oberziel dabei 
ist die Realisierung der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung 
(„Kombination von hoheitlichen und konsensualen Instrumenten zur Realisierung einer 
ressourcenschonenden und bedarfsgerechten Bodennutzung“, so Löhr/Wiechmann 
2005, S. 37ff.; vgl. oben 3.1). 
• Aufgaben bzw. Inhalte: Ein RFM beinhaltet planerische, juristische, ökonomische und 
ingenieurswissenschaftliche Aufgaben, Instrumente und Methoden der vorbereitenden 
Konzeptbildung, verbindlichen Planung und Umsetzung flächenbezogener Vorhaben. 
Gemäß des Leitbildes der Nachhaltigkeit liegt der Schwerpunkt auf der integrativen 
Nutzung von Flächenpotenzialen, was neben der Innenentwicklung insbesondere 
Aktivitäten zur Wieder- bzw. Umnutzung bestehender Standorte einschließt. Gegenstand 
können die Nutzungen Wohnen, Gewerbe und Einzelhandel, aber auch die Freiraum-
funktionen sein, wobei der Aspekt der Integration auch die verkehrliche Einbindung und 
Erreichbarkeit einschließt. 
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• 
• 
Vorgehensweise und Organisation: Im Hinblick auf die mit der Umsetzung verbundene 
Komplexität ist das Zusammenwirken vielfältiger Akteure auf den verschiedenen Ebenen 
(Raumordnung und Strukturpolitik, Kommunen sowie – je nach Anwendungsfall - 
Unternehmen, Haushalte, Wirtschafts- bzw. Interessenverbände) erforderlich. Diese 
können sich je nach Aufgabenschwerpunkt in Form von öffentlich-rechtlichen Planungs- 
oder Zweckverbänden, in informellen Arbeitsgemeinschaften bzw. –kreisen sowie in 
privatrechtlichen Entwicklungsgesellschaften oder Vereinen etc. organisieren. Das 
Management besteht darin, die Kooperation und damit Bündelung von Ressourcen sowie 
Kompetenzen zwischen den genannten Akteuren als Netzwerk zu realisieren und 
dadurch Verfahren sowie Prozesse zu straffen (sog. „Kooperationsmanagement“, Einig 
2003, S. 118f.). Im Ergebnis sollen dabei Vorhaben miteinander koordiniert bzw. 
gemeinsame Projekte angestoßen und vorangetrieben werden, um eine gegenseitige 
funktionalen Ergänzung und geordnete Raumentwicklung zu fördern.  
Finanzierung: Kooperative Projekte und Maßnahmen sind kostenintensiv, wenn auch 
billiger als einzelne Vorhaben. Daher sollten finanzielle Vorteile und Lasten gerecht unter 
den beteiligten Akteuren aufgeteilt bzw. ausgeglichen werden, um einen materiellen 
Anreiz zu einem gemeinsamen Vorgehen zu schaffen. Dies betrifft v.a. auch die Einbe-
ziehung privaten Kapitals (etwa über Grundstücksgesellschaften) und von Fördermitteln. 
Bei aller Verschiedenheit der Ansätze kommt es entscheidend auf das Ergebnis der 
jeweiligen Strategie an: So ist etwa nicht unbedingt eine durchgängige einheitliche 
Steuerung der einzelnen Aufgaben erforderlich, gleichwohl eine zentrale Koordinierung des 
Akteursnetzwerks meist sinnvoll und hilfreich, etwa über eine ‚RFM-Agentur‘ o.ä. Das 
Ergebnis bemisst sich jedenfalls danach, ob mit einem RFM die Umsetzung raum-
planerischer und projektbezogener Zielsetzungen erleichtert wird. 
Nach diesem Verständnis reichen einzelne Informations- oder Marketingmaßnahmen nicht 
aus, auch wenn diese sinnvolle und notwendige Bausteine im Aufgabensystem eines RFM 
darstellen. Vielmehr geht es um eine tatsächliche Verbesserung der jeweiligen räumlichen, 
funktionalen und auch kooperativen Strukturen einer Region bzw. eines regionalen 
Teilraums. Eine solche Verbesserung besteht v.a. in der Verringerung der Inanspruchnahme 
neuer Flächen im Außenbereich durch eine verstärkte Nutzung der Innenbereichspotenziale 
sowie in einer kooperativen und ressourcensparenden Entwicklung von Standorten. Um 
veränderten Standortpräferenzen Rechnung zu tragen, kann ein Flächenmanagement ferner 
darin bestehen, neue, raumordnerisch unproblematische Flächen zu erschließen und dafür 
nicht mehr funktionsgemäße Altflächen zu renaturieren, freilich unter der Maßgabe einer 
nachhaltigen Flächenbilanz, was die Nutzungseffizienz betrifft. Ziel ist also insgesamt die 
Aufwertung des städtebaulichen, infrastrukturellen und landschaftsräumlichen Zustandes, 
der sich über Qualitätsziele und –standards definieren lässt (Weith/Zimmermann 1998). 
Folglich geht es im Zuge eines RFM sowohl um positive externe als auch um interne 
Wirkungen.  
Um dies zu erreichen, bedarf es neben formellen Planungsinstrumenten informeller und 
konsensorientierter Vorgehensweisen, die etwa die Formulierung von gemeinsamen 
Entwicklungszielen, die Klärung von Eigentumsverhältnissen und der Nutzungsbereitschaft 
sowie von Finanzierungsfragen vorbereiten bzw. bewerkstelligen. Informelle Konzepte 
dienen dabei zur Regelung von Details und somit zur flexiblen Anpassung an veränderte 
Rahmenbedingungen. Daher sind sie ein zentrales Element der Gesamtstrategie. In diesem 
Zusammenhang ergibt sich der Prozessnutzen aus der Vernetzung von Kommunen und 
anderen Akteuren über einzelne Vorhaben bzw. Aufgaben, etwa bezüglich der Infrastruktur.  
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Somit bestehen unmittelbare inhaltlich-konzeptionelle und organisatorisch-institutionelle 
Anknüpfungspunkte zu den o.g. REK und Städtenetzen, wie sie im Untersuchungsbeispiel 
angewandt werden. Dies bezieht sich nicht zuletzt auf die gesamträumliche konzeptionelle 
Einbindung von Vorhaben und Maßnahmen, um mit dieser Koordination einen größt-
möglichen Nutzen für die Regionalentwicklung zu bewirken. 
Der Begriff des RFM weckt im Hinblick auf die damit verbundene Handlungsorientierung und 
Effizienz viele Erwartungen. Ein gegenseitiger Austausch über bereits praktizierte Beispiele 
und deren Erfolg, freilich unter Beachtung der jeweiligen Voraussetzungen und 
Zielsetzungen im konkreten regionalen Kontext ist hilfreich, um praktikable Strategien 
aufzuzeigen. Darüber hinaus bleibt die Frage, ob insbesondere nicht auch durch struktur-, 
ordnungs- und bodenpolitische Rahmenbedingungen verstärkt Anreize geschaffen werden 
können und müssen, um die hinsichtlich einer nachhaltigen Raumentwicklung notwendigen 
Strategien nicht nur normativ, sondern auch ökonomisch zielgerichteter zu unterstützen. 
Diese Überlegungen betreffen zunächst eine entsprechende Förderpolitik, die für solche 
langfristig angelegten Vorhaben bevorzugt Mittel bereitstellt. Weiterhin gibt es bereits 
konkrete Überlegungen, den kommunalen Finanzausgleich zu modifizieren, um zu einem 
gerechten Ausgleich aller gemeindlichen Funktionen zu kommen und somit das Prinzip der 
‚richtigen Nutzung am richtigen Standort‘ auch auf diesem Weg zu untersetzen, was nicht 
zuletzt die Konkurrenz erheblich eindämmen dürfte (vgl. Bergmann 1999). Dabei sollte ein 
besonderer Kooperationsbonus für die betreffenden Kommunen geschaffen werden, der bei 
entsprechenden staatlichen Zweckzuweisungen für Aufwendungen im Zusammenhang mit 
der Flächenbereitstellung (z. B. Sanierung von Altstandorten) und/oder bei einer Senkung 
der staatlichen Anteile der Grund- und Gewerbesteuer80 in der kapitalintensiven Startphase 
ansetzen kann. Auch sind bedarfsgerechte und flexible Modelle zur interkommunalen 
Umverteilung von Steuereinnahmen durch Gewerbegebiete denkbar, um einen Ausgleich 
von Lasten und Nutzen zu schaffen. Schließlich gilt es auch nutzerseitig ein 
standortgeeignetes Siedlungsverhalten zu honorieren, etwa über eine standortspezifische 
Flächennutzungssteuer (Apel 1999).  
Insgesamt ist also eine flächensparsame und raumökonomische Siedlungsentwicklung nur 
über einen ‚Policymix’ aus Ordnungs- und Planungsrecht sowie aus marktorientierten 
finanzpolitischen Instrumenten erreichbar (so Gatzweiler 1998). So gesehen gibt es auf 
regionaler und staatlicher Ebene Handlungsbedarfe, wobei die mit einem funktionierenden 
RFM verbundenen Vorteile vertieft untersucht werden sollten, um von einem eher situativen 
Instrumentenbündel zu einer raumübergreifenden Entwicklungsstrategie zu kommen. 
                                                
80 Dabei werden die kommunalen Steuereinnahmen durch die Abschläge für die Schlüsselzuweisungen der 
Grundsteuer bzw. die Gewerbesteuerumlage zugunsten von Bund und Ländern erheblich vermindert, vgl. 
(Holtel/Wuschansky/Hangebruch 2002, S. 55ff.). 
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4 DER UNTERSUCHUNGSRAUM DES STÄDTEDREIECKS AM 
SAALEBOGEN UND DER LANDKREIS  
Bevor das RFM anhand des konkreten Beispiels des Städtedreiecks am Saalebogen 
beleuchtet wird, wird im Folgenden erst einmal der Untersuchungsraum näher dargestellt. 
Dazu wird der Raum zunächst siedlungs- bzw. verkehrsgeographisch und landschafts-
räumlich verortet, bevor seine historische Entwicklung aufgezeigt wird, welche die 
funktionale Genese und Kontinuität verdeutlichen soll. Dem mit der Wende beginnenden 
Strukturwandel ist ein eigenes Teilkapitel gewidmet, um die neuen Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen hervorzuheben. Daran anknüpfend werden die raumordnungspolitischen 
Grundlagen kurz skizziert. 
4.1 Verkehrslage und landeskundlicher Überblick 
Der Untersuchungsraum umfasst die zum Städtedreieck gehörigen Kommunen Rudolstadt, 
Saalfeld und Bad Blankenburg, wobei Aktivitäten des Flächenmanagements sich auch auf 
Unterwellenborn erstrecken. Sie befinden sich im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt, der den 
südöstlichen Teil der Region Ostthüringen bildet. Kreissitz ist Saalfeld. In den genannten vier 
Kommunen lebten Ende 2003 insgesamt rund 65.000 Einwohner, das entspricht rund 51% 
der Kreisbevölkerung (128.000). Abbildung 4-1 zeigt die Verteilung der Größenordnung der 
Kommunen des Landkreises und verdeutlicht die Monozentralität des Städtedreiecks. Die 
Bedeutung des Städtedreiecks am Saalebogen ergibt sich nicht zuletzt aus dessen 
funktionaler Einstufung als gemeinsames Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen 
(LEP 2004). Damit bildet das Städtedreieck neben Gera und Jena den drittgrößten 
Verdichtungsraum in der Region Ostthüringen. 
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Landschaftsräumlich gehört der Saalebogen zur Triaslandschaft am Südostrand des 
Thüringer Beckens (Lange 1998). Während der Raum im Norden von der Schichtstufe des 
Muschelkalks (Saale-Ilm-Platte) eingerahmt wird, nimmt das Buntsandsteinbergland (Saale-
Elster-Sandsteinplatte) den zentralen, von der Saale durchflossenen Bereich ein. Das Tal 
der Saale ist bis zu 1,5 km breit und bildet den hauptsächlichen Siedlungsraum; dement-
sprechend befinden sich hier neben den Wohn- und Gewerbegebieten auch die wichtigsten 
Verkehrswege. 





























Quelle: LEG 2002, S. 37 
Kapitel 4: Der Untersuchungsraum des Städtedreiecks und der Landkreis 85 
Angesichts der mittelgebirgigen Topografie sind die Täler gleichzeitig die Leitlinien des 
Verkehrs (Abbildung 4-2). Dabei stellen die wichtigsten Verkehrsachsen schematisch 
gesehen ein Kreuz dar: Das Saaletal nimmt die wichtige Nord-Süd-Achse auf, die von 
Halle/Saale bzw. Leipzig über Naumburg, Rudolstadt und Saalfeld nach Lichtenfels, 
Bamberg und Nürnberg führt. Diese Achse besteht zum einen aus der ICE-Linie Berlin-
München nebst den regionalen Schienenverkehren und den Bundesstraßen 88 im nördlichen 
(von Jena) sowie 85 im südlichen (nach Kronach/Bayern) Abschnitt, wobei im Norden zudem 
die B 85 die direkte Verbindung nach Weimar und damit in das Thüringer Becken herstellt. 
Die west-östlich verlaufende Achse führt von Arnstadt (Eisenbahn) bzw. Ilmenau (B 88) 
entlang des Rottenbachs bzw. der Schwarza über Bad Blankenburg sowie Saalfeld und 
Unterwellenborn durch die Orlasenke nach Gera (Eisenbahn) bzw. als B 281 nach Triptis, wo 
in einer Entfernung von etwa 40 km die A 9 Berlin-München erreicht wird. Im Folgenden 
sollen die vier für die Untersuchung zentralen Kommunen (Gemeinden des Städtedreiecks 
mit Unterwellenborn) kurz in ihrer funktionalen Genese portraitiert werden. 
4.2 Stadtentwicklung im Städtedreieck und Unterwellenborn 
Das hier zu behandelnde Gebiet stellt einen alten, aufgrund der Becken- und Tallage 
begünstigten Siedlungs- und Verkehrsraum dar. Rudolstadt (Grundmann 1998, S. 157ff.) 
und Saalfeld (Grundmann 2001, S. 66ff.) stellen mittelalterliche Gründungen aus dem 8. 
bzw. 9. Jahrhundert dar, welche aus Schenkungen Karls des Großen sowie der polnischen 
Königin Richeza an die Klöster Bad Hersfeld und Fulda bzw. das Erzbistum Köln 
hervorgingen. Saalfeld entwickelte sich mit der Gründung eines Benediktinerklosters zum 
geistlichen Zentrum der Region, wobei in dessen Nähe unter Kaiser Friedrich I. (Barbarossa) 
zwei Marktsiedlungen entstanden, welche von der günstigen Verkehrslage an der 
Handelsstraße von Leipzig nach Nürnberg profitierten. Ansonsten bildete der Ackerbau die 
Lebensgrundlage der Bevölkerung in Saalfeld, Rudolstadt und Bad Blankenburg, welchen 
1208, 1326 bzw. 1323 das Stadtrecht verliehen worden war. Rudolstadt wurde unter den 
Grafen von Rudolstadt-Schwarzburg 1340 zur Residenzstadt für das gesamte Gebiet, was 
sich noch heute an der monumentalen Heidecksburg manifestiert. Bereits in dieser Zeit 
wurde in Saalfeld die bürgerliche Selbstverwaltung mit einer eigenen Ratsverfassung 
eingeführt. 1389 erwarben die Wettiner Saalfeld und seine Besitzungen im Umland, womit 
sie bis 1918 sächsisch blieben, wenn sie auch unterschiedlichen Herzogtümern angehörten 
(Markgrafen von Meißen, Sachsen-Saalfeld und Sachsen-Coburg-Saalfeld mit Residenz in 
Coburg). In Blankenburg existierte schon ab 1285 eine eigene Linie des Hauses 
Schwarzburg. 
Während in Rudolstadt, Blankenburg und Unterwellenborn die Landwirtschaft und Fischerei 
dominierten, betrieben Saalfelder Bürger ab dem 16. Jahrhundert Fernhandel und waren 
maßgeblich am Bergbau beteiligt. Dieser förderte vor allem Edelmetalle (Kupfer, Silber, 
Kobalt), die im so genannten Blaufarbenwerk verhüttet wurden, dem Vorläufer der späteren, 
1822 bzw. 31 eröffneten Farbenwerke. In Rudolstadt erfolgte im ausgehenden 18. Jahrhun-
dert die gewerbliche Entwicklung über die Gründung der ersten Porzellanmanufaktur im 
heutigen Ortsteil Volkstedt. Aufbauend auf der handwerklichen Tradition begann eine 
umfangreiche gewerbliche Entwicklung: In Saalfeld eröffneten bis 1870 insgesamt sechs 
Nähmaschinenfabriken, in Rudolstadt expandierte die Porzellanherstellung erheblich. Einen 
weiteren industriellen Aufschwung nahm die Region mit dem Bau der Saalebahn Gera – 
Saalfeld - Eichicht sowie der Aufnahme der Stahlproduktion in der Maxhütte Unterwellenborn 
1873/74, welche sich wiederum auf dem Erzabbau im benachbarten Kamsdorfer Revier 
gründet (Gemeinde Unterwellenborn o.J., S. 22ff.). In der Folge entstand v.a. in Saalfeld eine 
umfangreiche Maschinenbauindustrie, u.a. für die Herstellung von Werkzeugmaschinen, 
welche der feinkeramischen Produktion in Volkstedt zugute kamen, daneben wurden Bohr- 
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und Waschmaschinen gefertigt. Doch auch Druckereien und grafische Betriebe etablierten 
sich in Saalfeld und versorgten die benachbarte Porzellanindustrie mit Schiebebildern. In 
Rudolstadt wurde in dieser Zeit die Produktion von Lebensmitteln, Musikapparaten und 
Spielzeugen aufgenommen, der Charakter der Residenz– und Bürgerstadt blieb davon 
allerdings unberührt. Weitere wichtige Industriezweige waren die optischen Anstalten der 
Firma Carl Zeiss Jena sowie ein Papierkartonagenwerk in Saalfeld. In Rudolstadt wurde in 
der Zwischenkriegszeit noch die Fertigung von Röntgenröhren (1919) aufgenommen und die 
Thüringer Zellwolle AG im späteren Ortsteil Schwarza eröffnet (1936). Mit der Industri-
alisierung ging ein starker Bevölkerungszuwachs einher, der zu einem erheblichen Ausbau 
der Siedlungen und technischen (Kanalisation) wie sozialen Infrastruktur (Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen) führte: So wuchs allein im Zeitraum zwischen 1862 und 1864 die 
Einwohnerschaft Saalfelds von 5.067 auf beachtliche 14.347! 
Anders verlief hingegen die Entwicklung in Bad Blankenburg. Nachdem hier bis in die 
Neuzeit hinein Wein an- und Silber abgebaut worden waren, wurde 1840 der Kur- und 
Badebetrieb mit der Errichtung einer Kaltwasserheilanstalt aufgenommen. In der Folge 
entstanden Sanatorien und ein Villenviertel. Darüber hinaus wurde auf Initiative des 
„Verbands der Turnerschaft auf deutschen Hochschulen“ 1931 eine große Sportanlage 
errichtet, die heute als Landessportschule fungiert, außerdem wurde in dieser Zeit auch die 
Stadthalle gebaut. 1995 wurde dann eine Thermal- und Mineralquelle erschlossen, welche 
die Kurfunktion von Bad Blankenburg untermauert. Daneben erfolgte Anfang des 20. 
Jahrhunderts östlich der Stadt die Ansiedlung einer Fabrik für Transportbänder und 
technische Schläuche, so dass in Bad Blankenburg die das Städtedreieck kennzeichnenden 
Funktionen Kultur, Erholung und industriell-gewerbliche Wirtschaft zu finden sind. 
Nach 1945 wurden die beschädigten Industriebetriebe wieder aufgebaut und die 
Besitzverhältnisse neu geordnet. So wurde etwa das o.g. Zellstoffwerk 1948 in ein 
Chemiefaserkombinat mit 6.000 Beschäftigten umgewandelt und somit zu einem 
strukturprägenden Betrieb in der Region. Ebenso erfolgte die Gründung des VEB WEMA 
(Werkzeugmaschinen), VEB Verpackungsmittelwerk sowie des VEB Bekleidungswerk 
„Herdas“ in Saalfeld, in denen 1985 auch nach Schließung der Näh- und Waschmaschinen-
produktion noch immerhin mehr als 8.000 Menschen beschäftigt waren. Auch im VEB 
Maxhütte Unterwellenborn arbeiteten rund 6.000 Menschen; als metallurgisches Zentrum 
wurden im Laufe der Jahre zahlreiche technische Verbesserungen und Innovationen 
verwirklicht, so ging etwa 1985 die Kombinierte Formstahlstraße in Betrieb, welche 
wesentlich den Fortbestand des Stahlstandortes nach 1990 sicherte. Als neuer Standort 
wurde Rudolstadt-Ost geschaffen, wo vor allem Betriebe der Bauwirtschaft (u.a. ein großes 
Betonwerk) angesiedelt wurden. Die industrielle Konzentration verlangte nicht zuletzt auch 
die Errichtung von Großwohngebieten, welche zum einen auf zerstörten Altstandorten 
(Rudolstadt-Volkstedt) und zum anderen auf neuen Standorten (Saalfeld-Gorndorf, für 
10.000 Menschen!) realisiert wurden. Schließlich nahm die Bevölkerung Rudolstadts und 
Saalfelds zwischen 1950 und 1989 um rund 9.000 Menschen zu, während die übrigen 
Gebiete der Altkreise Rudolstadt und Saalfeld 13.000 verloren (Usbeck 1995, S. 15). Parallel 
dazu wurde das soziale und kulturelle Angebot in den industriellen Zentren (Theater, 
Orchester, Museen, Kulturpalast Unterwellenborn) erweitert. Allerdings wurde die historische 
Bausubstanz in den Altstädten vernachlässigt.  
Nach 1990 kam es zur industriellen Restrukturierung, wobei die wichtigsten Kerne erhalten 
blieben und zahlreiche Arbeitskräfte entbehrlich wurden (s.u.). Ehemalige Kombinate bzw. 
Betriebe wurden aufgespaltet und privatisiert; so wurde etwa das Chemiefaserkombinat in 
die „Thüringer Faser“ überführt, 1994 wiederum von der LEG Thüringen übernommen, 
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saniert und vermarktet, größtenteils an die „Allied Signal“-Chemiewerke aus den USA.81 
Ergänzt wurde die Produktion an diesem Standort durch das Institut für Textil- und 
Kunststoffforschung, das sich mit der Herstellung, Veredlung und Prüfung von Fasern, 
Textilien sowie der Umwelt- bzw. Verfahrenstechnik beschäftigt. In Schwarza befindet sich 
auch die Ostthüringer Materialprüfungsanstalt für Textil- und Kunststoffe sowie das 
Technologie- und Innovationszentrum des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt. Die zweite 
große Revitalisierung eines Standortes fand in Unterwellenborn statt, wo ebenfalls die LEG 
die Flächen aufbereitet und neu erschlossen hatte, so dass hier eine moderne Stahl-
produktion unter Verwendung von Schrott aufgebaut werden konnte, welche vom 
Luxemburger Arbed-Konzern betrieben wird. Als weitere strukturprägende Industriezweige 
blieben die elektronische, feinmechanische und pharmazeutische Industrie, der Werkzeug-
maschinenbau sowie die Lebensmittelherstellung erhalten. Abgesehen von der gewerblichen 
Wirtschaft spielt auch der Tourismus eine bedeutende Rolle – im Jahr 2003 wurden im 
Landkreis, wenn auch seit 2000 mit abnehmender Tendenz, 542.000 Übernachtungen82 
gezählt -, zumal das Städtedreieck über die historischen Zentren mit ihren Bauwerken und 
Museen hinaus entsprechende Anziehungspunkte wie etwa die Feengrotte in Saalfeld, die 
Burgruine Greifenstein, das Freizeitbad Saalemaxx und das landschaftlich reizvolle Umland 
des Thüringer Schiefergebirges mit den Saalestauseen zu bieten hat. Wie bereits erwähnt, 
vollzog sich die industriell-gewerbliche Entwicklung auf Altstandorten (v.a. Rudolstadt-
Schwarza, -Ost, Unterwellenborn) sowie auf militärischen Konversionsflächen (Rudolstadt-
Schaala, -Volkstedt sowie Saalfeld-Beulwitz). An letzteren Standorten war auch die 
Wohngebietsentwicklung eine Folgenutzung. Mittlerweile konzentrieren sich jedoch 
entsprechende Aktivitäten auf die Sanierung, Wohnumfeldverbesserung und den Rückbau 
der Großwohnsiedlungen neben der Wiederherstellung historischer Bausubstanz in den 
Innenstädten (Kollatzsch 2002). 
4.3 Der Strukturwandel  
Der Strukturwandel umfasst im Wesentlichen drei Komponenten: Die wirtschaftliche 
Entwicklung als Folge des Übergangs von der Plan- zur Marktwirtschaft, die dadurch mit 
verursachten demographischen Prozesse sowie die siedlungsstrukturellen Veränderungen.83
Ein zentrales Merkmal für den Wandel der Wirtschaftsstruktur ist der Bedeutungsverlust der 
Industrie, der sich am deutlichsten an den Beschäftigtenzahlen messen lässt: Gab es 1990 
in den damals noch getrennten Altkreisen Saalfeld und Rudolstadt zusammen 29.000 
industrielle Arbeitsplätze, so sank deren Zahl bis 1993 auf 8.000 und somit um 72 Prozent! 
Besonders stark betroffen waren die Stahlproduktion (-90%), der Maschinenbau (-83%) 
sowie die chemische Industrie (-82%), welche hauptsächlich in Unterwellenborn, Saalfeld 
bzw. Rudolstadt vertreten sind (Usbeck 1995, S. 15f.). Durch Restrukturierungs- und 
Revitalisierungsmaßnahmen stieg diese Zahl ab 1994 wieder an und erreichte 2001 im 
produzierenden Gewerbe insgesamt 9.895, um bis 2003 wiederum um 7% auf 9.600 
zurückzugehen. Dennoch liegt der Anteil dieses Sektors im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
weiterhin mit 40% deutlich über dem Landesdurchschnitt von 34%, wobei 2002 61% der im 
produzierenden Gewerbe und Bergbau Beschäftigten im Landkreis auf das Städtedreieck 
einschließlich Unterwellenborn84 entfielen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass einige 
                                                
81 Seit 2003 gehört dieser Betrieb zur BASF. 
82 Davon entfielen allein 239.000 oder 44% auf das Städtedreieck. 
83 Sofern nichts anderes angegeben ist, beziehen sich die Daten auf Informationen des Thüringer Statistischen 
Landesamts und wurden über www.tsl.thueringen.de/ (regionale Daten) bezogen. 
84 Die vier Kommunen werden unten in Kapitel 7 als „RFM-Bereich“ zusammengefasst. 
88 Kapitel 4: Der Untersuchungsraum des Städtedreiecks und der Landkreis 
industrielle Arbeitsplätze durch Ausgliederungen bzw. Neugründungen nun dem tertiären 
Sektor zuzurechnen sind wie Betriebe der Wartung und Datenverwaltung. 
Die Umsätze im verarbeitenden Gewerbe haben sich insgesamt positiv entwickelt: Bezogen 
auf Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten stiegen sie von 584.851 T€ im Jahr 1993 mit 
zwei kleineren Einbrüchen 1999 und 2002 auf 1.246.038 T€ im Jahr 2003 an, was einer 
Steigerung von 213% entspricht! Analog zur Bedeutung der Industrie im Landkreis Saalfeld-
Rudolstadt hat sich die Produktivität, also der Umsatz pro Beschäftigtem, in 
Industriebetrieben mit mehr als 20 Beschäftigten zwischen 1995 und 2003 von 92.000 € auf 
142.000 € erhöht bei einem Jahresdurchschnitt von 120.000 €, wobei etwa im Jahr 2002 die 
Produktivität der Industrie des Städtedreiecks plus Unterwellenborn mit 167.000€ 27% über 
dem Wert des Landkreises insgesamt lag, was neben den Beschäftigtenzahlen die 
Bedeutung des industriellen Kernes aufzeigt. Der durchschnittliche Vergleichswert für 
Thüringen beträgt 130.000, allerdings hat sich der Abstand zwischen Land und Kreis von 
11% auf 4% verringert. Dem entspricht auch das Verhältnis der Bruttoanlageinvestition85 in 
diesem Sektor, der sich, bezogen auf die Zahl der Beschäftigten, im Durchschnitt der Jahre 
1995 bis 2003 auf 8.211 € im Landkreis und 9.616 € im Land belief, auch wenn für das Jahr 
1995, in dem das Stahlwerk Unterwellenborn sowie die Chemieproduktion in Schwarza 
ausgebaut bzw. revitalisiert wurden, der Wert des Landkreises mit 13.000 € denjenigen des 
Landes um 34% übertraf. Bezogen auf alle Wirtschaftsbereiche entwickelten sich die 
Bruttolöhne und –gehälter im Landkreis zwischen 1996 und 2002 positiv, und zwar von 
durchschnittlich 18.384 € auf 20.856 € (+13,4%), was mit den Werten für das Land (18.744, 
20.979; +11,9%) vergleichbar ist. 
Von der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung abgekoppelt sind die Arbeitslosen, deren Quote 
sich im Kreis zwischen 1996 und 2003 mit vereinzelten positiven Veränderungen insgesamt 
doch von 17,7% auf 18,6% erhöht hat und damit durchweg über den Werten für das Land 
(16,7 bzw. 18,1%) lag. 
Dass die Arbeitsplätze im Landkreis nicht ausreichen, bringt auch die Pendlerstatistik zum 
Ausdruck. Danach stieg der durchweg negative Pendlersaldo zwischen 1996 und 2003 
kontinuierlich von 6381 auf 7870, was eine Zunahme von 23% bedeutet. Ziele der 
Auspendler sind vor allem die Oberzentren Erfurt, Gera und Jena.86 Dies wird vor allen 
Dingen verständlich, wenn man die Arbeitsplatzentwicklung des Landkreises insgesamt 
betrachtet, die einen Verlust von rund 8.500 aufweist. Die Pendlerbilanz des Städtedreiecks 
hingegen unterstreicht dessen Arbeitsplatzzentralität: Betrachtet man den Landkreis als 
mittelzentralen Einzugsbereich, so betrug 2003 der positive Pendlersaldo mit den übrigen 
Kommunen des Kreises rund 4100.87 Wichtige Wohngemeinden der im Städtedreieck 
Beschäftigten sind Saalfelder Höhe, Remda-Teichel und Königsee mit einer jeweiligen 
Pendlerzahl von 754, 539 und 414. Lediglich mit Unterwellenborn ist der Pendlersaldo des 
Städtedreiecks negativ und beträgt –540. Analysiert man die Verflechtungen mit den 
Umlandkreisen ohne die Oberzentren88, so ergibt sich, dass im selben Jahr immerhin ca. 560 
                                                
85 Diese sind definiert als die „im Geschäftsjahr aktivierten Bruttozugänge an Sachanlagen (Ersatz- und 
Neuinvestitionen) einschließlich aktivierbarer Großreparaturen und aktivierter geringwertiger Wirtschaftsgüter 
sowie der Wert der im Geschäftsjahr neu gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen. Einbezogen ist auch 
der auf dem Anlagenkonto aktivierte Wert (Herstellungskosten) selbst erstellter und noch im Bau befindlicher 
Anlagen.“ (Thüringer Statistisches Landesamt, www.tsl.thueringen.de/datenbank/definitionen.asp am 
27.04.2005). 
86 So pendelten allein aus dem Städtedreieck 2003 rund 1360 Beschäftigte in die drei Oberzentren. 
87 In das Städtedreieck pendelten 2003 rund 6.700 Beschäftigte ein und 2.600 aus. 
88 Die Umlandkreise des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, welche an diesen angrenzen, sind der Saale-Holzland-
Kreis, der Saale-Orla-Kreis, der Ilmkreis, der Landkreis Weimar-Land sowie die Kreise Kronach und Sonneberg. 
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Menschen aus diesen Kreisen mehr ein- als dorthin ausgependelt sind, was die zentral-
örtliche Bedeutung des Städtedreiecks unterstreicht. 
Die rückläufigen Beschäftigtenzahlen schlagen sich auch in den Komponenten der 
Bevölkerungsentwicklung nieder: So nahm zwischen 1994 und 2003 die Bevölkerungszahl 
des Landkreises von rund 140.000 auf 128.000 bzw. um 8% ab, wobei das negative Wande-
rungssaldo in diesem Zeitraum 6140 betrug. Die Vergleichswerte für das Städtedreieck 
bezeichnen eine Abnahme von rund 69.800 auf 62.010 bzw. 11%, hier verließen insgesamt 
5315 Menschen die drei Städte. Sofern es sich dabei um Menschen vor bzw. in der Familien-
gründungsphase handelt, hat dies unmittelbare Auswirkungen auch auf die Geburtenrate, 
welche sich bspw. in Rudolstadt zwischen 1990 und 1999 von 11,1 auf 5,8 Geburten pro 
1000 Einwohner verringerte. 
Aus den überdurchschnittlich hohen Wanderungsverlusten im Städtedreieck und der hohen 
Zahl kreisinterner Umzüge (24.300) wird ersichtlich, dass es sich auch um erhebliche 
Bevölkerungsbewegungen innerhalb des Landkreises handelt, welche sich im Rahmen der 
Suburbanisierung vollzogen. Von diesen internen Bevölkerungsverlagerungen profitierten 
besonders Umlandgemeinden wie Uhlstädt-Kirchhasel oder die gesamte Verwaltungs-
gemeinschaft Unterwellenborn sowie vereinzelte kleinere Gemeinden wie Arnsgreut, die trotz 
Geburtendefizite ihre Einwohnerzahl durch Wanderungsgewinne um 1941 (+51%), 191 
(+3%) bzw. 33 (+15%) steigern konnten. Doch auch in anderen Gemeinden, welche 
insgesamt eine – wenn auch unterdurchschnittliche - Abnahme zu verzeichnen hatten, 
konnten einzelne Ortsteile wie Oberschöbling und Horba, welche zu Königsee gehören, ihre 
Einwohnerzahl zwischen 1997 und 2004 um 14% resp. 9% auf 168 resp. 221 steigern. 
Natürliche und räumliche Veränderungen der Bevölkerung sind wesentliche Faktoren für die 
Tragfähigkeit von öffentlichen Einrichtungen und privatwirtschaftlichen Angeboten: So nahm 
etwa die Zahl der Schüler im Kreis zwischen 1995 und 2003 von 18.671 auf 10.950 oder um 
rund 41% ab, deren Folgen (Schulschließungen, Zusammenlegungen, Spezialisierungen) 
von der Schulnetzplanung zu bewältigen sind. An einem schematischen Beispiel seien auch 
die Auswirkungen auf die Kaufkraft verdeutlicht: Zwischen 1994 und 2003 verringerte sich 
die Einwohnerzahl von Rudolstadt um rund 3.100 Menschen. Unterstellt man ein Ausgabe-
volumen von 500 € pro Monat und Person, so summiert sich der Verlust an Kaufkraft in 
diesem Zeitraum bei einer angenommenen linearen Abnahme auf insgesamt rund 59 Mio. €. 
Dies hat bereits zu einer deutlichen Schwächung des städtischen Einzelhandels geführt89, 
welche sich durch die Attraktivitätssteigerung von Jena noch verschärft (Sedlacek/ 
Huth/Danzeglocke 2002). 
Die wirtschaftlichen und demographischen Prozesse haben nicht zuletzt auch in der 
Siedlungsentwicklung ihren Niederschlag gefunden. Ein Maß dafür ist die Veränderung der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche. Diese bezeichnet die „Summe mehrerer sehr heterogener 
Flächennutzungsarten, die durch eine überwiegend siedlungswirtschaftliche [Funktion] bzw. 
siedlungswirtschaftlichen Zwecken dienende Ergänzungsfunktionen gekennzeichnet sind“ 
(Thüringer Statistisches Landesamt 2004, S 3). Die darunter fallenden Nutzungen umfassen 
Gebäude- und Freiflächen, Betriebsflächen ohne Abbauland, Erholungsflächen, Verkehrs-
flächen sowie die Friedhofsflächen und können deshalb nicht mit der versiegelten Fläche 
gleichgesetzt werden. Zwischen 1997 und 2004 (ebd., S. 29ff.), damit gemeint ist jeweils der 
Stand zum 31.12. des Vorjahres, nahm die Siedlungs- und Verkehrsfläche des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt um 3,4% zu. Im gleichen Zeitraum stieg die entsprechende Fläche im 
                                                
89 Dies gilt v.a. für den langfristigen Bedarf, etwa was die Versorgung mit Elektronikartikeln betrifft, welcher für ein 
Mittelzentrum eigentlich kennzeichnend ist. Weitere Anziehungsorte sind Saalfeld, Erfurt und Gera 
(Sedlacek/Huth/Danzeglocke 2002). 
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Städtedreieck um 5,1%.90 Die Werte für das Land Thüringen und die Region Ostthüringen 
betragen 5,9% bzw. 6,6%, wobei zu berücksichtigen ist, dass das Städtedreieck einen Anteil 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche von 16,9% an der gesamten Bodenfläche aufweist, 
während dieser Anteil im Land sich auf insgesamt 8,9% beläuft. Hier spielt folglich der 
statistische Basiseffekt, d.h. eine prozentual höhere Zunahme bei einer geringeren 
Ausgangsgröße eine Rolle. Andererseits haben auch einige suburbane Gemeinden des 
Kreises kräftig an Siedlungs- und Verkehrsfläche zugelegt; als Beispiel hierfür sei die 
Gemeinde Uhlstadt-Kirchhasel genannt, die angesichts des o.g. Zuwachses von Einwohnern 
und der Ausweisung von rund 28 ha Gewerbeflächen eine Zunahme von 65% zu 
verzeichnen hatte. Somit zeigen sich innerhalb des Landkreises wiederum heterogene 
Entwicklungsmuster: Während im Städtedreieck zwar auch Zuwächse der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche zu verzeichnen sind, halten sich diese aufgrund der Revitalisierung von 
Altstandorten in Grenzen, während in den Umlandgemeinden die Entwicklung expansiver 
verlaufen ist. 
4.4 Ziele der Raumordnung 
Seit der Verbindlichkeitserklärung des Regionalen Raumordnungsplans Ostthüringen mit 
seinen Teilen A zur Raum- und Siedlungsstruktur (Ende 1995)91 sowie B (1999) zu den 
einzelnen raumrelevanten Fachbereichen (z. B. Siedlungswesen, Freiraum, Gewerbe, 
Sanierung etc.) liegen Ziele der Regionalplanung vor, denen die Bauleitplanung und 
Stadtentwicklung angepasst werden müssen. Die im Folgenden wiedergegebenen Aussagen 
beziehen sich lediglich auf den Teil A und sollen den normativen Rahmen hinsichtlich der 
Ordnung und Entwicklung der Standorte insgesamt und deren funktionales Verhältnis 
untereinander aufzeigen. Für das RFM relevante Aussagen werden unten im Kapitel 5 näher 
ausgeführt, insbesondere unter Berücksichtigung des Teils B. 
Im Zentrum der Aussagen zur Raum- und Siedlungsstruktur steht das punktaxiale System, 
bestehend aus zentralen Orten und den sie verbindenden Achsen. Die entsprechende 
Zielsetzung für den Untersuchungsraum beinhaltet die (landesplanerische) Ausweisung von 
Rudolstadt und Saalfeld als funktionsteiliges Mittelzentrum mit Teilfunktion eines Ober-
zentrums, dem bereits im Leitbild der Region ein großer Stellenwert eingeräumt wird im 
Hinblick auf eine städtebaulich-funktionale Ordnung zur Wahrnehmung einer wirtschaft-
lichen, technologischen und kulturellen Impulsfunktion für das Umland (Regionale 
Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1995/99, 1.5.1). Im LEP von 2004 wurde Bad Blanken-
burg dem kooperativen Zentrum zugeordnet. Als Mittelzentren verfügen insbesondere 
Rudolstadt und Saalfeld über das Angebot des gehobenen und spezialisierten Bedarfs wie 
eines vielfältigen und höherwertigen Arbeitsplatz- und Ausbildungsangebots (z. B. 
Gymnasien, Berufs- und Fachschulen) sowie entsprechende Einrichtungen des Sports und 
des Gesundheitswesens (v.a. auch in Bad Blankenburg), die um vereinzelte oberzentrale 
Einrichtungen, etwa im Bereich des technologieintensiven Gewerbes oder der gehobenen 
Kultur (Theater, Museen) ergänzt werden. In der funktionalen Spezialisierung und 
gegenseitigen Komplementarität trägt dies insbesondere dem raumordnungspolitischen 
Leitbild der dezentralen Konzentration Rechnung, das darüber hinaus auch strukturell in 
einem Gefüge kleinteiliger Siedlungsformen vorhanden ist. 
                                                
90 Erweitert man das Städtedreieck noch um das RFM-relevante Unterwellenborn, so fällt der Zuwachs der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche mit 3,8% nicht so stark aus. So sank der entsprechende Wert für Unterwellenborn 
sogar um 5%. Die Ursache dafür ist nicht in einer tatsächlichen Rückentwicklung der Flächen zu sehen, sondern 
in einer statistischen Bereinigung im Zuge der Umstellung von analoger auf digitale Erfassung, welche etwa auch 
zu einer Herausnahme aufgegebener LPG- und nunmehr landwirtschaftlich bezeichneter Flächen geführt hat 
(Auskunft von Dr. Siedentop, IÖR Dresden am 13.01.2005). 
91 Bei der Zusammenlegung mit Teil B wurden jedoch die Orte mit besonderem Ordnungs- und 
Entwicklungsbedarf, die über das zentralörtliche Netz hinausgehen, aus dem RROP herausgenommen. 
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Dabei werden die engen Verflechtungen zwischen dem Städtedreieck als Mittelzentrum mit 
dem Kleinzentrum Kamsdorf durch die Ausweisung als „Raum mit Verdichtungstendenzen“ 
untermauert (ebd., 2.1.10/11.). Weiterhin ist für diesen Raum eine Ergänzungs- und 
Entlastungsfunktion der Verdichtungsräume Gera und Jena vorgesehen, zumal letztere 
insbesondere für die Bewohner des Thüringer Schiefergebirges nur mit einem erhöhten 
Aufwand erreichbar sind. Dabei stellen sich Ordnungs- und Entwicklungsaufgaben 
gleichermaßen, was die Nähe bzw. Überlagerung der verschiedenen Nutzungsansprüche 
(Siedlung, Gewerbe, Verkehr, Freiraum) und die Konsolidierung der Funktionen (z.B. 
gewerbliche Weiter-, Um- und Nachnutzung) mit Wirkung auf die umliegenden Teile der 
Region anbelangt (ebd., Begründung zu 2.1). Analog sollen auch die kooperierenden 
Mittelzentren „aufgrund ihrer räumlichen Lage sowie spezifischen Voraussetzungen 
ausgewählte oberzentrale Aufgaben [gemeinsam92] wahrnehmen [und] als räumliche 
Leistungsträger das Netz der Oberzentren ergänzen“ (3.1.2.4). 
Die oben (vgl. 4.1) genannten Verkehrswege finden sich auch in der Klassifizierung als 
Verbindungsachsen wieder. So besitzen die Nord-Süd-orientierten Schienen- und Bahn-
verbindungen (Naumburg–Jena-Rudolstadt-Saalfeld-Kronach/Lichtenfels bzw. Naumburg-
Jena-Rudolstadt und Rudolstadt-Saalfeld-Kronach) den (nach großräumigen Achsen 
zweithöchsten) Status von überregionalen Verbindungsachsen. In der Hierarchie nach unten 
folgt die Ost-West-Achse zwischen Gera und Saalfeld bzw. Rudolstadt. Dieses Netz wird 
ergänzt durch regionale Verbindungsachsen, welche die Relationen Saalfeld-Neuhaus-
Eisfeld, Rudolstadt-Königssee-Ilmenau sowie Rudolstadt-Weimar-Apolda betreffen. Die 
Abstufung schlägt sich insofern nicht zuletzt auch infrastrukturell nieder, als für die 
Verbindungsachsen mit überregionaler Bedeutung „leistungsfähige Eisenbahnstrecken bzw. 
zweistreifige Bundesfernstraßen mit abschnittsweisem drei- oder vierstreifigen Ausbau“ 
vorgesehen sind (ebd., 3.3.1.1/.4/.7; 3.3.2.1/.6/.8). 
Nach Gera und Jena weist der enger mit Rudolstadt und Saalfeld verflochtene Raum den 
drittgrößten Mittelbereich in der Region Ostthüringen auf. Die verkehrsgünstige Lage an 
einer bedeutenden Nord-Süd-Achse zwischen Mittel- und Süddeutschland mit Verbindung in 
angrenzende Räume sowie die historische Entwicklung hat die Ausprägung mittel- und z.T. 
oberzentraler Funktionen begünstigt. Die Kleinteiligkeit sowie Spezialisierung der Strukturen 
und Funktionen ermöglichte den Aufbau eines Städtenetzes, das durch die Raumordnung 
auch formal verankert ist. Indessen wird es von dem Erfolg der städtebaulichen, 
wirtschaftlichen und infrastrukturellen Konsolidierung bzw. Neuordnung abhängen, ob dieser 
Raum seine regionale Funktion bewahren und ausbauen kann. 
4.5 Fazit 
Das Städtedreieck einschließlich Unterwellenborn stellt einen altindustrialisierten, 
verdichteten Raum dar (vgl. Tabelle 4-1), welcher sich durch eine Konzentration der 
Nutzungen Siedlung, Industrie, Verkehr sowie Natur und Landschaft auszeichnet. Erstere 
weisen aufgrund der frühen Stadtentwicklung sowie Industrialisierung eine lange Tradition 
auf. Die wirtschaftliche Basis bildet die Stahl- und Chemieindustrie sowie die Elektronik bzw. 
der Maschinenbau, welche einen bedeutenden Schwerpunkt in Thüringen darstellen. Hier 
konnten nach der Wende 1989/90 die industriellen Kerne erhalten und modernisiert werden, 
wofür die Altstandorte revitalisiert wurden. Die gezielte Wieder- und Umnutzung von Stand-
orten ist das Ergebnis eines RFM. Gerade die verdichteten Strukturen erfordern eine Anpas-
sung an die Tertiarisierung der Wirtschaft und verschärfte Umweltschutzbestimmungen, um 
                                                
92 Siehe Begründung zu 3.1. Danach sollen beide Städte ferner über einen „jeweils dominanten Anteil am 
Mittelbereich“ verfügen. Mit der Aufnahme von Bad Blankenburg in das gemeinsame Mittelzentrum teilt sich der 
Verflechtungsbereich entsprechend auf. 
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in der Region die Lebensbedingungen zu verbessern und die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken. 
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Während sich die wirtschaftliche Entwicklung konsolidiert hat, setzt sich der Rückgang der 
Einwohnerzahl fort. Hier greifen Maßnahmen des Stadtumbaus (Rückbau, Wohnumfeld-
verbesserung, Zentrenentwicklung). Damit verbunden sind nicht zuletzt auch Maßnahmen 
für eine Aufwertung landschaftsräumlicher Strukturen in einem dichtbesiedelten und altindus-
trialisierten Raum, der sich in unmittelbarer Nachbarschaft zur Erholungsregion des 
Thüringer Schiefergebirges befindet.  
Was die Funktionen der Städte anbelangt, gab es insofern eine Veränderung, als 1994 die 
Altkreise Rudolstadt und Saalfeld zusammengelegt wurden und Rudolstadt als historische 
Residenz- und Verwaltungsstadt den Kreissitz aufgeben musste. Die gemeinsame Funktion 
eines Mittelzentrums mit oberzentralen Teilfunktionen zusammen mit Bad Blankenburg stellt 
dafür einen Ausgleich her, verlangt indessen eine enge Abstimmung und Koordination von 
Funktionen und Nutzungen (s.o.), wie sie im Rahmen des RFM angestrebt wird. 
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5 NORMATIVE GRUNDLAGEN DES RFM IM SAALEBOGEN93  
Im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen stehen die normativen Grundlagen des RFM im 
Städtedreieck am Saalebogen, wie sie aus den Landes- und Regionalplänen sowie in den 
Fassungen des REK ermittelt wurden. Hierzu werden in chronologischer Reihenfolge die ein-
schlägigen Aussagen der einzelnen Dokumente vorgestellt. Daraus soll ersichtlich werden, 
inwiefern sich formelle und informelle Planung gegenseitig ergänzen und konkretisieren. 
Inhaltliche Überschneidungen wurden daher bewusst nicht vermieden. 
Die dabei gewonnenen Erkenntnisse bilden nicht zuletzt die Grundlage für den 
Untersuchungsbedarf im Rahmen der Experteninterviews (s.u. Kapitel 6), etwa was das 
Verhältnis von kommunalen zu regionalen Entwicklungsvorstellungen anbelangt. Auch wenn 
es sich bei den ausgewerteten Plänen, Programmen und Konzepten ‚nur‘ um (mehr oder 
weniger konkretisierungsbedürftige bzw. unverbindliche) Entwicklungs-Vorstellungen 
handelt, sind sie gerade ein wesentlicher Ansatzpunkt, um normative Zielsetzungen und 
Maßnahmen auf ihre Umsetzbarkeit hin zu überprüfen. 
Die Ausgangsfrage der im Folgenden dargestellten Untersuchung ist, in welcher Hinsicht die 
analysierten Dokumente den Anforderungen eines RFM entsprechen, wie es oben in 
Teilkapitel 3.4 bestimmt wurde. Weiterhin soll durch die vergleichende Dokumentenanalyse 
die Interdependenz der verschiedenen Pläne und Konzepte aufgezeigt werden. Dies soll 
darüber Aufschluss geben, inwieweit die regionale Entwicklungskonzeption auf kommunaler 
Ebene nachvollzogen wird bzw. von dort ergänzende Impulse kommen. 
5.1 Landesentwicklungsprogramm Thüringen (1993) 
Das Landesentwicklungsprogramm Thüringen ist das älteste verbindliche Dokument der  
Raumordnung nach Bundes- und Landesrecht für den Untersuchungsraum und wurde 1993 
von der Landesregierung beschlossen. Damit wurden erste Vorgaben im Vorgriff auf 
nachfolgende Raum- bzw. Fachplanungen auf der Ebene des Landes und der Regionen 
formuliert.94 Allerdings erfuhren die Ziele im Landesraumordnungsprogramm mit Inkrafttreten 
der regionalen Raumordnungspläne eine wesentliche Konkretisierung und Vertiefung, 
weshalb sich die folgenden Ausführungen nur auf zentrale raumordnungspolitische 
Aussagen beschränken (zur Regionalplanung s. u. 5.2 sowie 5.4). Eine weitere Modifizierung 
trat mit der Fortschreibung des LEP 2004 ein (vgl. unten Kapitel 5.7); gleichwohl wurden hier 
die ersten konzeptionellen Grundlagen für das RFM vorgegeben. 
Im Mittelpunkt der Ziele steht die Entwicklung von Wirtschaft und Infrastruktur (LEP 
Thüringen 1993, B 1.1/1.2). So fokussiert das Leitbild für die Landesentwicklung auf die 
Verbesserung der überregionalen Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, den Ausbau 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur für Industrie- und Gewerbeansiedlungen, die Schaffung 
regionaler Innovationspotenziale sowie die Entwicklung des Fremdenverkehrs. Diese Ziele 
werden hinsichtlich der Planungsregion Ostthüringen präzisiert und explizit auf den 
Untersuchungsraum übertragen. Besonders herausgestellt wird dabei die „Überwindung der 
v.a. im Teilraum Rudolstadt/Saalfeld ausgeprägten Monostruktur durch das Um- und 
Nachnutzen vorhandener Industriegebiete, den Wandel der Branchenstruktur sowie das 
gezielte Ansiedeln neuer Branchen zur Stärkung der Wirtschaftskraft, die Bewältigung der 
Arbeitsmarktprobleme und das Erreichen einer ausgewogenen Entwicklung“ (ebd., A 3.3). 
Mit den o.g. Innovationspotenzialen korrespondiert das regionale Hauptentwicklungsziel, 
                                                
93 Damit gemeint ist der Geltungsbereich des RFM, der sich über das Städtedreieck hinaus noch auf 
Unterwellenborn erstreckt. 
94 So sind im Landesentwicklungsprogramm von 1993 beispielsweise die Ausweisungskriterien für die 
verschiedenen naturschutzfachlichen Gebiete bestimmt (LEP Thüringen 1993, B 2.4). 
94 Kapitel 5: Normative Grundlagen des RFM im Saalebogen 
leistungsfähige (Weiter-) Bildungs-, Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen vor allem in 
Orten mit oberzentralen Funktionen wie Rudolstadt und Saalfeld zu schaffen bzw. 
auszubauen, um so das vorhandene hochqualifizierte Arbeitskräftepotenzial zu fördern bzw. 
zu nutzen. Damit sollen nicht zuletzt in Räumen mit Verdichtungstendenzen geeignete 
Potenziale für die Ansiedlung innovativer Branchen geschaffen werden (ebd., B 1.2.1). Aber 
auch der Erhalt und die Weiterentwicklung des Fremdenverkehrs werden im Hinblick auf das 
mittlere Saaletal und das Thüringer Schiefergebirge thematisiert, was durch die Ausweisung 
eines „Raum[s] mit besonderen Aufgaben für Fremdenverkehr und Erholung“ im Thüringer 
Schiefergebirge bzw. Mittleren Saaletal sowie die Hervorhebung von Rudolstadt und Saalfeld 
als „Städte mit Bedeutung für den Stadt-, Bildungs- und Kulturtourismus“ untermauert wird.95 
Wichtig bezüglich eines Flächenmanagements ist in diesem Zusammenhang auch die 
Ausweisung von Landschaftsbestandteilen für den landesweiten Biotopverbund im Saaletal 
(ebd., Anhang Karte 8). 
Abgesehen von diesen räumlichen und textlichen Zielsetzungen werden im Landes-
entwicklungsprogramm auch die für die Raum- und Regionalentwicklung entscheidenden 
Akteure sowie deren Aufgaben genannt (ebd., Präambel und 1.1). Dazu werden 
insbesondere Regional- und Bauleitplanung, die Landesentwicklungsgesellschaft (LEG), die 
regionalen Wirtschaftsförder- und Entwicklungsgesellschaften sowie die Wirtschaftsförder-
ämter gerechnet. Bedeutende Aktivitäten in der Wirtschaftsförderung und Standort-
ansiedlung sollen durch die LEG sowie die Thüringer Aufbaubank entfaltet werden, wobei die 
LEG die Beschaffung und baureife Vorbereitung von geeigneten Flächen für die Gewerbe- 
und Industrieansiedlung sowie für den Wohnungsbau leisten soll und die Thüringer 
Landeswirtschaftsfördergesellschaft für das entsprechende Standortmarketing zuständig ist, 
während die Thüringer Aufbaubank diese Aufgaben durch zinsverbilligte Darlehen, 
Zuschüsse und Bürgschaften finanziell flankieren soll. Grundlage für die entsprechenden 
Prozesse der Regionalentwicklung bilden regionalisierte Handlungsprogramme bzw. 
integrierte regionale Entwicklungskonzepte (ebd., C 2). Damit kommt v.a. deren Bündelungs-
funktion hinsichtlich der relevanten Akteure zu sog. „regionalen Interessengemeinschaften“ 
sowie deren Koordinationsfunktion hinsichtlich der Priorisierung von Projekten und den 
zugehörigen Maßnahmen nebst ihrer Finanzierung zum Ausdruck (vgl. Erbguth/Müller/Koch 
1999, S. 23f.). Schließlich werden Vorgaben für den Aufbau bzw. die Methodik der 
Entwicklungskonzepte formuliert, die aus einer Analyse der sozialen und wirtschaftlichen 
Lage, einer Stärken-Schwächen-Untersuchung, aus Entwicklungszielen und –strategien 
sowie den vorgesehenen Fördermitteln und sonstigen Finanzierungsquellen bestehen sollen. 
Insofern steckte die Landesplanung schon frühzeitig einen relativ konkreten instrumentellen, 
organisatorischen sowie methodischen Rahmen für eine breit angelegte umsetzungs-
orientierte Regionalentwicklung ab, wie sie im Saalebogen angestrebt wird. 
5.2 Regionaler Raumordnungsplan Ostthüringen Teil A (1995) 
Da Teil A des RROP zwar nur vorwiegend raumstrukturelle Inhalte umfasst, jedoch den 
ersten verbindlichen Teil-Regionalplan darstellt, sind im umfangreichen Leitbild bzw. in den 
„Hauptentwicklungszielen der Region“ auch Aussagen enthalten, welche sich auf ein RFM im 
Saalebogen beziehen. Dazu gehört zunächst die funktionale Bestimmung des 
Städtedreiecks, wonach sich die verdichteten Räume um Rudolstadt und Saalfeld als 
„regionale Impulsgeber für Wirtschaft, Forschung und Kultur“ entwickeln sollen (Regionale 
Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1995, 1.5.1). Dies wird im Hinblick auf die 
                                                
95 Konkrete Handlungsfelder im Tourismus sind zum einen die bedarfs-, umwelt- und landschaftsgerechte 
Entwicklung von Anlagen und Einrichtungen in den Fremdenverkehrs- und Erholungsräumen sowie die Erhaltung 
und Wiederherstellung touristischer Anziehungspunkte bzw. Sehenswürdigkeiten in den Städten des Stadt-, 
Bildungs- und Kulturtourismus (ebd., B 1.5.3). 
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Flächenentwicklung dadurch konkretisiert, dass im Leitbild „Umwelt und Raumnutzung“ die 
Nutzung „aller Möglichkeiten der Innenentwicklung (Brachflächenreaktivierung, Baulücken-
schließung u.a.)“ vorgegeben wird. Davon berührt sind neben Altindustriegebieten auch die 
ehemaligen militärischen Altstandorte, deren „Nachnutzung und Neugestaltung“ im Rahmen 
des Flächenmanagements insbesondere in den zentralen Orten höherer Stufe beschleunigt 
vorangetrieben und verstärkt gefördert werden sollen (ebd., 1.4.4; 1.4.6). Die Entwicklung 
dieser Bereiche, die zumeist zentral zu den Siedlungsschwerpunkten gelegen sind, trägt 
nicht zuletzt auch zum Ziel bei, die „Funktionsbereiche (Wohnen, Arbeit) [...] so zu 
verknüpfen, dass Pendlerbewegungen möglichst gering gehalten werden [...] (ebd., 1.4.1.2). 
Dies gilt explizit für den Raum um Saalfeld, in dem bestehende, regional bedeutsame 
Industriestandorte wie Rudolstadt-Schwarza, -Ost und Bad Blankenburg weiterentwickelt 
werden sollen, um die wirtschaftliche Leistungskraft zu steigern und die „vielseitigen 
funktionellen Verflechtungen in diesem Raum, vor allem zwischen den Städten Saalfeld, 
Rudolstadt, und Bad Blankenburg, zu verbessern“. Wichtige Voraussetzungen dafür sind der 
Ausbau der Verkehrsanbindung an das überregionale Verkehrsnetz, die Weiterentwicklung 
der bestehenden Forschungskapazitäten sowie eine landschaftsräumlich angepasste 
Rohstoffgewinnung (ebd., 1.3.2.6). Doch auch sonst wird für die Städte die Aussage 
getroffen, dass die Altstädte von Saalfeld und Rudolstadt Schwerpunkte der 
Sanierungsaufgaben darstellen (ebd., 1.4.3). 
Daneben werden auch andere Handlungsfelder eines RFM angesprochen. Hierzu zählen 
zum einen die „raum- und umweltverträgliche Einordnung und Gestaltung der Rohstoff-
gewinnung“ und deren „flächenmäßige Begrenzung“ „in stark verdichteten bzw. 
landschaftlich sensiblen Räumen“ wie um Rudolstadt (vgl. oben; ebd., 1.4.2.5) und zum 
anderen Marketing-Konzepte im Hinblick auf wirtschaftliche Ansiedlungen und den 
Fremdenverkehr, vor allem für die höherrangigen zentralen Orte (ebd., 1.2.6). Auf die 
Bedeutung der zentralörtlichen Aufgabenteilung und der damit verbundenen Vernetzung von 
entsprechenden Funktionen sowie auf die Bedeutung und die Verbesserungsbedürftigkeit 
des Verkehrsnetzes wird unten (Kapitel 5.3) eingegangen. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Aussagen des RROP Teil A bezüglich 
eines RFM mehrdimensional ausgestaltet sind: So wird zum einen die Entwicklung bzw. 
Umnutzung bestehender Altstandorte und zum anderen die umweltgerechte Freiraum-
nutzung im Zusammenhang mit dem Abbau von Rohstoffen genannt. Aber auch Aspekte der 
Vermarktung von Gewerbestandorten und Fremdenverkehrsschwerpunkten spielen eine 
wichtige Rolle. Der Gedanke der Kooperation schließlich wird dadurch gefördert und 
gefordert, dass Rudolstadt und Saalfeld ein gemeinsam auszuübender zentralörtlicher Status 
zugewiesen wurde und die Kommunen des Städtedreiecks einschließlich Unterwellenborn 
insgesamt als industrieller Schwerpunkt betrachtet werden mit den dadurch zu stärkenden 
funktionalen Verflechtungen. Damit wurde in der Zielsetzung bereits die Bildung des 
Städteverbunds vorgezeichnet.96
5.3 Regionales Entwicklungskonzept für das Städtedreieck (1996) 
Das REK mit seinem Umsetzungs- und Handlungsbezug (vgl. oben Teilkapitel 2.5.1) ist die 
eigentliche konzeptionelle Grundlage für das RFM im Städtedreieck. Zentrale Bestandteile 
dabei sind das Stärken-Schwäche-Profil, das Leitbild sowie der Ziel- und Maßnahmen-
katalog, die im Folgenden in ihren wesentlichen Aussagen wiedergegeben werden. 
                                                
96 So überlagerten sich zeitlich die Endphase der Aufstellung des RROP Teil A und die Vorbereitung des REK. 
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Zu den flächenbezogenen Stärken (Usbeck GmbH 1996, S. 6f.) zählt zum einen die Nähe 
der Kommunen des Städtedreiecks zueinander sowie deren bereits existente räumliche 
Funktionsteilung (Verwaltung, Industrie und Kultur in Rudolstadt und Saalfeld, Erholungs- 
und Kurwesen in Bad Blankenburg). Die bauliche und funktionale Verdichtung bedingt ferner 
ein entsprechendes infrastrukturelles Netz, das Leitlinien der weiteren Entwicklung darstellt. 
Dieses bildet nicht zuletzt die Grundlage für die bislang zentralen industriellen Kerne der 
Stahl-, Maschinen- und Chemieindustrie, welche für die sich daran anlagernden Wirtschafts-
zweige (Elektronik, Analyse- und Umwelttechnik) strukturprägend sind. Darüber hinaus führt 
die naturräumliche Ausstattung zu einem attraktiven Landschafts- und Fremdenverkehrs-
potenzial, welche im Zusammenhang mit dem kulturellen Angebot als weiche Standort-
faktoren zur Geltung kommen. Als Schwächen des Raums werden v.a. die unzureichende 
äußere Anbindung an das übergeordnete Schienen- und Straßennetz sowie die 
innergebietliche Erschließung benannt. Weiterhin bemängelt werden die schwache Aus-
bildung regionaler Wirtschaftskreisläufe, die unzureichende Vernetzung oberzentraler 
Funktionen mit fremdenverkehrsrelevanten Einrichtungen nebst einem nicht den Anfor-
derungen entsprechenden fremdenverkehrlichen Infrastrukturnetz. Als flächenrelevantes 
Defizit gilt schließlich die Fehl- bzw. Unternutzung von dadurch in ihrer Qualität geminderten 
Freiräumen zwischen den Siedlungen. 
Die „Leitbilder der regionalen Entwicklung“ bauen auf den Stärken und Schwächen auf und 
umfassen ein gesamträumliches, durch funktionsteilige Spezialisierung und Ergänzung in 
den Bereichen Versorgung und Entwicklung geprägtes übergeordnetes Leitbild (vgl. 
Abbildung 5-1) sowie themenbezogene Leitbilder in den Bereichen 
Abbildung 5-1: Funktionsteilige Entwicklung im Städtedreieck im Saalebogen 
Quelle: Usbeck GmbH 1996, S. 12 
 
• Städteverbund am Saalebogen/interkommunale Kooperation, 
• Wirtschaft, 
• Fremdenverkehr/Tourismus, 
• Oberzentrale Funktionen (Wissenschaft, Bildung, Kultur), 
• Verkehr,  
• Siedlungs- und Raumentwicklung. 
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Das organisatorische Dach der Vernetzung der „politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Aktionspotenziale des Raums“ (Usbeck GmbH 1996, S. 10) wird durch den Städteverbund 
geformt. Die mit der polyzentrischen und funktionsteiligen Entwicklung verbundene 
Kooperation ist wiederum eine wesentliche Voraussetzung für das RFM. Flächenrelevant ist 
ferner im Leitbild zur Wirtschaft die Entwicklung der industriellen Kerne zu Standort-
gemeinschaften, womit die stärkere Ausprägung regionaler Wirtschaftskreisläufe ermöglicht 
werden soll. Bezüglich der oberzentralen Funktionen wird im entsprechenden Leitbild die 
„Herausbildung, Entwicklung und Sicherung einer anspruchsvollen, leistungsfähigen, 
multifunktionalen Ausstattung des Städtedreiecks als Mittelzentrum mit Teilfunktionen eines 
Oberzentrums“ herausgestellt. Die in diesem Zusammenhang zu ergänzenden Einrichtungen 
und Spezialfunktionen sind in ihrer standörtlichen Optimierung und Ausgestaltung Gegen-
stand des RFM. 
Das Leitbild zu Fremdenverkehr und Tourismus enthält weniger einen Flächenbezug; jedoch 
dürfte sich die standörtliche und funktionale Profilierung (vgl. Abb. 5-2) in einem komplexen 
Natur- und Kulturraum auch als eine Frage der Flächennutzung und infrastrukturellen 
Vernetzung darstellen. Analog zur obigen Zuordnung der Funktionen allgemein sind auch 
hier starke Übereinstimmungen zwischen Saalfeld und Rudolstadt feststellbar. 
Abbildung 5-2: Funktionsteilige Entwicklung in Fremdenverkehr und Tourismus 
Quelle: Usbeck GmbH 1996, S. 13 
Dem Verkehr mit seiner Anbindungs- und Erschließungsfunktion kommt wiederum die 
Aufgabe der äußeren Qualifizierung von Flächen bzw. Standorten zu. Folglich werden im 
Leitbild zu diesem Bereich die Verbesserung der übergeordneten Fernstraßenanbindung, die 
Entlastung innerstädtischer Bereiche vom Güterdurchgangsverkehr, die Vertaktung und 
Verzahnung der verschiedenen öffentlichen Verkehrsmittel sowie die Entwicklung des 
städtischen Personennahverkehrs zur innergebietlichen Erschließung als Handlungsfelder 
benannt. Soweit eine konkrete Zuordnung von Verkehrstrassen bzw. -linien zu Standorten im 
Sinne einer integrierten Siedlungs- und Verkehrsentwicklung vorgenommen werden kann, ist 
der Verkehr ein relevanter Bestandteil des RFM. 
Das Leitbild zur Siedlungs- und Raumentwicklung geht erwartungsgemäß am konkretesten 
auf die Thematik der Flächennutzung und –entwicklung ein. Unter der Maßgabe einer 
Entwicklung des Städtedreiecks zu einem zusammenhängenden Wirtschafts- und 
Lebensraum soll dabei einer übermäßigen Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen 
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entgegengewirkt werden, eine räumliche Konzentration von industriellen und gewerblichen 
Nutzungen unter Inanspruchnahme von Altstandorten realisiert und die so geschützte freie 
Landschaft qualitativ gestaltet werden. Insgesamt sollen damit die Standort- und Lebens-
qualität erhalten und gestärkt sowie die notwendigen Voraussetzungen für die Entwicklung 
gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Teilgebieten der Region geschaffen werden. 
Dieses Ziel enthält folglich eine qualitative Verbesserung der räumlichen Strukturen, wie es 
vor dem Hintergrund einer nachhaltigen Regionalentwicklung nicht zuletzt für ein RFM 
maßgeblich ist (vgl. oben Teilkapitel 3.3). 
Der Ziel- und Maßnahmenkatalog ist der handlungs- und umsetzungsbezogene Teil des 
REK und gliedert sich in 1. Schlüsselaufgaben und 2. konkreten Handlungserfordernisse 
sowie Umsetzungsebenen, welche Land, Region (Städtedreieck) bzw. einzelnen Kommu-
nen betreffen. Im Hinblick auf die Schlüsselaufgaben (Usbeck GmbH 1996, S. 18) ist zu 
unterscheiden in die  
• „Inhaltliche und organisatorische Vorbereitung des Städteverbunds als künftige Form 
der interkommunalen Kooperation in der Region des Städtedreiecks“ – als 
institutioneller Rahmen der Kooperation; 
• „Realisierung der im Bundesverkehrswegeprogramm / im vordringlichen Bedarf 
verankerten Projekte“,  
• „Verbesserung der Qualität des innergebietlichen Verkehrs“ – jeweils als infrastrukturelle 
Grundlagen für ein RFM, 
• „Stärkung, Ausbau, Neubau und Vernetzung ausgewählter oberzentraler Einrichtungen 
und Funktionen“ - als funktionale Vorgaben für die Verteilung bzw. Verortung von 
höherwertigen Nutzungen, 
• „Erarbeitung eines Wirtschafts- und Standortmarketingkonzeptes“– hier verstanden als 
Entwicklung und Förderung standortbezogener Vorhaben, 
• „Erarbeitung eines regionalen Fremdenverkehrsmarketingkonzeptes“ - als Entwicklung 
eines gebündelten und differenzierten Angebots an fremdenverkehrsrelevanten 
Einrichtungen; 
• „Erarbeitung eines Freiraumkonzeptes (Schutz- und Nutzungskonzept)“ – als an die 
jeweiligen natürlichen Standorteignungen angepasstes Entwicklungskonzept des 
Freiraums. 
Tabelle 5-1 fasst die prioritären Maßnahmen zur Umsetzung der Schlüsselaufgaben mit der 
Nennung der jeweils zuständigen Akteure zusammen, wobei analog zur Begriffsbestimmung 
von RFM (Kapitel 3) solche mit einem erkennbaren Flächennutzungs- und Standortbezug (im 
Bestand zu entwickelnde Einrichtungen) einschließlich der verkehrlichen Anbindung darge-
stellt sind. 
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Tabelle 5-1: Schlüsselaufgaben und ihre Konkretisierung durch Maßnahmen 
Schlüsselaufgabe bzw. Maßnahmen zur Umsetzung Zuständige Akteure 
Erarbeitung eines regionalen Wirtschafts- und Standortmarketingkonzeptes für den Bereich 
des Städtedreiecks 
Beschleunigte Überplanung, Sanierung, Revitalisierung und 
Neuordnung der industriell-gewerblichen Altstandorte und 
Konversionsflächen 
• Rudolstadt-Ost 
• Industriegebiet Schwarza 
• Geraer Bahnbogen Saalfeld 
• Ehemaliges Maxhüttengelände Unterwellenborn 
• Bad Blankenburg-Ost 
sowie Aktivitäten zur bevorzugten Förderung dieser Gebiete 
Städteverbund 
Kommunen 
PR-Aktivitäten zur gezielten Propagierung und Präsentation des 
Wirtschaftsraums der Region des Städtedreiecks auf Messen, 
Kongressen, Ausstellungen u.ä. (Wirtschaftsbroschüre, 
regionaler Strukturdatenpool/Informationsdienst) 
Städteverbund 
Entwicklung des IGZ97 zum „Haus der Wirtschaft“ und zum 
regionalwirtschaftlichen Informations- und Vermittlungszentrum  
Städteverbund 
IGZ 
Stärkung, Ausbau, Neubau und Vernetzung ausgewählter (oberzentraler) Einrichtungen und 
Funktionen 
Qualitativer Ausbau der Fachhochschule für Forstwirtschaft in 
Schwarzburg 
Ministerium für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt 
Schaffung von Voraussetzungen für die Etablierung einer 
weiteren wissenschaftlichen Einrichtung mit Fach- bzw. 
Fachhochschulcharakter in der Region  
Städtebund 
Regionale Planungsgemeinschaft 
Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur 
Fortführung der konzeptionellen und baulichen Maßnahmen des 
Schlosses und Thüringer Landesmuseums Heidecksburg als 
museale, kulturhistorische und Bildungseinrichtung in der Stadt 
Rudolstadt und in Vernetzung mit entsprechenden Einrichtungen 




Thüringer Heimatmuseum Saalfeld 
Fröbelmuseum Bad Blankenburg 
Industriemuseum Unterwellenborn 
Ministerium für Wissenschaft, 








Entwicklung von Bad Blankenburg zum Ort mit Heilquellen-
betrieb 
Realisierung des Projektes Erlebnisbad Rudolstadt-
Volkstedt 
Erarbeitung und Umsetzung eines einheitlichen Rahmen-








                                                
97 Innovations- und Gründerzentrum(s) 
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Fortsetzung von Tabelle 5-1 
Realisierung der im Bundesverkehrswegeprogramm / vordringlichen Bedarf verankerten 
Projekte, Verbesserung der Qualität des innergebietlichen Verkehrs 
Schlüsselaufgabe bzw. Maßnahmen zur Umsetzung Zuständige Akteure 
Forderung der zügigen und vollständigen Realisierung der 
Projekte 
• Ortsumgehungen im Städtedreieck 
• Anbindung an A 71 durch leistungsgerechten Ausbau der 
L 1048 
gegenüber dem Bundesverkehrsministerium 
Bundesverkehrsministerium 
Umsetzung des Beschleunigungsprogramms für den städtischen 
Personennahverkehr über Bus in den drei Städten 
Städteverbund 
Durchführung einer abgestimmten Palette von Maßnahmen zur 
Verkehrsentlastung des Hauptstraßensystems: 
• Verkehrsverbund mit Stadtbussystem 
• Radwegesystem 
• Rückverlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene 
• Kommunale Straßenbaumaßnahmen 
• Erarbeitung eines Verkehrsvermeidungskonzeptes 
Landkreis, Städteverbund 
Erarbeitung eines Freiraumskonzeptes (Schutz- und Nutzungskonzept) für den Bereich des 
Städtedreiecks 
Erarbeitung eines Schutz- und Nutzungskonzeptes für den 
Bereich der Saaleaue zwischen Saalfeld und Schwarza sowie 
für das rechte Saaleufer zwischen Schwarza und Catharinau 
Städteverbund 
Gemeinde Kirchhasel 
Erarbeitung eines Schutz- und Nutzungskonzeptes für den Ent-
wicklungsraum des Hangbereichs des Thüringer Schiefergebirge 
zwischen Südstadt Saalfeld und Bad Blankenburg 
Städteverbund 
Gemeinde Unterwirbach 
Erarbeitung eines Schutz- und Nutzungskonzeptes für den 
Bereich des Weiratales und die Orlasenke zwischen Saalfeld 
und östlicher Planungsraumgrenze 
Städteverbund einschließlich 
Gemeinde Unterwellenborn 
Erarbeitung eines Gestaltungsrahmens für den 
Kulturlandschaftsraum im Zentrum des Städtedreiecks 
einschließlich der hier befindlichen dörflichen Siedlungen 
Zuständige Kommunen 
Städteverbund 
Quelle: Gekürzte Übersicht nach Usbeck GmbH 1996, S. 34ff. 
Der Katalog der aus den Schlüsselaufgaben abgeleiteten Handlungserfordernisse ist freilich 
noch konkreter ausgeführt. Diese richten sich an die verantwortlichen Akteure von Land und 
Region bzw. Städteverbund. So sind hier bspw. einzelne Verkehrsvorhaben enthalten wie 
Straßenausbauten (v.a. Ortsumgehungen) bzw. die bauliche und funktionale Aufwertung der 
Bahnhöfe der drei Städte nebst Beschleunigungsmaßnahmen für den Busverkehr und den 
Aufbau eines Verkehrsverbundes, der Ausbau von wirtschaftsnahen Forschungsinstituten 
zur Förderung des Strukturwandels in der Chemieindustrie oder die Aufstellung von 
Sanierungs- und Rekultivierungskonzepten für bestimmte Standorte bzw. Bereiche. Mit der 
„Aufstellung einer Liste von städtebaulich integrierten Wohnungsbaustandorten für 
anspruchsvolles Wohnen“ als Handlungserfordernis ist auch in diesem Bereich ein Ansatz zu 
einem Flächenmanagement gegeben. 
Insgesamt lassen sich im REK drei Ebenen eines Flächenmanagements unterscheiden (vgl. 
Abb. 5-3):  
• Die Entwicklung konkreter Standorte bzw. Flächen zu industriell-gewerblichen Zwecken 
mittels Sanierung bzw. deren Umnutzung, 
• die Gestaltung des Naturraums einschließlich der Rekultivierung von Altstandorten,  
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• die Intensivierung bzw. Profilierung bestehender Nutzungen; dies betrifft v.a. die 
funktionale Diversifizierung von punktuellen Bildungs- und Kultureinrichtungen wie etwa 
den Ausbau des Fachhochschulstandorts Schwarzburg (bzw. den Aufbau einer neuen 
Fachhochschuleinrichtung) und die Aufwertung des Thüringer Landesmuseums Schloss 
Heidecksburg in Rudolstadt als kunsthistorischer, musealer, pädagogischer und 
landschaftsarchitektonischer Schwerpunkt im Städtedreieck mit überregionaler Bedeu-
tung. 
Letzteres dient nicht zuletzt der Konsolidierung und Begründung des teiloberzentralen Status 
des Städtedreiecks. Diese drei Ebenen sollen in zweierlei Hinsicht miteinander vernetzt 
werden: Zum einen erfolgt dies thematisch, indem etwa wichtige Kultur-, Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen zu einem funktionsteiligen Verbund entwickelt, vermarktet und 
entsprechend gefördert werden sollen und zum anderen infrastrukturell mit dem Ausbau des 
verbindenden Verkehrsnetzes. 









Sanierung, Revitalisierung und Um- bzw. 
Nachnutzung von Altstandorten  











Funktionale Aufwertung bestehender 
Einrichtungen von Kultur, Bildung und 
Tourismus zur Intensivierung und 




Freiraumschutz und –entwicklung, v. a. auch im Hinblick auf Erholung und Fremdenverkehr 
Eigene Darstellung  
Wesentlich für die Erarbeitung und Umsetzung der Schlüsselaufgaben bzw. Handlungs-
erfordernisse ist schließlich die organisatorische Ausgestaltung der Kooperation. Dafür 
wurde als freiwilliger Zusammenschluss gleichberechtigter und nach wie vor autonomer 
Partner im Städteverbund eine „besondere Arbeitsgemeinschaft“ nach § 5 des Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit vorgesehen, die über einen öffentlich-
rechlichen Vertrag begründet werden sollte.98 Inhaltliche Leitlinie der Zusammenarbeit ist das 
REK. Als Organe des Städteverbunds bestimmt wurden ursprünglich das Kommunalforum 
als „Plattform des Dialogs mit übergeordneten Politik- und Verwaltungsbereichen“ (Usbeck 
GmbH 1996, S. 46), der Rat der Bürgermeister als entscheidungsvorbereitendes und koordi-
nierendes Gremium, die Lenkungsgruppe mit ihrer koordinierenden, inhaltlich konkreti-
sierenden und gegenüber dem Rat der Bürgermeister vorbereitenden Funktion sowie die 
themenspezifischen Arbeitskreise bzw. –gruppen. Letzere wurden zu den Bereichen 
„Wirtschaft, Raumentwicklung, Umwelt“, „Verkehr, Infrastruktur“, „Oberzentrale Funktionen“ 
                                                
98 Im Gegensatz zur einfachen kommunalen Arbeitsgemeinschaft sind die an einer besonderen kommunalen 
Arbeitsgemeinschaft beteiligten Kommunen an die Beschlüsse gebunden, sofern eine entsprechende 
Übereinstimmung vorliegt. Dies betrifft sowohl Beschlüsse in Einzelfragen als auch solche über Angelegenheiten 
der Geschäftsführung, des Finanzbedarfs, der Verfahrensfragen und des Erlasses von Richtlinien, was ein 
mehrheitliches Votum der beteiligten Gebietskörperschaften voraussetzt. Damit werden die Vorteile der 
Arbeitsgemeinschaften als Kooperationsform zur effizienten Nutzung bestehender Verwaltungen mit der 
Vermeidung des Nachteils der Unverbindlichkeit verknüpft (vgl. Winkel 1998, S. 35f.). 
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sowie „Wissenschaft, Bildung, Kultur“ eingerichtet (vgl. Franz 1997, S. 63). Zur fachlichen 
und organisatorischen Begleitung wurde zunächst die Tätigkeit eines externen und damit 
neutralen Moderators angeregt; allerdings sollte dieser nach einer Anlaufphase durch einen 
regionalen Moderator ersetzt werden, wie ihn die LEG Thüringen in Form eines Regional-
büros mit einem vom Städteverbund beauftragten Regionalmanager (s.u. Teilkapitel 5.5) 
stellt. Als kommunale Akteure des Städteverbunds wurden zunächst nur Bad Blankenburg, 
Rudolstadt und Saalfeld mit Anbindung der Gemeinde Unterwellenborn bestimmt, darüber 
hinaus wurde empfohlen, die Aufnahme weiterer Kommunen und juristischer sowie natür-
licher Personen bzw. Körperschaften in Erwägung zu ziehen. 
Auch wenn das REK mit seinen mehr oder weniger umsetzungsreifen Zielen und 
Maßnahmen99 keine Verbindlichkeit im formaljuristischen Sinn beansprucht, so wurde jedoch 
durch die beteiligten Kommunen ein Beschluss zur Selbstbindung gefasst und somit die 
politische Beachtung bzw. „Politikfähigkeit“ (Usbeck 1998, S. 110) erreicht. 
5.4 Regionaler Raumordnungsplan Teil B (1999) 
Der Teil B des Regionalen Raumordnungsplans (RROP) deckt die raumordnerisch 
relevanten Ziele zu den einzelnen Fachplanungen bzw. –politiken ab. Im Hinblick auf ein 
RFM sind daher insbesondere die Bereiche Wirtschaft, Fremdenverkehr, Bildung, Verkehr 
und Siedlungs- bzw. Freiraumentwicklung von Bedeutung. Hierzu wird im Folgenden ein 
Abgleich mit den Zielsetzungen des REK von 1996 vorgenommen, wobei Konkretisierungen 
und Ergänzungen besonders hervorgehoben werden. 
Oberste Leitlinie für das RFM ist das Ziel einer kooperativen und koordinierten Entwicklung 
der Siedlungs- und benachbarten Freiraumstruktur, wozu auch die Verbesserung der 
überregionalen Verkehrsanbindung sowie der Aufbau eines integrierten ÖPNV-Systems für 
die Stadt-Umland-Region gerechnet wird (Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen 
1999, 11.3.4/.5). In diesem Zusammenhang werden konkrete Vorhaben genannt, die 
Bestandteil der Maßnahmen des REK sind. Zu den Handlungsbereichen gehören die 
funktionale Ordnung und Entwicklung der Siedlungsstrukturen in Saalfeld, die Ergänzung 
des Freizeitangebots durch das Erlebnisbad in Rudolstadt sowie die effektive Nutzung und 
Aufwertung des östlichen Stadtgebiets von Rudolstadt bzw. des Kurgebiets von Bad 
Blankenburg (ebd., 11.4.4). 
Darüber hinaus lassen sich unter das Ziel der koordinierten und kooperativen, d.h. 
arbeitsteiligen Entwicklung einzelner Funktionen insbesondere die verschiedenen Einrich-
tungen des Gesundheits-, Kultur- und Bildungswesens subsumieren, welche zum einen den 
oberzentralen Teilstatus konstituieren und zum anderen wesentliche Bestandteile des 
vernetzten Gesamtstandortes „Städtedreieck am Saalebogen“ bilden und deshalb im REK 
enthalten sind. Der Übersichtlichkeit halber werden im Folgenden die wesentlichen Einrich-
tungen tabellarisch mit ihren Entwicklungsrichtungen sowie der jeweiligen Fundstelle 
aufgelistet. 
 
                                                
99 So ist der Katalog der einzelnen Handlungserfordernisse auf Ebene des Bundes, Landes und des 
Städteverbundes recht umfangreich und impliziert damit eine differenzierte Umsetzungswahrscheinlichkeit, v.a. 
gemessen an den jeweiligen Zeiträumen. 
Kapitel 5: Normative Grundlagen des RFM im Saalebogen 103 
Tabelle 5-2: Flächennutzungsrelevante Einrichtungen im Städtedreieck am Saalebogen 
Funktionsbereich / Einrichtung Entwicklungsrichtung Fundstelle im RROP
Gesundheitswesen und Sport 
Thüringen Klinik „Agricola“ Saalfeld Erhalt und bedarfsgerechter Ausbau, hier: Neubau 




Entwicklung von Bad Blankenburg zum Kurort mit 
Heilquellenbetrieb sowie von Saalfeld-Süd zum 
Kurbereich, dazu Entwicklung der zugehörigen 
infrastrukturellen, städtebaulichen und landschaft-
sgestalterischen Maßnahmen  
12.2.1.5 
Erlebnisbad Rudolstadt-Volkstedt Errichtung zur Komplettierung des Freizeitan-




Schrittweiser Ausbau zum Sportkomplex mit zen-
tralen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten, mit 
einem breit gefächerten Angebot für Behinder-
tenrehabilitation und –sport 
12.4.3.1 / 13.2.3.5 
Bildung und Forschung 
Fachhochschule für Forstwirtschaft 
in Schwarzburg 
Standörtliche Zusammenführung von Forschung 
und Lehre, baulich/räumlicher Ausbau, Abklärung 
des Fächerspektrums (Forstwirtschaftliche Natur- 
und Landschaftspflege), Erweiterung des Lehr-
bereiches und Studentenkreises sowie verstärktes 




Ansiedlung einer weiteren Fach-
hochschule 
Schaffung der Voraussetzungen hierfür im Hinblick 
auf die erforderliche Standortvorsorge  
Mittelzentrum mit oberzentraler Teilfunktion 
Rudolstadt / Saalfeld als geeigneter Standort 
13.3.1.2 mit Be-
gründung 
Staatliche medizinische Fachschule 
Saalfeld 
Baulich-räumliche und funktionale Aufwertung 13.2.2.2 
„Villa Bergfried“ Saalfeld Ausbau zu einem attraktiven Gesundheits- und 
Fortbildungszentrum mit bundesweiter Bedeutung 
13.2.3.5 
Fortbildungszentrum Bad Blan-
kenburg zur Fröbel- und Spiel-
pädagogik 
Im Verbund mit Fröbel-Museum Entwicklung zu 
einer Weiterbildungs-, Forschungs- und 
Modelleinrichtung mit bundesweiter Bedeutung; 
Ausbau zu Präsentationsstelle 
13.2.3.5 / 13.4.2.5 
Thüringer Institut für Textil- und 
Kunststoffforschung Rudolstadt/ 
Thüringer Verfahrenstechnisches 
Institut für Umwelt und Energie e. V. 
Saalfeld 
Neuansiedlung von speziellen Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen; 
Ausbau bestehender Einrichtungen möglich zur 








Fröbel-Museum“ Bad Blankenburg 
Diese Museen mit überregionaler und z.T. 
nationaler Bedeutung sollen vorrangig erhalten, 




Dauerhafter Erhalt und Nutzbarkeit für die Öffent-
lichkeit  
13.4.3.6 
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1999 
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Insgesamt stimmen die im RROP und REK behandelten Einrichtungen und die damit 
verbundenen Zielsetzungen weitgehend überein, wobei sich einige Aussagen im RROP zur 
Weiterentwicklung erst aus den Begründungen ergeben. Überhaupt enthält der RROP einige 
Aussagen zu sonstigen höherrangigen Einrichtungen wie Sport- und Freizeitanlagen in den 
Großwohngebieten von Saalfeld-Gorndorf, Rudolstadt-Volkstedt und Rudolstadt-West, die 
Ansiedlung eines Berufskollegs im Saalebogen sowie die zu unterstützende Einrichtung 
einer Berufsakademie. Damit geht das RROP z.T. über das REK hinaus. 
Vor dem Hintergrund der Funktionsteilung im Städteverbund und der dadurch bezweckten 
zentralörtlichen Aufwertung des Gesamtstandorts Städtedreieck umfasst die Koordination im 
RROP nicht zuletzt auch ausdrücklich den Einzelhandel und die Stärkung der Innenstädte 
(Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1999, 4.3.3.3/.4). Die baulich-funktionale 
Aufwertung von Einzelhandelsstandorten wird etwa durch die Zielsetzung angestrebt, 
städtische Siedlungsgebiete bzw. die Stadtkerne zu sanieren und weiterzuentwickeln. Der für 
ein RFM typischen Priorisierung entspricht insbesondere, dass vorrangig in den genannten 
Gebieten großflächige Betriebsformen des Einzelhandels und ergänzende zentrenrelevante 
Funktionen angesiedelt werden sollen (ebd., 11.4.4, 11.5.3, 11.6.3.1). Immerhin wird im REK 
von 1996 die funktionsteilige Entwicklungsrichtung Saalfelds als Einkaufszentrum 
hervorgehoben (Usbeck GmbH 1996, S. 8). Dies verdeutlicht, dass die durch die 
Regionalplanung getroffenen verbindlichen, aber räumlich generalisierten Festlegungen 
durch das REK präzisiert werden.  
Die Ziele zur wirtschaftlichen Entwicklung umfassen im Hinblick auf ein RFM sowohl 
quantitative als auch qualitative Aussagen. Die bedarfsgerechte Flächenentwicklung soll 
durch ein Flächenmanagement sichergestellt werden, mit dem kurzfristig Flächen in den 
Entwicklungsschwerpunkten bereitgestellt werden sollen (ebd., 4.1.6).100 Als höherrangige 
zentralen Orte stellen Rudolstadt und Saalfeld dabei Schwerpunkte der wirtschaftlichen 
Entwicklung dar, die in der Funktion von regionalen Innovationskernen vorrangig zu erhalten 
und auszubauen sind (ebd., 4.1.3 i. V. m. 4.1.5 und 11.6.1.1). Ziel des Flächenmanagements 
soll es sein, durch gewerbliche Innenentwicklung bzw. Brachflächenrevitalisierung die 
Inanspruchnahme von Freiräumen oder landwirtschaftlichen Nutzflächen zu minimieren 
(ebd., 4.1.7). Genannt werden in diesem Zusammenhang die militärischen Konversions-
flächen Rudolstadt-Schaala sowie Saalfeld-Beulwitz mit einer jeweils gemischten Nach-
nutzung als Gewerbe- und Wohnstandort sowie die beiden wichtigsten industriell-
gewerblichen Standorte Maxhütte Unterwellenborn sowie Rudolstadt-Schwarza. Darüber 
hinaus werden ehemalige militärische Liegenschaften im Saalebogen, die sich aufgrund ihrer 
dezentralen siedlungsstrukturellen bzw. verkehrlichen Lage weniger für eine bauliche 
Nachnutzung eignen, zur Renaturierung vorgesehen (ebd., 11.6.4.4). 
Neben den bereits oben erörterten Aufgaben bezüglich der Sanierung, Revitalisierung und 
Umstrukturierung der betreffenden Standorte sind insbesondere die mit der Entwicklung bzw. 
Nutzung verfolgten Ziele relevant für die durch ein RFM angestrebte Verbesserung der 
standörtlichen und funktionalen Qualitäten (vgl. oben Kapitel 3.4), die zum einen in der 
umweltfreundlichen Entwicklung von Industrie- und Gewerbestandorten und zum anderen in 
deren internationalen Konkurrenzfähigkeit bestehen sollen (ebd., 4.2.4.2/.3).101 Letztere soll 
nicht zuletzt durch die Ansiedlung von Zulieferern und produktionsorientierten Dienstleistern 
gefördert werden, zu denen etwa auch Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen wie das 
Thüringer Institut für Textil- und Kunststoffforschung sowie das Technologie- und 
                                                
100 Allerdings erfolgt die Darstellung der industriell-gewerblichen Flächen nur als nachrichtliche Übernahme der 
Bauleitplanung, vgl. Abbildung 5-4. 
101 Diese Qualitätsziele lassen sich etwa durch die geringe Inanspruchnahme von neuen Flächen, die Einhaltung 
von Emissionsstandards sowie das Engagement internationaler Investoren bzw. die Exportquote beurteilen. 
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Gründerzentrum mit dem Institut für Kunststoffrecycling in Rudolstadt gehören (ebd., 4.2.3.6, 
Begründung zu 4.2.4.3). 
Für die Wohnfunktion werden Aussagen analog zum Gewerbe getroffen. So sollen neue 
Vorhaben, die über den Eigenbedarf hinausgehen, vorrangig in den zentralen Orten der 
höheren Stufe verwirklicht werden. Im Zuge der Bestandsentwicklung wird allerdings auch 
die Verbesserung der Wohnbausubstanz vorgegeben, die sich v.a. auf bestimmte Maß-
nahmen (Sanierung, Wohnumfeldverbesserung, Verbesserung der Verkehrsverhältnisse) 
sowie explizit genannte Gebiete bzw. „regionale Schwerpunkte“ wie Saalfeld-Gorndorf und 
Rudolstadt-Schwarza bezieht (ebd., 11.6.2.2). Eine weitere qualitative Zielsetzung betrifft die 
standortangepasste und hochwertige Wohnbebauung am Hangfuß des Schiefergebirges in 
Saalfeld (ebd., 11.7.1.6 mit Begründung). Damit geht das RROP deutlich über die im REK 
von 1996 vorgesehenen Handlungsbereiche hinaus. 
Was die fachlichen Aussagen zum Verkehr im Hinblick auf die Qualifizierung der zu 
entwickelnden Standorte anbelangt, so werden hierzu im RROP grundsätzlich zweierlei 
Aussagen getroffen. Zum einen wird das Schienen- und Straßennetz nach den jeweiligen 
Verbindungsfunktionen im zentralörtlichen Gefüge kategorisiert, woraus Bedienungs- bzw. 
Ausbaustandards abgeleitet werden. Dies dient vor allem auch der Trassensicherung für 
bestimmte Bauvorhaben. Zum anderen finden sich im RROP Ziele zur Schaffung von 
Umsteigeknoten zwischen Nah-, Regional- und Fernverkehr bzw. den einzelnen Verkehrs-
mitteln (öffentlich, privat). Schließlich sind auch Aussagen zum Stadtverkehr formuliert.  
Der Bahnhof Saalfeld fungiert als bedeutendster Knoten im Bahnverkehr, treffen hier doch 
großräumige und überregionale Verkehre (ICE-Linie Berlin-Leipzig-Nürnberg-München; RE-
Linien Saalfeld-Erfurt, Saalfeld-Blankenstein und Saalfeld-Gera) mit regionalen bzw. lokalen 
Busverkehren zusammen (ebd., 9.3.1.1 ff.). Hierfür soll der Bahnhofsbereich baulich sowie 
funktional aufgewertet werden einschließlich der Schaffung von Park- bzw. Bike&Ride-
Flächen sowie von Informationssystemen. Diese Zielsetzung, die unmittelbar mit Fragen der 
Intensivierung der Flächennutzung und des Flächenmanagements verbunden ist, gilt 
entsprechend auch für die Bahnhofsbereiche von Rudolstadt und Bad Blankenburg (ebd., 
9.2.1.1) und ist nicht zuletzt als Maßnahmenschwerpunkt im REK enthalten. Dazu gehört 
auch die Beschleunigung der städtischen Busverkehre mittels Maßnahmen des 
Verkehrsraummanagements zur schnelleren Erreichbarkeit einzelner Standorte (ebd., 
Begründung zu 9.2.8).  
Entsprechende Aussagen wurden im RROP auch für das klassifizierte Straßennetz im 
Saalebogen getroffen, wobei hier explizit auf die Anbindung des Saalebogens an das Fern-
straßennetz (insbesondere die Verbindungsstraßen an die A 9 und 71102), die innerregionale 
sowie örtliche Erschließung eingegangen wird. Im Städtedreieck betreffen konkrete 
Ausbaumaßnahmen insbesondere einzelne Ortsumgehungen (Rudolstadt-Schwarza und 
-Nord bzw. -Ost, Unterwellenborn) oder die Nordtangente von Saalfeld, welche auch im 
Bundesverkehrswegeplan als vordringlich eingestuft wurden (ebd., 9.4.1.9). Der Verlauf der 
Trassen in Rudolstadt-Schwarza sowie in Saalfeld-Gorndorf bzw. Unterwellenborn war zur 
Beschlussfassung des RROP bereits soweit geklärt, dass eine Eintragung in die Raum-
nutzungskarte erfolgen konnte. Insgesamt zielen die Festlegungen im RROP darauf ab, das 
höherrangige Straßennetz, das die Anbindung des Saalebogens sicherstellt, in seiner 
Leistungsfähigkeit auch für den lokalen Verkehr zu stärken. Neben der Anbindung bzw. 
Erschließung konkreter Gebiete geht es darüber hinaus noch um die raumstrukturell bzw. 
                                                
102 Hierzu erfolgt auch die Festlegung einer Vorzugsvariante für die Zufahrt zur BAB 71 über Traßdorf im Zuge 
der L 1048 (Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1999, 9.4.1.10). 
106 Kapitel 5: Normative Grundlagen des RFM im Saalebogen 
städtebaulich verträgliche Einbindung der Vorhaben, wie es auch der Intention des REK 
entspricht (Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur, Entlastung). 
Zur wirtschaftsnahen Infrastruktur im REK gehört auch die Zielsetzung, den Güterverkehr 
von der Straße auf die Schiene zurück zu verlagern. Hierzu bestimmt der RROP, dass die 
noch vorhandenen Güterumschlagstellen in Saalfeld und Unterwellenborn erhalten und 
ausgebaut werden sollen (ebd., 9.3.4.1). Dies schließt auch den anzustrebenden Erhalt und 
Ausbau von Anschlussbahnen sowie anderen privaten Gleisanschlüssen ein (ebd., 
9.3.4.4).103 Zur Verknüpfung der einzelnen Transportträger sehen REK wie RROP die 
Schaffung eines zentralen Umschlags-, Service- und City-Logistik-Komplexes im Städtedrei-
eck vor, ohne allerdings einen konkreten Standort festzulegen. 
Im Untersuchungsraum bildet nicht zuletzt der Bereich Fremdenverkehr und Erholung einen 
wichtigen wirtschaftlichen Schwerpunkt als Einnahmequelle sowie als Standortfaktor. Aller-
dings überwiegen in den Zielen allgemeine qualitative sowie funktionale Aussagen (Rudol-
stadt und Saalfeld als Städte mit Bedeutung für den Stadt-, Bildungs- und Kulturtourismus, 
Bad Blankenburg als regional bedeutsamer Fremdenverkehrsort). Für ein RFM relevant sind 
insbesondere die Randbereiche des Thüringer Waldes westlich und südlich von Saalfeld 
bzw. Bad Blankenburg, im RROP als „Vorbehaltsgebiete für Fremdenverkehr und Erholung“ 
ausgewiesen (s.u. Abbildung 5-4). Hier überlagert sich die Erholungsfunktion einschließlich 
ihrer infrastrukturellen Voraussetzungen und Erlebnisangebote mit ökologischen Schutz- und 
Entwicklungserfordernissen, wie sie sich aus der bestehenden Ausweisung als Vorrang-
gebiet für Natur und Landschaft sowie der als Naturpark geplanten ergeben und eine 
entsprechende Zonierung der verschiedenen Nutzungsansprüche verlangen (ebd., 7.3.3.1). 
Zusätzlich zum REK 1996 ist im RROP vorgesehen, zwei Tiergehege im Gebiet 
„Freizeitbereich Feengrotten“ in Saalfeld sowie „Burg Greifenstein“ bei Bad Blankenburg 
einzurichten und damit einen Freizeitkomplex um die Feengrotten in Saalfeld auszubilden. 
Während jedoch im REK eine abgestimmte und funktionsteilige Entwicklung des Kurbereichs 
von Bad Blankenburg sowie der Einrichtungen zur gesundheitlichen Rehabilitation im Sinne 
eines Funktions- und Kooperationsverbunds formuliert ist (Usbeck GmbH 1996, S. 40), 
beschränkt sich das RROP auf die jeweilige Weiterentwicklung beider Standorte (Regionale 
Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1999, 11.4.4.; 11.7.1.6 mit Begründung, s. o.). Die 
konkrete Ausgestaltung dieser Zielsetzungen ist folglich der kooperativen Umsetzung im 
Zuge des REK vorbehalten. 
Zum Schutz und zur Entwicklung der Freiraumfunktionen werden im RROP v.a. regionale 
Grünzüge und Vorranggebiete ausgewiesen (vgl. Abbildung 5-4).104 Während erstere die 
Sicherung des Freiraums insgesamt zum Ziel haben und so mehrere Funktionen ein-
schließen, sollen letztere einzelne Funktionen bzw. Nutzungen schützen, sind also nur 
bedingt überlagerungsfähig. Im Städtedreieck wurde insbesondere im Saaletal ein regionaler 
Grünzug bestimmt mit der Zielsetzung, den Boden zu schützen, nicht zuletzt im Hinblick auf 
eine funktionsfähige Landwirtschaft, ein Überschwemmungsgebiet zu sichern, den 
Biotopverbund zu erhalten und aufzuwerten (v.a. bei der Aufgabe von Kiesgebieten) sowie 
die Bedingungen für die Naherholung zu verbessern. (ebd., 11.7.1.3, RGZ 13105). Dies wird 
                                                
103 Im REK (Usbeck 1996, 35) betrifft dies die Gleisanschlüsse der großen industriell-gewerblichen Standorte 
Rudolstadt-Ost, Schwarza, „Geraer Bahnbogen“ Saalfeld, Stahlwerk Thüringen Unterwellenborn sowie das 
Gewerbegebiet Bad Blankenburg-Ost. 
104 Regionale Grünzüge sind Bereiche im Freiraum mit verschiedenen Funktionen, die von Besiedlung 
freizuhalten sind. Vorranggebieten hingegen dienen dem uneingeschränkten Schutz einzelner Nutzungen wie 
z.B. Natur und Landschaft, Wasserwirtschaft, Land- oder Forstwirtschaft, so dass andere Nutzungen erstere nicht 
beeinträchtigen dürfen, vgl. Domhardt 2005. 
105 „RGZ“ bedeutet regionaler Grünzug und ist im RROP mit den entsprechenden Nummern unter Angabe von 
gebietsspezifischen Entwicklungszielen bzw. Maßnahmen enthalten. 
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noch untersetzt durch allgemeine Maßnahmen zur Gestaltung von hochwassergefährdeten 
Bereichen wie die Vergrößerung der Auewiesen und –wälder und die Herstellung von Still- 
und Altwasserbereiche (ebd., 6.3.5 i. V. m. 6.1.3). Ebenso liegt für den westlichen Teil des 
Weiratals bzw. der Orlasenke eine Festlegung als regionaler Grünzug vor mit der 
Zielsetzung, die Siedlungsentwicklung entlang der B 281 zu steuern, Überschwemmungs-
gebiete an der Weira zu sichern und diese zur Entwicklung des Biotopverbunds zu nutzen 
sowie die Bedingungen für die Naherholung zu verbessern (ebd., 11.7.1.3, RGZ 12).  
Die Bedeutung der landwirtschaftlichen Nutzung der Böden in diesem Gebiet wird durch die 
Ausweisung großer Teile dieses Bereichs als Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete zum „Schutz 
des Bodens als landwirtschaftliches Produktionsmittel“ noch unterstrichen (ebd., 5.2.2.2/.3). 
Weitergehende Maßnahmen zur Landschaftsentwicklung in diesem Bereich sind die 
Anreicherung landwirtschaftlicher Gebiete durch Gehölzanpflanzungen, die landschafts-
ökologische Aufwertung von Fließgewässern sowie die Renaturierung von verbauten 
Gewässern (ebd., 6.3.6). 
Mit diesen Ausweisungen bzw. textlichen Festsetzungen wird nicht zuletzt auch ein 
übergeordneter Rahmen für einzelne Vorhaben wie die Erarbeitung von Sanierungs- und 
Rekultivierungs- bzw. Renaturierungskonzepten bezüglich der Altbergbaugebiete in der 
westlichen Orlasenke gesetzt, wie sie auch im REK als „Schutz- und Nutzungskonzepte“ 
vorgesehen sind.106 Einen weiteren Handlungsschwerpunkt bildet die Kulturlandschafts-
entwicklung. Hierzu beinhaltet der RROP Aussagen bezüglich der Erhaltung, Pflege und 
kleinräumigen Vernetzung von Parkanlagen (Schlossgarten Heidecksburg, Park Bergfried 
Saalfeld) sowie hinsichtlich des Schutzes landschafts- und ortsbildprägender Hanglagen und 
Kuppen wie die Hänge des Saaletals oder die Burg Greifenstein in Bad Blankenburg (ebd., 
11.5.6/11.7.1.6). Zudem werden als regionale Schwerpunkte der Gestaltung konkrete 
innerörtliche Grünflächen und –anlagen wie die Saaleaue und –terassen in Saalfeld sowie 
die Saaleaue mit dem Heinrich-Heine-Park in Rudolstadt benannt (ebd., 11.7.2.1). Dort 
sollen ferner Flächen für Sport, Erholung und Freizeit geschaffen und in die Flusslandschaft 
eingepasst werden - dies betrifft auch die Aufwertung der Schwarzaaue mit Sportschule und 
–anlagen sowie den Kurpark in Bad Blankenburg und die Vernetzung im nordöstlichen 
Bereich des Landschaftsschutzgebietes zwischen Bad Blankenburg, Unterwirbach und 
Saalfeld (ebd., 11.7.2.3). Insofern werden durch den RROP konkrete Schwerpunkte mit 
Maßnahmen bestimmt, welche im Rahmen von landschaftspflegerischen Konzepten orts-
spezifisch umzusetzen sind.107 Zugleich entsprechen die genannten Vorhaben dem 
Handlungsfeld der Landschaftsentwicklung, wie sie einen Bestandteil des REK von 1996 
darstellt und für die anvisierte regionale Landesgartenschau im REK von 2002 von 
Bedeutung ist. 
Als Zwischenfazit bleibt festzuhalten, dass der RROP Teil B sehr detaillierte Entwicklungs-
ziele in Form von einzelnen flächen- bzw. standortbezogenen Vorhaben beinhaltet. Dies wird 
nicht zuletzt dadurch verständlich, dass die Kommunen des Städtedreiecks hierzu eine 
gemeinsame Stellungnahme abgegeben haben (LEG Thüringen 2002, S. 23). Dabei wird im 
RROP das Städtedreieck als Modellvorhaben herausgestellt und mit den Projekten ein weiter 
Rahmen abgesteckt, welcher Anknüpfungspunkte für Maßnahmen im bspw. bezüglich 
                                                
106 Konkrete Standorte hierfür aus dem REK sind die Altbergbaugebiete Roter Berg, Bereich Kamsdorf, Bereich 
Geraer Bahnbogen und der Bereich nördlich der Eisenbahnlinie Saalfeld-Pößneck (vgl. Usbeck GmbH 1996, S. 
42). 
107 Der Konkretisierungsgrad der Ziele zur Freiraumentwicklung sowie der Maßnahmenbezug in den 
thüringischen RROP resultiert freilich aus der Primärintegration der Landschaftsrahmenplanung in die 
Regionalplanung. Die Belange von Natur und Landschaft werden so unmittelbar mit den übrigen Erfordernissen 
abgewogen und erlauben bzw. bedingen eine größere Aussagenschärfe (vgl. Erbguth/Müller/Koch 1999, S. 154, 
163). 
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Freiraumentwicklung noch zu konkretisierenden REK liefert. Gleichwohl werden im RROP 
keine weiteren Vorgaben bezüglich der intraregionalen Koordination formuliert, was etwa 
eine Zuordnung von Funktionen und damit verbundenen Projekten betrifft. Folglich obliegt 
dies der interkommunalen Kooperation im Zuge des REK, was auch angesichts der 
kommunalen Planungskompetenz nachvollziehbar ist. 
 
Abbildung 5-4: Auszug aus der Raumnutzungskarte des RROP Ostthüringen 
Quelle: RROP Ostthüringen 
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Abb. 5-4 Fortsetzung: Legende 
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5.5 Flächennutzungspläne und Stadtentwicklungskonzepte (1992-2003) 
Vor dem Hintergrund der Fragestellung, inwieweit das RFM in der kommunalen Planung 
Beachtung findet, ist eine Analyse der diesbezüglichen Pläne und Konzepte aufschlussreich. 
Allerdings können eigentlich nur solche mit dem REK verglichen werden, die danach 
entstanden sind. Dies betrifft den Entwurf der FNPs sowie des Stadtentwicklungskonzepts 
von Saalfeld. 
Gleichwohl finden sich im einzigen rechtsgültigen FNP, der 1992 von der Stadt Rudolstadt 
beschlossen wurde, bereits Aussagen, welche sich auf das Städtedreieck beziehen. So wird, 
aufbauend auf dem gemeinsamen zentralörtlichen Status, der Bereich von Rudolstadt und 
Saalfeld als „regionaler Entwicklungsraum“ bezeichnet (Stadt Rudolstadt 1992, S. 18). 
Weiterhin wird bereits zu diesem Zeitpunkt eine industriell-gewerbliche Schwerpunktsetzung 
im Hinblick auf eine verbesserte Ausnutzung der Gebiete Schwarza und Ost vorgenommen 
(ebd., S. 16, 18). Weitere Ziele der Stadtentwicklung hinsichtlich Zentrenentwicklung, 
(Altstadt-) Sanierung bzw. Wohnumfeldverbesserung decken sich mit dem REK und zeigen, 
dass diese dort später eingeflossen sind. Analog dazu werden im FNP-Entwurf von Bad 
Blankenburg alle drei Städte als Siedlungsschwerpunkt mit oberzentralen Einrichtungen 
hervorgehoben und eine funktionsräumliche Arbeitsteilung zwischen den Städten angestrebt, 
wobei auf die zentralitätsrelevante Ausstattung mit der Landessportschule, der Kur- und 
Erholungseinrichtungen sowie dem Industrie- bzw. Gewerbegebiet hingewiesen wird (Stadt 
Bad Blankenburg 1992, S. 4ff.).108 Ferner sollen nach diesem Plan die industriell-
gewerblichen Entwicklungsmöglichkeiten durch Neustrukturierung und Umwidmung des 
bestehenden Gebiets Bad Blankenburg-Ost verbessert werden, was bereits realisiert wurde 
und heute nur noch in Teilbereichen aktuell ist. 
Im neuesten Entwurf des FNP von Saalfeld wird in den Zielen eine weitere gewerbliche 
Außenentwicklung ausgeschlossen, wobei die Arrondierung bestehender Gebiete möglich 
sein soll (Stadt Saalfeld 1999, S. 54ff.), so z.B. in den RFM-Standorten Beulwitz und dem 
Maxhüttengelände109. Die allgemeinen Zielsetzungen zur Stadtentwicklungspolitik beinhalten 
keine Aussagen mit einem direkten Bezug zum Städtedreieck bzw. RFM, allenfalls das 
„Wachstum der Kernstadt als Ziel einer optimierten Siedlungsflächenpolitik“, die Restruk-
turierung gewerblicher und militärischer Konversionsflächen sowie die Nutzung der 
Innenstadt zu Wohnzwecken werden hier formuliert (ebd., S. 67ff.), wie sie auch im REK von 
2002 zu lesen sind. Dem entspricht auch die Rekultivierung bzw. Renaturierung von 
militärischen Konversionsflächen zur Einbindung in den „regionalen Grünverbund des 
Städtedreiecks“ sowie die Ausweisung eines Rehabilitations-Komplexes neben der 
Thüringen-Klinik zur bedarfsgerechten Entwicklung einer überregional wirkenden Gesund-
heitseinrichtung (ebd., S. 75, 78), welche im REK von 1996 vereinbart wurde. 
Das Stadtentwicklungskonzept in seinem jetzigen Entwurfsstadium (Stadt Saalfeld 2003) 
weist als jüngstes Dokument einige Anknüpfungspunkte an das REK auf. Neben der 
Erwähnung der funktionsteiligen Entwicklung im Städtedreieck, dessen räumliche Erwei-
terung als „perspektivisch sinnvoll“ (ebd., S. 3) betrachtet wird, spielen die gemeinsame 
Vermarktung der touristischen Aufgabenschwerpunkte (Rudolstadt als Residenzstadt, 
Saalfeld als „Steinerne Chronik“ und Feengrotte sowie Kurstadt Bad Blankenburg) und die 
Verknüpfung bzw. Profilierung der entsprechenden (Kultur-)Einrichtungen wie des Thüringer 
Landestheaters eine wichtige Rolle (ebd., S. 18, 22), wobei verschiedene Spielstandorte 
berücksichtigt werden. Darüber hinaus stellen die Schaffung eines gemeinsamen Radweges, 
                                                
108 Insofern wird bereits hier deutlich, dass schon früh Bad Blankenburg die Partizipation am zentralörtlichen 
Status von Saalfeld und Rudolstadt anstrebte und sich von daher ein Anreiz zur Kooperation ergab. 
109 Saalfeld verfügt über einen ca. 30 ha großen Anteil am Gesamtgelände der Maxhütte. 
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die Realisierung eines attraktiven SPNV-Angebots sowie die Ausprägung der Saale als 
Hauptgrünzug weitere verbindende Handlungsfelder dar (ebd., S. 20, 33), die über die 
Stadtentwicklung von Saalfeld im engeren Sinne hinausgehen. Erwartungsgemäß sind im 
Leitbild bzw. den Aussagen zum Schulwesen als kommunaler Domäne (ebd., S. 10f., 23) 
keine entsprechenden Aussagen zu finden, wiewohl die Profilierung der Gymnasialstandorte 
im REK von 2002 thematisiert wird. 
Insgesamt zeigt sich also eine gewisse Übereinstimmung zwischen den städtebaulichen 
Dokumenten und den REK, wobei dorthin zahlreiche städtebauliche Zielsetzungen übernom-
men wurden. Diese wurden folglich als regional bedeutsam definiert und damit auch förder-
politisch herausgestellt. Allerdings sollten in der Fortschreibung des REK wiederum 
Schwerpunkte gesetzt werden (s.u.). In Anbetracht der engen wirtschafts- und siedlungs-
strukturellen, verkehrlichen und räumlichen Verflechtungen im Städtedreieck stellt sich bei 
der anstehenden Aufstellung der Pläne und Stadtentwicklungskonzepte die Aufgabe der 
vertieften Abstimmung und Koordination, welche nicht zuletzt die Option einer gemeinsamen 
Planung einschließt.110 Dabei könnten verstärkt regionale Belange aus dem REK in die 
städtebauliche Planung einfließen. 
5.6 Fortschreibung des Regionalen Entwicklungskonzepts (2002): Inhaltliche, 
methodische und organisatorische Fortentwicklung 
Ende 2002 erfolgte eine Fortschreibung des REK. Diese war notwendig geworden, weil sich 
einerseits die Rahmenbedingungen wie Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung seit der 
ersten Fassung von 1996 geändert hatten und andererseits einige Schlüsselprojekte bereits 
umgesetzt werden konnten. Dazu gehören die Umstrukturierung bzw. Revitalisierung der 
industriellen Altstandorte Maxhütte Unterwellenborn, Rudolstadt-Schwarza sowie des Indus-
trie- und Gewerbegebiets Bad Blankenburg-Ost, wo mittlerweile neue Produktionsstätten 
(u.a. Arbed Luxemburg und Aligned Signal in der traditionellen Stahl- bzw. Chemieindustrie) 
entstanden sind, sowie der Bau des Erlebnisbades „Saalemaxx“ in Rudolstadt-Volkstedt, die 
Errichtung eines neuen Busbahnhofs in Saalfeld, die Realisierung eines Busbeschleuni-
gungskonzepts, der Bau einer Vierfeldersporthalle und die Sanierung der Stadthalle in Bad 
Blankenburg. Insgesamt ging es bei der Fortschreibung also darum, sich neuen Gegeben-
heiten anzupassen und Handlungsschwerpunkte neu zu definieren bzw. zu bewerten. 
Stand bis zur Jahrtausendwende der Neu- und Ausbau der technischen und sozialen 
Infrastruktur im Vordergrund, so werden seither vorrangig Strategien einer Bestands- und 
Innenentwicklung im Sinne einer Stärkung endogener Potenziale verfolgt. Dies schließt im 
Zuge des Stadtumbaus Rückbaumaßnahmen zur Konsolidierung des Wohnungsmarktes 
ausdrücklich ein (Kollatzsch 2003, S. 74ff.). Neue Vorhaben wie die Schaffung einer 
Fachhochschule im Städtedreieck, die Ziel bzw. Maßnahmenschwerpunkt des ersten REK 
war, sind daher nicht mehr vorgesehen. 
Diese Neuerung wird bereits beim Vergleich der übergeordneten Leitbilder erkennbar: 
                                                
110 Immerhin ist im REK von 2002 (LEG 2002, S. 93 i.V.m. 102) ein „abgestimmter Flächennutzungsplan“ als 
„informelles Planungsinstrument“ vorgesehen. 
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Tabelle 5-3: Leitbildvergleich in den REK von 1996 und 2002 
Leitbild REK 1996 Leitbild REK 2002 
„Entwicklung des Städtedreiecks am Saalebogen zu 
einem leistungsfähigen Mittelzentrum mit Teilfunktionen 
eines Oberzentrums, das als Schwerpunktregion des 
Freistaates Thüringen auf der Grundlage 
funktionsteiliger Spezialisierung und gegenseitiger 
Ergänzung im Sinne eines regionalen Städteverbunds 
Versorgungs- und Entwicklungsaufgaben ausübt und 
gleichzeitig ein Bindeglied zwischen dem zentralen 
Thüringer Raum und dem oberfränkischen 










Zum Vergleich Regionaler Raumordnungsplan Ostthü-
ringen, Teil A: 
„Im Raum um Rudolstadt/Saalfeld soll die wirtschaftli-
che Leistungskraft u. a. durch Nutzung bestehender 
bedeutsamer Industrieflächen in Saalfeld, Rudolstadt-
Schwarza, Rudolstadt-Ost, Unterwellenborn und Bad 
Blankenburg weiter entwickelt werden. Dazu sind die 
vielfältigen funktionellen Verflechtungen in dem Raum, 
vor allem zwischen den Städten Saalfeld, Rudolstadt 
und Bad Blankenburg, zu verbessern.“ (Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Ostthüringen 1995, 1.3.2.6)  
„Das Städtedreieck am Saalebogen mit den 
kommunalen Partnern Rudolstadt, Saalfeld und Bad 
Blankenburg beabsichtigt, die erreichte funktionsteilige 
Entwicklung im Rahmen des Städteverbunds zu 
stabilisieren und künftig auszubauen. Insbesondere 
sollen die Erfolge im Rahmen der integrierten 
Standortentwicklung mit der Ansiedlung national und 
international bedeutsamer Unternehmen die internen 
und externen Industriekooperationsansätze verstärken. 
Nur durch Sicherung und weitere Schaffung von 
zukunftsfähigen Arbeitsplätzen, die Sicherung der 
vorhandenen Arbeitsplätze und die stetige 
Verbesserung der Lebensqualität können negative 
Entwicklungstrends, denen derzeit zahlreiche Regionen 
in den neuen Bundesländern unterliegen, abgemildert 
und umgesteuert werden. Hierzu bedarf es geeigneter 
innovativer Strategieansätze, die sowohl betriebliche 
Neuansiedlungen, Erweiterungsinvestitionen, 
Ausgründungen oder Neugründungen befördern. Neben 
einer aktiven kooperativen Standortpolitik/ 
Flächenmanagement sind stabilisierende und 
flankierende Maßnahmen in den Bereichen Ver-
kehrsinfrastruktur, Qualifizierung, Verbesserung der 
Ansiedlungsbedingungen für KMU, verstärkte 
Mobilisierung der landschaftlichen und kulturellen 
Potentiale sowie weiterhin im Rahmen der inter-
kommunalen Kooperation erforderlich.“ (LEG Thüringen 
2002, 74, Hervorh. d. Verf.) 
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach den genannten Fundstellen 
An die Stelle des übergeordneten Leitbildes sowie der Teilleitbilder ist im REK 2002 ein 
komplexes Gesamtleitbild111 getreten, das sich auf einen etablierten Städteverbund stützt 
und die zentralen Handlungsfelder Ansiedlung bzw. Erweiterung von Unternehmen, 
Verbesserung der Infrastruktur und Entwicklung der weiteren, ‚weichen‘ Umfeldfaktoren 
Landschaft und Kultur, welche die Lebensqualität insgesamt prägen, zum Gegenstand hat. 
Dabei wird vor allem auch ein Flächenmanagement im Sinne einer kooperativen 
Standortentwicklungspolitik als strategischer Ansatz angeführt. 
Diese Standortpolitik beschränkt sich nicht nur auf planerische Aspekte, sondern umfasst im 
Rahmen des Regionalmanagements auch weitere umsetzungsorientierte Aufgaben der 
Regionalentwicklung, mit denen die LEG Thüringen beauftragt worden ist, wie insbesondere 
die Fortschreibung des REK zeigt. In der Initialphase des REK (1996) ging es vor allem um 
die „Identifizierung, Koordinierung und [den] Anschub ausgewählter Schlüsselprojekte“, was 
insbesondere die „Überprüfung der REK-Maßnahmenkataloge hinsichtlich der Prioritäten-
setzung und Durchführbarkeit der Projektvorschläge, die Erstellung von Förder- bzw. 
                                                
111 Allerdings sollen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit auch weiterhin themenspezifische Leitbilder erstellt 
werden, vgl. LEG Thüringen 2002, S. 84. 
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Finanzierungskonzepten und die Erarbeitung von Modellen zur Bindung möglicher Maß-
nahmenträger“ beinhaltete (Schach 1999, S. 43). Da in der Zwischenzeit einige komplexe 
Projekte angelaufen sind und in diesem Zusammenhang neue Umsetzungsbedingungen 
(abnehmendes Wirtschaftswachstum, Bevölkerungsabnahme, rückläufige öffentliche Mittel) 
festzustellen sind, erfolgt als Reaktion darauf eine modifizierte Ausrichtung des 
Regionalmanagements. Dazu gehört zum einen der Ausbau der Netzwerke, in die insbe-
sondere verstärkt auch private Akteure einbezogen werden sollen. Im Mittelpunkt steht das 
Ziel der Bildung funktionaler Netze, welche der Zusammenführung sich gegenseitig 
ergänzender Unternehmenskompetenzen unterschiedlicher Branchen zum Zwecke der 
Kostenersparnis und Umsatzerhöhung in den Bereichen Kundenakquisition, Produktent-
wicklung, Einkauf, Vertrieb und Ver- bzw. Entsorgung dienen sollen (LEG Thüringen 2002, S. 
80f.). Von solchen „Standort- und Industriekooperationen“ sollen nicht zuletzt kleine und 
mittlere Unternehmen profitieren, welche als Teil des Netzwerks von außen besser 
wahrgenommen und in die Produktionsabläufe der strukturprägenden Branchen leichter 
eingebunden werden können. Hierzu wurden bereits zwei Unternehmerkonferenzen durch-
geführt. 
Zum anderen schlägt sich die funktionale Zusammenarbeit auch in der räumlichen Nähe und 
gegenseitigen Zuordnung von Standorten nieder; so ist es das erklärte Ziel, im Industrie- und 
Gewerbegebiet Bad Blankenburg vornehmlich kurortverträgliche und insbesondere 
technologieorientierte Betriebe anzusiedeln, die von dem nahen „Innovationsstandort 
Schwarza“ profitieren sollen (ebd., S. 26). Insgesamt geht es also um die „wahrnehmbare 
Formierung der Wirtschaftsregion durch Ausbau/Verstärkung von Kooperations- und 
Austauschbeziehungen innerhalb der Region und der Gesamtregion nach außen gegenüber 
konkurrierenden Wirtschaftsräumen“ (ebd., S. 82). Die funktional und qualitativ ausgerichtete 
Bestandsentwicklung umfasst schließlich auch verstärkte Aktivitäten im Regionalmarketing. 
Neben den zahlreichen Werbemöglichkeiten in den verschiedenen Medien und Foren 
(Presse, Plakate, Broschüren, Aufkleber bzw. Messen und Fachveranstaltungen) ist der 
Internetauftritt112 nicht zuletzt auch im Hinblick auf ein RFM relevant, zumal hier eine 
Gewerbeflächendatenbank integriert ist. 
Schwerpunkte für ein RFM sind weiterhin in den neu zugeschnittenen Handlungsfeldern 
enthalten. So umfasst das Handlungsfeld „Wirtschaft und Arbeit“ die Erschließung von 
Gewerbeflächen, weist aber auch angesichts der zunehmenden funktionalen Verknüpfungen 
(verträgliche Mischnutzungen mit nicht-störendem Gewerbe) enge Verbindungen zur 
„Siedlungs- und Freiraumentwicklung“ auf, wo das Hauptaugenmerk auf der Stabilisierung 
von Großwohnsiedlungen und der Nachnutzung ehemaliger Wohnbauflächen im Rahmen 
des Stadtumbaus liegt (vgl. Abbildung 5-5).113  
Damit wird nicht zuletzt ein gewandeltes Planungs- und Entwicklungsverständnis von 
Standorten und Flächen deutlich: Wurden in den ersten Jahren vor allem Industrie- und 
Gewerbe- sowie Wohngebiete auf alten Standorten gänzlich neu erschlossen, so stellt sich 
nun in Anbetracht der gewandelten Nachfrage von Unternehmen und Haushalten die 
Aufgabe der Konsolidierung bestehender, also in Nutzung befindlicher Gebiete. Auf gewerb-
licher Seite ist dies dadurch begründet, dass der hohe Erneuerungsbedarf der Infrastruktur, 
die hohe Kostenbelastung der Unternehmer aufgrund des Anstiegs von Ver- und 
Entsorgungsgebühren sowie das Erfordernis der vorrangigen Innenentwicklung zu einer 
                                                
112 www.saalebogen.de, Menü „Kompendium“, Punkt „verfügbare Flächen und Fördermittel“ 
113 Weitere Handlungsfelder, deren Inhalte bereits angesprochen wurden, sind: „Strategische Ebene / Planen und 
Entscheiden“, „Infrastruktur“, „Stoff- und Energieflüsse“, „Tourismus und Kultur“, „Netzwerke und Cluster“ sowie 
„Regionalmarketing / Standortakquisition“. 
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effizienteren Flächennutzung führen sollen. Die daraus resultierenden städtebaulichen Ziele 
sind (LEG Thüringen 2002, S. 26): 
• „Verbesserte Flächennutzung und bauliche Verdichtung bis max. GRZ 0,8 und GFZ 2,4 
• Detailkonzeptionen und Maßnahmenvorschläge für die jeweiligen Nutzungsparzellen 
• Planung der Umnutzungsflächen zur städtebaulich / gewerblichen Flächendisposition 
• Erneuerung und Ausbau des Erschließungssystems (Verkehr, Ver- und Entsorgung) 
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Abbildung 5-5: Raumstrukturelle Vorhaben des RFM im Saalebogen114
 
Quelle: LEG Thüringen 2002, S. 117 
Im Ergebnis soll die Bereitschaft ansässiger Unternehmen bzw. Betriebe, sich von nicht 
betriebsnotwendigen Flächen zu trennen, verstärkt werden, um die Flächenzuschnitte 
ändern und neue Betriebe ansiedeln bzw. die Gebiete anderweitig aufwerten zu können. Ein 
konkretes Beispiel hierfür ist das Gewerbegebiet Rudolstadt-Ost (W 8)115, wo eine 
„Koordination und Unterstützung von Betriebsverlagerungen“ vorgesehen ist, „um eine 
optimale Belegung in den bereits erschlossenen Gewerbegebieten zu erreichen“ (ebd., 
                                                
114 In den Konversionsflächen ist auch die Wohnnutzung enthalten. 
115 Im Folgenden werden den einzelnen Schlüsselmaßnahmen in Klammern die jeweiligen Bezeichnungen 
beigefügt, die in der Abbildung 5-5 eingetragen sind. Dabei steht „W“ für „Wirtschaft und Arbeit“ und „F“ für 
„Siedlungs- und Flächenentwicklung“ (Hervorhebung durch den Verfasser). 
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S. 97), dies betrifft etwa auch den Bereich des Geraer Bahnbogens (W 2), der als 
ergänzender Industrie- und Gewerbestandort neu geordnet werden soll (ebd., S. 95). Dem 
entspricht weiterhin die Verdichtung der baulichen Nutzung in den Innenstädten zu Wohn-
zwecken. Daneben wird jedoch wie bisher die Erschließung weiterer Bauabschnitte von 
Gewerbegebieten als Schlüsselprojekte angestrebt, wobei jeweils eine nutzungs-spezifische 
Differenzierung bzw. Profilierung erfolgt, wie die Ansiedlung von KMU in Bad Blankenburg 
(W 9) oder die Ausrichtung des südlichen Teils des Industriegebiets von Rudolstadt-
Schwarza (W 1) als Standort für „Chemie und nachwachsende Rohstoffe“. 
Die maßnahmenrelevanten Flächenbedarfe zur gewerblichen Entwicklung beruhen auf einer 
nach durchschnittlichen Flächenkennzahlen differenzierten Hochrechnung der Beschäftigten 
in den Wirtschaftsbereichen produzierendes Gewerbe, Handel und Verkehr sowie sonstige 
Dienstleistungen bis zum Jahr 2010, die mit dem vorhandenen Gewerbeflächenpotenzial 
bilanziert wurde (ebd., S. 55ff.). Berücksichtigt werden alle Flächen über einen ha in den drei 
Kommunen des Städteverbunds, wobei zwischen Brutto- und Nettoflächen sowie der 
Verfügbarkeit116 der einzelnen Parzellen unterschieden wird. Zwar ist eine solche Prognose 
mit Unsicherheiten behaftet, v.a. was sowohl quantitative (Flächenzuschnitt) als auch quali-
tative Anforderungen der Nachfrager an Flächen und Standortfaktoren anbelangt, erlaubt 
jedoch eine quantitative Trendabschätzung und gibt damit Aufschluss darüber, ob die 
bisherige Flächenbereitstellung bedarfsgerecht erfolgt ist und die längerfristige Entwicklung 
durch die gewählte Flächenstrategie abgesichert wird, was rechnerisch in etwa der Fall ist 
(vgl. unten Kapitel 7). Diese zielt darauf ab, vorrangig bereits ausgewiesene Flächen 
aufzubereiten, v.a. durch Wiedernutzung brach gefallener Flächen, und weitere Flächen nur 
bedarfsgerecht sowie moderat auszuweisen, um besonderen qualitativen Anforderungen 
Rechnung zu tragen. Unter quantitativen Gesichtspunkten (Bilanzierung von Nachfrage und 
Angebot bzw. Potenzial) erscheint diese Strategie plausibel, zumal sie klare Prioritäten setzt 
und Vorkehrungen für einen weiteren (derzeit weniger erkennbaren) Bedarf trifft.117
Daneben bilden auch die Großwohngebiete einen Handlungsschwerpunkt. Die dortigen 
Bevölkerungsrückgänge infolge Abwanderungen, z.T. auch in die Umlandgemeinden, sowie 
der Geburtenrückgang haben beträchtliche Leerstände verursacht, welche Maßnahmen der 
Bestandsreduzierung zur Stabilisierung des Wohnungsmarktes erfordern. Die im Zuge des 
Programms „Stadtumbau Ost“ geförderten Maßnahmen umfassen jedoch nicht nur den 
Rückbau, sondern auch Vorhaben der Wohnumfeldverbesserung, um die Gebiete für die 
verbleibende Bevölkerung attraktiv zu gestalten (vgl. Kollatzsch 2002). Einen örtlichen Maß-
nahmenschwerpunkt bildet die Plattenbausiedlung Volkstedt-West (F 3), wo rund 60% der 
Wohnungen abgerissen werden sollen. Dies gilt sinngemäß auch für die Großwohnsiedlung 
von Saalfeld-Gorndorf (F 7); hier ist die Schaffung neuer Wohnungsangebote vorgesehen. 
Ferner ist in Bad Blankenburg (F 6) eine partielle Umnutzung zugunsten von Räumlichkeiten 
für Dienstleistungen angedacht. Im Hinblick auf einen geordneten und ausgewogenen Rück-
bau wird eine Kooperation der Wohnungsunternehmen in Form von regional abgestimmten 
Programmen angestrebt.118 Ein sehr komplexes Vorhaben stellt die Umstrukturierung des 
Gründerzeitgebietes in Saalfeld (F 4) dar; hier sollen ehemals gewerblich genutzte Gebiete 
                                                
116 Die Verfügbarkeit bemisst sich nach dem Vorhandensein von Planungsrecht und Erschließung sowie den 
geklärten Eigentumsverhältnissen. 
117 Eine solche Vorgehensweise („regionales Rauminformationssystem“) ist abgesehen von dem jetzigen Stand 
des RFM auch insofern bemerkenswert, als sie eine wesentliche Voraussetzung für eine gemeinsame 
Flächennutzungsplanung darstellt, wie es ansatzweise in Form einer „informellen“, d.h. „abgestimmten“ Planung 
vorgesehen ist (LEG Thüringen 2002, S. 93). Ein gemeinsamer Flächennutzungsplan wird tatsächlich im Hinblick 
auf die Nach- bzw. Umnutzung von Großwohnstandorten für erforderlich gehalten (ebd., S. 78). Als Instrument für 
eine besonders intensive Abstimmung wird sogar ein regionaler Flächennutzungsplan genannt (ebd., S. 85).  
118 Vgl. hingegen Ausführungen der Akteure in Teilkapitel 6.3.4.3. 
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einer verträglichen Mischnutzung zugeführt werden, wobei neben Wohnbereichen und 
Dienstleistungs- bzw. Gemeinschaftseinrichtungen auch Grünräume und Freizeitnutzungen 
vorgesehen sind. Dieses Gebiet ist auch insofern ein interessantes Anwendungsbeispiel für 
ein RFM, als neben der städtebaulichen Konzeption Maßnahmen für einen Grunderwerb 
ergriffen werden sollen. Analog zum Gewerbe wird auch im Bereich Wohnen z.T. die 
Nutzung spezifiziert, indem etwa im Rahmen der Sanierung der Altstädte (F 5) sowohl 
Wohnraum für jüngere Leute geschaffen als auch die Bildung von Wohneigentum gefördert 
werden soll. Nicht zuletzt wird damit das entsprechende Ziel aus dem RROP (Regionale 
Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1999, 11.4.3/.4) inhaltlich näher ausgeführt. 
Neu im Zusammenhang mit der Thematik der überörtlichen Einzelhandelsstandorte ist das 
Vorhaben, ein abgestimmtes Zentrenkonzept (F 9) zu erstellen, das über die Innenstädte 
hinausgeht. So wird im REK explizit auf die Beachtung dieses Konzepts bei der Entwicklung 
der ehemaligen GUS-Liegenschaft in Saalfeld-Beulwitz (W 3) hingewiesen. Auch wird damit 
die im RROP vorgegebenen Aufgabe der „Koordination und Abstimmung des 
Flächenpotenzials“ (ebd., 11.3.5) aufgegriffen. Die zentralen Stadtbereiche erfahren insofern 
eine Aufwertung in der Priorität, als im Rahmen der Thüringer Innenstadtinitiative konkrete 
Projekte begleitet und gefördert werden sollen, was die Multifunktionalität, Gestaltung und 
Erreichbarkeit dieser Standorte angeht. Im Saalebogen ist konkret die Neugestaltung des 
Bahnhofkomplexes Saalfeld einschließlich des Busbahnhofs und Vorplatzes als innerstäd-
tisches Leitprojekt anerkannt worden (FIRU 2001). 
Ebenfalls unmittelbar flächenrelevant ist die Entwicklung eines Freiraumkonzepts (F 1). 
Anders als in der ersten REK-Phase beschränkt sich dieses nicht mehr nur auf ausgewählte 
Schwerpunkte (Hangbereiche Thüringer Schiefergebirge, Saaletal, Weiratal/Orlasenke), 
sondern umfasst weitere Flächen des Stadtumbaus in den drei Kommunen, deren 
bestehende bzw. zukünftige Nutzung sich aus den jeweiligen Stadtentwicklungskonzepten 
ergibt. Ziel dabei ist es, die durch den Rückbau geschaffenen Freiräume zu vernetzen und 
durch eine Gestaltung im Rahmen einer regionalen Landesgartenschau (F 1) die Attraktivität 
des Städtedreiecks zu erhöhen. 
Ansonsten werden die bisherigen wichtigsten Schwerpunkte wie die Ansiedlung einer 
industrienahen Berufsakademie bzw. die Förderung einer weiteren Fachhochschule (W 4), 
der Ausbau der Landessportschule in Bad Blankenburg zu einem Zentrum der Aus- und 
Fortbildung (W 4), die Entwicklung des Standortes Maxhütte für gewerbliche Nutzungen 
(W 12) sowie die Konversion des ehemaligen Kasernenareals in Volkstedt zu einem 
Krankenhausstandort (W 11) weiter verfolgt.119 Dazu zählen nicht zuletzt auch die Vorhaben 
zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur. Neu hinzugekommen sind der Erhalt, Ausbau 
und die Profilierung der Gymnasialstandorte (W 6), vor allem in Zusammenhang mit den 
sonstigen Einrichtungen der Berufsbildung (W 4) bzw. Pädagogik (Fröbelseminar, W 7) zur 
Aufwertung bestehender Funktionen bzw. Nutzungen. 
Seit dem ersten REK haben sich jedoch nicht nur Projekte und Methodik 
(Regionalmanagement), sondern entsprechend auch die organisatorischen Strukturen 
gewandelt. Zum einen ist hier zwischenzeitlich eine Kontinuität der Organisationsformen 
eingetreten, die in einem festen Verhältnis zwischen den im Städteverbund zusammen-
geschlossenen Kommunen als politische Mitglieder, dem Rat der Bürgermeister als 
Steuerungsgremium sowie der LEG Thüringen als Beauftragter für Managementaufgaben 
besteht (vgl. Abbildung 5-6).  
                                                
119 Allerdings ist die Realisierung einer weiteren Fachhochschule sowie die Verlagerung des Krankenhauses nach 
Volkstedt fraglich, zumal das Hochschulprogramm des Landes keinen neuen Standort vorsieht, und die Fusion 
mit der Thüringenklinik Saalfeld diskutiert wird. 
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Quelle: Schach 1999, zit. in Kollatzsch 2003, S. 72 
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Die damit verbundenen „Moderations- und Koordinationsleistungen“ werden von einem 
Regionalbüro erbracht, das sich projektnah im zu revitalisierenden Industrie- und Gewerbe-
gebiet von Rudolstadt-Schwarza befindet. Darüber hinaus stellt das Regionalbüro auch das 
‚organisatorische Scharnier‘ zu den übergeordneten Gebietskörperschaften und Institutionen 
wie Landkreis, Regionaler Planungsgemeinschaft, Landesverwaltungsamt120 sowie einzelnen 
Ministerien her. Besonders hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die Interminis-
terielle Arbeitsgruppe (IMAG) zur Regionalentwicklung, die auf der Grundlage von Berichten 
zum erreichten Stand der Entwicklung weitere Umsetzungs- und Fördermaßnahmen klären 
bzw. koordinieren soll. Die detaillierte Projektarbeit im Städteverbund wird von Arbeits-
                                                
120 Das Landesverwaltungsamt in Weimar übernimmt mit seinen Koordinierungs-, Genehmigungs- und 
Überwachungsaufgaben die Funktion einer zentralen Mittelbehörde für Thüringen. Die Regionalen Planungs-
stellen sind organisatorisch und personell („Gebietsreferenten“ für die Planungsregionen) an das Landes-
verwaltungsamt angebunden. 
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ausschüssen bewerkstelligt, die sich aufgabenspezifisch und zeitlich befristet formieren.121 
Zum anderen war ein regionales Agenda-21-Büro vorgesehen, das die Umsetzungsaktivi-
täten des REK-Prozesses auf ihren Beitrag zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung hin 
überprüfen und begleiten sollte (Schach 1999, S. 49f.). Eine Einflussnahme auf die REK-
Umsetzung sollte anhand von Empfehlungen erfolgen. Allerdings konnte diese Aufgabe 
bisher nicht wahrgenommen werden, da es momentan noch an personeller Kontinuität und 
wissenschaftlicher Beratung fehlt (LEG Thüringen 2002, S. 20).  
Insgesamt zeigt die überblicksartige Auswertung des REK von 2002, dass eine dauerhafte 
Kooperation etabliert werden konnte. Dafür spricht nicht zuletzt die Fortentwicklung der damit 
verbundenen Schlüsselmaßnahmen unter den Vorzeichen gewandelter Rahmenbe-
dingungen. Vor allen Dingen werden dabei die bisherigen Prinzipien und Ziele eines RFM 
konzeptionell fortgeführt und intensiviert, was die Bestands-, Innen- und Brachflächen-
entwicklung sowie die Aufteilung von standortspezifischen Funktionen bzw. deren Vernet-
zung anbelangt. Gerade letztere ist ein wichtiger Baustein zur Konsolidierung der Flächen-
entwicklung, nachdem die entsprechenden Standorte nunmehr größtenteils zur Verfügung 
stehen. 
5.7 Fortschreibung des LEP (2004)  
Der neue Landesentwicklungsplan (LEP 2004) stellt in zweierlei Hinsicht eine 
raumordnungspolitische Neuerung gegenüber dem LEPro von 1993 dar: Zum einen trägt er 
der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung aus dem novellierten BauROG von 
1998 Rechnung, zum anderen berücksichtigt er die aus den geänderten wirtschaftlichen und 
demographischen Rahmenbedingungen resultierenden Folgerungen. So wird auf die 
Schrumpfung mit dem Wegfall der Kleinzentren reagiert, so dass die hauptsächliche Ent-
wicklung auf nunmehr drei Zentralitätsstufen gebündelt werden soll. Allerdings wurde das 
Städtedreieck insofern aufgewertet, als Bad Blankenburg als mittelzentrales Teilzentrum 
aufgenommen wurde und so mit Rudolstadt und Saalfeld raumordnerisch verbunden bzw. 
gleichgestellt ist (ebd., 2.2.10). Indessen wurde die Anerkennung funktionsteiliger zentraler 
Orte zunächst auf drei Jahre begrenzt, danach ist eine Überprüfung vorgesehen (ebd., 
2.2.4). Voraussetzung für diese Kategorie ist ein raumordnerischer Vertrag, dem inhaltlich 
die bisherige Vereinbarung zur Bildung des Städteverbunds von 1997 gleichkommt.122 
Gerade hier zeigt sich, dass der Städteverbund mit seiner gleichberechtigten und 
funktionsteiligen Entwicklung aller drei Städte Einfluss auf den LEP hatte. Weiterhin wurde 
das Instrument der Stadt-Umland-Räume eingeführt (ebd., 2.3.4); damit soll auch über 
Verdichtungsräume hinaus entsprechend den Verflechtungen eine enge Abstimmung und 
Kooperation zwischen zentralen Orten und ihrem Umland im Hinblick auf ihre Siedlungs- 
bzw. Infrastrukturentwicklung und funktionale Vernetzung angeregt werden; die Grundlage 
hierfür sollen REK oder regionale bzw. gemeinsame Flächennutzungspläne sowie 
abgestimmte Fachplanungen bilden (ebd., 6.2.2).  
                                                
121 Zur Zeit (Frühjahr 2005) existieren eine zentrale Arbeitsgruppe, die für die Fortschreibung des REK und die 
damit verbundenen Strategien, Handlungsfelder und Schlüsselprojekte zuständig ist, sowie zwei weitere zu den 
Themen Tourismus und Wirtschaftsförderung, welche Möglichkeiten einer gemeinsamen Aufgabenerfüllung 
ausloten sollen (Auskunft beim Bauamt Bad Blankenburg am 13.07.2005).  
122 Indessen muss offen bleiben, ob die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zum Städteverbund die Anforderungen 
eines raumordnerischen Vertrags erfüllt. So ist fraglich, ob die Vereinbarung, welche 1997 vor Inkrafttreten der 
Baurechtsnovelle abgeschlossen wurde, inhaltlich konkret genug ausgeformt ist, um eine entsprechende 
Bindungswirkung auszulösen. Immerhin führt die betreffende landesplanungsrechtliche Vorschrift (§15 Abs. 1 
Satz 4 ThürLPlG) den Begriff des landesplanerischen Vertrags nicht näher aus, so dass ein gewisser 
Ausgestaltungsspielraum im Rahmen der Vertragsfreiheit angenommen werden kann. Nicht zuletzt wird in der 
Literatur bereits die „Förderung der Zusammenarbeit zur Verwirklichung eines Raumordnungsplans“ als 
ausreichende Grundlage erachtet (vgl. Spannowsky 2003, Rn. 4, 13), die hier zutrifft. 
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Was die gewerbliche Flächenentwicklung betrifft, so sollen in den Regionalplänen zukünftig 
Vorranggebiete für „regional bedeutsame Industrie- und Gewerbeansiedlungen“ ausgewie-
sen werden (ebd., 3.3.6). Diese Standorte sollen vorrangig interkommunal entwickelt und bei 
dem Ausbau der Infrastruktur besonders berücksichtigt werden (ebd., 3.3.7/.8). Dabei erfolgt 
eine Verknüpfung mit Konversions- und Brachflächen (ebd., 3.4.1). Schließlich soll hier die 
überwiegende Bautätigkeit für gewerbliche Zwecke stattfinden. Darüber hinaus wird die 
Festlegung von regional bedeutsamen Brach- und Konversionsflächen einschließlich ihrer 
Nachnutzungsoptionen als Aufgabe für die Regionalplanung vorgegeben (ebd., 3.4.2), was 
ihre Bedeutung erhöhen dürfte, sofern die Kommunen dies mittragen. 
Insgesamt formt der neue LEP die bisherigen Zielsetzungen instrumentell weiter aus und 
stärkt damit die regionale Ebene. Zum einen gilt dies für (teil-)regionale Aktivitäten wie 
Städtekooperationen oder Regionalmanagement, welche unterstützt werden sollen (ebd., 
6.2.5/.6). Zum anderen soll auch die Regionalplanung im Rahmen der Regionalentwicklung 
eine fördernde Rolle einnehmen, indem sie entsprechende Prozesse initiiert, koordiniert, 
moderiert und begleitet, einschließlich informeller Konzeptionen (ebd., 6.1.3). Somit ist eine 
enge Verzahnung von regionaler und (inter-)kommunaler Ebene auch in informeller Hinsicht 
bestimmt, wie es nicht zuletzt für den Bereich des Städtedreiecks zutrifft, aber in ihrer 
konkreten Relevanz und Wirksamkeit zu hinterfragen ist (vgl. Kapitel 6). 
5.8 Fazit 
Im Voranstehenden wurden die Pläne der Raumordnung mit den beiden Versionen des REK 
bzw. den vorliegenden städtebaulichen Planungsdokumenten vergleichend behandelt. Dabei 
wurde eine Wechselwirkung in Bezug auf Konzeptionen, Vorgehensweisen und Organi-
sationsformen deutlich. Dies bezieht sich insbesondere auch auf das RFM im Städtedreieck. 
So wurde sehr früh von der Raumordnung das Erfordernis der Revitalisierung und 
Umnutzung von Alt- bzw. Konversionsstandorten aufgegriffen und hierzu standörtliche 
Aussagen getroffen, dies gilt sinngemäß für einige zentralitätsrelevante Einrichtungen. 
Ebenso wurden in den Regionalplänen Vorranggebiete für Freiraumfunktionen und 
-nutzungen ausgewiesen, die planerische Vorgaben für einzelne Projekte darstellen. Vor 
allem aber wurde mit der Festlegung des Status eines gemeinsamen Mittelzentrums mit 
oberzentralen Teilfunktionen für Rudolstadt, Saalfeld und Bad Blankenburg als Städte-
verbund der raumordnungspolitische Rahmen für eine enge Kooperation im Raum des 
Saalebogens gesetzt. Vertieft wurde dies durch die Konzeption bzw. Diskussion im Zuge der 
REK-Aufstellung, welche insbesondere die für die Umsetzung relevanten Voraussetzungen 
geschaffen hat (Prioritätensetzung durch Schlüsselprojekte, Benennung der verantwortlichen 
Akteure, Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten). Diese Umsetzung war wiederum bereits 
durch die entsprechenden Regelungen im LEPro Thüringen von 1993 vorgegeben, wo 
Akteure, inhaltliche Anforderungen und Methodik von REK umrissen sind. 
Im Einzelnen sind in den Raumordnungsplänen bzw. REK folgende konzeptionelle, 
methodische und organisatorische Elemente eines RFM zu finden (vgl. oben Kapitel 3): 
• Um Entwicklungsschwerpunkte setzen zu können, wurden den Kommunen im 
Städteverbund einzelne Funktionen zugeordnet (Arbeit, Wohnen, Tourismus, 
industrienahe Forschung etc., vgl. Abbildung 5-1). Insofern wurde der gemeinsame 
zentralörtliche Status ausdifferenziert und eine arbeitsteilige Spezialisierung vorgegeben 
(REK 1996). Allerdings sind einige Funktionen redundant, was v.a. Rudolstadt und 
Saalfeld betrifft und daher zu Konflikten führen kann. 
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• Bezüglich der Gewerbeflächen wurde eine Bilanz zwischen den sektorspezifischen 
Bedarfen und dem Bestand an Flächen gemäß ihres planungsrechtlichen Status und 
ihrer Verfügbarkeit vorgenommen.123 Daraus ergibt sich, dass die quantitativen 
Flächenansprüche im Wesentlichen auf den bestehenden bzw. überplanten Standorten 
realisiert werden können (REK 2002). 
• Konzeptionell wurde folglich der Schwerpunkt auf die Bestands- bzw. Innenentwicklung 
gelegt und darüber hinaus Ziele sowie Maßnahmen zur Freiraumentwicklung formuliert. 
Dabei soll insofern eine Verzahnung von bebauten Flächen und Freiräumen erfolgen, als 
bestehende Landschaftsräume mit den durch Rückbau neu geschaffenen Freiflächen 
vernetzt und im Rahmen einer Landesgartenschau in ihrer ökologischen Wirksamkeit 
und Attraktivität verbessert werden. Mit der Renaturierung nicht mehr baulich genutzter 
Flächen wird dem Erfordernis einer nachhaltigen Raumentwicklung entsprochen. Durch 
die Funktionsbereiche Gewerbe, Wohnen, kulturelle Einrichtungen, Fremdenverkehr und 
Erholung sowie Freiraum werden sowohl harte als auch weiche Standortfaktoren durch 
das RFM abgedeckt (REK 1996/2002).124  
• Was die standörtlich differenzierte Raumnutzung betrifft, sind die einzelnen industriell-
gewerblichen Standorte im Zuge der Revitalisierung mit einer differenzierten Zielnutzung 
versehen (z.B. Flächen für Dienstleister oder KMU in Bad Blankenburg, Komplex für 
„Chemie und nachwachsende Rohstoffe“ in Rudolstadt-Schwarza). Dem wirtschafts-
strukturellen Wandel soll durch eine Neuordnung bestehender Gewerbegebiete und der 
damit verbundenen Schaffung von neuen Flächen für weitere Betriebe Rechnung 
getragen werden. Darüber hinaus umfasst das RFM auch die baulich-funktionale 
Weiterentwicklung von Einrichtungen der Bildung (etwa Profilierung von Gymnasial-
standorten), Kultur (z. B. Schlosskomplex Heidecksburg in Rudolstadt) und des Gesund-
heitswesens (Kurbereich Bad Blankenburg) (REK 1996/2002). 
• Gemäß dem „Prinzip der integrierten Standortentwicklung“ (Schach 2000, S. 101) wird 
eine räumliche und funktionale Vernetzung von Standorten angestrebt. Dies bezieht sich 
insbesondere auf die im REK vorgesehene Herstellung von Kooperationen zwischen 
sich ergänzenden Branchen im Hinblick auf die gemeinsame Nutzung von Infrastruk-
turen (z.B. Bildung eines Standortkomplexes für Chemieproduktion und Umwelt- sowie 
Verfahrenstechnik) oder die Schaffung regionaler Stoff- und Energiekreisläufe. Gerade in 
der vorgesehenen Einflussnahme auf eine zielgerechte kooperative Nutzung von 
Flächen und Ressourcen liegt eine wesentliche Managementaufgabe (REK 2002). 
Allerdings bemessen sich derartige Verflechtungen nach betrieblichen bzw. betriebs-
wirtschaftlichen Erfordernissen und sind daher nur bedingt von außen steuerbar. 
• Ziel des RFM ist es, Überkapazitäten zugunsten einer höheren Standortqualität 
abzubauen und bedarfsgerecht umzunutzen. Darunter fällt vor allem die Umstruk-
turierung und funktionale Anreicherung von Wohngebieten bzw. deren Rückbau (z. B. 
Plattenbaugebiete Saalfeld-Gorndorf und Rudolstadt-Volkstedt). Ferner sollen auch dys-
funktionale bzw. störende Gewerbestandorte in städtebaulichen Gemengelagen wie der 
Südweststadt von Saalfeld in verträgliche Mischgebiete umgebaut werden. Schließlich ist 
auch die Renaturierung von Konversionsflächen vorgesehen (REK 2002). 
                                                
123 Ein entsprechender Abgleich existiert für das Handlungsfeld Wohnbauflächen noch nicht. Diesbezügliche 
Konzepte und Strategien werden zur Zeit noch durch die einzelgemeindliche Stadtentwicklungsplanung 
vorangetrieben. 
124 Die für die zentralörtliche Funktionserfüllung wichtige Thematik des Einzelhandels wurde lediglich dadurch 
berücksichtigt, dass im REK von 2002 ein entsprechendes Konzept vereinbart wurde. 
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• Ein wesentlicher Bestandteil des ‚Flächen-Managements‘ ist nicht zuletzt die mit be-
stimmten standörtlichen Vorhaben verbundene Koordination von Förderprogrammen. 
Hierzu zählen v. a. die Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder zur För-
derung der regionalen Wirtschaftsstruktur, das Bundesprogramm zum Stadtumbau Ost, 
die Thüringer Innenstadtinitiative sowie das Länderprogramm zur Vorbereitung der 
Landesgartenschau (REK 2002).125 
• Die Ziele und Maßnahmen der Flächenentwicklung werden im Städtedreieck durch 
entsprechende Vorhaben der technischen und verkehrlichen Infrastrukturentwicklung wie 
eine moderne Erschließung bzw. konfliktarme Anbindung flankiert, wodurch die Flächen 
in ihrer Nutzbarkeit und Lagequalität aufgewertet werden. Konkrete Maßnahmen hierzu 
sind der Bau von Ortsumgehungen, die Erneuerung der Ver- und Entsorgungs-
infrastruktur sowie die baulich-funktionale Aufwertung der drei Bahnhöfe von Rudolstadt, 
Saalfeld und Bad Blankenburg als Verknüpfungspunkte von überregionalen, regionalen 
und lokalen Verkehrslinien im Sinne einer Bestandsentwicklung (REK 1996/2002). 
• Die Umsetzung der Ziele und Maßnahmen hängt ganz wesentlich von der Außenwirkung 
ab. Hierzu wurden im REK vielfältige Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit und des 
Regionalmarketings bestimmt. Dies umfasst auch eine entsprechende Präsentation im 
Internet, die etwa Auskunft zum konkreten gewerblichen Standortangebot gibt 
(http://www.saalebogen.de/, Menü „Kompendium“, Punkt „verfügbare Flächen und 
Fördermittel“, REK 2002). 
• Eine dauerhafte organisatorische Verankerung des RFM über den Städteverbund ist im 
REK verankert, wobei die Koordinierung von Umsetzungsaufgaben bzw. Projekten durch 
ein Regionalbüro wahrgenommen werden soll (REK 1996/2002). 
• Der regionale Gestaltungsanspruch ergibt sich somit aus der Vielzahl von miteinander 
vernetzten Einzelprojekten und Maßnahmen, die eine wesentliche Bedeutung auch über 
das Städtedreieck hinaus haben und denen die drei beteiligten Kommunen eine hohe 
Priorität einräumen. Zudem sind weitere Gemeinden wie Unterwellenborn und Schwarz-
burg konzeptionell, d.h. über Projekte mehr oder weniger eng an den Städteverbund 
angebunden. 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass mit den o.g. MerkmaIen wichtige konzeptionelle, 
methodische und organisatorische Elemente eines RFM im Städteverbund gegeben sind. 
Dazu zählen standörtliche bzw. projektbezogene Schwerpunktsetzungen mit differenzierten 
Entwicklungsrichtungen, adressatenorientierte Managementansätze bzw. die Institution des 
Städteverbunds. Allerdings ist das REK inhaltlich so breit angelegt, dass neben den 
Zuständigkeiten zu den sonstigen Umsetzungsrahmenbedingungen wie Machbarkeit, 
Finanzierung, Arbeitsschritte keine weitergehenden Aussagen getroffen werden. Hier kann 
nur von einer grundsätzlichen Realisierbarkeit der Schlüsselprojekte ausgegangen werden. 
Dabei hat sich gezeigt, dass sich die betreffenden Raumordnungspläne und REK gemäss 
ihrer spezifischen Funktionen gegenseitig ergänzen: So dienen Raumordnungspläne mit 
ihren zeichnerischen Ausweisungen und textlichen Festlegungen der längerfristigen 
Sicherung von Standorten, Gebieten bzw. Bereichen und Trassen (vgl. Hein 1998); auf diese 
Weise stecken sie einen mehr oder weniger breiten Entwicklungsrahmen ab, der im 
Einzelnen mehr und v.a. auch konfliktträchtige Themenschwerpunkte (z. B. Einzelhandel) 
umfasst als diese Gegenstand eines REK sein können. Dort geht es vielmehr um die Klärung 
                                                
125 Die entsprechend vielfältigen Projekte und Maßnahmen sind wiederum ein zusätzlicher Anlass für weitere 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur außerhalb des Städtedreiecks, was etwa die Verbindungen zu den BAB 
9 und 71 betrifft. 
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der Umsetzung durch eine entsprechende Schwerpunktsetzung, v.a. spielt hier auch die 
Verknüpfung der einzelnen Projekte und Maßnahmen untereinander eine große Rolle. Das 
REK stellt andererseits insofern ein mögliches Korrektiv für die Raumordnungspläne dar, als 
nicht durch Projekte umsetzbare Ziele bei der Fortschreibung des RROP auf ihre 
Berechtigung hin zu hinterfragen sind und ggf. entfallen können. Die Ausführlichkeit des 
RROP ist jedenfalls auch auf die Komplexität der Region Ostthüringen insgesamt sowie die 
Erarbeitung erster raumordnerischer Grundlagen unter neuen rechtlichen, wirtschaftlichen 
und siedlungsstrukturellen Bedingungen nach 1990 zurückzuführen. 
So gesehen besteht zwischen den (Landes- und regionalen) Raumordnungsplänen und dem 
(inter-kommunalen) REK als normative Grundlage für die Regionalentwicklung eine 
Wechselwirkung, wie sie dem Gegenstromprinzip zwischen der regionalen und kommunalen 
Ebene nach § 1 Abs. 3 ROG entspricht. Dass so viele einzelne Projekte und Maßnahmen in 
den RROP aufgenommen wurden, ist nicht zuletzt auf die gemeinsame Stellungnahme des 
Städtedreiecks zu den Entwürfen zurückzuführen. Teilweise sind im RROP detaillierte 
Aussagen zur Freiraum- und Zentrenentwicklung zu finden, wo das REK nur die Erstellung 
der entsprechenden Konzepte zum Inhalt hat, ohne weitere Zielsetzungen bzw. 
Umsetzungsschritte zu formulieren. Hier ging es wohl erst einmal darum, einen 
Kooperations- und Koordinationsrahmen abzustecken. Indessen stellt sich angesichts der 
Doppelung von Aussagen in REK und RROP auch die Frage der inhaltlichen (und 
politischen?) Konkurrenz zwischen dem Städtedreieck und der Regionalplanung.126 So wird 
deren Neufassung zeigen, ob es zu einer Abschichtung von Inhalten kommt, indem etwa das 
RROP sich auf möglichst konkrete Zielsetzungen mit einzelnen raumordnerisch besonders 
förderlichen Vorhaben beschränkt und sich die REK stärker auf die städtebauliche 
Ausformung dieser und weiterer Vorhaben im Rahmen der interkommunalen Abstimmung 
konzentrieren. 
Darüber hinaus lassen die Flächennutzungspläne und Stadtentwicklungskonzepte Bezüge 
zum RFM bzw. REK erkennen, und zwar in zunehmendem Maße, auch wenn umgekehrt 
viele einzelkommunale Projekte in das REK eingeflossen sind und möglicherweise 
kontroverse Themen wie der Einzelhandel zunächst außen vor blieben und nun eher 
zögerlich behandelt werden. In seiner daraus resultierenden Detaillierung erweist sich das 
erste REK an einigen Stellen als Wunschkatalog, der in der Fortschreibung erheblich 
verschlankt wurde. 
Andererseits ist nur eine geringe gegenseitige Abstimmung und regionale Ausrichtung der 
bislang im Entwurf vorliegenden städtebaulichen Pläne und Konzepte erkennbar, und eine 
gemeinsame Flächennutzungsplanung wird, abgesehen von einem intensivierten gegen-
seitigen Informationsaustausch, nicht angestrebt. Dabei bietet sich für das Städtedreieck die 
Chance, mit einem überschaubaren Aufwand eine gemeinsame Planung oder zumindest 
Entwicklungskonzeption zu betreiben. 
Der hohe normative Gestaltungsanspruch, wie er in den Plänen und Entwicklungskonzepten 
auf regionaler und kommunaler Ebene zum Ausdruck kommt, muss sich an seiner 
Umsetzung bzw. den damit verbundenen Maßnahmen messen lassen. Deren Beurteilung 
erfordert die Klärung weitergehender Fragestellungen, welche nicht zuletzt das Verhältnis 
zwischen dem RFM als Konzept und den für die Umsetzung relevanten Akteure betreffen. 
Von Interesse sind dabei folgende Punkte: 
                                                
126 Die von Birkmann (2004, S. 52) konstatierte „Konfrontation“ durch neue Instrumente wie REK gegenüber der 
formellen Regionalplanung konnte im Untersuchungsraum nicht bestätigt werden. Allerdings können derart 
umfassende teilräumliche Aktivitäten ein Indiz für eine als unzureichend empfundene Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Kommunen an der Regionalplanung sein. 
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• Das REK ist bei aller Konkretheit ein unverbindliches Dokument. Inwieweit findet es in 
der Praxis Eingang in die (verbindliche) städtebauliche Planung, was insbesondere die 
regional bedeutsamen Vorhaben anbelangt? 
• Die Umsetzung der mit einem REK verbundenen Maßnahmen hängt maßgeblich von 
der Beteiligung der hierfür relevanten Akteure (Unternehmen, Interessenvertreter, 
Bewohner etc.) ab. Wird von ihnen die im REK getroffene Schwerpunktsetzung so 
geteilt, und wie waren sie in den Prozess bisher einbezogen? 
• Die Rolle der LEG Thüringen als Projektentwickler und Beauftragter für das Regional-
management legt die These nahe, dass die Regionalentwicklung im Saalebogen bislang 
zu einem erheblichen Teil von außen bewerkstelligt wurde. Inwiefern hält das (inter-) 
kommunale Engagement über die Planung hinaus damit Schritt (Koordination der 
verschiedenen Aufgabenfelder eines RFM)? Ist der Städteverbund eine adäquate 
Organisationsform, um auch strittige Themen der Flächendisposition und -entwicklung 
zu behandeln? 
Diese Fragen werden in der folgenden Untersuchung näher ausdifferenziert, um einen 
Aufschluss über Entstehung und praktische Handhabung des RFM im Saalebogen zu 
bekommen. 
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6 BEFRAGUNG REGIONALER AKTEURE ZUR 
REGIONALENTWICKLUNG SOWIE ZUM RFM 
6.1 Anlass, Ziel und Inhalt der Untersuchung 
Das Ziel der Untersuchung ist es, Implementation und Handhabe des RFM zu explorieren. 
Da dieses als Bestandteil der Regionalentwicklung betrachtet wird und in das REK einge-
bettet ist, erfolgte darüber hinaus eine Thematisierung der Entwicklungsbedingungen bzw.   
–ziele sowie der Kooperationsstrukturen. Somit soll deutlich werden, dass das RFM nur eine 
Facette der Regionalentwicklungspolitik darstellt neben vielfältigen Maßnahmen im 
verkehrlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Bereich, zu denen es allerdings über Fragen 
der Standortqualität, Netzwerkbildung und Flächennutzung Anknüpfungspunkte gibt. 
Andererseits erschließt sich das Vorgehen in Fragen der Standort- und Flächenentwicklung 
nur über weiterreichende Erwägungen der spezifisch regionalen Raum- und Kooperations-
strukturen. Insgesamt wurden daher folgende Schwerpunkte untersucht: 
• Probleme und Herausforderungen in der Region 
• Ziele der regionalen Entwicklung 
• Einbindung der Akteure in das REK 
• das RFM in seinen konzeptionellen, instrumentellen, organisatorischen und räumlichen 
Aspekten 
• die Beurteilung des RFM sowie 
• die Weiterentwicklungsmöglichkeiten des RFM. 
Somit wurde bewusst ein breiter Ansatz gewählt, um mit Hilfe der befragten Experten die 
komplexe Thematik zu erfassen. Überschneidungen wurden dabei in Kauf genommen, um 
gleiche Sachverhalte aus verschiedenen Perspektiven heraus zu beleuchten. Solche Über-
schneidungen bestehen etwa zwischen Zielen der regionalen Entwicklung allgemein und 
solchen des RFM sowie dessen Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Allerdings wurde wider-
sprüchlichen Auffassungen der Experten zwischen einzelnen Fragekomplexen nicht weiter 
nachgegangen.  
6.2 Methodische Grundlage und Vorgehen bei der Befragung 
Mit der vorliegenden Untersuchung wurde das inhaltliche Ziel verfolgt, das oben in Kapitel 3 
dargelegte normative bzw. idealtypische Konzept eines RFM der konkreten Ausprägung im 
Städtedreieck gegenüberzustellen und es dadurch auf seine Praxistauglichkeit zu hinter-
fragen. Folglich ist hier zwischen dem abstrakten wissenschaftlichen Konzept und dem REK 
für das Städtedreieck mit seinen relevanten Inhalten und Umsetzungsstrategien im Hinblick 
auf das RFM zu unterscheiden. Da das idealtypische Konzept anhand der Auswertung 
zahlreicher theoretischer Überlegungen (Literaturstudium), eigener Erkundungen und prak-
tischer Ansätze entstanden ist, welche über die regionalen Handlungserfordernisse und 
-möglichkeiten im Städtedreieck hinausgehen, kann keine umfassende Bewertung im Sinne 
eines Ist-Soll-Abgleichs vorgenommen werden. Gleichwohl soll die Relevanz einzelner 
Elemente des allgemeinen Konzeptes anhand des Praxisbeispiels ermittelt werden, wie auch 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten des konkreten RFM im Saalebogen herausgearbeitet 
werden sollen. Immerhin erlaubt die raumstrukturelle und prozessuale Komplexität des 
gewählten Fallbeispiels eine gewisse Verallgemeinerung und Übertragbarkeit auf 
vergleichbare Regionen und damit eine Konkretisierung des allgemeinen RFM-Konzepts 
unter den genannten Bedingungen. Daher ist der abstrakt-normative, wissenschaftlich 
hergeleitete Konzeptbegriff gesondert von dem konkreten Konzept des RFM im Sinne einer 
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Gesamtheit von Zielen, Instrumenten und Maßnahmen, welche auf den konkreten Raum 
zugeschnitten sind, zu betrachten. 
Diesem Vorhaben in seiner adressatenspezifischen Sicht entspricht teleologisch das 
problemzentrierte Interview, denn in diesem „[...] steht die Konzeptgenerierung durch den 
Befragten zwar immer noch im Vordergrund, doch wird ein bereits bestehendes wissen-
schaftliches Konzept durch die Äußerungen des Erzählenden modifiziert“, so dass „der 
Forscher [...] sein wissenschaftliches Konzept nachträglich auf den Äußerungen des 
Befragten [auf]baut“ (Lamnek 1995, S. 74ff.). Somit erlaubt diese Form der qualitativen 
Sozialforschung, auf der Grundlage eines Konzepts bestehende Hypothesen oder Theorien 
zu modifizieren und somit partiell zu überprüfen, wie es gerade bei neuartigen Instrumenten 
und Verfahren analog zum RFM angebracht ist (ebd., S. 91). Als Grundlage hierzu dienen 
die eingangs (Kapitel 1) genannten Fragestellungen nach der Einbindung der Adressaten, 
der Ausrichtung der kommunalen Planung auf das RFM sowie dessen Beitrag zu einer 
eigenständigen Regionalentwicklung, welche zu Hypothesen ausgeformt werden. 
Formal gesehen sind die Gespräche der Gruppe der Experteninterviews zuzuordnen. Dabei 
geht es darum, „Betriebswissen“ (Meusel/Nagel 1991) bzw. „Sonderwissen“ (Pfadenhauer 
2002, S. 114) der Experten zu explorieren. Diese wiederum zeichnen sich dadurch aus, dass 
sie über ein solches Wissen und den hierzu erforderlichen privilegierten Zugang zu 
Informationen verfügen. Außerdem fällt den Experten die Zuständigkeit für problem-
lösungsbezogene Entscheidungen zu, für deren Erfolg sie letztlich die Verantwortung 
innerhalb ihres institutionellen Kontextes tragen (ebd.).127 Um den Experten anzuregen, sein 
Betriebswissen sowie seine Erfahrungen und Einschätzungen darzulegen, ist eine ent-
sprechende Vorbereitung des Interviewers erforderlich, wie sie im Zuge der Erstellung des 
Leitfadens geleistet wird. Erst ein fundiertes Fragekonzept ermöglicht es, den Experten in 
seiner Rolle anzusprechen bzw. zu stimulieren und die relevanten Fragestellungen zu 
thematisieren, mithin „auf einer Augenhöhe mit dem Experten“ (ebd.) zu stehen. Daneben 
erbringt der Leitfaden die Information über die themenrelevanten Wissensschwerpunkte, 
trägt zur Vorstrukturierung der Gespräche durch die Experten bei und führt so zu einer 
Vergleichbarkeit der Aussagen, welche wiederum die Auswertung erleichtert. Der Leitfaden 
wurde nach Überlegungen sowohl zu den notwendigen inhaltlichen Schwerpunkten (s.o.) als 
auch zu einem sinnvollen Gesprächsverlauf (von allgemeinen zu besonderen Frage-
stellungen) entwickelt und im Rahmen eines Pretests mit jeweils einem Planungspraktiker 
und Raumwissenschaftler auf seine Verständlichkeit und Plausibilität hin überprüft und 
verbessert. 
Die Anforderung der Vergleich- und Verallgemeinerbarkeit von Aussagen stellte gerade in 
der Untersuchung zur komplexen Thematik des RFM eine zu lösende Aufgabe dar, zumal 
eine entsprechend große Bandbreite von Akteuren mit dem Leitfaden konfrontiert wurde. 
Dazu gehörten (mit der Anzahl der Experten): 
• Bürgermeister (4) 
• Mitarbeiter der Stadtverwaltungen (Stadtplanungsämter, Wirtschaftsförderung) (6) 
• Vertreter des Landkreises (3) 
• Unternehmer und Repräsentanten der gewerblichen und Wohnungs-Wirtschaft (7) 
                                                
127 In diesem Zusammenhang sei auf die Unterscheidung zwischen Fach- und Machtpromotoren hingewiesen. 
Erstere sind Experten im engeren Wortsinn, da sie durch ihr Wissen einen Beitrag zur Problembearbeitung und 
damit auch zur Entscheidungsvorbereitung leisten. Letztere verfügen in ihren jeweiligen Institutionen über 
Entscheidungskompetenz und nutzen ihre Machtposition dazu, im Hinblick auf ein bestimmtes Ergebnis „die 
notwendige politische Unterstützung und Akzeptanz zu gewinnen“ (Fürst 1999b, S. 355).  
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• Übergeordnete Vertreter der Landesverwaltung und Raumordnung (5), 
• Regionalmanager für den Saalebogen (3) sowie 
• Vertreter der Raumwissenschaften (3). 
Die Gesprächspartner wurden nach ihrer Zugehörigkeit zu relevanten Institutionen bzw. 
Funktionen sowie auf Empfehlung ausgewählt. Der Spagat zwischen Verallgemeinerbarkeit 
der Fragestellungen sowie deren adressatenspezifischer Ausrichtung wurde dadurch 
bewerkstelligt, dass allen Experten nach einer vorherigen telefonischen Kontaktaufnahme 
per Fax oder Email der Leitfaden mit einer kurzen Information über das Vorhaben in einem 
Anschreiben zugesandt wurde. In den Gesprächen erfolgten dann auf Wunsch der Experten 
weitere Erläuterungen sowie bei bestimmten Punkten ein näheres Eingehen durch 
vertiefende Fragen. Damit konnten die Gesprächsteilnehmer in geeigneten, das heißt sie 
besonders betreffenden oder interessierenden Fragestellungen zu einer weitergehenden 
Betrachtung angeregt werden. Der ausführliche Fragenkatalog mit den weiter führenden 
Aspekten ist im Anhang dieser Arbeit enthalten. Die Interaktion in den Gesprächen umfasste 
anfangs zumeist eine narrative Phase, in der neben einer kurzen Einführung des Forschers 
auf den jeweiligen Funktions- bzw. Erfahrungskontext eingegangen wurde. Themen-
spezifische Äußerungen wurden durch Interpretationsangebote des Interviewers zurück-
gespiegelt oder durch Verständnisfragen vertieft. Themenbereiche, welche die Befragten 
nicht von sich aus ansprachen, wurden explizit erfragt (vgl. Lamnek 1995, S. 75f.). 
Die Gespräche fanden (bis auf eines im Juni 2001) im Zeitraum zwischen Juni 2003 und 
August 2004 statt. Sie dauerten zwischen einer halben und zweieinhalb Stunden und 
wurden, abgesehen von zwei Telefonaten, face-to-face durchgeführt. An der überwiegenden 
Zahl der Gespräche war ein Experte beteiligt, lediglich an zwei Gesprächen nahmen 
mehrere Interviewpartner (zwei bzw. drei) teil.  
Die Gespräche wurden überwiegend aufgezeichnet. Dies wurde den Gesprächspartnern 
zuvor angekündigt mit der Option, ggf. auf die Aufzeichnung zu verzichten und ein hand-
schriftliches Protokoll während des Gesprächs anzufertigen. Davon machten fünf 
Gesprächspartner Gebrauch.  
In der Auswertung wurden die Aussagen der einzelnen Gespräche zunächst transkribiert, 
nach den verschiedenen Fragestellungen sortiert und in eine Themenmatrix eingeordnet. 
Diese Übersicht ermöglichte eine Gliederung nach bestimmten Antwortkategorien, welche 
der Ergebnisdarstellung zugrunde lagen. In Einzelfällen wurden Aussagen den passenden 
Fragestellungen zugeordnet, da die Gesprächspartner die Themen von sich aus wechselten, 
ohne auf diese explizit angesprochen worden zu sein.  
Um die den Gesprächspartnern zugesicherte Anonymität zu gewährleisten, wurden die 
Interviewten zu folgenden Gruppen zusammengefasst: 
• KP (Kommunalpolitiker) 
• KV (Kommunalverwaltung) 
• RV (Raumordnung und übergeordnete Verwaltung auf Kreis-, Regions- und 
Landesebene) 
• WI (Vertreter der Wirtschaft) 
• RM (Regionalmanager) 
• RW (Vertreter der Raumwissenschaften, d. h. Geographie und Raumplanung). 
Die genaue Angabe der Gesprächspartner besteht aus der Gruppenbezeichnung sowie einer 
internen Nummerierung, z.B. KP-3. 
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6.3 Die Ergebnisse im Einzelnen 
Die Auswertung der Gespräche erfolgt in den einzelnen Abschnitten dreigeteilt: Zunächst 
wird in die jeweilige Thematik, den Fragenzusammenhang bzw. das Erkenntnisinteresse 
kurz eingeführt, bevor die Ergebnisse anhand der gebildeten Antwortkategorien dargestellt 
werden. Diese werden abschließend zusammengefasst bzw. resümiert.  
Die Äußerungen der Gesprächspartner sind sprachlich dadurch gekennzeichnet, dass sie im 
Berichtsstil („wurde plädiert für“) bzw. in der indirekten Rede wiedergegeben werden. Zur 
Gliederung und Akzentuierung der Meinungen wurden auch ein- sowie überleitende Sätze 
eingefügt. Die Kommentierung erfolgt in den Resümees, wobei in spezifischen Einzelfällen 
auch Fußnoten gesetzt werden. 
6.3.1 Probleme und Herausforderungen in der Region  
Mit dieser Frage sollte zweierlei exploriert werden: Zum einen ging es um wichtige 
Handlungsfelder für die Regionalentwicklung allgemein und das RFM im Besonderen, und 
zum anderen sollte auch der Handlungsraum Region näher umrissen werden. Insofern stand 
zunächst eine thematische Annäherung an die tatsächliche Situation des Untersuchungs-
raums im Mittelpunkt. 
6.3.1.1 Problembewusstsein 
Die von den Gesprächspartnern genannten Probleme lassen sich in die Bereiche Verkehr, 
Wirtschaft und Siedlungs- bzw. Raumentwicklung einschließlich demographischer Trends 
differenzieren. Vielfach bemängelt wurde die schlechte verkehrliche Außenanbindung des 
Städtedreiecks an die Autobahnen sowie die unzureichende interne Erschließung. Diese sei 
wichtig, um eine gegenseitige Ergänzung und Funktionsteilung wahrnehmen zu können (RV-
2). Die defizitäre Außenanbindung wurde wiederum als Hemmnis für den Wirtschaftsverkehr 
(KV-3) und damit die gewerbliche Entwicklung insgesamt aufgefasst: „Das ist für mich ein 
Fakt, an dem die wirtschaftliche Entwicklung des Landkreises krankt, und zwar in erheb-
lichem Maß“ (ders.). 
Im Hinblick auf die gewerbliche Wirtschaft stand der Strukturwandel (KV-1) und sein 
Ergebnis im Mittelpunkt der Überlegungen: So fehle es zum einen an ausreichenden 
Einrichtungen des produzierenden Gewerbes im Gegensatz zu den zahlreich angebotenen 
(produktionsbezogenen) Dienstleistungen (WI-7). Zum anderen wurde ein zu geringes 
Wachstum in der Industrie konstatiert, zumal nur 50% des Umsatzes pro Einwohner 
verglichen mit den Altbundesländern und eine ähnliche Größe im überregionalen Absatz 
erwirtschaftet werde, was allerdings nicht mit den Produkten, sondern mit den zu geringen 
Kapazitäten erklärt wurde: „Das bedeutet nicht, dass die, die jetzt da sind, schlecht sind; die 
meisten von denen sind konkurrenzfähig, aber auch zu klein“ (WI-2). Doch auch einzelne 
Aspekte des Tourismus wurden als problematisch erkannt wie etwa die zersplitterten 
Organisationsstrukturen (WI-4), die sich in einer Vielzahl von örtlichen Tourismusverbänden 
niederschlügen.128 Einer der Befragten äußerte sich noch zu den aus seiner Sicht über-
höhten Energiekosten sowie zu den übermäßig langen Bearbeitungszeiten bei behördlichen 
Verwaltungsvorgängen durch den Landkreis bzw. die Kommunen (WI-8). Gerade die beiden 
letzten Punkte sind im Hinblick auf unternehmerfreundliche Rahmenbedingungen nicht zu 
unterschätzen und nicht unerheblich für die Ansiedlung bzw. den Verbleib eines Betriebs an 
einem Standort. 
                                                
128Hier hat allerdings zwischenzeitlich eine Bereinigung der regionalen Strukturen statt gefunden, indem ein 
einheitlicher Dachverband für die Region „Oberes Saaletal - Thüringer Schiefergebirge“ gebildet wurde. 
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Die räumliche Dimension des Strukturwandels wird im Rahmen der neuen Gewerbegebiete 
offensichtlich. So sei in den ersten Nachwendejahren die Entwicklung zu stark auf der 
Grünen Wiese forciert worden, während viele Altstandorte brach gefallen seien (WI-7). 
Ferner wurde der Strukturwandel als eine wichtige Ursache für die demographische 
Entwicklung bezeichnet, da die Arbeitslosigkeit zu einer starken Abwanderung junger Leute 
bis 35 Jahre geführt habe. Daraus resultierten weniger Geburten und eine geringere 
Investitionsneigung hinsichtlich der technischen und sozialen Infrastruktur (KV-2). Gerade in 
diesem Bereich wurden auch diesbezügliche Maßnahmen als eher unzureichend einge-
schätzt, wie sie im Rahmen des Stadtumbaus ergriffen werden sollten (WI-3). Dies betrifft 
v.a. die Nutzung von Flächenpotenzialen in bestehenden Brachen. Dabei wurde von 
fachlicher Seite auch auf das Problem der Vereinbarkeit von Naturschutz einerseits und 
wirtschaftlicher bzw. infrastruktureller Entwicklung andererseits hingewiesen (RV-1). 
Somit ist bei vielen der befragten Akteuren eine übergreifende Problemsicht feststellbar, 
welche das Verständnis für komplexe und ausgewogene Lösungsansätze sowie Strategien 
erleichtert. Diese sind denn auch im REK zu finden (s.o. Teilkapitel 5.3 und 5.6). Bereits an 
dieser Stelle wird deutlich, dass die meisten der von den Gesprächspartnern konstatierten 
Probleme dem Bereich der wirtschaftlichen Verhältnisse bzw. der verkehrlichen Infrastruktur 
zuzuordnen sind und es zu deren Bewältigung umfassender Strategien, bspw. der 
betrieblichen Förderung und Netzwerkbildung, bedarf, welche ein RFM übersteigen. Dieses 
liefert allerdings die Grundlage für eine entsprechende Entwicklung, wenn etwa die räum-
liche Ausbildung von Standortkomplexen eine standörtliche Diversifizierung und damit 
Ausdehnung der Produktion ermöglicht, oder die Wieder- bzw. Umnutzung von Brachen mit 
der zugehörigen verkehrlichen Integration die Standortqualität insgesamt erhöht. 
6.3.1.2 Zum Begriff der 'Region' des Städtedreiecks  
Die geäußerten Probleme und Herausforderungen weisen in puncto Verkehrsanbindung 
explizit regionale Bezüge auf. Implizit gilt dies auch für die übrigen Nennungen, denn sie 
beruhen wie etwa die Wirtschaftsstruktur auf überörtlichen Verflechtungen (Unternehmens-
beziehungen, Pendler) oder sind im Hinblick auf den Stadtumbau von regionaler Dimension. 
Damit stellt sich die Frage nach ihrer räumlichen Reichweite und ggf. interkommunalen 
Bewältigung, weshalb in diesem Zusammenhang bewusst auch das konkrete Verständnis 
von Region exploriert wurde. Nicht zuletzt reflektiert letzteres einen räumlichen Zusam-
menhang, wie er für das RFM, d.h. seinen Handlungsbedarf und seine Ausdehnung 
einschließlich der erforderlichen Kooperationsstrukturen maßgeblich ist. 
Die Vorstellungen von der Region des Städtedreiecks sind grundsätzlich von dem jeweiligen 
institutionellen bzw. professionalen Kontext der Befragten geprägt. So sahen etwa einzelne 
Vertreter des Landkreises diesen als die zugehörige Region zum Städtedreieck (RV-1; WI-
3). Sehr häufig wurde das Städtedreieck als Kern einer Stadt-Umland-Region aufgefasst 
(WI-1; KV-1/-2; RV-2; KP-2). Dieser Raum wurde v.a. durch seine planerischen, wirtschaft-
lichen und verkehrlichen Verflechtungen bestimmt. So sei die Region des Städtedreiecks 
neben dem zentralörtlichen Einzugsbereich, aus dem eine gewisse „politische und 
moralische Verantwortung“ des Städtedreiecks für den weiteren Umlandraum erwachse, ein 
siedlungsstruktureller Handlungsraum zur Bewältigung der Suburbanisierung, um eine 
geordnete Entwicklung in diesem Raum zu gewährleisten, die realistischerweise nicht auf die 
drei Kommunen des Städtedreiecks beschränkt werden könne (RV-2).129 Dieses Argument 
wurde mit dem bestehenden Planungszweckverband Maxhütte untermauert (WI-5). 
Allerdings wurde für einen solchen Raum von einem Vertreter des Städtedreiecks ein 
verstärktes Mitspracherecht reklamiert, wie es auch der LEP-Entwurf mit seinen Stadt-
                                                
129In diesem Zusammenhang wurde sogar von „Zugeständnis“ an die Umlandgemeinden gesprochen. 
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Umland-Räumen vorsehe (KP-2). Aber nicht zuletzt aufgrund der engen raumstrukturellen 
Zusammenhänge wurde angeregt, den Stadt-Umland-Raum Richtung Triptis (BAB-Auffahrt) 
auf Könitz und Kamsdorf oder Richtung Ilmenau auf Königsee auszudehnen (RV-2; KV-4); 
hierzu erfolgte ein Änderungsvorschlag der Kommunen und LEG zur Ausweisung 
entsprechender Räume im LEP-Entwurf.130
Weiterhin hätten sich zahlreiche industriell-gewerbliche Verflechtungen herausgebildet, etwa 
produktionsbezogene Dienstleistungen in Rudolstadt-Schwarza für die Stahlproduktion in 
Unterwellenborn, welche man als regionale Netzwerke gerne pflege (WI-5). Insgesamt sei 
das „Städtedreieck als raumstrukturgebende Einheit ausgewiesen, und da gehört Unter-
wellenborn dazu“ (KP-1). Zu den wirtschaftlichen Verflechtungen wurden auch die 
touristischen Attraktionen gezählt (Saalebogen, Stauseen, Rennsteig; KV-3), welche in 
gewisser Weise auch mit den naturräumlich-geologischen Landschaftseinheiten (Saaletal, 
Thüringer Schiefergebirge) korrespondierten (RV-1).  
Aus überregionaler Sicht wurde demgegenüber die Region des Städtedreiecks als „Teilraum“ 
bezeichnet, aber die Existenz als Region aufgrund des nicht normierten Regionsbegriffs 
grundsätzlich nicht abgesprochen. Alternativ wurde die Region auch als „Standortraum“ oder 
„Mittelding zwischen Stadt und Region, Stadtregion“ (RV-4) bzw. als „Funktionskomplex“ 
(KV-1) definiert. In ähnlicher Weise stellte wiederum ein Gesprächspartner auf die konkrete 
Kooperation zwischen den drei Städten ab: „Region im Sinne des REK heißt eben, es reicht, 
wenn sich drei, vier Gemeinden zusammen tun“ (RM-3). Diese Aussage markiert eine 
Gegenposition zu dem bisherigen regionalen Verständnis, wie es einer der Befragten auf 
den Punkt brachte: „’Region’ würde ich aufgeben, es ist das Städtedreieck“ (KV-2). Zwei 
Gesprächspartner vertraten sogar eine pointierte städtische Sicht, indem sie auf ihre Stadt 
als Zentrum bzw. Schwerpunkt des Städtedreiecks hinwiesen (WI-1) bzw. diese hervor-
hoben: „Ich bin Rudolstädter“ (WI-7). Ebenfalls deutlich von der obigen Auffassung von 
Region als Wirtschaftsraum heben sich die Aussagen von zwei Unternehmern ab, die 
darunter nur die verkehrliche Anbindung subsumierten – ohne damit die Verbindung zu 
nahegelegenen Standorten zu meinen (WI-8) - sowie ihre Zugehörigkeit zu einem überregio-
nalen Konzern mit weltweiten Absatzverflechtungen betonten (WI-9), also keine näheren 
räumlich-funktionalen Bezüge sahen. Folglich hängt das regionale Verständnis der jeweiligen 
Unternehmen davon ab, inwieweit sie betriebsorganisatorisch und produktionstechnisch in 
dem konkreten Raum verankert sind. Ein Gesprächspartner, der sich ansonsten eher als 
örtlicher Vertreter zu erkennen gab, vertrat immerhin die Ansicht, durch die Region ein 
Gegengewicht zu Bund und Land zu schaffen (WI-1). 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich der Regionsbegriff bei den befragten 
Akteuren in Reichweite und Funktion unterscheidet. Dabei gibt es Abstufungen zwischen den 
Kommunen des Städtedreiecks als Kern einer Region, dem enger damit verbundenen 
Umland sowie dem Landkreis insgesamt. Dahinter stehen denn auch bestimmte funktionale 
Verflechtungen von Wirtschaft, Siedlung, Naturräumen und Verkehr. Dies beinhaltet auch 
eine gewisse Priorisierung von Räumen: „Sicherlich muss man erst mal ans Städtedreieck 
denken“ (KV-3) oder: „ich sehe hier mal als erstes die Region des Städtedreiecks, aber ich 
sehe als Region auch den gesamten Landkreis Saalfeld-Rudolstadt“ (WI-3). Immerhin 
verdeutlichen die Äußerungen, dass einige eingangs genannte Probleme sich mit den 
genannten Begriffsmerkmalen von der Region des „Städtedreiecks am Saalebogen“ decken. 
Dazu gehören als Handlungsfelder die Siedlungs-, gewerbliche Standort- und Freiraum-
entwicklung sowie der Verkehr, die nach dem REK nicht zuletzt wichtige Funktionsbereiche 
                                                
130Vgl. Stellungnahme des Städtedreiecks zum LEP-Entwurf, Abschnitt 2.3, vom 16.10.2003. 
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für ein RFM sind. Dessen Handhabe (s.u. Teilkapitel 6.3.4) wird denn auch zeigen, ob dem 
tatsächlich ein entsprechendes regionales Verständnis zugrunde liegt.  
6.3.2 Zielvorstellungen zur regionalen Entwicklung 
Ein erster Schritt zur Bearbeitung der o.g. Probleme und Herausforderungen besteht darin, 
Zielvorstellungen zu den einzelnen Handlungserfordernissen zu formulieren. Im Folgenden 
werden nur allgemeine Aussagen wiedergegeben, welche sich z.T. unter Leitbilder sub-
sumieren lassen (vgl. oben Teilkapitel 3.3.1.1). Flächenrelevante Ziele sind unten in Teil-
kapitel 6.3.4.1 enthalten.  
Die Aussagen zur regionalen Entwicklung knüpfen insofern an die Vorstellungen von Region 
an, als sie zentralörtliche Funktionen des Städtedreiecks und dessen Bedeutung im 
Landkreis insgesamt aufgreifen. Im Hinblick auf die Regionalentwicklung betrifft dies 
insbesondere seine Funktion als Wirtschaftsstandort: „Ich sage, diese Region hat nur eine 
Chance, wenn sie sich in Richtung des Städtedreiecks entwickelt“ (WI-6)131, etwa durch 
Ansiedlung zukunftsfähiger und umweltverträglicher Branchen (Medizintechnik, Elektronik; 
KV-4). Doch auch sonst sollten die vom Städtedreieck wahrgenommenen mittelzentralen 
Funktionen nebst einigen oberzentralen gesichert werden (KV-1). Letztere seien vor allem 
wegen der Entfernung zu anderen originären Oberzentren wichtig (KV-2), daher streite man 
für ein „qualifiziertes Mittelzentrum, teilfunktionales Oberzentrum“ (RV-2). Vereinzelt war 
sogar von einer Weiterentwicklung der oberzentralen Funktionen die Rede (KV-2). 
Obgleich den Städten „stabile Verhältnisse durch Kooperation“132 (ders.) zugedacht wurden, 
so fiel es doch einigen Gesprächspartnern erkennbar schwer, zwischen den Städten eine 
klare Funktionsteilung zu identifizieren bzw. vorzugeben, dies wurde v.a. auf die Bereiche 
Wirtschaft und Forschung bezogen (RV-4).133 Ein städtischer Vertreter erteilte dabei einer 
weitgehenden Konzentration von Funktionen eine Absage und setzte sich für eine 
Differenzierung und standörtliche Spezialisierung hochwertiger Einrichtungen (z.B. Kranken-
häuser) ein; als entscheidendes Kriterium hierfür wurde die Relevanz für die wohnortnahe 
Versorgung benannt, obgleich ein verträglicher Rückbau von Infrastrukturen im Rahmen der 
Kooperation zwischen den drei Städten befürwortet wurde (KV-1). Mit der Aussage „Diese 
Region ist ein Städteverbund“ (ders.) kam immerhin zum Ausdruck, dass es um einen 
Gesamtstandort geht, den einer der Befragten sich sogar als Einheitsgemeinde vorstellen 
konnte (WI-7). Dem Städtedreieck wurde denn auch die Funktion eines „Leuchtturm[s] im 
Landkreis“ bzw. als „Vorzugsraum“ bescheinigt, der hinsichtlich des wissenschaftlich-
technischen Know-hows mit dem „Bildungsdreieck Ilmenau-Erfurt-Jena“ verbunden werden 
solle (RV-2). So gehe es insgesamt um ein zu konsolidierendes bauliches, soziales und 
kulturelles Zentrum und einen leistungsfähigen Wirtschaftsraum (RV-5) bzw. einen zu 
erhaltenden industriellen und gewerblichen Schwerpunkt (KP-2). 
Neben dieser funktionalen Betrachtung vertraten andere Gesprächspartner ein stärker 
deskriptives und prozessuales Leitbild. Dabei standen Prozesse der Schrumpfung im 
Mittelpunkt. So führte ein Interviewter aus: „Ich sehe eine Region, die nicht mehr so dicht 
bewohnt ist. Das muss ja nichts Schlimmes sein. Es gibt ja viele Regionen, die weniger dicht 
                                                
131Der Interviewte, ein Angehöriger eines Industriebetriebs, setzte bei der entsprechenden Frage Region mit 
Städtedreieck gleich. 
132Die Kooperation wurde auch auf das Verhältnis zu den Umlandgemeinden im Hinblick auf eine abgestimmte 
und ausgewogene Entwicklung der Region insgesamt bezogen (KV-4). 
133 So befindet sich in Rudolstadt das Thüringer Institut für Textil- und Kunststoffforschung, während in Saalfeld 
das Verfahrenstechnische Institut angesiedelt ist. Darüber hinaus wurde Saalfeld die Funktion eines 
übergeordneten Verwaltungs- und Handelsstandorts zugewiesen, während bei Rudolstadt der Schwerpunkt bzw. 
das Alleinstellungsmerkmal auf Kunst und Kultur gesetzt wurde. Bei  Bad Blankenburg wurde dies in der 
Kurortfunktion gesehen (RV-4). 
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besiedelt sind als hier der Landkreis Saalfeld-Rudolstadt oder das Städtedreieck. Und 
trotzdem sind es lebenswerte Regionen“ (WI-3). Damit rückt der Fokus stärker auf die 
qualitative Entwicklung von Städtedreieck und Region. In diesem Sinne wurde angeraten: 
„weniger Expansion nach draußen mit solchen [gewerblichen und wohnungsbaulichen, rk] 
Vorhaben, sondern Entwicklung erst in den Städten und in den bestehenden Industrie- und 
Gewerbebereichen“ (RV-1). Demnach soll im Städtedreieck die Entwicklung konzentriert 
werden, wobei es darum gehe, „Entwicklungskerne zu schaffen, die so potent sind, dass es 
sich dort lohnt, quasi ´was draufzulegen“ (RV-3) und somit ein späteres Wachstum 
vorzubereiten. Nicht zuletzt zeigt der von einem Befragten verwandte Begriff „Vision“ (WI-1), 
dass die vorherrschende Bestandsentwicklung im Wohnungsbau (Rück- und Stadtumbau) 
als eine Chance für bessere Lebensverhältnisse aufgefasst wird. 
Weitere Ziele greifen die o.g. Probleme wie die Verbesserung der Verkehrsanbindung und 
hier insbesondere die Fernerreichbarkeit (Zufahrt zu den Autobahnen) auf (KP-1). Damit 
solle eine wichtige Voraussetzung für die Stärkung der Wirtschaftskraft (KV-2) sowie die 
Erhöhung der Produktivität bzw. des Wachstums (WI-2) geschaffen werden. Doch auch dem 
Natur- und Landschaftsschutz sowie der Sicherung der Freiräume wurde ein größerer 
Stellenwert eingeräumt, nicht zuletzt im Hinblick auf Tourismus und Naherholung (RV-1; KV-
4). Als wichtiger und weiterzuentwickelnder Schwerpunkt für die Erholung gilt Bad 
Blankenburg mit seiner in der Region einzigartigen Kurortfunktion einschließlich der 
Landessportschule (RV-4). 
Ziele unterliegen in Abhängigkeit von ihrer Umsetzbarkeit einem Wandel. So seien zunächst 
auf der Grundlage falscher Prognosen unrealistische Ziele verfolgt worden in den ersten fünf 
Jahren (1996-2001), weshalb das REK fortgeschrieben werde (WI-3). Davon betroffen sei 
insbesondere die Ansiedlung einer Fachhochschule im Städtedreieck. 
Alles in allem wurde in den Gesprächen deutlich, dass eine Abkehr vom Wachstums- und 
Wunschdenken der frühen 90-er Jahre stattgefunden hat und stattdessen jetzt das 
Bewahren bzw. das Anpassen der Raumstrukturen an aktuelle sowie absehbare Rahmen-
bedingungen im Vordergrund stehen. Darüber hinaus lassen die Äußerungen erkennen, 
dass mit einer Konzentration der Entwicklung auf das Städtedreieck bzw. mit dem Erhalt von 
Kernen im Sinne einer Bestandsentwicklung Funktionsdefiziten entgegengewirkt werden soll, 
welche die Region insgesamt treffen würden. Daraus können denn auch Vorhaben im Sinne 
des RFM (Sanierung, Nutzung von Altstandorten, Spezialisierung von Einrichtungen) 
abgeleitet werden. So wird ein Standortraum angestrebt, der nach außen hin durch 
wirtschaftliche Vernetzung wettbewerbsfähig und nach innen hin attraktiv sein soll. 
6.3.3 Das REK zum Städtedreieck: Bezug der Akteure dazu und Auswirkungen auf 
das regionale Kooperationsklima 
Das REK bildet den inhaltlichen und organisatorischen Rahmen für das RFM im 
Städtedreieck. Insofern lebt es von der Beteiligung der Akteure. Deren Einbindung ist nicht 
nur bei der Erstellung wichtig, sondern bestimmt v.a. auch die Bereitschaft, bei der 
Umsetzung mitzuwirken, was ein zentraler Bestandteil des RFM ist. Daher wurde dieser 
Punkt bezogen auf die angesprochenen Akteure, aber auch allgemein im Hinblick auf das 
Kooperationsklima exploriert. 
6.3.3.1 Beteiligung der befragten Akteure 
Der Grad der Mitwirkung der Akteure hängt freilich von ihrer Beteiligung an konkreten 
Projekten ab und kann phasenweise variieren. Als besonders ausgeprägt wurde die 
Einbindung dort geschildert, wo es um die Teilnahme am Rat der Bürgermeister oder die 
zentrale Arbeitsgruppe ging. Dort sind neben den Bürgermeistern die Dezernenten für 
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Stadtentwicklung bzw. die Planungsamtsleiter vertreten. In der zentralen Arbeitsgruppe als 
„Bündelung der interkommunalen Kompetenzen“ werde die Diskussion über Schwerpunkt-
projekte und die Inhalte des REK geführt (KV-1; KV-4). Ansonsten wurden in den 
Gesprächen Unterschiede zwischen den einzelnen Phasen des REK deutlich: So berichten 
einige Gesprächspartner, dass zwar ihre Mitarbeit bei der Erstellung des REK gefragt 
gewesen wäre, dann jedoch keine weitere Mitwirkung angeboten worden sei, wiewohl ein 
Interesse daran bekundet wurde: „[...] aber vielleicht müsste man das einfach auch viel 
offensiver diskutieren, nicht einfach so eine Zuarbeit machen [...]“ (WI-4). Dies betrifft auch 
übergeordnete Verwaltungsebenen wie den Landkreis: „Ja, und die Erarbeitung und der 
erste Kooperationsvertrag zum Städteverbund, da waren wir einbezogen bei der ersten oder 
konstituierenden Beratung der Bürgermeister [...]. Später dann, als vielleicht erkannt wurde, 
dass der Rahmen über das Städtedreieck hinausging und eine Partnerschaft mit der 
Kreisentwicklung und der Regionalplanung nötig ist, nicht nur zur LEG, da hat man sich dann 
wieder auf uns besonnen und die Kreisverwaltung in die Bürgermeisterkonferenzen und 
Beratung der LEG eingeladen [...]“ (RV-2). 
Auch seitens der Regionalplanung wurde nach einer anfänglichen Begleitung durch 
Moderation und Koordinierung der verschiedenen Interessengruppen134 eine stärkere 
Kontinuität der Zusammenarbeit über die gesetzlich vorgeschriebenen Abstimmungs-
verfahren für Sanierungsprojekte und Bauleitplanungen hinaus für sinnvoll erachtet, um die 
Stimmigkeit der Maßnahmen und Projekte mit den Zielen der Raumordnung und den 
Informationsaustausch insgesamt sicherzustellen. Allerdings wurde eine stärkere Eigen-
ständigkeit in Einzelfragen akzeptiert: „Bei anderen Projekten, ich sag mal Sanierung der 
Stadthalle Bad Blankenburg, Umgestaltung Bahnhofsvorplatz Saalfeld, war offensichtlich [...], 
dass nicht an jeder Stelle ständig Regionalplanung gebraucht wird, es werden halt auch 
andere Partner gebraucht, das ist ja auch vorangekommen ohne unsere Hilfe“ (RV-4). Einige 
andere der Befragten äußerten ebenfalls, dass abgesehen von gesetzlichen Beteiligungs-
verfahren sich ihre Einbindung nur auf einzelne Aufgaben wie das Stadtentwicklungskonzept 
(WI-3) beschränke, zumal sie ihren Wirkungsbereich entsprechend definierten: „Weniger 
geht es jetzt darum, dass man sich über ein Flächennutzungskonzept abstimmen würde, weil 
das doch mehr oder weniger immer direkt die Kommune betrifft. Also ich kenne das nicht so, 
dass es ein Management geben würde, das über die Grenze der Kommune hinausgeht“ 
(ders.). Das gilt auch für ein Unternehmen, das sich auf einer revitalisierten Fläche befindet 
(WI-9). Dabei wurde deutlich, dass vielfach auch nicht die personellen Kapazitäten für eine 
intensivere Teilnahme am REK-Prozess bestehen: „Wir sind sehr straff eingebunden durch 
viele, viele Beteiligungen und kleine Maßnahmen, so dass bei uns für grobe, weitsichtige 
Planungen eine Mitarbeit in solchen Planungsgremien, der Zeitfaktor eine Rolle spielt, wir 
oftmals in Vorausrunden unsere Bedingungen und Wünsche mit einbringen, aber die 
ergeben sich zwangsläufig schon aus vorhandenen Landschaftsplänen [...], aber dann bleibt 
es immer im begrenzten Rahmen, wie es abläuft, nämlich zielgerichtet auf eine Maßnahme“ 
(RV-1). 
Andere Akteure wiederum wie der Vertreter eines großen Industrieunternehmens verwiesen 
auf das Engagement v.a. bezüglich der eigenen Belange: „[...] nur insofern, als dass wir 
diese Konzepte bekommen und zu den Konzepten auch eine Stellungnahme abgeben. Aber 
in die direkten kommunalen Belange selber, da haben wir uns natürlich nicht groß 
eingemischt. Das ist nicht unser Thema, wir sehen mehr die Infrastruktur [...], wobei die 
Bürgermeister der umliegenden Gemeinden und der Landrat von Saalfeld-Rudolstadt schon 
unsere Wünsche [...] kennen, also dort haben wir eigentlich immer offene Ohren [...], denn 
                                                
134Der Regionalplanung wurde auch von anderer Seite eine Initialfunktion des REK zuerkannt (KV-1). 
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das [unser Unternehmen, rk] ist natürlich ein Schwerpunkt, den die kommunalen Politiker 
auch zu schätzen wissen und zu fördern“. Dies komme nicht zuletzt in Absprachen mit der 
LEG über geeignete Ansiedlungen am Standort zum Ausdruck und in der Mitarbeit des 
Unternehmens als nicht-stimmberechtigtes Mitglied in einem Planungszweckverband (WI-5).  
Diejenigen der angesprochenen Akteure, die sich überhaupt nicht beteiligt sahen, gaben 
hierfür verschiedene Gründe an: Zwei Gesprächspartner fühlten sich „nicht mit dem 
Regionalen verbandelt“ (WI-1) bzw. nicht davon betroffen, wobei in einem Gespräch ein 
gewisses Bedauern mitschwang (WI-6), wenn ansonsten die mangelnde Wirkung des REK 
kritisiert wurde. Ein Dritter, Vertreter einer Gemeinde, beklagte den Ausschluss vom 
Städteverbund aus politischen und fördertechnischen Gründen: „Wir waren voll einge-
bunden, als es erarbeitet worden ist [...]. Es ist wahrscheinlich so, das Ministerium hat sich 
nicht mehr zwingend dahinter gestellt, dass wir unbedingt in den Vertrag reinkommen, und 
wenn ich Fördermittel mit einem vierten teilen muss, die anderen haben mich 
überstimmt“(KP-1).135  
Die Konstellationen der Beteiligungen offenbaren eine Diskrepanz zwischen Wollen, Dürfen 
und Können. Einige Akteure lassen sich nur zielgerichtet im Hinblick auf ihr Aufgabenfeld 
bzw. ihre Interessen einbinden, andere sehen sich in ihrem Zugang zum REK-Prozess 
politisch eingeschränkt bzw. ausgeschlossen, wobei es hier Schwankungen im zeitlichen 
Verlauf gibt. Dritte wiederum sehen sich wegen eigener Restriktionen (Personal etc.) nicht in 
der Lage, sich stärker einzubringen, zumal sie auch sonst im Rahmen gesetzlich 
erforderlicher Verfahren bei bestimmten Belangen involviert sind. Damit stellt sich das 
Interaktionsmuster folgendermaßen dar:  












































Erklärung: K = kommunale Akteure; RV = übergeordnete Planung und Verwaltung; WI = Vertreter der Wirtschaft;  
RM =Vertreter des Regionalmanagements    
  
                                                
135Die konkrete Kooperation kam aber vor allem auch dadurch nicht zustande, weil konkurrierende Projekte mit 
den anderen Kommunen eine wichtige Rolle gespielt haben. 
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Es gibt im Städtedreieck Hauptakteure, die in den Gremien der Kooperation vertreten sind 
und so die konzeptionelle Arbeit bestimmen. Mit ihnen zumeist bilateral bzw. zeitweilig 
vernetzt sind Nebenakteure bzw. Praxispartner, welche bei einzelnen Fragestellungen und 
Belangen in unterschiedlicher Intensität auf die Hauptakteure einwirken. Sonstige Akteure 
stehen zwar auch für Themen, die für das REK bzw. RFM von Relevanz sind (Siedlungs- 
und Gewerbeentwicklung etc.), jedoch nicht in den aktuellen Projektkanon des REK passen. 
Damit erweist sich wieder einmal mehr die Selektivität von REK-Prozessen, wobei 
andererseits zu bedenken ist, dass sich die Akteurskonstellation in einer nächsten 
Umsetzungsperiode ändern kann, was den sonstigen Akteuren zu einem höheren Stellen-
wert verhelfen dürfte. 
6.3.3.2 Auswirkungen auf das Kooperationsklima 
Gefragt war hier nach Veränderungen des regionalen Bewusstseins und der 
Kooperationsbereitschaft allgemein. Eigentlich gehört diese Frage eher zur Beurteilung der 
Wirksamkeit des RFM (s.u.), doch sollten hier die Akteure ein Zwischenfazit zum REK 
ziehen, bevor das RFM näher erörtert wurde. Damit wird nicht zuletzt ein Vergleich zwischen 
beiden Stufen der Zusammenarbeit (Konzepterstellung und Umsetzung) möglich. 
Analog zur Intensität der Beteiligung fiel die Beurteilung des Kooperationsklimas unter-
schiedlich aus: Ein Mitglied der Bürgermeisterrunde sah die Kontinuität der Zusammenarbeit 
auch über einmal anstehende personelle Veränderungen als gesichert an (KP-2). Diese 
Sicht wurde allerdings von anderer Seite relativiert, da zwar der Kooperationswille 
gewachsen sei, aber sich dies in erster Linie auf die Stadtoberhäupter beziehe, während 
etwa die Zusammengehörigkeit unter den Bürgern nicht besonders stark ausgeprägt sei (RV-
4). Doch selbst die Motivation zur Zusammenarbeit zwischen den Bürgermeistern wurde 
damit begründet, dass „[...] die Konkurrenzsituation dazu geführt hat, dass die Bürgermeister 
sich selbst eingebracht haben, weil nämlich dann, wenn ein Bürgermeister gefehlt hat, er 
dann gedacht hat, ich bin benachteiligt, dann hecken die anderen was aus, was ich dann 
vielleicht nicht reparieren kann“ (RV-5). Verständlicherweise äußerte sich ein nicht 
einbezogener kommunaler Repräsentant noch deutlicher: „Hier geht es nicht Partei gegen 
Partei, hier geht es Ort gegen Ort“ (KP-1). 
Nach außen hin wurde dem Städtedreieck ein regionales Bewusstsein als Gesamtstandort 
bescheinigt, etwa wenn es um die gemeinsamen Ansiedlungsbemühungen in den jeweiligen 
Nachbarkommunen geht, zumal solche Aktivitäten „dem gesamten Städtedreieck zugute 
kommen“ (WI-3). Ein gewachsenes Interesse zeige sich ferner an einer gemeinsamen 
Vertretung der Interessen, etwa über einheitlich abgegebene Stellungnahmen zum Regio-
nalen Raumordnungsplan oder zum Landesentwicklungsprogramm (RM-1). Dies gelte auch 
für große Gewerbestandorte mit überregionaler Ausstrahlung: „Für das, was Schwarza 
betrifft, da haben sich die drei Städte dafür stark gemacht, [...] dort war der Standort optimal 
für die Industrieansiedlung in dieser Art und Größe, und da haben die Städte auch 
gemeinsam darum gekämpft und entsprechenden Druck auf das Wirtschaftsministerium 
ausgeübt, damit die entsprechenden Förderungen auch laufen“ (KV-3). Auch ein gemein-
sames Stadtmarketing136 wurde dazu gezählt (ders).  
Im Städtedreieck intern wurde die Situation allerdings als Spannungsfeld zwischen 
Kooperation und Autonomie aufgefasst: „Jeder kämpft für eine besondere Stellung [...]. 
Soweit sind wir noch nicht, dass wir sagen können, wir haben ein Konzept“ [Hervorh. durch 
den Autor], zumal sich dieses als eine Addition von Einzelkonzepten darstelle (KV-2). So 
                                                
136Dabei handelt es sich um ein gemeinsames Vorhaben der drei Städte, das im Rahmen des Pilotprojekts zum 
Städtemarketing vom Thüringer Wirtschaftsministerium gefördert wird.  
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beschränke sich die Zusammenarbeit auf wenige Projekte wie das Spaßbad in Rudolstadt 
oder die Stadthalle in Bad Blankenburg (WI-4), wobei selbst die Einigung hierauf den 
Beteiligten schwer gefallen sei: „Trotz des Kooperationsvertrags wird ja jede Maßnahme 
einzeln ausgefochten, auch gegeneinander, [...], das Erlebnisbad in Rudolstadt. Da hat's, ich 
will nicht sagen, heftige Auseinandersetzungen gegeben hinsichtlich der Standortfrage, weil 
jeder das für sich hätte in Anspruch nehmen können“ (RV-2). Selbst beim Thema 
Mediamarkt137, für den kein gemeinsamer Standort gefunden bzw. gegenüber dem Investor 
vermittelt werden konnte, zeigte sich die begrenzte Konsensfähigkeit der Kommunen (KV-4). 
Vermisst wurden insgesamt „gefestigte Strukturen“ (WI-7). Dies wurde freilich vom inneren 
Kreis der Akteure nicht als gravierend für die Zusammenarbeit insgesamt gesehen, zumal 
„das Große Ganze stimmt“ (KV-2). Immerhin gebe es bei der Fortschreibung des REK keine 
Grundsatzdiskussion mehr über den Sinn des Städtedreiecks, da das Thema inzwischen 
anerkannt sei (KV-4). Vielmehr sei im Zuge der Fortschreibung ein Quantensprung erzielt 
worden durch gemeinsame Projekte und die Suche nach gemeinsamen Lösungen im 
Bereich der Schulnetzplanung (Gymnasien) und der zentralörtlichen Einstufung insgesamt. 
Dabei wirke sich die Kooperationshistorie aus DDR-Zeiten dadurch positiv aus, dass ein 
gemeinsames Planungsbüro in Saalfeld138 bestanden hätte, das persönliche Bezüge der 
Planer und die Entwicklung gegenseitiger Ortskenntnisse begünstigt habe (KV-1). 
Alles in allem wird das Kooperationsklima sehr unterschiedlich eingeschätzt, was sehr von 
den jeweiligen Themen und der Stellung der befragten Akteure im REK-Prozess abhängt. 
Dabei ist freilich zu berücksichtigen, dass das REK inhaltlich sehr breit angelegt ist, wodurch 
Konflikte eher begünstigt werden. Demgegenüber ist der Prozessnutzen im Sinne eines 
intensivierten Kommunikations- und Abstimmungsprozesses (Knieling 2000, S. 220) höher 
zu bewerten, da er sich aus der Interaktion ergibt und die Grundlage für eine spätere 
Verständigung auch in problematischen Sachfragen bilden kann. Insofern bildet das 
vorgestellte Ergebnis nur einen Zwischenstand. 
6.3.4 Implementierung und Handhabe des (R)FM 
Wie bereits im Kapitel 3 dargestellt, handelt es sich beim RFM um ein komplexes 
Instrumentenbündel zur Steuerung der Flächenentwicklung. In diesem Sinne umfasst es die 
Planung, Sanierung, Erschließung, Entwicklung, Vermarktung und Nutzung der betreffenden 
Flächen. Folglich wurde auch in den Gesprächen eine abgestufte Herangehensweise 
praktiziert, um die Ziele, Elemente, die eigenen und regionalen Bezüge, die Beiträge der 
anderen Akteure sowie die Hemmnisse zu explorieren, wie sie auch nachstehend 
wiedergegeben werden. Dabei wurden gewisse Überschneidungen mit den obigen 
Ausführungen durchaus in Kauf genommen, um hier zu noch spezifischeren Ergebnissen zu 
kommen. 
6.3.4.1 Ziele des RFM 
Die hierfür einschlägigen Ziele lassen sich in zwei Arten einteilen: in solche zur räumlichen 
Entwicklung allgemein und solche, welche speziell die Flächenbereitstellung und –nutzung 
betreffen. Analog dazu gliedert sich die folgende Darstellung. 
Die von den Befragten genannten allgemeinen Ziele decken im Wesentlichen die 
Handlungsschwerpunkte des REK ab. Darunter fallen die Wiedernutzung bestehender 
Industrie- und Gewerbeflächen entsprechend der gegebenen Potenziale und Marktchancen. 
                                                
137Ursprünglich wollte die Stadt Saalfeld den Mediamarkt im Gewerbegebiet „Watzenbach“ ansiedeln, bot aber 
auf Drängen Rudolstadts bzw. des Landesverwaltungsamts zentralere Standorte an, die wiederum vom Investor 
verworfen wurden.  
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Daher müsse der Trend zur Aufsiedlung von Flächen wie jüngst im Falle der Papierfabrik 
weiter fortgesetzt werden (RV-4). In der sonstigen Siedlungsentwicklung wurde weniger 
Wachstum, dafür aber Chancen für eine bessere Qualität gesehen. So solle im Rahmen des 
Stadtumbaus nicht nur Rückbau betrieben werden, sondern die Stadtqualität und die 
Funktionalität der Innenstädte aufgewertet werden (ders.). Als konkrete Maßnahmen wurden 
hierbei die Sanierung der Altstadt, Baulückenschließung sowie Verkehrsberuhigung benannt, 
welche zwar im Stadtentwicklungskonzept verankert seien, aber auch ein wichtiges Feld für 
die Region darstellten (KV-4). Damit war insbesondere eine Entwicklung der Innenstädte als 
Wohnstandorte gemeint (KP-2), die in gewisser Weise neben Handel, Verwaltung und Kultur 
eine zentrale Bedeutung in der Stadtentwicklung haben. 
Was konkrete Ziele zur Flächenentwicklung anbelangt, stand hier die „integrierte Standort-
entwicklung“ im Mittelpunkt der Äußerungen. Dies wurde in mehreren Facetten thematisiert: 
Zum einen gehe es um „die an der spezifischen Ausgangssituation orientierte Konzipierung, 
Sanierung und Entwicklung der Standorte“ unter Berücksichtigung des Erwerbskräfte-
potenzials, vorhandener Forschungseinrichtungen, zwischenbetrieblicher Verflechtungen 
sowie regionaler Stoff- und Energiekreisläufe (RM-1).139 Damit waren sowohl die 
Inwertsetzung der Flächen als auch deren regionalwirtschaftliche sowie infrastrukturelle 
Einbindung gemeint. In diesem Sinne sollten Flächen für KMU, d.h. Zulieferer und 
Dienstleister, vorgehalten werden (RV-2). Darunter lässt sich auch das Erfordernis eines 
„integrierten Industrieflächenmanagements“ im Sinne der Clusterbildung (RM-2) subsu-
mieren, um über eine Ansiedlung von passenden Unternehmen bspw. in Schwarza eine 
hohe Wertschöpfung am Standort sicherzustellen, was nicht zuletzt die spezialisierte 
Infrastrukturausstattung140 nahe lege. Die koordinierte Entwicklung141 von gewerblich-
industriellen Großstandorten einerseits und kommunalen Flächen andererseits schließe eine 
gegenseitige Unterstützung in der Fördermittelwerbung sowie der Investorenakquisition ein, 
um optimale Standortgemeinschaften zu erreichen, und das unabhängig vom Eigentümer 
bzw. Entwickler: „Da gibt es eine Abstimmung, welcher Standort für welche Unternehmen am 
ehesten geeignet ist, und wenn es ein städtisches Grundstück ist, geht er auf das städtische 
Grundstück, und wenn es ein LEG-Grundstück ist, auf das LEG-Grundstück“ (RM-3). Gemäß 
der jeweiligen Eignung könne auch eine Priorisierung von Standorten und somit das 
Verhältnis dieser zueinander bestimmt werden, wenn bspw. erst Rudolstadt-Schwarza gefüllt 
werden solle, bevor Rudolstadt-Ost anstehe (WI-3). Mit der Optimierung von Standorten und 
ihren Nutzungen verbunden ist nicht zuletzt auch das Ziel, weniger geeignete Flächen in 
peripheren Lagen zugunsten von hinreichend großen Standorten mit einer guten inneren und 
äußeren Erschließung zurückzunehmen (RW-1). Unter ‚integriert’ wurde darüber hinaus die 
Wechselwirkung zwischen Standort und Region verstanden, denn: „[...] nicht die Einzel-
fläche, sondern die Entwicklung des Städtedreiecks steht im Vordergrund, und wenn 
bestimmte Anfragen kommen, dann wird das nach bestimmten Suchkriterien realisiert, das 
heißt, man will schon die spezifischen Standortvorteile stärker ausprägen durch eine gezielte 
Ansiedlung neuer Funktionen oder eine Weiterentwicklung von Funktionen“ (KV-1). So seien 
                                                
139So wies ein Gesprächspartner auf die zwischenbetriebliche Vernetzung durch die Bereitstellung von 
firmeneigenen Stoffen (Kühlwasser) sowie Anlagen (Kondensatoren) für Nachbarbetriebe hin. Im Gegenzug 
werde bevorzugt auf Dienstleistungen ausgelagerter, aber in unmittelbarer Nähe befindlicher Handwerksbetriebe 
zurückgegriffen (WI-9). 
140Dazu gehört ein eigenes Kraftwerk sowie eine auf die chemische Produktion zugeschnittene Abwasser-
entsorgung. 
141Allerdings geht die Koordination in der Flächenentwicklung noch nicht so weit, dass ein gemeinsamer 
Flächennutzungsplan angestrebt wird. Zwar „arbeitet man an den Anfängen“, doch stelle es nur eine Option für 
den zu gründenden Zweckverband dar (KP-4). Zudem wurde der Verfahrensaufwand einer gemeinsamen 
Flächennutzungsplanung wegen des Zustimmungserfordernisses aller Stadtparlamente für zu groß erachtet (RV-
3). 
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stets die Anforderungen der Unternehmen zentral für die Bereitstellung optimaler Standorte 
(RV-4). Lediglich zwei Experten äußerten Zweifel, ob eine gezielte Ansiedlungspolitik allein 
erfolgversprechend sei, zumal bei einer geringen Entwicklungsdynamik oft von diesem Kurs 
abgewichen werden müsse und überhaupt Cluster nur bedingt steuerbar seien und sich 
vielmehr von selbst organisierten (WI-2, RW-1). 
Im Hinblick auf den Umgang mit den Standorten allgemein können zwei Strategien 
unterschieden werden: Die Entwicklung des Bestands sowie neuer Flächen. So überwogen 
Aussagen zugunsten einer Aufsiedlung bestehender Standorte (z. B. KP-1/-4, WI-7, KP-3). 
Einer großflächigen Standortvorsorge wurde von einem Befragten explizit eine Absage 
erteilt: „[...] was nutzt uns eine Flächenvorsorge, [...] 30 ha, da kriegt man keinen mehr her, 
das Flächenpotenzial ist total ausreichend“ [...], zumal das Potenzial ist ja hier gar nicht, nicht 
nur die Fläche, sondern das Humanpotenzial schlichtweg [...]. teilweise auch das, was dazu 
gebraucht wird, das Management oder auch Kultur- und Bildungsangebote. Es ist Quatsch, 
in der ‚Champions’ League’ spielen zu wollen, da muss man schon realistisch sein. Sicher, 
es gibt immer ein paar Highlights, und wenn man die reinzieht, dann ist es gut wie das 
Stahlwerk Thüringen oder Honeywell [Chemieunternehmen, rk], dann soll man's auch hegen 
und pflegen, aber was jetzt Großunternehmen wie BMW oder BAYER anbetrifft, das ist, 
glaub ich, eine Illusion“ (RV-2). Nur seitens einer Kommune wurde ein neuer, allerdings auch 
nachgenutzter Standort mit einer möglichen zukünftigen Nutzung begründet (KV-4), wobei 
dieser Standort ein Gebiet sei, „das erklärt ist, gemeinsam zu entwickeln“ (KP-4). 
Doch nicht nur Industrie und Gewerbe, sondern auch andere Raumnutzungen wurden in den 
Gesprächen thematisiert gemäß der allgemeinen Zielvorstellungen für die Region (s.o.). So 
wurde die Revitalisierung der Innenstädte als Ziel eines RFM genannt, und zwar aus 
funktionalen Gründen sowie als imagefördernde Aufgabe (WI-7). Dies sei schließlich eine 
„Entscheidung im Städtedreieck“ (KP-4), was dessen Charakter als Gesamtstandort (s.o.) 
untermauert. Der Einzelhandel selbst als innerstädtische Funktion spielte bemerkens-
werterweise bei den Zielen des RFM nur eine untergeordnete Rolle, hier ging es um den 
Schutz der Innenstädte vor großflächigem Einzelhandel auf der Grünen Wiese (KP-2). In 
diesem Zusammenhang wurde auch eine gemeinsame Vernetzung der Angebote von 
Handel und Kultur sowie deren Vermarktung für wichtig erachtet, um so nicht zuletzt auch 
das Bewusstsein der Bürger und Unternehmer durch eine offensive Vermittlung der 
Standortfaktoren zu schärfen (WI-4). Weiterhin wird mit dem RFM auch eine Freiraum-
entwicklung angestrebt, wenn die landschaftsverträgliche Einbindung von gewerblichen 
Bauvorhaben verlangt wurde (RV-1) und weiterhin die Brachflächenentwicklung der 
Aufwertung von Stadt- und Landschaftsbild gleichermaßen dienen solle (RV-5). 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Befragten recht präzise und differenzierte 
Zielvorstellungen bezüglich einer koordinierten Flächenentwicklung haben. Insbesondere der 
Begriff der „integrierten Standortentwicklung“ ruft verschiedene Assoziationen hervor: Neben 
einer standörtlich angepassten Nutzung in Abhängigkeit von der jeweiligen Eignung 
bezüglich der Standortanforderungen sowie des passenden Branchenmixes stehen auch 
regionale Erwägungen wie die Profilierung und Entwicklung des Städtedreiecks im Vorder-
grund, etwa durch eine Priorisierung in der standörtlichen Ansiedlungspolitik. Dabei werden 
die existierenden Flächenpotenziale als so groß eingeschätzt, dass zumeist eine 
Bestandsentwicklung hinsichtlich der Altstandorte befürwortet wird. An zweiter Stelle rangiert 
die Entwicklung der Innenstädte, wobei der Einzelhandel kaum ins Gewicht fällt. Dies mag 
daran liegen, dass die Konkurrenz zwischen den beiden großen Städten ein noch nicht 
gelöstes Problem darstellt. Demgegenüber fällt es leichter, Ziele für den Freiraum zu 
formulieren, die angesichts der baulichen Verdichtung in einem auch touristisch attraktiven 
Raum sowie der Diskussion um die Landesgartenschau 2012 an Aktualität gewinnen dürften. 
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6.3.4.2 Elemente eines RFM im Saalebogen 
Zentral für ein RFM sind die einzelnen Elemente, d.h. die angewandten Instrumente und 
Verfahren. Diese bei den Gesprächspartnern zu ermitteln war insofern möglich, als das RFM 
vorab nur als „Planung und Entwicklung von räumlichen Vorhaben“ eingeführt und nicht 
näher erläutert wurde. Damit kann auch ein Vergleich zwischen dem normativen Konzept 
eines RFM (vgl. Kap. 3) und seiner Handhabe vor Ort angestellt werden. 
Je nach Perspektive der Gesprächspartner standen mehr regionale oder mehr lokale bzw. 
standörtliche Aspekte im Mittelpunkt. Die regionalen betrafen vor allem die Planung bzw. 
Koordination der Standorte insgesamt, wobei Fragen der Standorterfassung und -bewertung 
eine große Rolle spielten. Ein solches Vorgehen ermöglicht denn auch eine Abwägung142 
und Priorisierung bzw. Schwerpunktsetzung (WI-3, RV-3) der verschiedenen Standorte, was 
darin besteht, „[...] dass man hier offensichtlich sehr komplex herangeht, verschiedenste 
Standortalternativen sehr schnell kombinativ erfasst, aufbereiten kann, [und] in der Lage ist, 
das auch monetär zu bewerten“ (RV-4). Bezüglich der Standorterfassung wurde neben 
Lage- und Flächenmerkmalen (KV-2) sowie der Verfügbarkeit auch die Eignung für 
bestimmte Betriebe sowie eine Abklärung der Fördermodalitäten (Programm und Höhe) für 
wichtig erachtet (WI-2). Hinsichtlich der effizienten Abschöpfung der Fördermittel sei 
entscheidend, diese je nach Projektfortschritt sinnvoll zu bündeln; so werde etwa die 
Aufbereitung von Flächen über den sog. „Industrietitel“ der LEG, also zweckgebundene 
Landesmittel, bewerkstelligt, während die Erschließung für einen konkreten Investor über die 
Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur erfolge. Bei 
öffentlichen Vorhaben wie der Gestaltung des Bahnhofsvorplatzes in Saalfeld komme auch 
der Einsatz von Städtebaufördermitteln in Betracht (RM-3). 
Im Ergebnis sollte aus der umfangreichen Betrachtung der Kriterien eine Beurteilung der 
kurz- und langfristigen Realisierungschancen vorgenommen werden (KV-1). Darauf auf-
bauend kann eine Konzeption für die räumliche Entwicklung erstellt werden. Dabei wurde 
seitens der Wirtschaft auf die Bedeutung von Leitbildern abgehoben, um einerseits 
(potenzielle) Investoren zu mobilisieren und andererseits eine politische Absicherung zu 
erhalten: „Wenn ich sage, ich habe viele Flächen, haben andere viel mehr, viel besser und 
viel billiger, wenn ich sage, ich habe eine Region, die wirtschaftlich stark ist, und dort kannst 
du Teil dieses Netzes werden, denn das Leitbild hier, und das finde ich sehr zukunfts-
weisend, ist folgendes: Dynamisches Wachstum durch Vernetzung. Oft wird gesagt, jawohl, 
Clusterbildung, das ist schon klar, aber wenn das in das Dokument herein kommt, und der 
Stadtrat beschließt das, und der Kreistag gibt auch sein Jawort, habe ich die Gremien hinter 
mir. Und nur, wenn ich die politischen Gremien hinter mir habe, können Sie das als ein 
Gesamtkonzept entwickeln“ (WI-2). Die politische Absicherung wurde für umso wichtiger 
gehalten, als die Fördermittel zurückgingen, und die stärkere Eigenbeteiligung eine größere 
Zustimmung erfordere (KV-4). 
Damit sind die wesentlichen informatorischen und konzeptionellen Grundlagen für die 
räumliche Planung angesprochen. Deren Merkmal wiederum ist die Verbindlichkeit im Sinne 
konkreter Festlegungen auf der Ebene der Bauleitplanung. So wird auch nachvollziehbar, 
dass hier eine Verbindung zur Flächennutzungsplanung hergestellt wurde, welche geeignete 
Standorte bestimmten Entwicklungsachsen zuordnen143 bzw. die konkreten Flächen im Zuge 
der Bebauungsplanung näher ausgestalten solle (RV-2). Doch gerade hier wurde vereinzelt 
                                                
142Die Abwägung findet nicht nur zwischen den Standortalternativen statt, sondern bezieht sich auch auf das 
Verhältnis zwischen einzelnen für geeignet befundenen Standorten und anderen lokalen Belangen wie dem 
Naturschutz, um selbst bei einem Kompromiss „visionär die richtigen Weichen zu stellen“ (RV-3). 
143Hier ergibt sich nicht zuletzt auch ein Konnex zur Regionalplanung. 
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eine flexible Handhabe ausbedungen, um auf bestimmte Wünsche von Investoren reagieren 
zu können: „Sicher wird man immer abweichen müssen, wenn ein Investor kommt, der sagt, 
dahin will ich nicht, ich will unbedingt dahin, dann wird sich sicher auch die Regierung 
breitschlagen lassen, denn einen Investor müssen wir ansiedeln, weil wir Arbeitsplätze 
brauchen“ (KP-1, analog RV-5). Dabei wurde auch ein gewisses Verständnis für Bemüh-
ungen der einzelnen Kommunen in eigener Sache geäußert: „Und was die wirtschaftliche 
Entwicklung anbelangt, da wird man sicherlich keinem Stadtrat und keinem Bürgermeister 
verübeln können, wenn er von sich aus versucht, Investoren in die eigene Stadt zu bringen“ 
(WI-3). Von daher ist verständlich, dass politisch sensible Entscheidungen eher informell 
getroffen werden und von einer gemeinsamen Planung bislang Abstand genommen wurde.  
Damit ist die örtliche Ebene erreicht, wo die regional abgestimmten Vorhaben umgesetzt 
werden. Dem kommunalen Kontext der befragten Akteure entsprechend lag hier auch der 
Schwerpunkt der Nennungen in den Gesprächen. Anhand konkreter Vorhaben wurden 
einzelne Schritte dargelegt. Diese bestehen zunächst in der Voruntersuchung bezüglich der 
Kosten für Abbruch, Sanierung, Erschließungskonzept und Grunderwerb sowie in der 
Verhandlung mit Alteigentümern, um die Verfügbarkeit sicherzustellen. Weiterhin umfasst die 
Umsetzung die Aufteilung eines Gebietes in einzelne Funktionsabschnitte144, welche z.T. 
„Schlüsselobjekte“ beinhalten, die nicht abgerissen werden können, etwa aus Gründen des 
Denkmalschutzes. An diesem Punkt könne dann ein Wettbewerb zwischen potenziellen 
Sanierungsträgern ausgeschrieben werden, der nicht zuletzt zu einem bestmöglichen 
Einsatz der Fördermittel führen solle (KV-2). Zu den konkreten Maßnahmen wurden je nach 
standörtlichen Erfordernissen die Altlastenbeseitigung, Aufbereitung, die innere und äußere 
verkehrliche und technische Erschließung gezählt (RV-2, KP-1, RM-2).145 Jedenfalls zeichne 
sich ein Flächenmanagement dadurch aus, dass der Klärung der Machbarkeit und ins-
besondere der Wirtschaftlichkeit der Nachnutzung eine große Bedeutung zukomme und über 
die Nachnutzung entscheide, während man sonst in einer angebotsorientierten 
Entwicklungsstrategie nach dem Motto verfahre: „Ich weiß [von vornherein, rk], was ich will, 
daher plane ich“ (KV-2).  
Sind die Flächen bereits saniert und erschlossen, können sie besiedelt werden. Dann stellt 
sich die Frage nach den Nutzern, weshalb Marketing-Aktivitäten entfaltet werden müssen. 
Einer der Befragten sah angesichts der weitgehenden Erschließung von Industrie- und 
Gewerbegebieten das Marketing als hauptsächliche Aufgabe des Flächenmanagements an 
(KP-3). Dazu wurde bspw. eine umfangreiche Internet-Präsentation von Flächen, aber auch 
Immobilien durch den Kreis geschaffen, welche über Lage, Größe, Verfügbarkeit, Er-
schließung und Preis informiert.146 Die Sammlung und Bewertung der Daten bilde insbeson-
dere die Grundlage für einen ‚Flächenpool’ (vgl. 3.3.2.1) und sei bereits auf der EXPO-Real 
gezeigt worden (RV-5). Im Rahmen des regionalen Marketings als Gesamtstandort werde 
bei bilateralen Gesprächen zwischen einzelnen Kommunen und potenziellen Investoren 
auch auf geeignetere Standorte in Nachbarkommunen verwiesen: Die Rudolstädter sind auf 
uns zugekommen und haben gesagt, wir haben keinen Platz; wir haben ja Platz gehabt, und 
dann ist es eben hier passiert“ (KV-3). 
Sofern ein Kernnutzer der Flächen bereits angesiedelt und für ein bestimmtes Profil des 
Standorts maßgeblich ist wie die Stahlindustrie in Unterwellenborn oder die Chemieindustrie 
in Schwarza, steht die Umsetzung des Ziels einer gezielten Ansiedlungspolitik (vgl. oben 
                                                
144Die Nutzungszonierung ist dabei nicht nur auf Baulichkeiten beschränkt, sondern beinhaltet auch gliedernde 
Grünflächen (WI-8). In Einzelfällen gehören auch die Abspaltung nicht-betriebsnotwendiger Flächen sowie der 
Flächentausch zwischen verschiedenen Eigentümern dazu (WI-9). 
145Selbst das Erscheinungsbild der Gebäude sei  z. T. mit dem Entwicklungsträger abgestimmt worden (WI-8). 
146Internet-Adresse: www.sa-ru.de, =>„Wirtschaft und Infrastruktur“ => „Industrie- und Gewerbegebiete“ 
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6.3.4.1) an. Dabei gehe es um die Bildung von Standortkomplexen, um große industrielle 
Kerne mit einigen vor- und nachgelagerten Funktionen wie Stahlbau, Maschinenbau und 
Schrotthandel am Stahlwerk Thüringen in Unterwellenborn. Doch auch an benachbarten 
Standorten bestehe das Interesse an entsprechenden Unternehmen, weil: „[...] wenn es so 
ein Maschinenbau, Anlagenbau oder Montagebetrieb ist, der in den Stillständen oder 
Generalreparaturen in der Papierfabrik arbeitet, ist es nicht ausgeschlossen, dass der auch 
geeignet ist, bei uns solche Dinge zu tun. Dafür ist eigentlich alles in einem Komplex zu 
sehen“ (WI-5). Intensive Verflechtungen sicherten denn auch die Qualität dieser Betriebe 
(ders.). Insofern beziehen sich die Vernetzungsbemühungen nicht nur auf einen Standort, 
sondern auf die Standorte des RFM (!) an sich, wobei zwar infrastrukturelle Vorberei-
tungen147 für Standortkomplexe ergriffen werden könnten, jedoch keine direkte Ansiedlungs-
steuerung erfolgen könne: „Sie können das nur begrenzt von außen aufstülpen, es müssen 
schon Elemente da sein, die miteinander vernetzt werden können, und die werden dann 
verstärkt, neue kommen dazu“ (WI-2). Aufgrund von einzelnen positiven Erfahrungen mit der 
Selbststeuerung von Ansiedlungen ist man davon überzeugt, dass sich jeweils passende 
Unternehmen ansiedeln, schließlich sei man „nicht wählerisch“, sondern „stolz auf die 
Branchenvielfalt“ (RV-5). Aus taktischen Gründen werde stets die gesamte einschlägige 
Standortpalette angeboten, auch wenn eigentlich das Auffüllen bestimmter Flächen das Ziel 
sei (ders.).148
Dem Marketing nach außen zur Anwerbung von Unternehmen entspricht nach innen die 
Öffentlichkeitsarbeit. Diese wurde als wichtig erachtet, um bei der Bevölkerung die 
Akzeptanz für bedeutende wirtschaftliche Projekte wie die Papierfabrik in Schwarza 
herzustellen: „[...] dass man im Vorfeld auf die Menschen zugeht und sie darüber informiert, 
was in der Region notwendig ist, dass man auch eine realistische Vorstellung davon 
bekommt, was machbar ist“ (WI-2). Daneben gehe es um die Vermittlung der technischen 
Unbedenklichkeit neuer Produktionsstätten in einem Raum, der von der Schwerindustrie und 
deren ökologischen Folgen gekennzeichnet ist. 
Das RFM wurde von den Befragten zum überwiegenden Teil auf Industrie- und 
Gewerbeflächen bezogen. Nur am Rande kamen Maßnahmen des Stadtumbaus zur 
geordneten Verringerung des Wohnungsbestands in Plattenbaugebieten zur Sprache (RV-
5), verbunden mit einer koordinierten Anpassung der Wohnfolgeinfrastruktur (WI-3). 
Maßnahmen im Bereich des Naturschutzes bzw. der Landschaftsentwicklung spielten allen-
falls im Rahmen der Landschaftsplanung eine Rolle, allerdings nur als vorsorgliche 
Sicherung der Belange gegenüber anderen Vorhaben und weniger als Umsetzungsstrategie 
(RV-1). 
Bezeichnenderweise kam die Finanzierung bei den befragten Akteuren überwiegend nur im 
Hinblick auf die Kosten bzw. die Fördermöglichkeiten zur Sprache. Lediglich ein externer 
Gesprächspartner hob die Bedeutung eines interkommunalen Kosten-Nutzen-Ausgleichs für 
größere Standorte hervor (RW-1), ohne sich damit auf das Städtedreieck zu beziehen. Dies 
könnte daran liegen, dass die Finanzierung der wichtigsten Vorhaben im Städtedreieck 
hauptsächlich von der LEG geschultert wurde und sich die kommunalen Aktivitäten auf 
kleinere Standorte bzw. Projekte beschränken. 
Alles in Allem stellt sich das Ergebnis folgendermaßen dar: Das RFM wird in seiner 
Komplexität bislang nur bei Industrie- und Gewerbegebieten praktiziert. Dabei wird eine 
                                                
147Dazu gehören etwa eine besondere Versorgung mit Prozesswärme sowie Abwasserentsorgung am 
Chemiestandort Schwarza. 
148Folglich hat man ein paar Optionen in der Hinterhand, um Ansiedlungen nicht an einzelnen standörtlichen 
Anforderungen scheitern zu lassen.  
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umfassende Strategie verfolgt, welche die Aspekte der Planung, Aufbereitung, der verkehr-
lichen und technischen Erschließung, des Fördermitteleinsatz und des Marketings bzw. der 
Akquise umfasst. In Tabelle 6-1 sind die in Kapitel 3 aufgeführten Merkmale eines RFM den 
im Saalebogen verfolgten Schritten gegenübergestellt. Es wird deutlich, dass im Unter-
suchungsraum eine entsprechende Strategie angewandt wird und regionale und lokale 
Elemente Hand in Hand gehen, wobei es freilich auf den jeweiligen Handlungsbedarf vor Ort 
ankommt. In der Umsetzung räumt man sich allerdings gegenseitige Freiheiten ein, was die 
Standortsteuerung von Investoren anbelangt. Hier zeigt sich, dass das RFM als ein informel-
les Instrumentenbündel gehandhabt wird und man ggf. von vereinbarten Schwerpunkt-
setzungen abweicht. In der Konsequenz wird auch keine gemeinsame Planung betrieben. 
Eine engere planerische Abstimmung wird jedoch dann immer wichtiger, wenn weitere 
Funktionen durch ein RFM geregelt werden sollen. Diesbezüglich lässt das REK bereits 
zukünftige Aktivitäten im Bereich von Wohnungsbau, Zentrenentwicklung sowie 
Freiraumvernetzung erkennen. 
Tabelle 6-1: Elemente des RFM im Saalebogen 
Schritt bzw. Instrument allgemein Konkrete Anwendung im Saalebogen 
Informatorische Grundlagen  
(Flächenangebot und –nachfrage) 
• Standorterfassung und –bewertung 
• Voruntersuchung bezüglich Kosten 
• Klärung der Fördermodalitäten 
Planerische Konzeption • Leitbilddiskussion zur politischen Legitimation 
• Räumlich-funktionale Schwerpunktsetzung 
• Absicherung durch Bauleitplanung (ggf. 
Abweichung in Einzelfällen) 
• Städtebaulicher Wettbewerb 
Herstellen der Flächenverfügbarkeit • Grunderwerb 
• Flächenabtretung und -tausch 
Aufbereitung und Erschließung • Maßnahmen der Altlastenbeseitigung sowie 
Aufbereitung (Abbruch, Beräumung) 
• Erhalt denkmalgeschützter Kerne 
• Verkehrliche und technische Erschließung 
Marketing und Öffentlichkeitsarbeit • Internet-Präsentation 
• Gegenseitige Standortwerbung zwischen 
Kommunen 
• Ansiedlungswerbung je nach Standortprofil zur 
Bildung von Standortkomplexen 
• Öffentlichkeitsarbeit zur Akzeptanzgewinnung 
Finanzielle Aspekte • Differenzierte Förderstrategie mit einzelnen, 
sich gegenseitig ergänzenden Programmen je 
nach Maßnahme 
Entwicklung und Nutzung • Vorgaben für die Flächen- und 
Gebäudegestaltung gegenüber Nutzern 
Umsetzungskontrolle Nicht angesprochen (jährliche Berichterstattung im 




Kapitel 6: Befragung regionaler Akteure zur Regionalentwicklung und zum RFM 143 
6.3.4.3 Regionaler Bezug des RFM 
Im vorangegangenen Kapitel wurden bereits regionale Aspekte des RFM behandelt, die vor 
allem die Gesamtschau der Flächen, eine Beurteilung ihrer Eignung sowie eine Priorisierung 
umfassen. Gleichwohl wurde die regionale Dimension in den Gesprächen gesondert er-
hoben, um darüber hinaus zu weiteren Erkenntnissen über das Verhältnis zwischen 
Kommunen und Fachplanungen bzw. -politiken einerseits und der (über-)regionalen Ebene 
andererseits zu gelangen. 
Diese Erwartung hat sich insofern bestätigt, als bei dieser Frage im Gegensatz zu letzterer 
die Gewerbeflächen nicht im Mittelpunkt standen. Zu diesem Punkt wurde von Akteuren 
außerhalb des Städtedreiecks lediglich geäußert, dass die im REK verankerte Schwerpunkt-
setzung auf die wichtigsten Standorte von den Kommunen weitgehend akzeptiert werde, und 
es nur wenige Neuausweisungen gebe (RV-3, RV-4). Dementsprechend seien auch 
Flächenrücknahmen vorgenommen worden (KV-1). 
Gleiches gelte aber nicht für den Wohnungsbau. Hier werde „[…] sicherlich unter rechtlichen 
Gesichtspunkten immer auf die kommunale Situation abgestellt, aber wenig der Blick auch 
darüber hinaus geworfen [...]. Und wenn man jetzt einzelne Bebauungspläne sieht, also 
gerade was den Wohnungsbau anbelangt, dann betrachtet halt jeder sein Territorium“ 
(RV-3).149 Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass das Handlungsfeld Wohnen erst 
unter dem Gesichtspunkt der Schrumpfung in das fortgeschriebene REK aufgenommen 
wurde. Im Mittelpunkt steht hier folglich der Stadtumbau. So wurden einzelne kommunale 
Schlüsselmaßnahmen formuliert, wobei der regionale Bezug von den Befragten eher 
weniger gesehen wurde: „Das war nicht das große Thema für das REK, es ist nur als 
Schwerpunktprojekt reingekommen, weil es auch viele Ressourcen der Städte bündelt und 
bindet, bspw. in Volkstedt-West, wenn dort in Größenordnungen neue Flächen als 
Grünanlagen angelegt werden, wenn dort Rückbau von knapp 1.200 Wohnungen entsteht 
[...]. Von daher jetzt zu sagen, es ist ein Schlüsselprojekt mit regionalpolitischer Bedeutung, 
das muss man eher verneinen“ (KV-1). Immerhin wurde der Erfahrungsaustausch zwischen 
den Wohnungsbaugesellschaften im Hinblick auf gemeinsame Strategien (Kosten für 
Maßnahmen und Umgang mit Mietern) angesprochen sowie Überlegungen zu 
weitergehenden Synergieeffekten durch eine mögliche Fusion angestellt. Eine Absprache 
von Rückbaukontingenten wurde indessen abgelehnt, da diese gebietsabhängig festzulegen 
seien nach der jeweiligen Entwicklung (WI-1). Außerdem seien die Mieter insgesamt eher 
bodenständig, so dass keine Umverteilung von Mietern durch einseitigen Rückbau zu 
erwarten sei (KV-1).  
Im Einzelhandel wurde am wenigsten eine regional abgestimmte Entwicklung festgestellt: 
„Hier ist es mitnichten zu einem Zusammenspiel gekommen, Saalfeld hat also gnadenlos in 
Richtung Grüne Wiese geplant, und wir saßen mit unseren hehren Idealen da“ (WI-7). Auch 
hierzu ist im REK von 2002 ein interkommunales Zentrenkonzept angedacht. 
Im Bereich des Verkehrs wurde wiederum eine stärkere regionale Dimension erkannt. So 
habe man sich etwa darauf verständigt, den Umbau der Busbahnhöfe in Rudolstadt und Bad 
Blankenburg zurückzustellen zugunsten des Umsteigeknotens am Saalfelder Bahnhof mit 
seinem ICE-Halt und dem Zusammentreffen mehrerer Regionalzugstrecken (KP-2). Gerade 
die überregionale Verkehrsanbindung wurde von einem Unternehmer als wichtiges Element 
eines RFM betrachtet (WI-9), was freilich von einer selektiven Wahrnehmung der Region als 
solcher (s.o.) zeugt. 
                                                
149Darüber hinaus wurde von Koordinationsproblemen selbst innerhalb einer Kommune berichtet, z.B. dass ein 
kommunales Wohnungsbauunternehmen Abrissmaßnahmen plant und durchführt, während die 
Stadtentwicklungsgesellschaft neue Vorhaben realisiere (WI-3). 
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Insgesamt verdeutlichen die Aussagen, dass eine regionale Koordination im Gewerbe alles 
in allem gut funktioniert. Der Grund dafür ist im starken überregionalen Standortwettbewerb 
sowie im Engagement der LEG zu suchen, welche die für die Entwicklung der Schlüssel-
flächen notwendigen Kompetenzen und Ressourcen einbringt. Einen entsprechend starken 
Zentralakteur gibt es im Wohnungsbau nicht. Angesichts der knappen kommunalen Mittel 
ergibt sich daraus derzeit kein großes Kooperationsthema, die Aufnahme in das REK ist 
wohl eher aus förderpolitischen Erwägungen vorgenommen worden. Allerdings erscheint es 
in der längerfristigen Perspektive durchaus möglich, dass der Stadtumbau eine größere 
Bedeutung erfährt, wenn es um eine Aufwertung von Freiraum und Landschaftsbild geht, 
was das Ziel einer für 2012 angedachten regional ausgerichteten Gartenschau sein könnte150 
(KP-4). Damit könnte auch der Handel im Sinne einer geordneten und ausgewogenen 
Entwicklung im Städtedreieck als regionales Handlungsfeld aktuell werden. Eine weiter 
gehende räumliche Koordination gemäß der in Teilkapitel 6.3.1.2 definierten Zuschnitte 
(zentralörtlicher Verflechtungsbereich, engeres Stadt-Umland) ist bislang nicht festzustellen 
und wird von einem konkreten Handlungsbedarf und der Ausgestaltung der zur Verfügung 
stehenden Instrumente (z.B. Stadt-Umland-Raum) abhängen.151
6.3.4.4 Bedeutung des RFM für das eigene Aufgabenspektrum 
Diese Frage korrespondiert mit der oben thematisierten Einbindung in das REK. Damit 
sollten die Bezüge des RFM zur eigenen Tätigkeit (vgl. unten) ermittelt werden im Sinne 
einer akteursbezogenen Strategie. 
Befragte aus den Bereichen Wohnungsbau sowie Landschaftsplanung sahen eher weniger 
Anknüpfungspunkte zum RFM. Zum einen beschäftige man sich mehr mit rein städtischen 
Projekten wie der Sanierungsträgerschaft für die Altstadt und für Plattenbaugebiete, welche 
als Maßnahmen bereits im Stadtentwicklungskonzept festgeschriebenen seien (WI-1). Daher 
müssten die Maßnahmen so oder so erfolgen: „Ob es jetzt das REK gäbe oder nicht, das 
hätte für meine Fixierung von Zielstellungen, Marketingaktivitäten eigentlich kaum Einfluss.“ 
(WI-3). Hier zeigt sich wiederum, dass der Wohnungsbau bislang nur am Rande für das RFM 
eine Rolle spielt. Vergleichbares gilt auch für die beim Kreis angesiedelte Landschafts-
planung, wo die kommunalen Landschaftspläne zwar je nach der naturräumlichen Struktur 
gemeindeübergreifend erstellt würden, ansonsten sich die für ein RFM relevante Tätigkeit 
auf die Anwendung naturschutzrechtlicher Vorgaben (NSG, LSG, FFH) bei der 
Stellungnahme zu baulichen Vorhaben erschöpfe (RV-1).152  
Im gewerblichen und infrastrukturellen Flächenmanagement bildet die Beratung von 
Unternehmen bzw. Kommunen den Schwerpunkt der Aktivitäten seitens der befragten 
Akteure. Die Beratung durch den Kreis sei notwendig, um die Standortwahl zu optimieren 
bzw. bei einer Priorisierung von Standorten wie dem Freizeitbad in Rudolstadt einen 
Ausgleich für die übrigen Standorte zu schaffen. Diese Einwirkung erfolge nicht zuletzt auch 
über die Trägerbeteiligung in der Bauleitplanung (RV-2). Zum Standortmarketing sowie zur 
erfolgreichen Ansiedlung werde v.a. der Immobilienkatalog des Kreises herangezogen und 
mit der Fördermittelberatung verknüpft (RV-5). Somit werde eine klare Aufgabenteilung 
zwischen Kreis und Kommunen praktiziert: „Die Funktionen Standortwerbung und auch [...] 
Immobilienwerbung, das machen wir hier bei uns auch für euch mit, setzt ihr eure 
Schwerpunkte als [kommunale, rk] Wirtschaftsförderung dahin, dass ihr ein ordentliches 
                                                
150Die LGS ist ebenfalls ein Schlüsselprojekt im REK von 2002. 
151 Eine Ausnahme bildet hier lediglich der Planungszweckverband Maxhütte, dem neben Saalfeld noch 
Unterwellenborn angehört. 
152Ein Flächenpool zur Bündelung von vorzeitig durchzuführenden Kompensationsmaßnahmen sei zwar 
vorgesehen gewesen, aber an den kommunalen Finanzen gescheitert (RV-1). 
  
Kapitel 6: Befragung regionaler Akteure zur Regionalentwicklung und zum RFM 145 
Flächenangebot habt und eine Begleitung bei Umsetzungen, also bei Baumaßnahmen, bei 
Erweiterungen usw., also mehr [für] diesen Baubereich, Bau[leit]planung, Flächenbereit-
stellung“ (ders.). 
Auf der Ebene einzelner Kommunen wurde die Kontaktpflege im Zuge der Wirtschafts-
förderung hervorgehoben, etwa im örtlichen Gewerbeverband. Hier gehe es v.a. um den 
Erfahrungsaustausch in Sachen günstiger Energietarife, steuerrechtlicher Vorteile und 
praktischer Aufgaben wie der Reinigung eines großen Industriegeländes. Insbesondere 
wichtig sei dabei die Bildung einer abgestimmten Meinung der Unternehmen, bevor diese 
dann dem Gemeinderat übermittelt werde. Im Gegenzug werde der Gewerbeverband auch 
dazu genutzt, um gemeindliche Beschlüsse vorab bekanntzugeben, denn: „Es ist immer gut, 
wenn man die Geschäftsführer hinter sich weiß. Nicht dass wir etwas beschließen, eine 
bestimmte Satzung, und die erfahren das aus der Zeitung“ (KP-1).153
Zur Beratung auf der Ebene der Regionalplanung wurde vorwiegend die Klärung der 
verkehrlichen und funktionalen bzw. siedlungsstrukturellen Einbindung großer industrieller 
Vorhaben gezählt und damit eine Verbesserung der Qualität der Bauleitplanung angestrebt. 
Schließlich hänge die Förderung von einer positiven regionalplanerischen Stellungnahme ab 
(RV-4).  
Ansonsten entfaltet das RFM eine gewisse Vorbildwirkung für vergleichbare Aktivitäten auf 
kommunaler Ebene. Dies wurde etwa auf einzelne Schritte wie den Zwischenerwerb und die 
Aufbereitung von Flächen bezogen. Um eine Maßnahme schneller verwirklichen zu können, 
würden bei einer innerstädtischen Entwicklungsmaßnahme bewusst höhere Grunderwerbs-
kosten in Kauf genommen: „Das ist ein Beispiel, wo die Stadt erkannt hat, hier kann ich nur 
im eigenen Engagement etwas realisieren“. Dafür relevant sei v.a. die Sorge um das 
städtische Image: „Ich darf nicht zulassen, dass quasi Verfallsprozesse, die Nichtübernahme 
von Pflichten der Eigentümer dazu führen, dass ich ein negatives Gesamtbild von der Stadt 
erhalte. Da kann die Heidecksburg noch so schön saniert sein, wenn ich auf dem Weg 
dorthin nur an Ruinen vorbeigehe, dann ist Rudolstadt imageseitig vorgeprägt“ (KV-1). Doch 
selbst ein mittelständisches Unternehmen, das sich in keinster Weise in das RFM 
einbezogen sah, ließ ein analoges Verständnis eines Flächenmanagements durchblicken, 
wenn ausgegliederte Funktionen wie Werkzeug-, Heizungs- und Sanitärbau als eigen-
ständige Firmen weiterhin auf dem Werksgelände angesiedelt blieben und auch sonst eine 
Vernetzung mit anderen Betrieben im Städtedreieck gesucht werde (WI-6).  
Insgesamt wurde in den Gesprächen deutlich, dass die kommunale Verwaltung sowie 
vereinzelt die Unternehmen im Rahmen ihrer Möglichkeiten das RFM umsetzen bzw. 
unterstützen. Zentral in diesem Zusammenhang sind Aktivitäten der Beratung und 
Abstimmung, wobei hierunter auch Fragen der gegenwärtigen Nutzung und des gegen-
seitigen Erfahrungs-, Informations- und Interessenaustauschs fallen, welche das 'klassische' 
RFM im Sinne von Flächenentwicklung ergänzen. Allerdings können einige der Befragten 
eher weniger eine Verbindung zum RFM erkennen wie bspw. in der Wohnungswirtschaft, 
obwohl entsprechende Ziele und Projekte im REK enthalten sind. Folglich werden hier 
Defizite sichtbar, welche die Vermittlung einer regionalen Entwicklungsstrategie betreffen, 
jedoch im weiteren Umsetzungsprozess abgebaut werden können.  
                                                
153Ein Ergebnis dieser engen Kooperation zwischen Verwaltung und Unternehmen ('Public-Private-Partnership') 
ist nicht zuletzt das Sponsoring örtlicher Sportvereine durch das Stahlwerk Thüringen (KV-1). 
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6.3.4.5 Beitrag der (über-)regionalen Akteure zum RFM 
Bisher haben die Gespräche gezeigt, dass es im Hinblick auf das RFM zwar zahlreiche 
Akteure gibt, jedoch nur wenige normativ oder tatsächlich die Gesamtstrategie tragen. Dazu 
gehören das Land, die LEG Thüringen, die Regionalplanung, der Kreis sowie die 
Kommunen. Im Folgenden sollen deren Leistungen wiedergegeben werden, wobei es sich 
im Unterschied zur vorangegangenen Frage um eine gegenseitige Einschätzung handelt. 
An erster Stelle der Akteure stand bei den Gesprächspartnern die LEG Thüringen. Sie gilt als 
„finanziell potente Tochter“ des Wirtschaftsministeriums (RV-2) und verfüge daher über die 
entsprechenden Mittel, um als Erschließungsträger (WI-7), Regionalmanager und Sanierer 
auftreten zu können (KV-4). Allerdings unterliege die LEG wiederum einem erhöhten 
Anforderungsdruck des Landes, was den Nachweis eines effizienten Fördermitteleinsatzes 
anbelangt (KV-2). Darüber hinaus wirke die LEG unterstützend bei der Flächendisposition, 
der Übernahme nicht betriebsnotwendiger Flächen und deren Veräußerung an andere 
Firmen, wie von einem Unternehmen angemerkt wurde (WI-9). Schließlich biete die LEG ihre 
Dienste auch auf anderen als ihren eigenen Flächen an, indem sie etwa Voruntersuchungen 
zur Machbarkeit konkreter Standorte wie des ehemaligen Verpackungsmittelwerks in Saal-
feld durchführe (KP-4). Insgesamt wurde sie als Partner (KV-1, RV-4) und umsetzende 
Institution gesehen (RV-5), welche nicht zuletzt durch ihre landespolitische Anbindung und 
Kompetenz vorrangig der Regionalentwicklung diene. Darin unterscheide sie sich von den 
LEG anderer Bundesländer, die z.T. stärker der Gewinnmaximierung („Geldmaschine“) 
verpflichtet seien (RW-3). 
Die Rolle der Regionalplanung wurde hingegen zeitlich und inhaltlich differenzierter beurteilt. 
Zunächst wurde sie von rein örtlichen Akteuren z.T. mit dem Planungszweckverband der 
Maxhütte gleichgesetzt (WI-1), was für ein grundsätzliches Verständnisproblem von der 
Institution spricht. Darüber hinaus wurde der Regionalplanung v.a. die Funktion des Initiators 
zuerkannt mit der Einschränkung, sie sei heute nur noch „Begleiter“ (KV-1). Ihre anfängliche 
Rolle wurde so gesehen, dass sie „Arbeitsthemen [zum REK, rk] für ihren Jahresplan“ 
verlangt hätte und mit der Struktur ihres Plans eine Vorlage für das Kreisentwicklungs-
konzept darstelle (RV-2). Von Seiten der Fachplanung wie des Naturschutzes wurde sie als 
unterstützend betrachtet, da ihre Vorrangausweisungen Klarheit und Rechtssicherheit 
schafften: „[...] dann spielt das für unsere Entscheidung schon eine Rolle, eine Maßnahme 
abzulehnen, [...] wenn wir da ein Vorranggebiet für Natur und Landschaft mit drin [haben], 
das ist zu beachten. [...] Deshalb sind wir in der Vorbereitung dieser Pläne beteiligt gewesen 
[...]“ (RV-1). Andererseits wurde ihr Aufgabenfeld und ihr Standing für wenig geeignet 
befunden, um sich intensiver in das RFM einbringen zu können. So sei die Regionalplanung 
zu sehr mit Detailfragen beschäftigt (RV-3) und außerdem politisch zu schwach, so dass sie 
in konkreten Konflikten eher nicht vermitteln könne (RM-3). Weiterhin werde sie, wohl wegen 
ihrer organisatorischen Zuordnung zum Landesverwaltungsamt, als Genehmigungsbehörde 
und damit „lästige Pflicht“ wahrgenommen: „So, aber dass die jetzt eine aktive Rolle 
übernehmen, mitgestalten soll, diese Rolle billigt man der Regionalplanung eher nicht zu“. 
Gleichwohl sei der leitende Regionalplaner bemüht, „im Vorfeld konstruktiv mitzuwirken“ 
(ders.). 
Entgegen der in der vorigen Frage festgestellten Aufgaben des Landkreises bezüglich 
Information, Beratung und Marketing war dies den anderen Gesprächspartnern eher weniger 
präsent. So engagiere sich der Landkreis in der unternehmerischen Netzwerkbildung und der 
Akquise, wobei sein räumliches Aufgabenfeld explizit über das Städtedreieck hinaus in der 
„Wirtschaftsregion“ gesehen wurde (KV-4). Insgesamt aber rangiere der Kreis bezüglich 
seiner Aktivitäten deutlich unterhalb der LEG, dies zeigt auch die Selbsteinschätzung: „Wir 
sehen uns auf alle Fälle auch als Partner, und es ist nun mal so, was eine LEG leisten kann, 
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können wir niemals leisten als Akquise. Wir müssen dann dastehen, wenn die LEG einen 
Investor bringt [...] und diesen begleiten und hier die Ebene in der Verwaltung glätten“154 
(RV-5).  
Die Kommunen fungieren in den Augen der Befragten als 'Counterparts' zur bzw. „Partner“ 
der LEG, weshalb Entscheidungen in enger gegenseitiger Abstimmung zwischen dem Land 
bzw. der LEG und den Kommunen getroffen würden. So bestimmten letztere über Fragen 
des Planungsrechts und der Erschließung und seien Empfänger von Fördermitteln (WI-7). 
Insbesondere die Bürgermeister übernähmen die Lokomotivfunktion in ihren Kommunen. 
Gerade der Kreis sehe sich hier in der Position und Legitimation, über eine Aufgabenteilung 
(s.o.) die Gemeinden in ihren Aktivitäten zu unterstützen (RV-5). 
Das Meinungsbild der Gesprächspartner bestätigt, dass die LEG durch ihre Ressourcen und 
Kompetenzen als Motor der Entwicklung im Städtedreieck fungiert, wozu sie auch von den 
Kommunen die entsprechenden Aufträge im Zuge des Regionalmanagements erhält. Die 
Kommunen als örtliche Akteure haben kraft ihrer Selbstverwaltungsgarantie einen erheb-
lichen Planungs- und Umsetzungsspielraum, den sie freilich nur nach Maßgabe der ihnen 
zur Verfügung stehenden (knappen) Mittel nutzen können. Dazwischen liegen die Regional-
planung und der Landkreis: Während letzterer eine übergemeindliche Funktion erfüllt durch 
seine vielfältigen Umsetzungsaufgaben, hat erstere einen großen räumlichen und inhalt-
lichen Aufgabenzuschnitt, der sie einerseits zu einem detaillierten Vorgehen in Einzelfragen 
und andererseits zu einem gewissen Abstraktionsgrad zwingt, zumal die personellen 
Ressourcen der Regionalplanung begrenzt sind. Beide sind intermediäre Institutionen, was 
ihren überörtlichen und überfachlichen Charakter anbelangt. Daraus resultiert eine gewisse 
gegenseitige Ergänzung in der räumlichen Konzeption, aber auch eine Konkurrenz, die in 
den Gesprächen vereinzelt deutlich wurde. Immerhin können die Aussagen zur Regional-
planung auch so verstanden werden, dass sie durchaus stärker eine proaktive Rolle 
übernehmen kann bzw. sollte, was allerdings eine klare Aufgabenteilung mit dem Kreis 
voraussetzt. 
6.3.4.6 Hemmnisse  
In den bisherigen Ergebnissen wurde verschiedentlich Kritik laut. Zu nennen ist hier bspw. 
die Handhabe des RFM oder die Rolle der Regionalplanung. Um die Probleme genauer 
analysieren zu können, wurde eigens nach konkreten Hemmnissen gefragt. Dabei wurden 
viele Punkte genannt. Zur vereinfachten Wiedergabe erfolgt die Auswertung nach drei 
Rubriken: 
• Materielle Aspekte der Ressource Fläche 
• Politisch-planerische Aspekte der Konzeption und Kooperation 
• Normative Aspekte der verschiedenen Regelungen und Fachpolitiken. 
Die Ressource Fläche ist die elementare Voraussetzung für ein RFM. Die überwiegende 
Zahl der Gesprächspartner befand das Flächenangebot für ausreichend im Verhältnis zur 
derzeitigen Nachfrage (KV-1, KP-1, WI-2/-5, RV-4). Allerdings wurde auch darauf hin-
gewiesen, dass das quantitativ große Angebot nicht immer den qualitativen Ansprüchen 
genüge, das betrifft v.a. ebene Flächen für größere gewerbliche Ansiedlungen und den 
Wohnungsbau (RV-5), wobei es oft zu Gemengelagen komme. Daher werde die letzte große 
Fläche (Geraer Bahnbogen) derzeit erschlossen, ansonsten müsse man stärker auf 
Altstandorte gehen (KV-3). Überhaupt seien viele periphere Brachflächen wie ehemalige 
                                                
154 Im Kontext des Gesprächs waren damit schnelle bzw. reibungslose Verwaltungs- und v.a. 
Genehmigungsabläufe einschließlich der Fördermittelberatung gemeint. 
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LPG-Standorte für eine gewerbliche Entwicklung nicht geeignet (RV-3). Weiterhin lägen 
einige in unmittelbarer Nähe zum Städtedreieck befindliche Flächen in benachbarten 
Kommunen, so dass hierauf nicht ohne weiteres zurückgegriffen werden könne (WI-7).155  
Neben der tatsächlichen Eignung ist die rechtliche und wirtschaftliche Verfügbarkeit der 
Flächen von großer Bedeutung für die tatsächliche Nutzbarkeit. So brächten manche 
Eigentümer nicht die erforderliche Veräußerungsbereitschaft auf (KV-2), bzw. die Banken 
setzten einen überhöhten Preis an, zu dem sich die angestrebte Nachnutzung nicht rechne 
(KP-4). Insbesondere die Bahn verzögere die Verfügbarmachung, indem sie für bestimmte 
Flächen keine Entbehrlichkeitsprüfung durchführe (KV-4). Aber auch einige potenzielle 
Investoren wurden wegen ihrer mangelnden Kooperationsbereitschaft kritisiert. So zeigten 
sie z.T. kein Entgegenkommen, wenn es um den Vorschlag eines geeigneten Alternativ-
standorts gehe (KV-2, RV-3), oder ein Investor nehme von einer Ansiedlung bzw. Verla-
gerung auf einen besseren Standort Abstand (KV-3). Dies betrifft allerdings auch Behörden 
wie das Katasteramt, dessen Mitarbeiter nicht von Rudolstadt nach Saalfeld-Beulwitz 
umziehen wollten (KP-4). 
Doch gerade auch das Handlungsfeld des großflächigen Einzelhandels wurde als Problem 
einer unzureichenden Konzeption bzw. Kooperation angemerkt. Einerseits sei es das 
erklärte Ziel, den Einzelhandel abgestimmt zu entwickeln, andererseits werde auf die 
Belange der anderen Kommunen keine Rücksicht genommen: „Weil Saalfeld die Zentren-
entwicklung am Watzenbach forcieren will, Stichwort Mediamarkt, und das ist natürlich ein 
Projekt, das voll gegen unser Zentrenkonzept schlägt. Die Ansiedlung eines Mediamarktes 
wird als Qualität herausgestellt, aber dass das an anderer Stelle zu einem Rückbau, zu 
einem Verdrängungswettbewerb und zu überdurchschnittlichem Beschäftigungsabbau 
kommt, das hat man noch nicht begriffen“ (KV-1). Folglich mangelt es hier an einer 
städteübergreifenden Zentrenkonzeption, wie sie im REK von 2002 als Schlüsselmaßnahme 
vorgesehen ist. Doch selbst innerhalb der Stadt komme es immer wieder zu situativen 
Entscheidungen im Einzelhandel bei einzelnen Vorhaben, wenn die Kommunalpolitiker um 
jeden Preis eine Ansiedlung befürworteten und damit vom Zentrenkonzept abweichen 
wollten: „Trotzdem haben wir immer wieder Erklärungsbedarf [...], weil mittlerweile ein 
Fatalismus eintritt, Hauptsache, es bewegt sich etwas, ob es in die richtige Richtung geht 
oder in die falsche, das ist egal“ (ders.). Vor allen Dingen sei auch die Vermittelbarkeit einer 
Bestandsentwicklung schwierig: „Wir sind nicht unpolitisch, Planung muss ja von Kommunal-
politikern getragen werden, muss von Landespolitikern unterstützt werden. Zu sagen, ich 
habe eine alte Industriebrache revitalisiert, ist nicht so fortschrittlich, als wenn ich an der 
Autobahn eine neue Fläche erschlossen habe, BMW bspw. angesiedelt (ders.)“. Defizite 
wurden darüber hinaus auch in der Freiraumentwicklung erkannt, wenn Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nicht langfristig angelegt würden im Sinne eines Pools geeigneter 
Flächen für vorzeitige Kompensationsmaßnahmen, zumal die erforderlichen Kommunal-
finanzen fehlten (RV-1). 
Was die Konzeption des RFM insgesamt anbelangt, wurde von einigen der Befragten eine 
unzureichende Schwerpunktsetzung bemängelt, welche eine Bündelung der notwendigen 
Ressourcen erschwere; hier müsse vielmehr erst das Bewusstsein für die Notwendigkeit 
geschaffen werden (KV-1). Dahinter wurden kommunalpolitisch motivierte Kompromisse 
gesehen, welche bspw. zu einer aufwendigen Sanierung vieler Bäder zusätzlich zum neuen 
Erlebnisbad „Saalemaxx“ geführt hätten (RV-2).156 Überhaupt wurde eine wesentlich stärkere 
                                                
155Dieses Argument lässt sich auch als eine Kritik an den kommunalen Gebietsgrenzen verstehen. 
  
156 Dagegen wurden vonseiten des Landes Koppelungsgeschäfte und Kompromisse für vertretbar gehalten, da 
die Abstimmung bei den großen Projekten funktioniert habe: „Wenn sie das nicht geschafft hätten, hätten sie 
nichts gekriegt, denn das musste man voraussetzen, dass sie sich intern einigen“ (RV-3). Auch wurde es als 
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Funktionsteilung und standörtliche Profilierung angemahnt (WI-1). Ein Gesprächspartner 
sprach sich darüber hinaus für eine zeitlich gestaffelte Schwerpunktsetzung aus, d.h. in 
aufeinander folgenden Jahresblöcken erst Themen der Wirtschaft, der Kultur und dann der 
sozialen Infrastruktur zu bearbeiten (WI-7). Abgesehen davon wurde bezweifelt, ob der bei 
großen Schlüsselprojekten wie der Stadthalle Bad Blankenburg oder dem Freizeitbad in 
Rudolstadt betriebene Aufwand durch den konkreten Nutzen gerechtfertigt werden könne, 
denn „das trägt sich meist nicht von selbst“ (KV-2). 
Doch nicht zuletzt die übergeordneten normativen Regelungen wurden als erhebliche 
Hemmnisse wahrgenommen. So würden etwa Pflegemaßnahmen von bestehenden 
wertvollen Biotopen nicht als Kompensation für Eingriffe anerkannt, was zu neuen Eingriffen 
durch die Schaffung von Ausgleichsflächen führe und auf Kosten der Landwirtschaft157 gehe: 
„Warum soll irgendwo was hergestellt werden, was wieder Probleme bereitet, und an 
anderer Stelle gehen uns wertvolle Biotopstrukturen verloren?“ (RV-1). Abgesehen von 
dieser einen planungsbezogenen Regelung lag der Fokus auf der Kommunalgesetzgebung 
und der Förderpolitik. Viele Unternehmer seien durch kommunale Gebühren- und Beitrags-
satzungen überfordert, denn: „Man holt's von den Leuten, wo man sagen könnte, eigentlich 
müsste es dort bleiben“ (WI-2). Doch selbst durch solche Maßnahmen der Sanierung der 
Kommunalfinanzen reichten die Eigenmittel häufig nicht aus, um damit eine Förderung zu 
bewirken (KP-4). Sollen Fördermittel fließen, müssten diese zwar frühzeitig beantragt 
werden, würden aber erst spät ausgereicht, z.T. erst nach Beginn von Maßnahmen. Daher 
setze die Verwirklichung von Vorhaben eine genaue Planung der verfügbaren und zu 
erwartenden Mittel voraus, was freilich ein gewisses finanzielles Risiko berge (KV-4). 
Als handlungsorientiertes Instrumentenbündel dient das RFM u.a. der Entwicklung 
problematischer Standorte und ist daher verständlicherweise mit Hemmnissen verbunden. 
Diese sind unterschiedlicher Art und können grundsätzlich in interne und externe unter-
schieden werden. Interne Koordinationsprobleme zwischen den Kommunen beruhen auf 
Interessengegensätzen, lassen sich aber prinzipiell durch einen Ausgleich ausräumen. 
Etwas anderes gilt jedoch, wenn externe Investoren im Spiel sind. Dann kommt es darauf an, 
eine gemeinsame Linie zu finden und zu vermitteln, was im Fall des Mediamarkts nicht 
gelungen ist. Normative Vorgaben bedürfen zu ihrer Änderung des dazu notwendigen 
politischen Willens. Dieser wird umso leichter herzustellen sein, wenn plausibel aufgezeigt 
werden kann, dass sich die Änderung positiv auf die räumliche und wirtschaftliche 
Entwicklung auswirkt. 
6.3.5 Wirkung des RFM 
Auch wenn die Wirksamkeit planerischer Maßnahmen aus verschiedenen Gründen, allen 
voran der Komplexität von Problemen und Aktivitäten zu deren langfristigen Lösung über die 
Planung hinaus, schwierig nachzuweisen ist, wurden die Gesprächspartner mit dieser Frage 
konfrontiert. Damit sollte das bisher Gesagte resümiert und abgerundet werden. In diesem 
Sinn gliedert sich das Folgende in die Aspekte Ergebnis insgesamt, Zusammenspiel der 
Akteure, Öffentlichkeitsarbeit sowie wirtschaftsstrukturelle Effekte.  
                                                                                                                                                     
legitim erachtet, eine große Bandbreite an Projekten und Schwerpunkten zu wählen, um diese Themen zu 
sichern (RV-4). Auffällig ist jedenfalls, dass die Kritik aus dem Städtedreieck von Akteuren kommt, welche z.T. 
selber das RFM vertreten, während Akteure von außerhalb Verständnis für die Vielzahl an Zielen zeigen. Darin 
könnten auch Verteilungskonflikte im Städtedreieck zum Ausdruck kommen. 
157 Aus diesem Grund wird bspw. im Kyffhäuserkreis zur Realisierung von Ausgleichsmaßnahmen auf gewerb-
liche Brachflächen zurückgegriffen (Scholland 2004, S. 111). 
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6.3.5.1 Ergebnis insgesamt 
Entsprechend der oben genannten Einschränkung der Wirksamkeit wurde die Beein-
flussbarkeit der Gesamtwicklung durch ein RFM z.T. als eher gering eingeschätzt: „Wir 
müssen davon ausgehen, dass der Prozentsatz dessen, was wir in der Region machen 
können, natürlich nicht allzu hoch ist. Man sollte sich nicht der Illusion hingeben, dass in 
einer Region, egal wie gut man ist, man die Probleme isoliert lösen kann“ (WI-2). Schließlich 
handle es sich dabei nicht nur um ein „Managementproblem“, sondern auch um ein 
„Wirtschaftsproblem“ (WI-7). Ein anderer Vertreter aus der Wirtschaft ergänzte diese 
Betrachtungsweise um den Gesichtspunkt der Langzeitwirkung von Maßnahmen (WI-5). 
Damit wird zweierlei deutlich: Zum einen hängt die Gestaltung der Entwicklung von über-
regionalen Rahmenbedingungen und Akteuren ab, und zum anderen richtet sich die Ein-
schätzung nach der Betrachtungsebene sowie der tatsächlichen Betroffenheit bzw. 
Einbindung. 
Mit Betrachtungsebene ist hier der Abstraktionsgrad der Konzeption gemeint. So wurde die 
konsensual beschlossene funktionsteilige Entwicklung im Städtedreieck als gelungen 
bewertet (WI-1). Von außen gesehen wurde denn auch das Städtedreieck als „Modell“ (RM-
1, WI-5, RV-3) bzw. „Vorzeigebeispiel“ oder als „Vorbild“ (RV-4) gewertet, wobei hier der 
Kooperationswillen sowie die Kooperationsfähigkeit im Vordergrund standen: „Da geht es 
sehr viel um interkommunale Kooperation, und so ideell, wie das hier manchmal vorgestellt 
wird, denkt man natürlich sehr oft an den Saalebogen, weil es bei diesem Beispiel eben sehr 
gut geklappt hat mit der industriell-gewerblichen Entwicklung in einer Region, von der man 
eigentlich gedacht hat nach der Wende, die bricht völlig weg, weil die ganzen Kombinate 
weggebrochen sind“ (RV-3). Insbesondere die Strategie einer gut durchdachten Ansied-
lungspolitik durch die LEG (RV-4) einschließlich der umweltfreundlichen Entwicklung von 
Altstandorten (RM-2) fand besondere Anerkennung. Die Kooperation wurde nicht zuletzt 
deshalb für gut befunden, weil sie von der Wirtschaft akzeptiert bzw. getragen werde und als 
Städtedreieck institutionalisiert worden sei (KV-4), zumal sonst eine gemeinsame Förderung, 
etwa im Zuge der Thüringer Innenstadtinitiative, nicht möglich gewesen wäre (KP-2). Das 
wurde auch von einem Unternehmen so gesehen, das direkt vom RFM profitiert hat (WI-5). 
Selbst ein Vertreter des Naturschutzes, der nicht direkt in das REK eingebunden war, 
beurteilte die Wirkung des RFM als gegeben, zumal es einige Stellen und Standorte gebe, 
„wo man nicht daran vorbeikommt, schon in der Vorplanung“ (RV-1), was für die Beachtung 
der Konzeption des RFM spricht. 
Je weiter die Gesprächspartner allerdings in die Details gingen, desto kritischer äußerten sie 
sich. So wurde eine Diskrepanz zwischen den umfassenden Handlungsfeldern bzw. Zielen 
und deren Umsetzbarkeit konstatiert, was sich etwa in der nicht realisierten Fachhochschule 
oder dem außerhalb des Städtedreiecks verorteten GVZ zeige (RV-2). Doch auch innerhalb 
des Städtedreiecks wurde die nach dem Prinzip der Funktionsteilung getroffene 
Standortwahl kritisiert, zumal etwa das Freizeitbad eigentlich eher zu Bad Blankenburg als 
zu Rudolstadt passen würde aufgrund der dortigen Landessportschule bzw. dem Kurbetrieb 
(WI-6). Für Probleme in der Umsetzung allgemein wurde eine zu starke Konzeptlastigkeit 
bemängelt: „Zur Zeit beschäftigen sich meines Erachtens nach zu viele Kräfte mit 
theoretischen Konzeptionen und Ansprüchen, die in der Praxis und vor Ort nicht umgesetzt 
werden können“ (RM-2). Grundlegend ist ferner der Einwand eines fehlenden Wirkungszu-
sammenhangs mit dem eigenen Aufgabenfeld: „Es zieht niemand nach Rudolstadt, weil es 
hier die Heidecksburg gibt“ (WI-3). Damit wurde wiederum eine Unterscheidung zwischen 
der überörtlich abgestimmten Entwicklung und den kleinräumigen Handlungsmöglichkeiten 
und -erfordernissen vorgenommen.  
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Beim Vergleich der einzelnen Handlungsfelder äußerte sich ein Interviewpartner differenziert: 
So habe zwar die Abstimmung bei Industrie und Gewerbe „hervorragend funktioniert“, aber 
nicht bei Handel und Wohnen. Zum einen stelle der Streit um den Mediamarkt ein 
„Riesenproblem“ dar, und zum anderen würden zum Wohnen immer noch einzelne 
Stadtentwicklungskonzepte erstellt werden (RM-3). Auch sonst wurde beim Einzelhandel die 
Gefahr von Überkapazitäten gesehen (WI-3), was die Frage einer unzureichenden Verknüp-
fung von regionalem und kommunalem Flächenmanagement aufwirft. 
Aus den oben genannten Gründen war keine einheitliche Einschätzung der Wirksamkeit zu 
erwarten. Bedenkt man die besonderen Ausgangsvoraussetzungen und die Funktion eines 
RFM, so ergibt sich zwangsläufig dieses Bild: Da das RFM auf einem REK aufbaut, handelt 
es sich um ein informelles Instrument. Als solches zeichnet es sich durch die räumliche, 
thematische und somit auch personelle Selektivität im Sinne des Setzens von Schwerpunkt-
maßnahmen aus. Folglich stellt das RFM keine allumfassende Strategie dar, sondern 
hinterlässt einzelne Lücken, deren Dringlichkeit von den einzelnen Akteuren unterschiedlich 
bewertet wird. In diesem Sinn ist selbst die folgende Äußerung nicht uneingeschränkt positiv 
zu interpretieren: „Es war wichtig für unsere Region, wir haben hier viel auf den Weg 
gebracht“ (KV-3), denn trotz aller Anstrengungen ist nicht absehbar, welcher Erfolg letztlich 
den einzelnen Aktivitäten beschieden sein wird.  
6.3.5.2 Zusammenspiel der Akteure nach innen und außen 
Eine unmittelbare Auswirkung des RFM liegt in der zunehmenden Interaktion der verschie-
denen, wenn auch nur begrenzten Zahl von Beteiligten. Daher kommt deren Zusammenspiel 
eine große Bedeutung zu, wobei wiederum zwischen innen und außen zu unterscheiden ist: 
Die bilaterale Zusammenarbeit mit der LEG wurde als sehr positiv beurteilt (KV-1). Dabei 
wurde die besondere Funktion der LEG als Entwickler und Moderator bzw. Regional-
manager158 herausgestellt: „Wir haben ganz bewusst auch die LEG gewählt, weil sie für 
andere Aufgaben hier in der Region große Verantwortung übernommen hat, was die 
Standortentwicklung in Bad Blankenburg und Saalfeld betrifft, und insofern gibt es hier 
Synergieeffekte, wenn man die LEG als Moderator zur Verfügung hat“ (KP-2). Andererseits 
wurde betont, dass die sonstige Zusammenarbeit zwischen den kommunalen Akteuren 
unabhängig von den LEG-Aktivitäten laufe (RM-3).  
Die interkommunale Kooperation wurde themenspezifisch und nach den jeweiligen 
Beteiligten verschieden bewertet. So wurde die erfolgreiche Abstimmung vor der Ansiedlung 
größerer Vorhaben wie der Papierfabrik hervorgehoben (KV-3). Doch gilt die Kooperation nur 
als begrenzt belastbar: „Das ist die Meßlatte, kooperieren wir schon, oder ist es dann, wenn's 
weh tut, sind wir doch noch nicht so weit. Einem ICE-Bahnhof zuzustimmen, wo Bad 
Blankenburg nicht an der ICE-Linie liegt und Rudolstadt, die haben nicht die Chance, weil sie 
nicht der Knotenpunkt sind, das ist relativ leicht, auch bei der Stadthalle war's leicht oder 
beim Erlebnisbad. Aber der Maßstab ist dort, wo es jeder haben will“ (RV-5). Insbesondere 
bei Interessengegensätzen ist eine zeitige Abstimmung und Einigung nötig, da sonst 
Konflikte nach außen dringen. Dies war in Sachen Mediamarkt der Fall, wo die Behandlung 
des Themas kritisiert wurde: „Da war man sich in Saalfeld und Rudolstadt nicht einig. Im 
Rahmen der Anhörung hat Rudolstadt seine Bedenken geäußert [...], und da haben wir 
hereingeschrieben, dass man sich im Rahmen des Städteverbundes schon frühzeitig über 
solche Fragen verständigt und es nicht unbedingt erst in der Anhörung zu unterschiedlichen 
Meinungen kommt“ (WI-2). Schließlich reklamierten beide Städte mit ihren Standorten einen 
Einzelhandelsgroßstandort (RM-3). Andererseits habe es in schwierigen Fragen 
                                                
158Lediglich ein Interviewpartner sah in diesen Funktionen der LEG eine zu starke Projektorientierung und ein zu 
geringes Regional-Management (RV-3). 
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Koordinierungsgespräche und Beratungen gegeben, in welche auch die Fachverwaltungen 
einbezogen worden seien, so etwa zur Standortfindung des Freizeitbades. Dabei sei es trotz 
der kommunalen Einzelinteressen zu einem gemeinsamen Ergebnis gekommen, denn „[...] 
wir sind davon überzeugt gewesen, dass wir nur im Konsens etwas auf den Weg bringen, 
und das positive Beispiel hat das auch belegt“159 (KP-2). Derselbe städtische 
Gesprächspartner sah dies unabhängig vom mangelnden Interesse des Investors auch beim 
Mediamarkt für gegeben an: „Alle Bürgermeister wären zum Schluss natürlich auch 
kompromissbereit gewesen, keine Frage“. Ansonsten sei die Kooperation zu sehr auf die 
Bürgermeister zugeschnitten: „Man findet sie [die Kooperation] gut, die drei Bürgermeister 
harmonisieren hervorragend, solange die drei zusammen sind, funktioniert die Kooperation“ 
(RM-3). Folglich wurde von verschiedenen Seiten eine Vertiefung der Zusammenarbeit in 
den jeweiligen Stadtverwaltungen für sinnvoll erachtet, um die Kontinuität und Effizienz zu 
wahren. 
Insgesamt bewegt sich also das kommunale Handeln zwischen Eigenständigkeit und Koop-
erationsbereitschaft. Ein Interviewpartner befand letztere durch den materiellen Gewinn 
motiviert: „Die Kooperation bleibt bestehen, solange die merken, Kooperation lohnt sich, es 
springt irgendeine Förderung heraus, die sie sonst nicht gekriegt hätten“. Er äußerte sich 
allerdings in der Gesamtsicht optimistisch: „Ich traue den drei Städten zu, dass sie [die] mit 
Sicherheit auf sie zukommenden Zukunftsprobleme [...], dass sie Wege finden, die zu 
bewältigen, mit Kooperation sogar“ (RV-4). 
Auch in punkto Marketing bzw. Öffentlichkeitsarbeit, welche der Vermittlung des Erreichten 
und des Angestrebten dient, gab es unterschiedliche Meinungen. So habe sich die LEG sehr 
stark über ihre Projekte für das Marketing des Städtedreiecks am Saalebogen engagiert 
(KV-1/-4, RV-4). Auf der anderen Seite wurden momentan solche Aktivitäten vermisst 
(RV-3). Bezeichnenderweise verknüpfte eine Gesprächspartnerin damit auch die Trans-
parenz der Ergebnisse: „Dass es auch einer gewissen Kontrolle unterliegt, vielleicht auch 
durch Veröffentlichung. Konnten die Ziele erreicht werden, oder hatten die das einfach nur 
aufgeschrieben, wie das mit der Usbeck GmbH damals war, mit dem Stadtmarketing; [da] 
habe ich auch mitgearbeitet [...], das ist alles in der Schublade versunken, das ist einfach 
schade, und nach ein paar Jahren fängt man wieder an und erfindet alles neu“ (WI-4). Diese 
Aussage unterstreicht wiederum das Argument einer personell sehr eng gezogenen 
Verwaltung und wirft die Frage einer verbesserten Informationspolitik auf, zumal es hier nicht 
zuletzt um eine früher beteiligte Person geht, welche aufgrund ihrer außenwirksamen 
Tätigkeit nicht unwesentlich das Standortimage mitbestimmt. 
6.3.5.3 Wirtschaftsstrukturelle Effekte 
Wie bereits dargestellt, zielt das RFM auf eine räumliche Unterstützung der industriell-
gewerblichen Entwicklung im Städtedreieck ab. Folglich kommt wirtschaftsstrukturellen 
Effekten eine große Bedeutung zu, welche daher eigens thematisiert wurden. Der Tenor bei 
den Gesprächspartnern war hier positiv. Verwiesen wurde dabei vor allem auf die 
geschaffenen bzw. gesicherten Arbeitsplätze, welche im Städtedreieck einschließlich König-
see bis 2004 rund 4.000 betragen habe (RM-2), auch wenn die Automatisierung zu weniger 
Arbeitsplätzen geführt hätte (KP-1). Damit sei die Branchenvielfalt im Großen und Ganzen 
gehalten worden, lediglich beim ehemaligen Verpackungsmittelwerk sei keine Revitalisierung 
erfolgt (RV-5). Alles in Allem sei es aufgrund der Lagegunst und der angesiedelten 
Forschungseinrichtungen zu einer „deutlichen Funktionsstärkung im gewerblichen Bereich“ 
gekommen (KV-1). 
                                                
159 Im Fall des Freizeitbads musste insbesondere die Abgrenzung zur Funktion der Landessportschule 
bewerkstelligt werden. 
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Dagegen wurde eine schlechte Stimmung in der Wirtschaft beklagt (WI-4), welche jedoch 
bezüglich des RFM zu unspezifisch bzw. wenig aussagekräftig ist. Einen stärkeren 
Standortbezug weist die nicht für gegeben gehaltene und auch nicht erwartete Rentabilität 
von Geschäften im neu gestalteten ICE-Bahnhof und Umsteigeknoten Saalfeld auf (KV-3), 
wobei sich hier wie bei den Arbeitsplätzen wiederum die grundsätzliche Frage nach der 
Steuerbarkeit wirtschaftlicher Aktivitäten über die Flächenbereitstellung stellt. Überhaupt 
wurde das Aufwand-Nutzen-Verhältnis als ein eher kritischer Punkt angemerkt (RM-1), der 
freilich erst zu einem späteren Zeitpunkt abschließend geklärt werden kann. 
Weiterhin wurde thematisiert, inwieweit durch das RFM eine endogene Regionalentwicklung 
angestoßen bzw. ein erheblicher Beitrag hierzu geleistet werden konnte. Dabei wurde dieser 
Punkt in den Gesprächen mit der Frage eingeführt, was passieren würde, wenn sich die LEG 
zurückzöge. Die Gesprächspartner verstanden dies folgerichtig als Eigenleistung der Akteure 
vor Ort, wobei einer der Befragten ein Ausscheiden der LEG für undenkbar hielt, da noch 
nicht der Punkt erreicht sei, „wo alles läuft, wir brauchen sicher noch Mittel, und wir brauchen 
noch Initiativen und Impulse, um diesen Prozess wieder stärker zu beschleunigen“, zumal 
ohne die LEG „nichts vergleichbares in der Region da wäre“ (WI-2). Insofern wurde das 
Engagement der LEG, an die man Verantwortung abgebe, vereinzelt auch eher als eine 
Einschränkung der Autonomie der regionalen Akteure betrachtet (RW-1). Andere 
Gesprächspartner wiederum relativierten die Bedeutung der LEG, indem sie zum einen 
argumentierten, dass die Entwicklung hauptsächlich von unten bestimmt werde: „Die 
Gemeinden benutzen die LEG, nicht umgekehrt“ (KV-2), auch wenn sich ohne die LEG die 
Zusammenarbeit der Gemeinden untereinander schwieriger gestalten würde. Zum anderen 
wurde die Meinung vertreten, dass die Entwicklung auch so gekommen wäre, zumal die LEG 
beim ersten REK noch nicht mit von der Partie gewesen sei, und die Fördermittel auch ohne 
eine solche Projektsteuerung bewilligt worden wären: „Aus der Region war das Selbstver-
ständnis da und der Wille so groß, dass wir sagen, wir machen das“ (KV-2). Davon zeugten 
auch einige städtische Projekte wie das Gewerbegebiet in Rudolstadt-Ost, wobei die LEG 
einiges angeschoben habe und ihr Know-how in Sachen Vermarktung genutzt werde (KV-1). 
Angesichts der realen Möglichkeiten bzw. der zu geringen Eigenmittel der Kommunen wurde 
die endogene Regionalentwicklung weniger anhand der Investitionen aus der Region selbst 
und der geringen Fördermittelabhängigkeit gemessen, als vielmehr dahingehend beurteilt, 
dass eine Verwaltungskooperation erfolgt sei, welche den effizienten Einsatz knapper Mittel 
anstrebe (RW-3). Dies ermögliche eine Schwerpunktsetzung zum größtmöglichen Nutzen 
aller. 
Im Hinblick auf die Region insgesamt hielt einer der Gesprächspartner ein Flächen-
management nur für eine unterstützende Maßnahme, nicht ausreichend, um endogene 
Potenziale auszubilden. Ein diesbezügliches Handlungserfordernis sei allenfalls bei einer 
Flächenknappheit gegeben, etwa wenn für Betriebe in Gemengelagen neue Standorte 
angeboten werden müssten (RW-1).  
Bei der Beurteilung der Wirkung kann zwischen einer vergleichenden und einer absoluten 
Perspektive unterschieden werden. Während bei ersterer das RFM im Saalebogen gegen-
über anderen Räumen überwiegend gut abschneidet als ein Beispiel gelungener 
Kooperation, fällt die Betrachtung des Saalebogens für sich allein schlechter aus, allerdings 
auch in Abhängigkeit von der jeweiligen Funktion und Beteiligung der Akteure am RFM. 
Wenn es auch im Detail kritische Punkte gibt wie etwa die falsche Standortwahl von 
Einzelprojekten oder mangelnde Schwerpunktsetzung, so wurden doch gewisse 
wirtschaftsstrukturelle Effekte konstatiert und vor allem die Qualität der Kooperation 
hervorgehoben, was deren Kontinuität, jedoch weniger die Tiefe in der Verwaltung betrifft. 
Dabei ist freilich zu bedenken, dass der Handlungsbedarf zu einem frühen Zeitpunkt 
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entstand und sich die Kooperation der Städte erst später entwickelt hat, die LEG hier also mit 
der Revitalisierung der großen Standorte vorgelegt hat. Zudem hängt die Wirksamkeit im 
einzelnen von der Nachfrage nach Flächen und den zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
deren Entwicklung ab, weshalb ein RFM nicht immer bzw. nicht in jeder Phase die 
gewünschten Effekte erbringen kann, sondern eher als Langzeitstrategie anzusehen ist. 
Schließlich sind die großen Investitionen bzw. Leitprojekte wie Unterwellenborn und 
Schwarza bereits getätigt, und die restliche Entwicklung vollzieht sich langsamer sowie unter 
schwierigeren Rahmenbedingungen (interregionale Konkurrenz, Mittelknappheit, Schrump-
fung) bzw. im Bestand, was die positive Beurteilung etwas abschwächt. Nichtsdestoweniger 
sind im Saalebogen durch das RFM wesentliche Grundlagen für eine dauerhafte und 
ressourceneffiziente Flächenentwicklung geschaffen worden. 
6.3.6 Ansätze zur Weiterentwicklung 
Die Zusammenarbeit in der Flächenentwicklung begann vor rund zehn Jahren mit der 
Erstellung des ersten REK. Folglich kann man auf den bisherigen Verlauf und die dabei 
gewonnenen Erfahrungen zurückblicken. Die dabei geübte Kritik (s.o.) war für viele 
Gesprächspartner Anlass, sich zu Weiterentwicklungsmöglichkeiten zu äußern. Die 
einzelnen Punkte betreffen v.a. inhaltlich-konzeptionelle, organisatorische sowie räumliche 
Aspekte und werden so auch im Folgenden wiedergegeben. 
6.3.6.1 Inhaltlich-konzeptionelle Aspekte 
Die konzeptionelle Ebene betrifft sowohl das Zielsystem als auch die instrumentelle 
Konkretisierung. Als Ziel wurde etwa genannt, durch das RFM verstärkt die Voraus-
setzungen für das produzierende Gewerbe zu schaffen und gleichzeitig die Entwicklung des 
sanften Tourismus zu ermöglichen (WI-1), was einer bestmöglichen Verwirklichung beider 
Raumnutzungen gleichkommt. Dagegen setzte ein Gesprächspartner klare Prioritäten, 
indem er forderte, die Entwicklung aller Funktionen einschließlich Kunst und Kultur verstärkt 
an der Wirtschaft auszurichten und bei relevanten baulichen Vorhaben (z.B. Umbau einer 
Fußgängerzone) die Unternehmen entsprechend einzubeziehen (WI-7). In diesem Sinn 
wurde weiterhin angeregt, Flächenreserven für größere Ansiedlungen vorzuhalten und damit 
einen Ausgleich zwischen dem Städtedreieck und den Umlandgemeinden zu schaffen (RV-
5). Dazu gehöre allerdings auch eine größere Einflussnahme auf die Entwicklung in den 
Umlandgemeinden, wie sie von den neuen Stadt-Umland-Räumen160 erhofft wurde: „Wir 
möchten die Entwicklung der umliegenden Gemeinden in unser Entscheidungsfeld mit 
einbeziehen“, etwa durch eine intensivierte Abstimmung und Koordination, nicht zuletzt unter 
Heranziehung der Regionalplanung (KP-2). Derselbe Interviewpartner trat auch für eine 
Intensivierung der gemeinsamen Aktivitäten im Stadtumbau Ost ein, da hier eine Region 
zum Wohnen entstehen solle (auch RV-3). Als weiteres Ziel- und Handlungsfeld wurde die 
Windkraftnutzung angeführt, wo es um die Ermittlung eingriffsarmer Standorte im Hinblick 
auf eine Harmonisierung von energiepolitischen und landschaftspflegerischen Belangen 
gehe (RV-1). 
Allgemein kam das Ziel einer weitergehenden Beachtung der Bestandsentwicklung zur 
Sprache, deren Schwerpunkt in der Nachnutzung brach gefallener Gebäude und abgeräum-
ter Flächen liege (WI-3). Hierfür wurde ein verbesserter Informationsaustausch zwischen 
Eigentümern und Interessenten bzw. Investoren angeregt, der regional organisiert werden 
solle.161 Überhaupt wurde der Informationsvermittlung und Öffentlichkeitsarbeit ein großer 
                                                
160 Vgl. oben Teilkapitel 5.8. 
161 In einem konkreten Fall habe bereits ein Investor, der ein frei finanziertes Altenheim errichten wolle, Kontakt 
mit einer Wohnungsbaugesellschaft aufgenommen, um ein leerstehendes Gebäude erwerben zu können (WI-3). 
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Stellenwert beigemessen aus Gründen der Verbindlichkeit in der Umsetzung von Vorhaben: 
„Also, mir wär’s doch wichtig, dass die Punkte wieder zusammengefasst sind und öffent-
lichen Charakter haben oder verbindlichen Charakter, dass man die Leute im weitesten 
Sinne auch festnageln kann, die in diesen verantwortlichen Positionen sind“ (WI-4). Noch 
weiter ging die Meinung eines Raumplaners, der dafür plädierte, das Städtedreieck stärker in 
das Bewusstsein der Menschen zu rücken (RV-4). Dies ist insofern relevant für das RFM, als 
damit auch die funktionsteiligen Strukturen vermittelt und so die Nutzung der entsprech-
enden Einrichtungen gefördert werden kann. 
Thematisch standen bei der planerisch-instrumentellen Handhabe eines weiter zu 
entwickelnden RFM wiederum Industrie- und Gewerbeflächen im Vordergrund. So wurde in 
einer gemeinsam koordinierten und finanzierten Entwicklung von Standorten ein großer 
Fortschritt gesehen: „Eine neue Qualität des Städteverbunds und des Flächenmanagements 
hätten wir natürlich dann, wenn das nicht das Gewerbegebiet der Stadt Saalfeld oder der 
Stadt Rudolstadt oder der Gemeinde Unterwellenborn wäre, sondern die Gewerbegebiete 
eines Planungszweckverbandes oder eines Konsortiums und demzufolge finanziell an allen 
Entwicklungen auch alle drei Städte beteiligt wären. Denn dann müssten sie sich konzen-
trieren, dann müssten sie ernsthafter prüfen, wie viel können wir uns leisten“ (RV-4, vgl. 
unten). Dazu wurde nicht zuletzt auch die Aufteilung von Steuereinnahmen gezählt; um dies 
durchzusetzen, müsse das RFM als ein förmliches Instrument eingeführt werden, verbunden 
mit einem Zielstatus, wobei der Anreiz, dieses Instrument anzuwenden, in einer privilegierten 
Förderung liegen könne (RV-3, vgl. unten). Einen weiteren Aspekt brachte einer der 
befragten Experten ein, der vorschlug, zur Vermeidung von Konflikten bezüglich der Funk-
tionsaufteilung Koppelungsgeschäfte anzustreben; so könnten Gewerbe und großflächiger 
Einzelhandel schwerpunktlich in verschiedenen Kommunen angesiedelt werden (RM-3). 
Darüber hinaus mahnten zwei der Befragten bezüglich der industriell-gewerblichen Flächen 
zu einem verstärkten gemeinsamen Auftreten bei der Ansiedlung von Gewerbebetrieben 
(WI-4), zumal diese Aufgabe angesichts der großen Flächenreserven vordringlich sei (KP-3).  
Neben der industriell-gewerblichen Nutzung wurden analog zum o.g. Ziel auch für das 
Wohnen planerische Aussagen formuliert. So wurde ein wesentlich größerer Abstimmungs-
bedarf der einzelnen Stadtentwicklungskonzepte angemerkt und ein gemeinsames Konzept 
vorgeschlagen, das von der LEG erstellt werden könne (RV-3). Hierzu solle ein 
entsprechendes RFM eingerichtet werden mit der jeweiligen Bestimmung des Sanierungs-
bedarfs, der Verortung von Abrissmaßnahmen und der Wohnumfeldverbesserung bei 
Klärung der finanziellen Lasten bzw. Altschulden, wobei es jeweils Prioritäten zu setzen gelte 
(RV-4). Überhaupt solle eine stringentere Schwerpunktsetzung und ein effizienter Einsatz 
ohnehin schon knapper Mittel betrieben werden, was auch den bewussten Verzicht auf 
wenig Erfolg versprechende Projekte anbelange (WI-4). Dies setze allerdings auch eine 
wesentlich engere interkommunale Abstimmung der Nutzungen voraus, um Parallelentwick-
lungen zu vermeiden. Dabei wurde dezentralen Lösungen im Bestand der Vorzug gegeben 
gegenüber neuen Großprojekten (KV-2). Um dies zu bewerkstelligen, wurde eine stärkere 
Verknüpfung von regionalem und kommunalem Flächenmanagement gefordert (KV-1).162  
Weiterentwicklungsmöglichkeiten wurden schließlich auch für die Funktionsbereiche 
Freiraum und Tourismus angesprochen. In diesem Zusammenhang sollten mit einer gemein-
samen Umweltleitplanung163  neue Freiraumqualitäten geschaffen werden in Ausformung der 
                                                
162 Damit wird deutlich, dass eine Entwicklungsstrategie der dezentralen Konzentration präferiert wird, um die 
kleinteiligen Strukturen nach Möglichkeit zu erhalten. 
 
163 Bei der Umweltleitplanung handelt es sich um eine neu zu schaffende Planungsebene, welche die bisherigen 
sektoralen umweltrelevanten Fachplanungen (Natur und Landschaft, Bodenschutz, Wasserwirtschaft, Klima bzw. 
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regionalen Grünzüge und –zäsuren (RV-4). Eine andere befragte Person hielt die Synergie 
zwischen touristischer und industrieller Nutzung für besonders wichtig, etwa in Form einer 
Zusammenarbeit mit einem Industriemuseum (WI-4). Damit sind v.a. eine besser auszuprä-
gende Nachnutzung eines Altstandortes und die Vernetzung verschiedener Funktionen 
gemeint, wie sie zu den bereits heute verfolgten Zielen des RFM gehören (s.o.). 
Nicht zuletzt die Ordnungs- und Förderpolitik bildet ein wichtiges Element des RFM. Dazu 
wurde angeregt, im Bereich der Landschaftspflege auch die Pflege bestehender Biotope als 
Ausgleich für Eingriffe anzuerkennen, anstatt dafür neue Flächen in Anspruch zu nehmen 
(RV-1).164 Bezüglich der Gewerbestandorte wurde eine Konzentration der Mittel auf das 
Städtedreieck als Schwerpunktraum gefordert, statt die Erschließung neuer Gebiete in der 
Peripherie zu unterstützen (KV-3). Darüber hinaus wurde auch das Controlling von REK 
thematisiert: So sollten lieber schlanke REK zusammen mit überschaubaren Projekten 
gefördert werden als die REK für sich allein, zumal so große Wunschlisten mit wenig 
umsetzbaren Vorhaben entstünden (RW-1). 
Die Aussagen belegen, dass die Weiterentwicklungserfordernisse vor allem eine noch 
konsequentere Anwendung des RFM betreffen. Dies gilt sowohl für die Funktionsbereiche 
Wohnen und Freiraum als auch für einzelne konzeptionelle Elemente wie die Koordination, 
Schwerpunktsetzung und gemeinsame Entwicklung. Offensichtlich wird hier ein größerer 
Handlungsbedarf gesehen, wobei die befragten Akteure größere und kleinere Standorte 
gleichermaßen im Blick haben, also für eine engere Verzahnung von regionalem und 
kommunalem Flächenmanagement plädieren, wie es für eine Bestandsentwicklung plausibel 
ist. Im Kontext mit engeren Kooperationsstrukturen zeichnet sich eine Perspektive zugunsten 
einer umfassenden gemeinsamen Raumplanung im Städtedreieck ab, was in der Verwirk-
lichung freilich große politische und organisatorische Anstrengungen voraussetzt. 
6.3.6.2 Organisatorische Aspekte 
Alle Befragten waren sich darin einig, die Zusammenarbeit auch organisatorisch weiter 
auszubauen. Nur über den Weg gab es unterschiedliche Auffassungen. Immerhin stimmten 
die meisten darin überein, einen Zweckverband zu gründen, wozu es bereits 
Untersuchungen gegeben hatte. So hätte nicht zuletzt das Innenministerium im Hinblick auf 
das REK eine „neue Qualität in der Zusammenarbeit“ (KP-2) angemahnt, wobei das 
ursprüngliche Ziel, den Städteverbund als Rechtsform zu etablieren, nicht erreicht werden 
konnte.  
Der Zweckverband, in den auch der Kreis integriert werden solle (RV-2), wurde insofern als 
vorteilhaft gesehen, als er eine größere Kontinuität („feste Klammer, aus der man nicht 
ausbrechen kann“) und Eigenverantwortung sicherstelle, wohingegen der Kooperations-
prozess momentan von den Fördermitteln abhängig sei (RM-3). Als Aufgabenschwerpunkte 
wurden v.a. Verwaltungsaufgaben, Öffentlichkeitsarbeit und eine gemeinsame EDV benannt 
(KV-1). Erfahrungen gebe es bereits durch den Zweckverband für Abwasser. Im Vordergrund 
stünden freilich Erwägungen der Kostenersparnis (KP-2). Auf alle Fälle sollten erst einmal 
konfliktarme, d.h. freiwillige Aufgaben wie Wirtschaftsförderung, Tourismus und Kultur dem 
Verband übertragen werden (RV-5). Nur zwei Gesprächsteilnehmer befürworteten einen 
gemeinsamen Planungszweckverband zur Disposition von Flächen; während der eine für 
einen Gewerbeflächenverbund (RV-4) eintrat, sprach sich der andere für einen 
                                                                                                                                                     
Immissionsschutz) zusammenfassen und als einen gebündelten Abwägungsbelang in die räumliche 
Gesamtplanung einbringen soll (Erbguth 1996). 
164 Am Rande wurde noch angemerkt, dass die Ausstattung der Landschaftsplanung mit einem vollständigen GIS 
unabdingbar sei, um Landschaftsstrukturen, -funktionen und diesbezügliche Erhaltungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen  digital dokumentieren zu können (RV-1). 
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Mehrzweckverband aus und fasste somit mehrere Funktionen zusammen: „Planung alleine 
reicht nicht. Da müssen noch bestimmte Träger und Aufgaben rein, um das ganze mit Leben 
zu erfüllen“ (KV-1). Für einen der befragten Experten stellte der Zweckverband eine Vorstufe 
zu einer irgendwann zu vollziehenden kommunalen Fusion dar: „Endziel ist, dass der Zweck-
verband so viele Funktionen hat, dass praktisch die Einheitsgemeinde sich darin wieder 
findet“ (RM-3). Andererseits wurde der Zweckverband gerade als Alternative zu einer 
Einheitsstadt begriffen, um damit eine „Leitfunktion“ vor den anderen Städteverbünden 
wahrzunehmen (KP-2). 
Doch gab es auch kritische Stimmen über einen Zweckverband: So umfasse er nur wenige 
Mitglieder in der beschlussfassenden Verbandsversammlung und erfordere einen größeren 
Kosten- und Verwaltungsaufwand (KV-2). Andererseits wurde angemerkt, dass die kommu-
nalpolitischen Gremien der nach wie vor selbständigen Städte indirekt an der Entscheidung 
beteiligt seien und es bei personellem Wechsel zu Unstimmigkeiten kommen könne (RV-5). 
Daher wurde alternativ vorgeschlagen, auf bestehende Strukturen zurückzugreifen und zur 
Wahrnehmung von interkommunalen Aufgaben gemeinsame Stadtratssitzungen abzuhalten 
(RV-4) oder gar ein gemeinsames Parlament zu bilden (KV-2). Eine so enge politische 
Zusammenarbeit sei nicht zuletzt einer Vereinheitlichung und Vereinfachung von Vorschrif-
ten und Verfahren förderlich (WI-4). Ansonsten wurde noch die Zweckvereinbarung in 
Betracht gezogen zur zentralen Erledigung bestimmter Aufgaben durch einen Partner (KV-
2). 
Von der städtischen Ebene weg führte die Anregung, eine Entwicklungsgesellschaft für den 
Bereich des Kreises zu gründen, die eigenständig agieren könne und so eine bessere Koor-
dinierung der wirtschaftlichen Ziele und Maßnahmen ermögliche (WI-6). Ein anderer Inter-
viewpartner brachte eine „regionale Agentur“ ins Gespräch, die unabhängig von Förder-
töpfen funktionieren und von der Basis her betrieben werden solle. Dafür müsste sie mit 
Flächen und Immobilien ausgestattet sein, die sie vermarkten und so eine eigenständige 
Entwicklungspolitik betreiben könne. Im Endeffekt hätte sie die gleiche Funktion wie die LEG, 
nur auf überkommunaler bzw. regionaler Ebene (RW-1). 
Unabhängig von der institutionellen Verankerung des RFM wurde die Regionalplanung als 
Akteur vermisst, zumal die LEG mit dem Regionalmanagement vergleichbare Aufgaben 
erfülle (RW-2). So sei ein stärkeres Engagement der Regionalplanung zumindest in 
Kommunikations- und Kooperationsprozessen denkbar. Die dafür notwendigen Kapazitäten 
könnten dadurch geschaffen werden, dass die Regionalplanung in einzelnen Detailfragen 
durch das Landesverwaltungsamt entlastet werde (RV-3). Eine Einbindung wurde u.a. in 
Fragen der Abstimmung in der Flächennutzungsplanung für nötig erachtet, um auf einen 
gemeinsamen Plan hinzuarbeiten (RV-4). 
Insgesamt zeigt die ‚Diskussion’ um die weitere Zusammenarbeit, dass die befragten 
Akteure an einer stärkeren Institutionalisierung interessiert sind. Die Mehrheit spricht sich für 
einen Zweckverband aus, wobei inhaltlich die Tendenz zu Aufgaben der technischen 
Verwaltung geht, die Kosteneinsparungen erwarten lassen. Das könnte auch RFM-relevante 
Aufgaben betreffen wie ein gemeinsam geführtes Flächenkataster oder die zentrale 
technische Ausarbeitung von Bauleitplänen. Insofern könnte ein Zweckverband aufgestockt 
werden und bietet so die Möglichkeit einer integrierten Planung und Entwicklung von 
Standorten. Eine Entwicklungsgesellschaft bzw. Agentur besäße zwar nicht die Planungs-
kompetenz, könnte jedoch leichter handeln und dabei noch private Akteure bzw. Kapital 
einbeziehen. Letztlich hängt es vom Willen der Entscheidungsträger und deren Erfahrungen 
ab, welche Form der Zusammenarbeit sie bevorzugen. Bezeichnend ist schließlich, dass 
übergeordnete Institutionen wie die LEG oder die Regionalplanung in diesem 
 
158 Kapitel 6: Befragung regionaler Akteure zur Regionalentwicklung und zum RFM 
Zusammenhang bei den Akteuren vor Ort nur eine untergeordnete Rolle spielen. Dies deutet 
darauf hin, dass sich die Kooperationsstrukturen im Saalebogen konsolidiert haben. 165  
6.3.6.3 Räumliche Aspekte 
Die o.g. Überlegungen, die Umlandgemeinden in die Koordination der räumlichen Entwick-
lung einzubeziehen (KP-2), aber auch die Vorstellungen von ‚der’ Region des Saalebogens 
allgemein (s.o.) geben Anlass, sich mit der Frage des geeigneten räumlichen Zuschnitts für 
das RFM zu befassen. Dabei tendierte die Mehrheit der Meinungen dazu, den Kooperations-
raum auszudehnen und die eng mit dem Städtedreieck verflochtenen Gemeinden entweder 
aufzunehmen oder wenigstens zu assoziieren: „Der Ansatz im LEP-Entwurf, Stadt-Umland-
Bereiche zu definieren, beinhaltet ja gleichzeitig, dass man die Saaleachse, Saale-
Schwarza-Tal, also stark überbaute und industriell vorgeprägte Bereiche, dass man dort 
kooperiert, das würde für Rudolstadt bedeuten, dass wir Richtung Kirchhasel, Uhlstädt 
unsere Kooperationsbemühungen verstärken“ (KV-1). Als Motivation hierzu wurde die 
Sicherung eines funktionsfähigen Kerns des Städtedreiecks und die Anerkennung der 
dortigen Schwerpunktprojekte von den Umlandgemeinden angegeben (RV-2). 
Von Vertretern oberhalb der kommunalen Ebene wurde sogar die Auffassung vertreten, dass 
hierfür eine kommunale Neugliederung erforderlich sei: „Wir brauchen größere Einheiten, 
Struktureinheiten, sonst sind wir nicht wettbewerbsfähig. [...] Langfristig beinhaltet dies, dass 
man von innen heraus zu größeren Gebieten, Regionen kommt. [...] Irgendwann wird der 
ökonomische Druck so groß sein, dass man es machen muss und dann geht man vielleicht 
Verbindungen ein, die gar nicht optimal sind“ (WI-2). Damit wurde v.a. eine Kreisgebiets-
reform thematisiert. Daneben wurde sowohl der Zusammenschluss der drei Städte 
befürwortet zur Verschlankung der Verwaltung, freilich mit dem notwendigen „Fingerspitzen-
gefühl“, als auch die Eingemeindung kleinerer und weniger leistungsfähiger Umland-
gemeinden wie Kirchhasel oder Unterwellenborn166, um damit nicht zuletzt Zugriff auf weitere 
Entwicklungsflächen zu erhalten und die einzelnen Städte zu stärken (RV-5, KV-3).  
Gerade der Zusammenschluss der drei Städte stieß vereinzelt auf Widerspruch. Dabei 
wurde das Argument der größeren Leistungsfähigkeit einer Gesamtstadt bezweifelt; vielmehr 
sollten die einzelnen Städte durch die Konzentration von Einrichtungen, die in den 
Flächengemeinden ausgedünnt würden, gestärkt werden (KV-2). Ansonsten war vielfach von 
einer langsamen Verschmelzung die Rede, zumal schon die Kreisgebietsreform mit Verlust 
des Kreissitzes von Rudolstadt für Unruhe gesorgt hätte (RV-4, KV-3). 
Ein Gesprächspartner verknüpfte eine Kreis- mit einer Gemeindegebietsreform: Hierzu 
sollten die Kommunen nach den Kreisen von 1952 zugeschnitten167 und zwölf bis fünfzehn 
so entstandene Großgemeinden zu neuen, etwa dreimal so großen Kreisen wie heute 
zusammengefasst werden: „Also im Endeffekt vieles, worüber diskutiert wird, also zum 
Beispiel auch Ihr Thema [RFM, rk], würde von einem raumordnerischen, regionalplaner-
ischen zu einem städtebaulichen Problem, und die Leute kriegten die Verfügungsgewalt 
darüber“. Ein solcher Kreiszuschnitt würde wiederum eine „überschaubare Region“ 
darstellen, für die Kreisentwicklungspläne erstellt werden könnten, die schneller zu 
aktualisieren seien als die herkömmlichen Regionalpläne (RW-1).  
                                                
165 Allerdings könnte der Grund auch darin liegen, dass die Regionalplanung der Entwicklung der Gesamtregion 
Ostthüringen verpflichtet ist und daher nicht nur die Region des Städtedreiecks fördert. In diesem Sinn brachte 
ein Gesprächspartner zum Ausdruck, dass regionale Kooperation in Ostthüringen primär darauf ausgerichtet sein 
sollte, das Oberzentrum Gera zu stabilisieren, und eine forcierte Entwicklung des Saalebogens u.U. in Kon-
kurrenz hierzu stünde (RW-2). 
166 Dabei würden Kirchhasel nach Rudolstadt und Unterwellenborn nach Saalfeld eingemeindet werden. 
167 Eine solche Großkommune bestünde dann aus einem Kern und einem mehr oder weniger großen Umland. 
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Abschließend bleibt festzustellen, dass die überwiegende Zahl der Befragten größere 
Gebietsstrukturen präferiert und so an die Überlegungen zur Region des Städtedreiecks 
(Stadt-Umland-Bereich, vgl. 6.3.1.2) anknüpft. Die Gründe dafür liegen in der vielfach zu 
geringen Leistungs-, aber auch Wettbewerbsfähigkeit. Indessen wäre eine Gemeindege-
bietsreform in gewisser Weise auch eine Funktionalreform, weil regionale Angelegenheiten 
zu städtischen würden. Da dieses Ziel kommunalpolitisch nicht leicht durchzusetzen ist, 
bedarf es hierzu einer konzeptionellen und vertrauensbildenden Vorarbeit, welche über einen 
Zweckverband geleistet werden könnte. Sofern es gelingt, in diesem Rahmen gut funktio-
nierende Kooperationsstrukturen zu etablieren, kann die Zusammenarbeit bis hin zu einem 
Zusammenschluss ausgebaut werden. 
6.3.6.4 Zusammenhänge zwischen den Handlungsfeldern  
Die Gesamtschau der Vorschläge zur Weiterentwicklung (Abbildung 6-2) zeigt, dass diese 
mehr umfassen als nur eine Umkehr bzw. positive Wendung der Kritik. Darin fließen auch 
Leitbilder, Ziele und Erfahrungen mit der Zusammenarbeit insgesamt ein. Wichtige Punkte 
sind denn auch eine stärkere Schwerpunktsetzung, was eine über Industrie und Gewerbe 
hinausgehende Betrachtung (Wohnen, Einzelhandel, Freiraum) nicht ausschließt. 
Deutlich wird dabei, dass zahlreiche Verflechtungen zwischen den drei Aspekten bzw. 
Handlungsebenen der Weiterentwicklung bestehen: Dies gilt etwa zwischen einer gemein-
samen Flächenbereitstellung für gewerbliche Nutzungen und einem entsprechenden 
Planungszweckverband, wobei ein Entwicklungspool die tatsächliche Verfügbarkeit der 
Flächen sicherstellen könnte. Überhaupt ließe sich ein RFM als förmliches Instrument besser 
implementieren, wenn das Städtedreieck eine Einheitsstadt bilden würde, wobei es dann zu 
einer städtischen Strategie würde.168 Darüber hinaus würde die Umlandentwicklung von 
einer stärkeren Koordination (Stadt-Umland-Bereiche) oder von neuen Gebietszuschnitten 
profitieren, welche engere Verflechtungs- und Entscheidungsstrukturen ermöglichen, wie 
insgesamt die Organisationsformen in ihrer Funktionsfähigkeit von dem jeweiligen räum-
lichen Zuschnitt abhängen. Eine inhaltlich erweiterbare und für viele Aufgaben passfähige 
Verbindung ist denn auch ein Zweckverband allgemein, zumal er wiederum als Ausgangs-
punkt für eine räumliche Ausdehnung des RFM dienen könnte. In einer Maximalvariante 
entstünde so eine Regionalstadt als Einheitskommune, wenn auch ggf. mit einzelnen 
dezentralen Funktionseinheiten (Ortsämter, Fachverwaltungen, Ortschaftsräte) sowie organi-
satorisch eng damit verflochtenen Umlandkommunen. 
Daneben sind freilich auch Rückwirkungen zwischen den Ebenen denkbar: Erfordert ein 
neues Handlungsfeld einen entsprechenden Gebietszuschnitt, so entscheidet dieser in 
seiner Akzeptanz und Funktionalität über die konkrete Aufgabenerfüllung. Unerwünschte 
Veränderungen können ggf. wiederum Korrekturen in der Aufgabenstruktur nach sich ziehen.  
                                                
168 Allerdings wäre damit die Problematik bezüglich kleinteiligen und großflächigen Einzelhandels nicht gelöst, da 
das Spannungsfeld zwischen beiden auch innerhalb einer Kommune bestehen bleibt. 
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ZIELE UND INSTRUMENTE 
 
• Vereinbarkeit von Gewerbe und Tourismus 
• Vorrangige Entwicklung der Wirtschaft 
• Schaffung von Flächenreserven 
• Vorrangige Bestandsentwicklung 
• Koordination der Umlandentwicklung 




• RFM als förmliches Instrument 
• Schlanke REK mit überschaubaren Projekten 




• Gemeinsame Industrie- und Gewerbegebiete 
• Koppelungsgeschäfte zwischen Gewerbe und  
Einzelhandel 
• Schwerpunktförderung von Gewerbe im Städtedreieck 
• Stärkere gemeinsame Marketingaktivitäten 
 
• Region zum Wohnen ausbilden 
• Gemeinsames Stadtentwicklungskonzept für Wohnen 
 
 
• Maßnahmenbezogene Ausformung von Grünzügen 
• Ermittlung eingriffsarmer Standorte für 
Windkraftanlagen 




• Vernetzung der Stadträte 




• Zweckverband für freiwillige Aufgaben 
• Entwicklungsgesellschaft des Kreises 
• Regionale Entwicklungsagentur mit 
Flächen- und Immobilienpool 






• Bildung eines Stadt-Umland-Raums 
• Bildung von Großgemeinden und  
–kreisen 
• Eingemeindungen nach Rudolstadt und 
Saalfeld 
• Fusion des Städtedreiecks 
 
Eigene Darstellung 
Bis auf die Schwerpunktförderung des Städtedreiecks gegenüber anderen Standorten im 
Landkreis und die Anerkennung von Biotoppflegemaßnahmen als Ausgleich für Eingriffe, 
welche von der Landesverwaltung verfügt werden können, liegen alle Maßnahmen zur 
Weiterentwicklung bei den regionalen Akteuren. 
6.4 Schlussfolgerungen aus den Expertengesprächen 
Die Ergebnisse der Befragung werden nachstehend in Thesen zusammengefasst. Dabei 
wird hier auf das RFM fokussiert, was Gesichtspunkte der Kooperation allgemein, der 
Elemente und Handhabung des RFM sowie dessen Weiterentwicklung einschließt. Insofern 
erfolgt diese abschließende Auswertung der Gespräche querschnittartig zu den oben wieder-
gegebenen Fragestellungen. 
1. Die Kooperation zwischen den Kommunen des Städtedreiecks beruht nicht nur auf 
gleichgerichteten Interessen und Zielen, sondern ist auch dadurch motiviert, dass die 
Kommunen befürchten, sonst auf der Strecke zu bleiben bzw. zurückzufallen. 
Insofern ist die Konkurrenz zwischen den Städten um (zentralörtliche) Einrichtungen, 
finanzielle Zuwendungen sowie Flächenausweisungen ein Kooperationsanreiz und 
stellt ein strategisches Kalkül dar. Nach außen hin schlägt sich dies im Erhalt des 
oberzentralen Status sowie im gemeinsamen Auftreten als Städtedreieck nieder. 
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2. Von außen (Regionalplanung und Kreis) wird die Kooperation ambivalent gesehen: 
Einerseits wird das Städtedreieck als ein Musterbeispiel an gelungener Kooperation 
bewertet, andererseits wird befürchtet, dass die Eigenkräfte in diesem Raum zu einer 
politischen Desintegration führen, welche die höheren Ebenen schwächt.169 Insofern 
ist auch eine Konkurrenzsituation zu diesen Institutionen erkennbar. Allerdings ist der 
Kreis durch seine Kompetenzen und Ressourcen in das RFM eingebunden (s.u.), 
was zu Synergien und einem engen Verhältnis zu den Kommunen führt. 
3. Die Kooperation im Sinne des RFM umfasst die Bürgermeister und die fallweise 
betroffenen städtischen Verwaltungen, sowie die LEG und z.T. die von ihr akqui-
rierten Unternehmen. Andere für Inhalte des REK relevante Akteure (Fachver-
waltungen, IHK, Tourismus etc.) werden nur im Rahmen des Notwendigen als Träger 
öffentlicher Belange beteiligt, während Dritte völlig außen vor bleiben, die etwa als 
Unternehmen in den angestrebten Netzwerken eine wichtige Rolle spielen könnten. 
Dementsprechend kritisch fällt bei letzteren auch das Urteil über das Städtedreieck 
und seine Aktivitäten aus. Dabei könnten diese auch zu einem positiveren Bild der 
Kooperation in der Öffentlichkeit beitragen und damit die gegenseitigen Nutzung 
gemeinsamer Einrichtungen durch die Bürger der jeweils anderen Städte befördern. 
4. Das RFM als komplexes Instrumentenbündel wird von den Akteuren interessen- bzw. 
aufgabenbezogen wahrgenommen. Gemeinsam ist den meisten Akteuren der Ansatz 
einer koordinierten Planung mit Schwerpunktsetzung der Projekte, was vor allem 
auch die Konkretisierung der standörtlichen Funktionszuweisungen anbelangt. 
Allerdings wird hier vereinzelt ein Spannungsfeld zwischen der überörtlichen Schwer-
punktsetzung und der kommunalen Entwicklung gesehen, wenn Einrichtungen 
doppelt geschaffen bzw. ausgebaut werden wie etwa der Neubau des Freizeitbades 
in Rudolstadt und die Instandsetzung weiterer Bäder in den Kommunen (gleiches gilt 
auch für Veranstaltungsräume neben der Stadthalle in Bad Blankenburg).170 
Verteilungskonflikte wurden bislang dadurch vermieden, dass die LEG als Entwick-
lungsträger der bedeutenden Flächen über die Ansiedlung entscheidet. Eine ähnliche 
Funktion nimmt im Fall des umstrittenen Mediamarkts das Landesverwaltungsamt 
wahr, das mit seiner ablehnenden Haltung gegen einen peripheren Standort (neben 
dem geringen Interesse des Unternehmens) einer Auseinandersetzung zwischen 
Saalfeld und Rudolstadt vorbeugt. 
5. Die Funktionsweise des RFM basiert auf einer Aufgabenteilung: Nach der 
interkommunalen Verständigung über die Aufteilung von Funktionen und Nutzungen 
sammelt der Kreis auf Initiative der LEG Informationen zu Flächen und bewertet sie in 
Zusammenarbeit mit den Kommunen, während die Planung durch die Kommunen 
und die Entwicklung (Sanierung, Erschließung, Vermarktung) im Wesentlichen durch 
die LEG erfolgt. Die Regionalplanung ist nur am Rande eingebunden, indem sie eine 
Bestandsaufnahme von bahneigenen Brachflächen vorgenommen hat. Sie gilt indes-
sen als Initiator für das Städtedreieck. Im Gegensatz zu einem ‚idealtypischen’ RFM 
werden eine gemeinsame Flächennutzungsplanung oder die Bildung eines 
                                                
169 Tendenzen einer politischen Verselbständigung lassen sich auch in anderen Regionen mit einem 
vergleichbaren Kontext beobachten wie etwa im Teilraum Deggendorf/Plattling, für den ebenfalls ein 
interkommunales Entwicklungskonzept erstellt wird und der durch die enge Kooperation Gefahr läuft, zum 
„Landkreis im Landkreis“ zu werden (Busch 2002, S. 46). 
170 Das Beispiel der Stadthalle von Bad Blankenburg mit der fehlenden gemeinsamen Bewirtschaftung und dem 
auch sonst nicht erkennbaren betrieblich-organisatorischen Zusammenhang mit anderen Standorten verdeutlicht 
den Unterschied zwischen einer bloßen Funktionsteilung und einer kooperativen Wahrnehmung von Funktionen. 
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Flächenpools, welche immerhin als Punkte für eine Weiterentwicklung des RFM 
genannt wurden, nicht praktiziert. 
6. Die LEG gilt als anerkannter Dienstleister, erfolgreicher Entwicklungsträger und ist de 
facto der Verfahrensmotor des RFM. Dem wird größtenteils durch eine nachrangige 
Behandlung anderer Flächen auf kommunaler Ebene Rechnung getragen. Allerdings 
wird die Eigenständigkeit und Initiative der Kommunen betont, welche mit ihren 
bescheidenen Mitteln einige städtische Projekte in Angriff nehmen (Stadtsanierung, 
Stadtumbau, Infrastrukturerneuerung, jedoch auch gewerbliche Vorhaben wie die 
Standorte Geraer Bahnbogen in Saalfeld oder das innerstädtische Kaufhaus in 
Rudolstadt). Insofern gibt es ein regionales und ein kommunales Flächenmanage-
ment, wobei im Zweifel die von der LEG angestrebten hohen Standortqualitäten 
(ausgewählte Unternehmen im Hinblick auf eine Netzwerkbildung, städtebauliche 
Gestaltung) seitens der Kommunen auf den eigenen Flächen zurückgestellt werden 
zugunsten eines Ansiedlungserfolgs. Insgesamt fungiert die LEG mit ihren fachlichen, 
organisatorischen und finanziellen Möglichkeiten jedoch als Vorbild für die 
Kommunen, welche teilweise auch bei eigenen Flächen auf das Marketing der LEG 
zurückgreifen. 
7. Während das Flächenmanagement im Städtedreieck verhältnismäßig gut funktioniert, 
verläuft die Entwicklung in den Umlandkommunen nicht abgestimmt. Daher gibt es 
Bestrebungen seitens des Städtedreiecks, auch dort koordinierend mitzuwirken. Die 
im neuen LEP ausgewiesenen Stadt-Umland-Räume könnten einen entsprechenden 
Rahmen für eine gegenseitige Abstimmung darstellen und Anlass zu einer räum-
lichen Ausweitung der Kooperation geben. Dies korrespondiert nicht zuletzt auch mit 
der überwiegenden Vorstellung von ‚Region des Städtedreiecks’, das bei vielen 
Akteuren als der räumlich-funktionale Einzugsbereich der drei Städte mit seinen 
vielfältigen siedlungsstrukturellen, wirtschaftlichen und verkehrlichen Verflechtungen 
zu den Umlandkommunen gilt. 
8. Bislang fokussiert das RFM auf die Funktion Industrie und Gewerbe, wobei das 
rahmengebende REK Schlüsselmaßnahmen aus weiteren flächenrelevanten 
Bereichen wie Zentren- und Stadtentwicklung sowie Freiraumvernetzung enthält. 
Damit wird ein hoher Gestaltungsanspruch erhoben, der nur längerfristig einzulösen 
sein wird. Ggf. ist bezüglich der einzelnen Funktionsbereiche bzw. funktionsüber-
greifend eine noch deutlichere Schwerpunktsetzung erforderlich, um einer Ernüch-
terung vorzubeugen und die Kooperation zu Ergebnissen zu führen, wie auch vielfach 
vorgeschlagen wird. 
9. Der anvisierte Zweckverband zur gemeinsamen Erledigung von Aufgaben könnte die 
Kooperation auf eine breitere Basis stellen. Zum einen bietet er eine Alternative zur 
politisch derzeit nicht opportunen Einheitsgemeinde, zum anderen können ihm, 
abgesehen von der Planung, auch andere entwicklungsrelevante Aufgaben wie das 
digitale Vermessungswesen oder Standortmarketing übertragen werden. Insofern 
markieren Bestrebungen zur Schaffung des Zweckverbands einen zunehmenden 
Handlungswillen vor Ort zu eigenständigen Entwicklungsaktivitäten. Eine engere 
Zusammenarbeit wird angesichts knapper Ressourcen und geringer Nachfrage nicht 
zuletzt für die künftig noch mehr an Bedeutung gewinnende und mitunter konflikt-
trächtige Bestandsentwicklung nötig sein. 
Damit zeigen die Äußerungen der befragten Experten, dass wichtige konzeptionelle und 
organisatorische Maßnahmen für ein RFM ergriffen wurden bzw. angestrebt werden in Form 
des Zweckverbands. Die räumliche sowie regionale Dimension betrifft derzeit jedoch nur die 
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funktionale und wirtschaftsstrukturelle Bedeutung der Standorte im Städtedreieck an sich, 
jedoch nicht die Einbindung weiterer Standorte im Sinne einer integrierten Entwicklungs-
strategie. Diese könnte durch ein gut funktionierendes RFM sowie verschärfte wirtschaftliche 
Zwänge befördert werden. 
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7 DATEN ZUR INDUSTRIELL-GEWERBLICHEN FLÄCHEN-
ENTWICKLUNG IM RFM-BEREICH UND LANDKREIS  
7.1 Vorgehensweise 
Eine Bewertung des bisher erreichten Standes des RFM verlangt insbesondere auch eine 
quantitative Betrachtung von Flächendaten. Dabei kann insofern auf die Ergebnisse in den 
vorangegangenen Abschnitten zurückgegriffen werden, als die dort entwickelten normativen 
und empirischen Erkenntnisse Aufschluss über den hier zu behandelnden Untersuchungs-
rahmen geben. So wurde bei der Auswertung der Pläne und Konzepte sowie in den 
Gesprächen deutlich, dass das RFM im Saalebogen zwar thematisch als eine Querschnitts-
aufgabe angelegt ist und viele Funktionsbereiche berücksichtigt, jedoch im engeren Sinne 
eines koordinierenden RFM nur die Planung, Entwicklung und Nutzung von Gewerbe- und 
Industriestandorten umfasst.171 Insofern stehen diese im Mittelpunkt der anschließenden 
Auswertung. 
Allerdings zwang selbst hier die fehlende standörtliche Verfügbarkeit von ökonomischen 
Daten wie Umsätze, Exportquote, Steueraufkommen, sich auf rein flächenbezogene zu 
beschränken. Aggregierte Daten für größere räumliche Einheiten zu verwenden wäre 
insofern problematisch geworden, als eine Kausalität zwischen ihnen und Maßnahmen des 
standortbezogenen Flächenmanagements herzustellen nicht möglich ist. Als Kriterien für 
eine Bewertung des gewerblich-industriellen Flächenmanagements wurden Anforderungen 
an eine nachhaltige Flächenhaushaltspolitik herangezogen und entsprechende Indikatoren 
abgeleitet (vgl. Wittenbecher 1999, zit. in Birkmann 2004): 
Tabelle 7-1: Kriterien einer nachhaltigen Flächenentwicklung für industriell-gewerbliche Standorte 
Anforderung bzw. Zielsetzung Indikator 
Transparenz über bestehende Potenziale Erfassung der zentralörtlichen Funktion der 
Standortkommune bzw. Nähe hierzu 
(branchenabhängig); Lage und Größe; 
Gegenüberstellung von Angebot und Nachfrage  
(Wieder-)Nutzung von integrierten Standorten und 
Brachflächen vor der Inanspruchnahme 
peripherer bzw. neuer Flächen 
Anteil der Flächen auf Altstandorten bzw. 
Innenbereichsflächen versus Neuausweisungen; 
Verfügbarkeit  
Förderung einer haushälterischen regionalen  
GI-/GE-Siedlungspolitik 
Aktivitäten eines nachhaltigen RFM im Hinblick 
auf die Nutzung: Maßnahmen und Belegung 
Förderung einer hohen Flächeneffizienz für die 
Funktion Arbeiten 
Arbeitsplatzdichte pro Fläche 
Rückführung überdimensionierter GI-/GE-
Ausweisungen 
Rücknahme in Flächennutzungsplänen; 
Umwidmung in Bebauungsplänen  
ÖPNV-orientierte, MIV-verträgliche 
verkehrseffiziente Standortentwicklung  
Lage im ÖPNV-Netz, Einbindung in das (über-) 
regionale Straßennetz  
Quelle: Eigene Darstellung nach Birkmann 2004, S. 320f. 
Eine vollständige Wirkungskontrolle umfasst den Vergleich mit einer anderen Region, in 
welcher keine entsprechenden flächenbezogenen Maßnahmen getroffen wurden. Allerdings 
zeigten sich bei einer näheren Auswahl von Vergleichsregionen gravierende struktur-
räumliche Unterschiede, ferner wiesen die verfügbaren Daten ein unterschiedliches 
                                                
171 Andere realisierte Standorte wie das Freizeitbad „Saalemaxx“ in Rudolstadt erforderten zwar auch erhebliche 
planerische und technische Aktivitäten, stellen aber singuläre Einrichtungen im Landkreis dar und unterlagen 
somit nicht der Disposition im Hinblick auf mehrere entsprechend genutzte bzw. nutzbare Standorte. 
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Qualitätsniveau auf. Somit wurde der Fokus auf eine landkreisinterne Betrachtung gelenkt, 
welche das Städtedreieck einschließlich Unterwellenborn dem restlichen Kreisgebiet gegen-
überstellt. Dies lässt nicht zuletzt Aussagen über die Wirkung einer regionalen Entwicklungs-
strategie zu, wie sie zumindest normativ von der Regionalplanung vorgegeben wird in Form 
von funktionalen Schwerpunktsetzungen bzw. der kommunalen Eigenentwicklung.  
7.2 Ergebnisse 
7.2.1 Übersicht der Potenziale anhand von Lage und Größe 
Abbildung 7-1 gibt die Verteilung, Verkehrslage und Größe und der einzelnen Industrie- und 
Gewerbegebiete im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt wieder. Daraus geht hervor, dass im 
Bereich des Städtedreiecks plus Unterwellenborn, im Folgenden RFM-Bereich bzw. –Gebiet 
genannt, die meisten und größten Flächen lokalisiert sind.172  
Abbildung 7-1: Übersicht der Industrie- und Gewerbegebiete im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
                                                
Quelle: Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 2003, S. 6  
RFM-Gebiet
172 Eine tabellarische Übersicht der einzelnen Flächen mit den hier verwandten Daten ist im Anhang enthalten. 
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Diese Flächen umfassen die gesamten nutzbaren Flächen, also die zu industriell-gewerb-
lichen Zwecken gewidmeten verkäuflichen Flächen, welche einerseits genutzt werden und 
andererseits kurzfristig für eine Nutzung bereitgestellt werden können. Im RFM-Bereich 
gehören dazu insgesamt 514 ha, während sich im restlichen Kreisgebiet 133 ha befinden. 
Diese Verteilung verwundert nicht, liegt der RFM-Bereich doch verkehrsgünstig im Becken 
des Saaletals, während die meisten anderen Kommunen in den Tälern des Thüringer 
Schiefergebirges gelegen sind, was die räumliche Ausdehnung der Siedlungsentwicklung 
insgesamt stark einschränkt. Besonders hervor stechen die industriell nutzbaren Standorte 
von Rudolstadt-Schwarza sowie Unterwellenborn mit ihren Kernen der Chemieindustrie bzw. 
Metallurgie. Beide Standorte alleine decken rund 120 bzw. 240 ha ab. Die Flächen im 
übrigen Landkreis fallen dagegen in ihrer Größe deutlich ab, lediglich Königsee und Uhlstädt-
Kirchhasel, letzteres Nachbargemeinde von Rudolstadt, können noch als gewerbliche 
Schwerpunkte bezeichnet werden. Insgesamt ergibt sich für den RFM-Bereich ein 
einwohnerbezogener GI/GE-Flächenbesatz von 8,2 ha/1000 Einw., der damit deutlich über 
dem Schnitt des restlichen Kreisgebiets von 4,0 liegt, wobei sich hier nur kleine Gemeinden 
wie Allendorf aufgrund ihrer geringen Einwohnerzahl deutlich herausheben.173 Aus dem 
Rahmen fällt auch Unterwellenborn: Hier kommen auf 1000 Einwohner 78,5 ha. Daraus wird 
ersichtlich, dass hier eine flächenintensive Schwerindustrie mit umfangreichen Produktions-, 
Lager- und Logistikflächen betrieben wird. 
Die zentralörtliche Funktion stellt grundsätzlich ein wichtiges ‚Stand-Ort-Merkmal’ dar, zumal 
sie Synergien zwischen der gewerblichen Nutzung und weiteren wirtschaftsnahen 
Einrichtungen wie Technologie- und/oder Gründerzentren sowie sonstigen Versorgungs- und 
Dienstleistungsangeboten ermöglicht: So bildet das Städtedreieck ein Mittelzentrum und 
nimmt vereinzelt oberzentrale Funktionen wahr. Unterwellenborn selbst hat zwar keinen 
zentralörtlichen Status, ist jedoch siedlungsstrukturell eng mit Saalfeld verbunden und 
darüber hinaus Sitz einer Verwaltungsgemeinschaft. Außerdem gehört Unterwellenborn zum 
Stadt-Umland-Bereich nach dem LEP 2004. Ansonsten weisen wenige Gemeinden mit 
GE/GI eine zentralörtliche Funktion auf, dies betrifft die Gemeinden Königsee und Probst-
zella (jeweils Unterzentren) sowie Uhlstädt-Kirchhasel, Remda-Teichel, Leutenberg und 
Oberweißbach (jeweils Kleinzentren).174 Allerdings ist für einige Branchen wie etwa das 
transportintensive Logistikgewerbe - im Gegensatz zu beschäftigungs- bzw. besucher-
intensiven Branchen175 - die Verkehrslage wichtiger als die zentralörtliche Zuordnung. 
Schließlich führt die mittelgebirgige Topographie dazu, dass trotz Zentralität – Sitzendorf, 
Gräfenthal, Katzhütte, Kamsdorf und Lehesten sind Kleinzentren ohne größere bzw. noch 
verfügbare GI/GE-Flächen - nicht angemessene gewerbliche Entwicklungsmöglichkeiten 
vorhanden sind.176 Immerhin zeigt die geringe Ausstattung mit Gewerbegebieten in den 
meisten Gemeinden, dass damit ihrer Eigenentwicklung Genüge getan wird, etwa zur 
                                                
173 Dabei bleibt zu hinterfragen, ob sich die zahlreichen kleinen Flächen in den Umlandgemeinden nicht in relativ 
hohen Erschließungskosten niedergeschlagen haben und hier interkommunale Gebietsentwicklungen zu 
standort- und kosteneffizienteren Lösungen geführt hätten. 
174 Nach dem LEP 2004 wird es künftig keine Kleinzentren mehr geben. 
175 Dazu gehören neben größeren Fertigungsbetrieben und kundenorientierten Handwerksbetrieben v.a. Handel 
und verbraucher- bzw. produktionsorientierte Dienstleistungen, Einrichtungen der Fort- und Weiterbildung sowie 
der Forschung. 
176 Die Konzentration der Gewerbeflächen auf die Mittelzentren unterstreicht deren Entwicklungsfunktion und 
zeigt, dass die untergeordneten Zentren hauptsächlich eine Versorgungsfunktion wahrnehmen, wie es auch in 
der planungswissenschaftlichen Diskussion aus Gründen der Eignung und Schwerpunktsetzung für sinnvoll 
erachtet wird (vgl. Blotevogel 2002, S. 246f.). Nicht zuletzt gibt der aktuelle Landesentwicklungsplan von 2004 
eine entsprechende Funktionsverteilung zwischen den zentralörtlichen Stufen vor (LEP 2004, 2.2.7/.11). 
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Auslagerung störender Gewerbe- bzw. Handwerksbetriebe.177 Insofern relativiert sich die 
Bedeutung der Zentralität je nach Branche und tatsächlicher Nutzbarkeit der Standorte.  
Eine nachhaltige Industrie- und Gewerbegebietsentwicklung im ökonomischen und ökolo-
gischen Sinn schließt einen Abgleich von Angebot und Nachfrage ein. Diesen exakt zu 
prognostizieren, ist aus Gründen der schwer absehbaren Entwicklung von Arbeitskräften, 
zukünftig vertretenen Branchen und branchenspezifischen Flächenbedarfen mit gewissen 
Unsicherheiten behaftet, aber als Anhaltspunkt für Aktivitäten der Planung und Entwicklung 
notwendig.  
Die LEG Thüringen hat im Zuge der REK-Fortschreibung von 2002 eine Flächen-
bedarfsrechnung vorgenommen, welche auf der Abschätzung des zukünftigen branchen-
spezifischen Arbeitskräftepotenzials i.V.m. den jeweiligen Flächenbesatzen basiert. Dabei 
gelangte man zu dem Ergebnis, dass bis zum Jahr 2010 im Städtedreieck unter der 
Annahme eines durchschnittlichen Nettoflächenbedarfs von 225 m² pro Arbeitsplatz die 
vorhandenen verfügbaren Flächen ausreichen, während unter der Maßgabe von 300 m² pro 
Arbeitsplatz weitere Flächen mobilisiert bzw. u.U. ausgewiesen werden müssten. Eine 
alternative Hochrechnung anhand der tatsächlichen Flächeninanspruchnahme kann nicht 
durchgeführt werden, da wegen der unterschiedlichen Erhebungsmethodik vor der Kreis-
reform keine verlässlichen Daten für alle industriell-gewerblichen Standorte vorliegen. 
Zurückgegriffen werden kann hier allenfalls auf die nach der GA geförderten bzw. von der 
LEG entwickelten Standorte. Hierzu gibt es Daten für zehn Standorte, die mit einer 
Gesamtnettofläche von 297 ha 58% der RFM-Flächen abdecken. Zwischen 1996 und 2004 
wurden davon 38 ha zusätzlich genutzt, was einer durchschnittlichen jährlichen Inanspruch-
nahme von 4,7 ha entspricht. 101 ha (Stand November 2004) sind auf diesen Flächen dort 
noch verfügbar. Zieht man davon 20% ab, um eine schwierige Nachnutzung bestimmter 
Flächen zu berücksichtigen, so verbleiben noch rund 81 ha. Bei der o.g. jährlichen 
Verbrauchsrate würden die dortigen Reserveflächen noch rund 17 Jahre ausreichen. Diese 
Zahl ist zwar auf einen, wenn auch großen, Ausschnitt des Flächenangebots beschränkt, 
aber durchaus aussagefähig im Sinne des Trends einer verhaltenen Dynamik. 
Allerdings vergrößert sich das für Ansiedlungen zur Verfügung stehende Flächenpotenzial, 
wenn die Ende 2004 erhobenen gewerblichen Brachflächen hinzugezogen werden. Dieser 
Erhebung lag die Definition von Flächen, welche ehemals anthropogen genutzt wurden und 
derzeit un- oder zwischengenutzt sind178, zugrunde, wobei im Innenbereich Flächen über 
1.000 m² und im Außenbereich solche über 5.000 m² erfasst wurden. Im Gegensatz zu 
Baulücken erfordern diese Flächen noch einen erheblichen Aufbereitungsaufwand, um 
vermarktet werden zu können. 
Die im Städtedreieck erhobenen Brachflächen belaufen sich einschließlich 19 ha Bahn-
brachen179 auf insgesamt rund 55 ha, die für eine gewerbliche Nachnutzung vorgesehen 
sind. Darunter befinden sich auch größere zusammenhängende Standorte wie das 
ehemalige Bahnbetriebswerk Saalfeld mit 12 ha, eine Fläche in Rudolstadt-Ost über 5 ha 
sowie 4 ha auf dem Areal der ehemaligen Großbäckerei im Geraer Bahnbogen. Zudem 
                                                
177 Weitere Komponenten der gewerblichen Eigenentwicklung bilden betriebsinterne Erweiterungen bzw. 
Umstrukturierungen sowie die Ansiedlung von Betrieben, welche der Grundversorgung dienen oder zur 
Verbesserung der Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur erforderlich sind (LEP 2004, Begründung zu 3.1.2). 
178 Auskunft von Frau Brüning, Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt. 
179 Diese verteilen sich auf die nicht mehr benötigten Bahnflächen in Saalfeld (ehemaliges Bahnbetriebswerk, ca. 
12 ha) und Rudolstadt (ehemalige Güterabfertigung Bahnhof Rudolstadt sowie Güterbahnhofsgelände 
Rudolstadt-Ost, insgesamt ca. 7 ha). Allerdings sind die für eine Umnutzung notwendigen Entbehrlichkeits-
prüfungen noch nicht abgeschlossen. Jedoch zeigen Modellvorhaben, dass selbst in Mittelstädten durch 
abschnittsweise Erweiterungen des Siedlungsbestandes oder eine Begrünung eine sinnvolle Nachnutzung 
tragfähig ist (Beckmann/Tintemann 2004). 
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bestehen im Städtedreieck Planungen für ca. 15 ha weitere gewerbliche Bauflächen.180 Bei 
der Abschätzung des zukünftigen Gewerbeflächenbedarfs ist schließlich zu berücksichtigen, 
dass der Landkreis Saalfeld-Rudolstadt nach dem Landesentwicklungsplan (LEP 2004, 
3.3.4) nicht für die Ausweisung einer Industriegroßfläche (>100 ha) in Frage kommt, so dass 
hier allenfalls mittlere und kleinere Ansiedlungen erfolgen sollen, etwa im Rahmen eines 
Vorranggebiets für „regional bedeutsame Industrie- und Gewerbeflächenansiedlungen“ (> 50 
ha; ebd., 3.3.6).181 Über die bestehenden freien Flächenpotenziale in den bereits erschlos-
senen Gebieten von rund 87 ha im Städtedreieck sowie 50 ha in Unterwellenborn existieren 
folglich noch einmal etwa 70 ha Reserveflächen aus Neuausweisungen und Brachen im 
Städtedreieck, solche Reserveflächen sind in Unterwellenborn nicht erfasst worden. Somit ist 
die Flächensituation im gesamten RFM-Bereich weniger von einem Mengen- als vielmehr 
von einem Nutzungsproblem gekennzeichnet, zumal sich darunter große und schwer zu 
mobilisierende Brachflächen mit Altlasten und einer erneuerungsbedürftigen Infrastruktur 
befinden. Gerade hier setzt das RFM an. Darüber hinaus können mittels eines effizienten 
RFM im Zeitverlauf Umnutzungen erfolgen, so dass eine Anpassung an neue 
Flächennutzungen möglich ist182.  
7.2.2 Mobilisierungsmaßnahmen 
Da es sich im RFM-Bereich vorwiegend um Altstandorte handelt, waren und sind hier große 
Anstrengungen nötig, um die Flächen einer Wiedernutzung zuzuführen. Dazu gehören Maß-
nahmen der Bauleitplanung bzw. der städtebaulichen Rahmenplanung, des Grundstück-
erwerbs, der Beräumung und Sanierung sowie der Erschließung. Die Übersicht (Tabelle im 
Anhang) zeigt, dass im RFM-Bereich für die meisten Gebiete Baurecht geschaffen wurde in 
Form von (vorhabenbezogenen) Bebauungsplänen (472 ha; 87%). Mehrere Standorte 
befinden sich im Innenbereich und wurden gemäß § 34 BauGB entwickelt, d.h. sie müssen 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche in 
die nähere Umgebung einfügen sowie erschlossen sein (33 ha; 6%). Die Zusammensetzung 
gilt von der Größenordnung her auch für die 77% beplanten Flächen im Restkreis, allerdings 
ist dort der Anteil der Flächen im Innenbereich mit 15% wesentlich geringer. 
Aus Abbildung 7-2 ist ersichtlich, in welcher Häufigkeit die in Kap. 6.3.4.2 erhobenen 
Elemente des RFM auf die konkreten Industrie- und Gewerbestandorte angewandt wurden. 
Danach ist die Standorterfassung und –bewertung sowie die Klärung der 
Fördermittelstrategie auf allen acht Standorten durchgeführt worden. Das gilt auch für die 
Umsetzungskontrolle, welche im Rahmen der Regionalmanagementberichte geleistet wird. 
Weitere wichtige Schritte stellen die planerisch-konzeptionellen Grundlagen dar: Hierzu 
gehören die Leitbilddiskussion, die räumlich-funktionale Schwerpunktsetzung bzw. 
Nutzungszonierung der jeweiligen Gebiete sowie die Schaffung von Baurecht. Die gleiche 
Bedeutung kommt der verkehrlichen und technischen Erschließung zu, die bei Altstandorten 
einer Erneuerung bedarf, sowie der Präsentation im Internet neben einer gegenseitigen 
Standortwerbung, welche durch den Verweis auf die Internet-Seite des Städtedreiecks mit 
der Übersicht der Standorte als gegeben angesehen wird. Die übrigen Elemente finden eine 
geringere Anwendung, zumal sie stärker den jeweiligen standörtlichen Erfordernissen 
                                                
180 Diese Flächen verteilen sich auf Saalfeld, Geraer Bahnbogen (11 ha), Bad Blankenburg-Ost (4 ha) im 
Städtedreieck bzw. RFM-Bereich. Weitere Flächenausweisungen im Landkreis sind in Birkigt „Lausnitzer 
Bergäcker“ (2 ha), Königsee „An der Münze“ (5 ha), Leutenberg „Herrenwiese“ (1 ha) sowie in Probstzella 
„Zopten“ (4 ha) vorgesehen und stellen auch dort größtenteils Erweiterungen bestehender Standorte dar.  
181 Aufgrund der Lagemerkmale und Flächengröße kommen hierfür Rudolstadt-Schwarza und Unterwellenborn in 
Frage. 
182 So wurde z.B. auf dem Gelände des Siemens-Röhrenwerks in Rudolstadt die Kernbetriebsfläche verkleinert, 
so dass eine Auslagerung ergänzender, nunmehr selbständiger Funktionen und Neuansiedlungen möglich wurde. 
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entsprechen wie Grunderwerb, Flächenabtretung und –tausch oder der Erhalt 
denkmalgeschützter Kerne. Dieser Punkt korrespondiert nicht zuletzt mit Vorgaben zur 
baulichen Gestaltung. Alles in allem wird bereits bei dieser kleinen Auswahl von Standorten 
deutlich, dass das RFM im Saalebogen eine vielfältige Strategie mit verschiedenen, d.h. 
situationsspezifischen Bausteinen ist.  
Abbildung 7-2: Häufigkeit der angewandten Maßnahmen auf den 8 größten RFM-Standorten 
s auf ein Gebiet alle vollständig erschlossen, im übrigen Kreisgebiet 
                                                












verkehrliche und technische Erschließung
Internetpräsentation
Gegenseitige Standortwerbung der Städte





Quelle: Eigene Erhebung 
Im RFM-Bereich sind bi
ist das, bezogen auf die Altstandorte, bis auf Probstzella ebenso der Fall. Die restlichen, nur 
zum Teil oder gar nicht erschlossenen Flächen werden nur abschnittsweise bzw. bei Bedarf 
entwickelt. Dort, wo Gebiete bislang überhaupt nicht belegt sind, dürften diese als nicht 
marktfähig gelten und mittel- bis langfristig wieder aus der Planung herausgenommen 
werden183, wie dies gemäß § 42 BauGB ohne Entschädigung der Eigentümer nach 7 Jahren 
der Nichtnutzung bzw. –erschließung möglich ist. Im Städtedreieck selbst wurde sogar 
bereits damit begonnen, Flächen zurückzunehmen. Dies betrifft etwa die Gebiete „Cumbach 
I“ und „-II“ in Rudolstadt, wo die Gewerbefläche im betreffenden Bebauungsplan um 13 bzw. 
2 ha reduziert und in ein kombiniertes Wohn- und Gewerbegebiet bzw. reines Wohngebiet 
umgewidmet wurden. Entsprechend kann der Nutzungsmix von Standorten geändert 
werden, wie das im Gebiet Rudolspark von Anfang an vorgesehen war. Die geplanten 
Änderungen werden bei der (Neu-)Aufstellung der Flächennutzungspläne berücksichtigt.  
183 Dies ist die Einschätzung seitens der Genehmigungsbehörde. 
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Mit den o.g. Maßnahmen sind erhebliche Kosten verbunden. Aufgrund unvollständiger Daten 
können diese nur exemplarisch für das Industrie- und Gewerbegebiet Maxhütte in 
Unterwellenborn wiedergegeben werden. Danach wandten Kommune und Planungs-
zweckverband bis Ende 2004 rund 32,6 Mio. € für Erschließungsmaßnahmen auf, welche 
nach der GA mit 27,6 Mio. € bzw. zu 85% gefördert wurden. An diesem Standort wurden bis 
2000 knapp 238 Mio. € von Unternehmen, allen voran Arbed Luxemburg, investiert. Die LEG 
erwarb das rund 120 ha große Gelände, welche das Stahlwerk umgibt, und ließ es für rund 
67 Mio. € beräumen, sanieren und neu erschließen.184 Das Verhältnis der Summen belegt, 
dass durch die Vorleistungen der öffentlichen Hand beträchtliche private Investitionen 
angeregt wurden. Das RFM zieht folglich erhebliche wirtschaftliche Wirkungen nach sich, 
welche durch die Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen (1.500), betriebliche 
Vernetzungen und weitere Investitionen für die regionale Gesamtentwicklung erheblich sind. 
7.2.3 Nutzung von Altstandorten und Innenbereichsflächen 
Hier zeigt die Statistik, dass im RFM-Gebiet über 90% der Flächen im Innenbereich liegen, 
wovon die meisten bereits früher industriell oder gewerblich genutzt wurden, also durch das 
RFM beräumt, umstrukturiert, neu erschlossen und wieder genutzt wurden. Dazu zählen v.a. 
die Standorte Bad Blankenburg-Ost, Rudolstadt-Schwarza und Unterwellenborn. Andere 
Standorte wie Rudolspark oder Teile des Gebiets „Mittlerer Watzenbach“ in Saalfeld sowie 
das benachbarte Gebiet Beulwitz gingen aus militärischen Altstandorten hervor und wurden 
teilweise zu Wohnzwecken umgenutzt. 
Auch im restlichen Landkreis gibt es wieder genutzte Altflächen. Insgesamt überwiegt hier 
jedoch der Anteil neu ausgewiesener Flächen im Außenbereich, so dass sich die 
Innenbereichsflächen nur auf insgesamt 15% aller dortigen Flächen belaufen. Eine Erklärung 
hierfür bietet der Zeitpunkt der Erteilung des Baurechts: Neben den Flächen des 
unbeplanten Innenbereichs nach § 34 BauGB fällt auf, dass verhältnismäßig viele Flächen 
im restlichen Kreisgebiet (z.B. in Kirchhasel oder Remda-Teichel) Anfang der 1990-er Jahre 
Baurecht erhielten und somit im Vorteil gegenüber den Altflächen des RFM-Bereichs waren, 
die erst beräumt, saniert, neu erschlossen und vermarktet werden mussten. Dass diese 
Entwicklung länger dauerte, zeigen die dortigen, relativ späten Genehmigungsjahre. In den 
kleinen Umlandkommunen bereitete die Überplanung von neuen Flächen offensichtlich 
weniger Probleme, zumal hier größtenteils keine Restitutionsansprüche zu bewältigen waren 
und durch externe Beratung schneller Entscheidungen getroffen werden konnten (Beckord/ 
Jurczek 2004a, S. 58f.). Damit bestanden Mitte der 1990-er Jahre, als das Flächenmanage-
ment zu greifen begann (Entwicklung von Rudolstadt-Schwarza durch die LEG, Verkauf von 
Unterwellenborn an den Arbed-Konzern in Luxemburg), unterschiedliche Ausgangsvoraus-
setzungen.185 Somit konnten einige Umlandgemeinden erheblich schneller auf die anfangs 
dynamischere Flächennachfrage reagieren als die Kommunen des RFM-Bereichs. Dies 
dürfte dort v.a. kleinere Standorte betreffen, welche keine besondere Profilierung besitzen 
und daher mit den übrigen des restlichen Landkreises konkurrieren. 
Die tatsächliche Nutzbarkeit der Flächen hängt ganz wesentlich von deren Zuschnitt und 
Verfügbarkeit ab. Dabei fällt auf, dass sowohl im RFM-Bereich als auch im restlichen 
Landkreis die größten angebotenen Flächen recht kleine Ausmaße annehmen: Selbst in 
Gebieten wie dem Industriepark in Schwarza mit einer freien Fläche von 33 ha misst die 
größte verfügbare Parzelle lediglich 2,0 ha, entsprechendes gilt für Unterwellenborn mit 
                                                
184 Vgl. Presseinformation der LEG Thüringen vom 01.09.2000. 
185 Vereinzelte Flächen verfügen bis heute über kein verbindliches Baurecht. Z.T. laufen die entsprechenden 
Verfahren noch, z.T. erfolgt die Nutzung auf der Grundlage eines Bestandsschutzes, der von der 
Vorgängernutzung herrührt (Auskunft von Frau Semrau, Landkreis Saalfeld-Rudolstadt).  
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3,7 ha.186 Diese Größen werden etwa in Könitz mit 14 ha weit übertroffen. Insofern zeigt sich 
hier ein Handlungsbedarf für die fallweise, d.h. nachfragegerechte Umlegung der betref-
fenden Gebiete. Unabhängig davon überwiegt die kurzfristige Verfügbarkeit der Flächen 
insgesamt sowohl im RFM-Bereich (112 von 123 ha) als auch im Restkreis (33 von 38 ha), 
was auf die größtenteils erfolgte bzw. vorbereitete Erschließung zurückzuführen ist. 
7.2.4 Gebietsinterne Flächenbelegung 
Ein Maß für die Nutzung von Flächen stellt zunächst deren Auslastung dar, die sich nach 
dem Anteil der tatsächlich genutzten bzw. verkauften Fläche und der in Gänze nutzbaren, d. 
h. käuflichen Fläche bestimmt (Abbildung 7-3 und Abbildung 7-4). Insgesamt schneidet hier 
der RFM-Bereich mit einer Quote von 73% leicht besser ab als das übrige Kreisgebiet, 
welches 71% erreicht. Angesichts der ungleichen Ausgangsvoraussetzungen von RFM-
Bereich und Restkreis sowie des mit der Revitalisierung von Altstandorten verbundenen 
Aufwands kann dies auf den ersten Blick als Erfolg gewertet werden. Indessen ist die 
Auslastung nicht mit der tatsächlichen Ausnutzung gleichzusetzen, wie die Betrachtung des 
Arbeitsplatzbesatzes in Verbindung mit den Brachflächen zeigt (s.u.).  
Innerhalb der einzelnen Räume gibt es freilich größere Unterschiede. Die größte, wieder-
genutzte und zu 100% belegte Fläche wird vom Stahlwerk in Unterwellenborn eingenom-
men. Der in seiner Bedeutung als industrieller Kern vergleichbare Standort Rudolstadt-
Schwarza ist hingegen nur zu 48% genutzt; hier zeigt sich, dass eine betriebliche 
Umstrukturierung vorgenommen wurde, die zu einem verringerten Flächenbedarf geführt hat. 
Die freien Flächen sind für Chemie-affine Unternehmen (u.a. Veredlung nachwachsender 
Rohstoffe, Textil- und Kunststoffforschung, Umwelttechnik, Energie- und Medienversorgung, 
Ingenieurdienste) bestimmt. Auf dem benachbarten Standort südlich der Saale entsteht 
derzeit eine Papierfabrik; neben einem Kraftwerk sind hier keine weiteren Ansiedlungs-
möglichkeiten mehr gegeben. Dieser Standort ist insofern bemerkenswert, als er mit seinen 
18 ha acht Jahre nach der Revitalisierung von Schwarza die erste ‚großflächige’ Entwicklung 
darstellt. Die geringste Auslastung im RFM-Bereich weist das Industriegebiet „Geraer 
Bahnbogen“ auf; allerdings ist an diesem Standort der Baugrund von unterschiedlicher 
Qualität, so dass von den insgesamt 33 ha möglicher Nutzfläche erst 17 ha mittelfristig zur 
Verfügung stehen und sich die bisherige Nutzung auf die bestehenden Baulichkeiten der 
ehemaligen Backwarenfabrik sowie die angrenzenden Flächen beschränkt. Eine weitere 
Erschließung ist erst mit Fertigstellung der Umfahrung von Saalfeld-Gorndorf im Zuge der B 
281 vorgesehen.187
Im restlichen Kreisgebiet ist die Streuung der Belegung noch etwas größer und reicht von 
26% bis 100%. Hier sind vor allem die relativ großflächigen Industrie- und Gewerbegebiete in 
den zentral gelegenen Standorten Königsee und Kirchhasel gut ausgelastet (100 bzw. 96%). 
An beiden Standorten wurde frühzeitig (1992 und 1993) Baurecht geschaffen und die 
Erschließung hergestellt bzw. erneuert, was ihre kurzfristige Verfügbarkeit ermöglicht hat. 
Dies gilt auch für Leutenberg, Probstzella und Oberweißbach (100 und 81 bzw. 76 bzw. 
81%), womit vier von fünf zentralen Orten über Gebiete mit einem hohen Belegungsgrad 
verfügen. Lediglich in Remda-Teichel liegen die Werte etwas niedriger (55 und 61%). Die in 
Leutenberg und Uhlstädt-Kirchhasel vorhandenen Gebiete mit einer geringen Auslastung 
können daher als Reserveflächen für weitere Ansiedlung an relativ erfolgreichen Standorten 
                                                
186 Die dementsprechend kleingliedrige Erschließung dürfte in Einzelfällen durch die Förderung erheblich 
erleichtert worden sein (KV-1). Allerdings befinden sich in Rudolstadt-Schwarza größere zusammenhängende 
Flächen im Eigentum der LEG, so dass hier nach einer entsprechenden innergebietlichen Umstrukturierung des 
Erschließungssystems eine größere Ansiedlung möglich wäre (Auskunft von Herrn Unbehaun, 2.12.2004). 
187 Diese Informationen wurden beim Landkreis bzw. Stadtplanungsamt Saalfeld eingeholt. 
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gelten; in Königsee befindet sich hierfür ein zusätzliches Gewerbegebiet von 4,5 ha in 
Ausweisung.  
Die weitere Besiedlung der Gebiete wird bei gegebener Nachfrage von der Lage, der Größe 
und Verfügbarkeit der noch übrigen Flächen (s.o.) abhängen. Allerdings darf ein hoher 
Belegungsgrad nicht darüber hinwegtäuschen, dass die konkreten Flächen bzw. Standorte 
insgesamt nicht adäquat genutzt werden. Dies liegt zum einen daran, dass vereinzelt die 
betreffenden Flächen nur mit einer Absichtserklärung belegt sind188 oder, was häufiger 
vorkommt, von den Eigentümern untergenutzt werden mit nachrangigen oder betriebsfernen 
Funktionen (Abstellplätze, Brachland etc.). Die nachfolgend dargestellte Flächeneffizienz gibt 
darüber Aufschluss. 
7.2.5 Flächeneffizienz 
Eine nachhaltige Siedlungsentwicklung verlangt die intensive Ausnutzung der Flächen, in 
diesem Fall mit Arbeitsplätzen. Hierzu konnten allerdings nur Angaben von geförderten 
Gebieten herangezogen werden, für die ein Nachweis der geschaffenen Arbeitsplätze zu 
erbringen ist (Deutscher Bundestag 2004, S. 9ff.; GA-RL Thüringen 2004, 4.6/6.6). Dies 
betrifft aktuell im Landkreis 23 Gebiete, davon jeweils 12 im RFM-Bereich bzw. 11 im übrigen 
Kreisgebiet. 
In Abbildung 7-3 und Abbildung 7-4 sind auch die Werte für die Arbeitsplatzdichte pro ha 
eingetragen. Insgesamt fällt auf, dass im RFM-Bereich zahlreiche kleine Standorte wie bspw. 
Rudolstadt-Cumbach I (5,6 ha; 55 Apl/ha) und Saalfeld, Medoptic (11,4 ha; 48 Apl/ha) eine 
hohe Arbeitsplatzdichte aufweisen. Die Werte im sonstigen Kreisgebiet bleiben deutlich 
hinter denen des RFM-Bereiches zurück, lediglich der Standort Lichte, Bock und Teich reicht 
mit 27 Arbeitsplätzen auf einer Nettofläche von 1 ha an Standorte wie Watzenbach (12 ha; 
28 Apl/ha) heran. Bezogen auf den Durchschnitt der geförderten und nach ihrem jeweiligen 
Flächenanteil gewichteten Gebiete entfallen im RFM-Bereich 17 Arbeitsplätze auf einen ha, 
während es im übrigen Kreisgebiet 13 sind. 
Vor allem die zeitliche Veränderung dieser Kennziffer zeigt einen konkreten Handlungs-
bedarf an. So führten etwa einige Insolvenzen im Gebiet Rudolstadt-Ost dazu, dass die 
Anzahl der Arbeitsplätze zwischen 1998 und 2004 von 811 auf 414 abnahm, was eine 
Halbierung der Arbeitsplatzdichte von 23 auf 12 pro ha bzw. eine Vergrößerung der Fläche 
pro Arbeitsplatz von 429 auf 841 m² zur Folge hatte. Vergleicht man diese Entwicklung mit 
dem Belegungsanteil von 89%, so erhärtet sich die Vermutung der Unternutzung in diesem 
Gebiet. Die Unternutzung kann freilich nur durch eine Erhebung der nicht-, unter- oder 
fehlgenutzten Flächen bestätigt werden, die dort von der Stadt mit rund 24 ha189 beziffert 
werden. Abzüglich der 4 ha als verfügbar ausgewiesenen Flächen des ansässigen Beton-
werks ergibt sich folglich ein Überhang von 20 ha, welcher insgesamt rund 60% des 
gesamten Gebiets ausmacht. Maßnahmen zur Mobilisierung dieser Flächen scheiterten 
bislang nach Angaben der Stadtverwaltung, da die Eigentümer einen für die Vermarktbarkeit 
zu hohen Preis verlangten.190 
                                                
188 Aktuell betrifft dies rund 28 ha, verteilt auf die Standorte Lichte Zierporzellan, Rudolstadt-Schwarza sowie 
-Cumbach. 
189 Darin eingeschlossen sind 3,3 ha, die der Deutschen Bahn AG gehören (ehemaliges Güterbahnhofsareal). 
Über den rund 35 ha großen Kernbereich, der durch die GA gefördert wurde bzw. wird, umfasst das Gebiet noch 
rund 28 ha, welche den Randbereich zu den umliegenden Siedlungsgebieten bilden und z. T. mit Mitteln des 
GVFG erschlossen wurden. 
190 Vorgesehen war ein Zwischenerwerb durch die LEG über einen Geschäftsbesorgungsvertrag. Nach 
Informationen der Stadtverwaltung hätten sich die Eigentümer mit den überhöhten Grundstückspreisen die 
Neuerschließung finanzieren lassen wollen. Nur unter diesen Bedingungen wären sie bereit gewesen, sich von 
nicht mehr betriebsnotwendigen Flächen zu trennen. 
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Abbildung 7-4: Auslastungsgrad und Arbeitsplatzbesatz in GI/GE im restlichen Landkreis 
 Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen nach Daten des Kreises 
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Auch die LEG engagiert sich nicht weiter an diesem Standort. Die Gründe hierfür liegen in 
Problemen der Mobilisierung aufgrund Insolvenzen, Altlasten, Erbengemeinschaften, unter-
schiedlicher Beurteilung der Standortattraktivität etc. (KV-1). Gleichwohl soll das Gebiet nach 
Information der Stadtverwaltung weiterhin in voller Größe gewerblichen Zwecken vorbeha-
lten bleiben, um Reserveflächen anbieten zu können, wenn der Standort Schwarza 
vollständig belegt sein wird. Abgesehen vom Zustand der Flächen bzw. der inneren 
Erschließung ist jedenfalls die siedlungsstrukturelle und verkehrliche Lage dieses Standortes 
(östlich der Kernstadt an der B 88 Richtung Jena) positiv zu bewerten. 
An dem zuletzt genannten Beispiel zeigt sich wieder einmal mehr, dass der Auslastungsgrad 
nicht die entscheidende Größe für die tatsächliche Nutzungsintensität darstellt, sondern 
diese erst über die Flächeneffizienz anhand der Arbeitsplatzzahlen ermittelt werden kann. 
Eine Nutzungsintensivierung hängt jedoch von dem Aufwand des Grundstückerwerbs und 
der Aufbereitung bzw. Erschließung sowie den späteren Marktchancen der Flächen ab. 
Diese dürften allerdings steigen, sofern keine anderweitigen Ausweisungen erfolgen und die 
Nachfrage nach Flächen wieder deutlich zunimmt. 
7.2.6 Einbindung in das Verkehrsnetz 
Die Abbildung 7-1 belegt ferner die Lage des RFM-Bereichs an wichtigen Bahnlinien und 
Bundesstraßen, welche z.T. direkt die GI bzw. GE bedienen (z.B. Unterwellenborn). Für den 
schienenseitigen Güterverkehr bestehen vereinzelt Gleisanschlüsse, oder diese sind 
vorbereitet191. Im RFM-Bereich werden die gewerblichen Schwerpunkte von einem Stadtbus-
system bedient. Im restlichen Kreisgebiet verfügen nur die Standorte über eine relativ gute 
Anbindung an das Straßen- und ÖPNV-Netz, sofern sie sich auf entsprechenden 
Verkehrsachsen befinden wie Rottenbach, Kaulsdorf, Königssee, Lichte sowie Oberweiß-
bach sowie einen Schienenanschluss und/oder gebündelte Buslinienverkehre aufweisen.192 
Allerdings sind topographisch bedingt die Verkehrswege vielfach kurvenreich trassiert. 
Die Fernerreichbarkeit ist besonders für transportintensives Gewerbe von Bedeutung, wie es 
für das Stahlwerk, das produzierende Gewerbe und die Chemieindustrie gilt, welche im 
überregionalen Austausch Rohstoffe bzw. Vorprodukte zu fertigen Gütern verarbeiten. Als 
problematisch erweisen sich für die entsprechenden Transportvorgänge einige enge 
Ortsdurchfahrten auf den Verbindungsstraßen zu den Autobahnanschlussstellen in 
Göschwitz (A 4), Triptis (A 9) und Traßdorf (A 71). Zur Beseitigung der Engpässe gibt es 
konkrete Planungen, welche vor allem den Ausbau entlang der L 1048 nach Traßdorf im 
Abschnitt Eichfeld bzw. Schaala sowie die B 281 Richtung Triptis im Bereich Könitz 
betreffen. Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse im Städtedreieck bzw. RFM-Bereich 
tragen bereits heute die Ortsumfahrungen von Schwarza und Unterwellenborn bei, welche 
über Gorndorf miteinander verbunden werden und so den aufeinandertreffenden örtlichen 
und überörtlichen Verkehr erleichtern sollen. Davon profitieren schon jetzt die wichtigsten 
Standorte des RFM-Bereichs. 
Indessen ist es fraglich, ob durch einen vertretbaren Ausbau des Straßennetzes die relative 
Autobahnferne zahlreicher Standorte ausgeglichen werden kann. Beispiele aus anderen 
Regionen Ostdeutschlands zeigen allerdings auch, dass selbst autobahnferne Gebiete wie 
im Kreis Annaberg (Sachsen) gut ausgelastet sein können im Gegensatz zu autobahnnahen 
(Beckord/Jurczek 2004a, S. 61f.). Zum einen hängt dies freilich von der Art des Gewerbes 
und den konjunkturellen Voraussetzungen ab. Zum anderen kommt es auch in hohem Maße 
                                                
191 So wurden zwar etliche Gleisanschlüsse mangels Nachfrage und geeigneter Logistik der Betreiber stillgelegt, 
diese können jedoch bei Bedarf reaktiviert werden (z. B. in Rudolstadt-Schwarza). 
192 Im Regionalen Raumordnungsplan sind die Verkehrswege in den überregionalen und regionalen 
Verbindungsachsen enthalten (vgl. Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen 1999, 3.3.1.4/.5; 3.3.2.6/.7/.8). 
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auf die nahräumlichen Standortqualitäten an, wie sie durch die städtebauliche und 
funktionale Einbindung der Standorte bezüglich der siedlungsstrukturellen Verträglichkeit und 
zwischenbetrieblichen Verflechtungen bestimmt werden. Dazu gehört nicht zuletzt auch ein 
attraktives landschaftliches Umfeld. Insofern gibt es ein erhebliches Handlungspotenzial auf 
kommunaler und regionaler Ebene. 
7.3 Zusammenfassung und Fazit 
Im Fall des Städtedreiecks im Saalebogen einschließlich Unterwellenborn handelt es sich um 
einen großen industriell-gewerblichen Schwerpunkt. Aufgrund der Standortvorteile sowie der 
großen finanziellen, technischen und organisatorischen Anstrengungen ist es gelungen, 
zahlreiche Altstandorte zu revitalisieren. Daher wurde anders als bspw. im Umland von Gera 
(Birkmann 2004) von einer großflächigen Ausweisung neuer Standorte über die Eigenent-
wicklung hinaus abgesehen. Bezüglich der Menge der ausgewiesenen Flächen besteht kein 
Missverhältnis zwischen dem RFM-Bereich und dem restlichen Kreisgebiet, wenn auch dort 
v.a. Flächen im Außenbereich in Anspruch genommen wurden und gemeinsame Gewerbe-
gebiete günstiger zu erschließen und zu entwickeln gewesen wären. Im Ergebnis sind 
zumindest mittelfristig ausreichend Flächen vorhanden. Problematisch ist nicht die Menge 
der Flächen, sondern z.T. die darauf befindliche Fehl- bzw. Unternutzung, was freilich einen 
erheblichen Handlungsbedarf für ein RFM indiziert. Dabei sollte es das Ziel sein, die richtige 
Nutzung am richtigen Standort anzusiedeln. 
Um diesen Handlungsbedarf erkennen zu können, bedarf es eines Monitoring- und Control-
lingsystems (Birkmann 2004, S. 318ff.). Zentrales Instrument ist eine umfassende und aktuell 
geführte Datenbank, welche Informationen über Verkehrs- und Siedlungslage, Zentralität, 
Erschließung, Beschaffenheit der Flächen, bisherige Nutzungen, Auslastungs-grad und 
Flächeneffizienz beinhaltet. Diese Angaben dienen als  
• Planungs- und Handlungsgrundlage für Kommunen, welche Flächen mit welcher 
Eignung in welcher Lage verfügbar sind, und ermöglichen so den Rückgriff auf 
geeignete Alt- bzw. Brachflächen. Auf regionaler Ebene ebnen sie den Weg für eine 
Priorisierung besonders wichtiger und hochwertiger Standorte  
• Entscheidungsgrundlage für übergeordnete Planungs- und Genehmigungsbehörden 
anhand der oben genannten Kriterien 
• Information für ansiedlungswillige Unternehmer bzw. Investoren im Hinblick auf einen 
Abgleich zwischen deren Anforderungen und den tatsächlich verfügbaren Standorten 
Im Sinne eines Controllings ist es für ein RFM erforderlich, Schwellenwerte zu definieren, 
etwa bezüglich der Flächeneffizienz, ab denen Maßnahmen zur Nutzungsintensivierung 
ergriffen werden sollen. Darüber hinaus sollte die Priorisierung geeigneter Standorte 
allerdings mit einer entsprechenden interkommunalen Entwicklung einhergehen, welche 
einen Kosten-Nutzen-Ausgleich einschließt. Dies ist unumgänglich, um die großen Lasten für 
die notwendige Umstrukturierung bestehender Gebiete einschließlich Grundstückserwerbs- 
und Neuerschließungskosten schultern zu können. 
Eine solche Erfassung und Bewertung von Standorten im Hinblick auf ihre Qualitäten und 
Vermarktbarkeit ist eine wichtige Voraussetzung, um ihre ressourcenoptimierte Nachnutzung 
zu gewährleisten, welche ggf. die Renaturierung zur Verbesserung der Umweltqualität, auch 
im Zuge von Ausgleichsmaßnahmen, einschließt. Alles in allem stellt ein solches Monitoring- 
und Controllingsystem eine instrumentelle Umsetzung des Ziels der „Koordination durch 
Information“ (Priebs 1999, S. 304) dar, wobei die Koordination sich in der planerischen 
Konzeption und interkommunalen Umsetzung niederschlägt. 
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8 GESAMTFAZIT 
In der abschließenden Betrachtung sollen die eingangs formulierten Leitfragen zur 
kommunalen Ausrichtung am RFM, zur Einbeziehung weiterer Akteure sowie zum Beitrag 
des RFM zu einer eigenständigen Regionalentwicklung anhand der drei Untersuchungs-
stränge (normative Plan- und Konzeptauswertung, Gespräche mit regionalen und über-
regionalen Akteuren sowie Auswertung statistischer Daten, Kapitel 5-7) aufgegriffen werden. 
Dabei wird nach einer kurzen instrumentellen Einordnung des RFM zunächst auf die konzep-
tionelle, akteursbezogene sowie räumliche Ausprägung des RFM im Saalebogen einge-
gangen, bevor ein größerer Bogen zur möglichen Bedeutung der Regionalplanung in einem 
RFM und einer institutionellen Neuordnung im Sinne der Regional Governance geschlagen 
wird. Darin eingebettet sind konkrete Vorschläge für das RFM im Saalebogen und anderswo. 
Querbezüge zwischen Wissenschaft und Praxis werden demnach bewusst hergestellt, wenn 
auch in der Darstellung eine weitgehende Trennung erfolgt. Abschließend werden nach der 
Erörterung der endogenen Funktionsweise des RFM unterstützende steuer- und förder-
politische Rahmenbedingungen thematisiert, welche in ihrer Umsetzung zwar noch einen 
erheblichen Forschungs- und Erprobungsbedarf in sich bergen, jedoch Anreize zu einer 
breiteren Anwendung des RFM erwarten lassen.  
8.1 Das RFM als komplexe Entwicklungsstrategie 
Die räumliche Entwicklung ist in mehrerlei Hinsicht einem Wandel unterworfen: Zum einen 
erfordert der wirtschaftliche Strukturwandel mit den Prozessen der Globalisierung, Konzen-
tration, Tertiarisierung und Privatisierung ehemals staatlicher Unternehmen eine adäquate 
Reaktion auf neue Standortpräferenzen, welche zu Expansion, aber auch Brachfallen oder 
Mindernutzung von Standorten geführt haben und neben den Gebieten im engeren Sinn 
auch das gesamte Umfeld betreffen (Kapitel 2). Dies gilt entsprechend auch für die 
geänderten Wohnungs- und Versorgungswünsche von Bürgern mit den daraus folgenden 
ausdifferenzierten Standortformen. Aufgrund der verbesserten verkehrlichen Erreichbarkeit 
können die diversen Raumfunktionen getrennt voneinander angesiedelt werden, was einen 
zunehmenden Flächen-, Energie- und Materialverbrauch mit sich bringt und dem Prinzip der 
Nachhaltigkeit zuwiderläuft. Zum anderen stehen den staatlichen und kommunalen 
Institutionen immer weniger Ressourcen zur Verfügung, um steuernd in die Entwicklung 
einzugreifen. Rein administrative Maßnahmen wie Pläne können hier wenig ausrichten, 
vielmehr kommt es darauf an, die Adressaten im Hinblick auf kompakte und geordnete 
Raumstrukturen zu beeinflussen und sie zu einem entsprechenden Handeln zu bewegen. 
Daraus resultieren neue kooperative Formen des Managements räumlicher Entwicklungs-
prozesse, an denen auch das RFM ansetzt.  
Dabei handelt es sich um eine umfassende Strategie der räumlichen Planung, der 
Entwicklung von konkreten Vorhaben und deren zielgerichteten Nutzung (Kapitel 3), wie sie 
neben der Neuentwicklung zunehmend bei der Umstrukturierung, Revitalisierung, Nach- und 
Umnutzung von Standorten angewandt wird. Die regionale Bedeutung ergibt sich daraus, 
dass viele Kommunen die an sie gerichteten Flächenansprüche nicht erfüllen können, sei es 
aus tatsächlichen (Flächenmangel, Nutzungskonflikte), rechtlichen (Flächenverfügbarkeit) 
oder finanziellen Gründen, sie sind deshalb auf eine Abstimmung und Kooperation mit 
anderen Kommunen und Investoren angewiesen. Analog gilt dies für den umgekehrten Fall 
einer vergleichbaren Eignung von Standorten in verschiedenen Kommunen, wo es um eine 
Aufteilung von Funktionen und Entwicklungspotenzialen geht (vgl. Koch/Stein 2002, S. 65). 
Einzelne Schritte eines RFM sind die Konzeption, die einen Abgleich von Angebot und 
Nachfrage von Flächen beinhaltet, die fallweise Beräumung und Sanierung, die technische 
und verkehrliche Erschließung sowie die Vermarktung, bauliche Maßnahmen und 
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Verwertung der Flächen. Dabei spielen Fragen der Organisation im Hinblick auf das 
Zusammenwirken vielfältiger öffentlicher, halböffentlicher und privater Akteure eine große 
Rolle (Planungs- bzw. Zweckverbände, Entwicklungsgesellschaften etc.), wie auch koopera-
tive Projekte eine Klärung der Finanzierung bzw. einen Nutzen-Aufwand-Ausgleich 
voraussetzen. Die auf Dauer angelegte Entwicklungsstrategie verlangt schließlich eine 
kontinuierliche Beobachtung und ggf. Anpassung an neue Rahmenbedingungen wie etwa 
geänderte Nutzungsansprüche. Von der Aufgabenstruktur und Organisation stellt das RFM 
folglich eine vermittelnde Strategie zwischen der formellen räumlichen Planung mit ihren 
Instrumenten und Verfahren einerseits und einem projektorientierten sowie kooperativen 
Regionalmanagement dar (vgl. Abbildung 8-1).  
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Das RFM entspricht damit nicht zuletzt auch den Anforderungen einer dauerhaften und 
nachhaltigen Entwicklung in den drei Schlüsselbereichen Ökologie, Ökonomie und Soziales. 
Ziel ist eine flächensparsame und konfliktfreie Raumentwicklung, die sich auch auf den 
sonstigen Ressourcenbedarf bezieht und das Verkehrsaufkommen tendenziell senken soll. 
So sollen vorsorglich weitere siedlungs- und naturräumliche Entwicklungspotenziale 
geschont und die räumlich-funktionale Gesamtqualität erhalten bzw. verbessert werden. 
Doch auch ökonomische Vorteile werden mit dem RFM bezweckt, was die Verbreiterung der 
wirtschaftlichen Basis von Regionen mit den entsprechenden Arbeitsplätzen, die 
produktions- und absatzseitige Vernetzung von Unternehmen im Hinblick auf eine gezielte 
Ansiedlungspolitik (Clusterbildung) sowie die kostengünstige gemeinsame Erschließung von 
Standorten anbelangt. Schließlich betrifft das RFM nach dem hier vertretenen Verständnis 
auch den Erhalt von Einrichtungen der sozialen und kulturellen Infrastruktur durch eine 
interkommunale Aufgabenteilung, Spezialisierung und Profilierung einzelner Standorte, die 
sonst ihre Funktion einbüßen und die Versorgung der Bevölkerung schmälern würden. 
Die konkrete Zielrichtung der o.g. Schritte hängt freilich von den jeweiligen Rahmenbe-
dingungen ab. Steht in Wachstumsregionen der abgestimmte und effiziente Einsatz der dort 
oftmals knappen Flächen im Vordergrund, so verlagert sich der Fokus in Schrumpfungs-
regionen auf die gemeinsame Entwicklung geeigneter sowie konkurrenzfähiger Flächen, um 
die negative wirtschaftliche und demographische Dynamik aufzuhalten oder gar umzu-
kehren. In Anbetracht der zunehmenden interregionalen Konkurrenz und der geringen bzw. 
rückläufigen Mittel in nahezu allen Regionen ist von einer Annäherung der Strategien 
auszugehen, wobei das kooperative Element an Bedeutung gewinnt. Jedenfalls bedarf es 
der Untersuchung anhand konkreter Beispiele aus der Praxis wie dem Untersuchungsraum, 
um die Funktionsweise einer solchen situativen Strategie aufzuzeigen. 
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8.2 Das RFM im Saalebogen: Konzeption und Handhabe 
Das RFM im Saalebogen beruht auf den landes- und regionalplanerischen Zielaussagen zu 
dessen funktionaler und räumlicher Entwicklung (vgl. Kapitel. 5). Dies betrifft v.a. zentralört-
liche Einrichtungen und Vorgaben zur nachhaltigen Flächenentwicklung im Sinne von Innen-
entwicklung, Revitalisierung und Nachnutzung. Dabei beinhaltet der neue Landesent-
wicklungsplan Leitlinien zur kooperativen Entwicklung gemeinsamer zentraler Orte und von 
Stadt-Umland-Räumen. Gerade diesem Instrument wird künftig eine größere Bedeutung 
zukommen, zumal es eine vertiefte interkommunale Abstimmung (etwa durch 
Siedlungsentwicklungskonzepte) über das Städtedreieck hinaus vorgibt und somit eine 
koordinierte Entwicklung auf kooperativer Basis ermöglicht, wie es bspw. schon heute 
bezüglich Unterwellenborn von Relevanz ist. Somit kann das RFM in seiner faktischen 
Wirkung über den heutigen, auf den Verdichtungskern beschränkten Bereich ausgedehnt 
werden.  
Die konkrete Ausprägung des RFM im Städtedreieck einschließlich Unterwellenborn basiert 
auf zwei Säulen: In Anbetracht des wirtschaftlichen Strukturwandels wurde zum einen die 
LEG Thüringen vom Freistaat mit der Revitalisierung der großen Altstandorte Chemiefaser-
kombinat Rudolstadt-Schwarza sowie Maxhütte Unterwellenborn betraut. Zum anderen 
begann im Jahre 1995 – nicht zuletzt auf Initiative der Regionalplanung - die Arbeit am REK, 
welches das Ziel verfolgte, über bestimmte Schlüsselprojekte das Städtedreieck zu einem 
mittelzentralen Gesamtstandort zu profilieren und darüber hinaus den teiloberzentralen 
Status zu untermauern. 1997 wurde schließlich der Städteverbund durch eine öffentlich-
rechtliche Vereinbarung gegründet. Hintergrund der Kooperationsaktivitäten war nicht zuletzt 
die Zusammenführung der Altkreise Rudolstadt und Saalfeld, wobei Rudolstadt seinen 
Kreissitz einbüßte; folglich wurde hierfür ein Ausgleich angestrebt. Zusätzlich wurde die LEG 
Thüringen von den Kommunen in einer gesonderten Vereinbarung mit projektbezogenen 
Aufgaben der Regional- und Flächenentwicklung beauftragt. 
Das im Städtedreieck und Unterwellenborn praktizierte RFM bestand zunächst aus der 
Aufteilung von Funktionen zwischen den Städten, aus der heraus wichtige Vorhaben in den 
Bereichen Industrie und Gewerbe, Bevölkerung, Siedlung und Wohnen sowie Fremden-
verkehr, Sport/Freizeit und Kultur abgeleitet wurden. Flächenrelevant sind dabei die 
Entwicklung der wichtigsten Industrie- und Gewerbestandorte sowie der Bau des Freizeit-
bads in Rudolstadt bzw. die Sanierung der Stadthalle in Bad Blankenburg. Besonders 
komplex gestaltete sich das Flächenmanagement im Bereich von Industrie und Gewerbe: 
Hier ging und geht es darum, Standorte zu erwerben, zu beräumen, zu sanieren, neu zu 
erschließen und zu vermarkten (vgl. Kapitel 3). Dies betrifft die Standorte Rudolstadt-
Schwarza, Saalfeld/Unterwellenborn und Bad Blankenburg-Ost als industriell-gewerbliche 
Altstandorte, sowie Rudolstadt-Schaala und Saalfeld-Beulwitz als militärische Konversions-
flächen. Mittlerweile wird die Aufnahme anderer Gebiete wie des ehemaligen Verpackungs-
mittelwerks sowie des sog. „Geraer Bahnbogens“ (beide in Saalfeld) erwogen. Durch die 
abgestimmte und kooperative Entwicklung dieser Standorte, die noch nicht abgeschlossen 
ist, konnte im Bereich des RFM (Städtedreieck plus Unterwellenborn) weitgehend auf 
Neuausweisungen verzichtet werden (vgl. Scholland 2004, S. 109).193 Doch auch andere 
Einzelvorhaben wie die Sanierung der Stadthalle, der Ausbau der Landessportschule in Bad 
Blankenburg oder die Profilierung der Gymnasien im Städtedreieck stellen unter den 
gegebenen wirtschaftlichen und demographischen Rahmenbedingungen einen Beitrag zur 
                                                
193 Innerhalb des Städtedreiecks stellen lediglich die Gebiete „Cumbach“ in Rudolstadt sowie „Mittlerer 
Watzenbach“ in Saalfeld neue Standorte dar. Dies gilt hingegen mehrheitlich für die Industrie- und 
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Sicherung dieser Standorte dar, geht es doch nicht nur um die Flächen an sich, sondern vor 
allem auch um die konkrete Nutzung im Zusammenhang mit den damit verbundenen 
Funktionen. Gerade in Gebieten mit einer insgesamt eher rückläufigen Entwicklung kommt 
es vor allem auf ein Flächennutzungsmanagement an! Diese Aufgabe gilt umso mehr für 
Industrie- und Gewerbeflächen, als diese im Städtedreieck teilweise untergenutzt sind, und 
eine Nutzungsintensivierung die Umlegung sowie den Zwischenerwerb von Flächen verlangt, 
um Neuansiedlungen, Erweiterungen bzw. Verlagerungen auf bestehenden Flächen realisie-
ren zu können. Die Durchführung entsprechender Maßnahmen hängt freilich von den zur 
Verfügung stehenden Mitteln und der konkreten Flächennachfrage ab, wobei unter dem 
Gesichtspunkt der Flächenvorsorge die Akteure in Vorleistung treten sollten, um unvorherge-
sehene Ansiedlungen auch zielgerecht und zeitnah verwirklichen zu können. Methodische 
Grundlage dazu sollte ein Monitoring und Controlling sein (Birkmann 2004), das über 
Indikatoren der Flächenmengen- bzw. Brachflächenentwicklung sowie der Flächeneffizienz 
konkrete Handlungsbedarfe aufzeigt. 
Die tatsächliche Handhabe des RFM ist geprägt durch inhaltlich-konzeptionelle, räumlich-
wirtschaftliche und organisatorisch-institutionelle Aspekte, welche in Tabelle 8-1 dargestellt 
sind (vgl. Kap. 6). Demnach ist das RFM in konzeptioneller Hinsicht auf Industrie- und 
Gewerbeflächen fokussiert, wobei die zur LEG gehörenden Flächen im Mittelpunkt stehen. 
Die Kommunen räumen diesen Flächen de facto eine Entwicklungspriorität ein, auch wenn 
sie eigene, freilich kleinere Projekte verfolgen. Dieser Zielsetzung entspricht denn auch die 
gegenseitige Standortwerbung, sofern für ein Vorhaben in der eigenen Kommune kein geeig-
neter Standort gefunden werden kann. Andere raumwirksame Funktionen und Nutzungen 
wie Einzelhandel und Wohnen werden dagegen nachrangig betrachtet, auch wenn sie als 
Vorhaben (Zentrenkonzept, Stadtumbau) in das REK integriert sind, aber noch konkretisiert 
werden müssen. Diese Notwendigkeit zeigte sich vor allem bei dem Ansiedlungsversuch 
eines Media-Marktes in Saalfeld, der zunächst an der Frage eines integrierten Standortes 
innerhalb einer bestimmten Kommune und nach der interkommunalen Einigung am 
mangelnden Interesse des Investors scheiterte. Dahinter verbirgt sich indessen auch eine 
Konkurrenzsituation, zumal Rudolstadt ebenfalls die innerstädtische Ansiedlung eines 
Elektronikfachmarktes anstrebt. Die funktionsteilige Entwicklung ist offensichtlich im 
Einzelhandel schwerer zu realisieren. Insofern wäre ein gemeinsames Einzelhandelskonzept 
(Blotevogel 2002, S. 286ff.) ein wichtiges Instrument, um analog zu GI/GE-Flächen von 
vornherein abgestimmte Standorte vorzuhalten und Investoren gemeinsame Alternativen 
anbieten zu können.  
Diese Thematik ließe sich darüber hinaus im Rahmen einer übergreifenden Gesamt-
konzeption lösen, wie sie von einer gemeinsamen Flächennutzungsplanung geleistet werden 
könnte und sollte, zumal alle drei Städte momentan jeweils einen Flächennutzungsplan 
erstellen. Bislang erweist sich die informelle Kooperation als unzureichend, um strittige 
Themen zu bewältigen. Eine Formalisierung der Abstimmung und Kooperation im Sinne 
einer verbindlichen Gesamtstrategie (s.u.) könnte hier Fortschritte bringen. 
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Tabelle 8-1: Konzeptionelle, räumliche und organisatorische Aspekte des im Städtedreieck am Saalebogen praktizierten und weiter zu entwickelnden RFM 
Aspekte → konzeptionell Räumlich-wirtschaftlich organisatorisch
Leitfragen ↓    
Beachtung des RFM durch 
die Kommunen 
• Planerische Begleitung der ansonsten durch die LEG 
entwickelten GI/GE-Flächen, umfassende Konzeption 
in REK 
• Gegenseitige Standortwerbung bei fehlenden eigenen 
Flächenpotenzialen 
• Einzelne FNP nur im Entwurf befindlich bzw. veraltet, 
vertiefte Abstimmung vereinbart, jedoch kein gemein-
sames umfassendes Flächenkonzept erkennbar (gilt 
sinngemäß auch für Stadtentwicklungskonzepte) 
• Andere flächenrelevante Raumfunktionen wie Einzel-
handel oder Freiraumentwicklung: nur selektive und 
optionale Vorgaben, die konkretisierungsbedürftig sind, 
etwa als Ziel eines Einzelhandelskonzeptes, das jedoch 
derzeit nicht verfolgt wird 
• Kooperationserfordernis durch Vorgaben des LEP 2004 
für Städteverbünde 
• Flächenbilanzierung im REK 
• Rücknahme von GE-Standorten (z. B. 
RU-Cumbach) 
• Vorrangige Entwicklung von RFM-
Standorten (gg. eigenen) 
 
• Städteverbund auf der Grundlage eines 
öffentlich-rechtlichen Vertrags 
• Regelmäßige Bürgermeisterrunden 
• Jedoch nur selektive Einbindung der 
kommunalen bzw. übergeordneten 
Verwaltung (Landkreis, Regionalpla-
nung) 
• Unterwellenborn als wichtiger gewerb-
licher Schwerpunkt ist nicht Mitglied 
des Städteverbunds, bilaterale Zusam-
menarbeit mit Saalfeld über Zweckver-
band Maxhütte Unterwellenborn  
Einbeziehung nicht-öffentli-
cher Akteure 
• Abstimmung in Fragen der Nutzung und Gestaltung von 
GI/GE-Flächen 
• Einbeziehung im Leitbildprozess zum 1. REK 
• Entwicklung von Standortprofilen im Hinblick auf ge-
zielte Standortwerbung und –entwicklung 
• Beteiligung im Rahmen von Bauleitplanverfahren 
 
• Flächenteilung und –tausch von Be-
triebsstandorten 
• Netzwerkbildung zwischen Unterneh-
men (Zuliefer- und Service-Beziehun-
gen) 
• Inanspruchnahme singulärer zentralört-
licher Einrichtungen (z.B. Freizeitbad) 
durch die Bevölkerung der jeweiligen 
Nachbarstädte 
• Im Zuge des Regionalmanagements 
nur selektive Einbindung bestimmter 
Unternehmen und Interessengruppen 
• Doppelfunktion der LEG: Entwicklungs-
träger und Regionalmanager 
• Enge Anbindung privater Akteure an 
Standortkommune 
Anstoß einer eigenständigen 
Regionalentwicklung 
• Regionalmanagement als gemeinsame Entwicklungs-
strategie mit neuen Aktivitäten (z. B. Thüringer Innen-
stadtinitiative) 
• Eigenleistung bei den Maßnahmen 
• Eigene Vorhaben als kommunales Flächenmanage-
ment 
• Fortschreibung des REK in Form einer weiteren 
Schwerpunktsetzung auf strategisch bedeutsame 
Schlüsselprojekte 
• regionale Entwicklung im Sinne von regional bedeutsa-
men Standorten, nicht gesamtregional abgestimmte 
Standortkonzeption 
• Gemeinsame Stellungnahmen zu übergeordneten Pla-
nungen (z. B. LEP) 
• Ökonomische Wirkungen (Arbeitsplätze 
neu oder gesichert, zwischenbetrieb-
liche Verflechtungen ) 
• räumliche Aufteilung zentralörtlicher 
Funktionen und damit Aufwertung ein-
zelner Standorte 
• Kooperation als Anstoß für neues Regi-
onsverständnis 
• Bildung von Stadt-Umland-Räumen zur 
gegenseitigen Abstimmung nach LEP 
2004 vorgesehen 
• Kontinuierliche Kooperation 
• Weiterentwicklung durch Zweckverband 
anvisiert 
• Kreis der Kooperationsakteure zu eng 
• LEG als externer Motor für Kooperation 
und Entwicklung 
• Stadt-Umland-Räume als kooperative 
Plattform der Regionalentwicklung vor-
gesehen (Form nicht verbindlich vorge-
geben) 
Eigene Zusammenstellung 
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Im Hinblick auf die planerische Konzeption und Konkretisierung lässt sich über den jetzigen 
Stand Folgendes resümieren: Das REK, welches dem RFM zugrunde liegt, ist inhaltlich sehr 
breit angelegt. Vor dem Hintergrund einer (längerfristigen) fördertechnischen Sicherung der 
Schlüsselprojekte ist dies verständlich.194 Allerdings fokussiert die Umsetzung bislang auf die 
Entwicklung industriell-gewerblicher Flächen. Demgegenüber existiert momentan für die 
Kommunen des Städtedreiecks keine aktuelle bzw. verbindliche städtebauliche Planung, da 
die Flächennutzungspläne sich in Aufstellung befinden bzw. veraltet sind und die Stadtent-
wicklungskonzepte parallel erarbeitet wurden. Die regionalen Bezüge in den städtischen 
Plänen und Konzepten sind weniger erkennbar, eher wurden diesbezügliche Vorhaben in 
das REK aufgenommen (vgl. Kapitel 5). So enthält das REK in seiner gegenwärtigen Form 
neben einem umfassenden Leitbild bereits die wichtigsten Maßnahmenschwerpunkte wie 
Standorte des Stadtumbaus oder das Vorhaben, ein gemeinsames Einzelhandelskonzept 
aufzustellen. Folglich bietet es sich an, das REK zu einem interkommunalen Stadtentwick-
lungskonzept auszudehnen, welches darüber hinaus die Vorstufe eines gemeinsamen oder 
sogar regionalen Flächennutzungsplans nach § 9 Abs. 6 ROG bilden könnte.195 Aus diesem 
Stadtentwicklungskonzept könnten wiederum REK im engeren Sinne, also operationelle 
Handlungsprogramme für wenige konkrete Projekte mit genauen Umsetzungsbedingungen 
(Zuständigkeiten, Zeitplanung, Finanzierung) abgeleitet werden (vgl. Bartsch 2004, S. 79f.). 
Die durch die Umsetzungsprioritäten und die Konfliktminimierung bedingte thematische 
Selektivität ist freilich typisch für REK (vgl. Kapitel 2) und findet im Saalebogen auch organi-
satorisch mit dem Kreis der Beteiligten ihre Entsprechung, der nur die kommunalen Spitzen 
und deren Verwaltungen sowie die LEG umfasst. Selbst unter der Maßgabe schlanker 
Entscheidungsstrukturen können weitere Akteure etwa über einen Beirat eingebunden 
werden, der mit Repräsentanten wichtiger Institutionen (z.B. IHK, BUND, Tourismusverband, 
Bürgerinitiativen, Gewerkschaften, Regionalplanung etc.) besetzt wird (Winkel 1998, S. 88). 
Wie bereits oben erwähnt, hat die Regionalplanung eine Initiativfunktion wahrgenommen, die 
auf fachliche Impulse beschränkt blieb. Weitere fachliche Beiträge könnte sie auf der 
Grundlage eines im Aufbau befindlichen Informationssystems, etwa zu Brachflächen, leisten. 
Um sich freilich aktiv in die Entwicklung des RFM bzw. des Städtedreiecks einbringen zu 
können, bedarf es einer kontinuierlichen Einbindung in die Gremien des Städteverbunds 
(Lenkungsgruppe, Arbeitskreise). Andererseits sind, abgesehen von fehlenden umsetzungs-
relevanten Aufgaben, die begrenzten personellen und sachlichen Ressourcen der Regional-
planung zu bedenken, welche mit Ostthüringen einen raumstrukturell vielfältigen sowie von 
großen Herausforderungen gekennzeichneten Raum (demographischer und wirtschaftlicher 
Strukturwandel, Uranbergbaufolgelandschaft, infrastruktureller Nachholbedarf) zu über-
planen hat. Ggf. könnten im Hinblick auf ein RFM gemeinsame Kapazitäten für mehrere 
Teilregionen bzw. Standorte (REK-Gebiete) geschaffen werden, die einen solchen Hand-
lungsbedarf aufweisen, etwa durch eine Poolstelle innerhalb der regionalen Planungsstelle. 
Mit dem Landkreis als kommunaler Institution besteht demgegenüber eine weitergehende 
Arbeitsteilung infolge der dort gebündelten Wirtschaftsförderung, Fachplanungen und der 
Genehmigungskompetenz (untere Landesplanungsbehörde). Nicht zuletzt wegen des 
politischen Status der Landrätin wird hier zweckmäßigerweise eher eine Kooperation 
gesucht. Insofern wäre bei einem regionalen Engagement einer übergeordneten Institution 
im weiteren Sinne das Verhältnis zwischen Regionalplanung und Kreis zu klären, um eine 
                                                
194 So konnte das Vorhaben der Ansiedlung einer Berufsakademie bzw. Fachhochschule im Städtedreieck noch 
nicht in Angriff genommen werden (Auskunft von KV-3). Für die Landesgartenschau steht eine Entscheidung der 
Landesregierung noch aus (Städteverbund „Städtedreieck am Saalebogen“ 2004, S. 12). 
195 Ein fachlich integriertes gemeinsames Stadtentwicklungskonzept müsste darüber hinaus verstärkt Belange 
des Freiraumschutzes und der –entwicklung behandeln, v.a. im Zusammenhang mit dem Stadtumbau. 
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Konkurrenz zu vermeiden und die Ressourcen sinnvoll einzusetzen. Eine mögliche Auf-
gabenteilung könnte so aussehen, dass die Regionalplanung als überkommunale Institution 
verstärkt die planerische Abstimmung verfolgt und hierbei ggf. auf Kompromisse im Rahmen 
der raumordnungspolitischen Ziele hinwirkt, während der Kreis sich auf das interkommunale 
Standortmarketing und die o.g. Aufgaben konzentriert. 
Im Saalebogen hat die LEG eine wichtige Stellung: Durch ihre fachlichen Kompetenzen, 
finanziellen Ressourcen sowie ihre Verbindungen zur Landesverwaltung und –politik 
entwickelt sie zum einen selbst Flächen, zum anderen unterstützt sie die Kommunen im 
Rahmen des Regionalmanagements bei Vorhaben der Regionalentwicklung. Damit entlastet 
sie die Akteure vor Ort, die sonst keine umfangreichen RFM-Aktivitäten entfalten könnten. 
Dadurch können nicht zuletzt auch weiterführende Vorhaben erleichtert werden: So 
verfolgen die Kommunen des Städtedreiecks eigene Projekte in den Bereichen Zentren-
entwicklung und Stadtumbau. Ferner wird mit der anvisierten Gründung des Zweckverbands 
eine Institutionalisierung und Intensivierung der Kooperation innerhalb des Städtedreiecks im 
Bereich der Wirtschaftsförderung und technischer Einrichtungen angestrebt (s.u.), was die 
regionale bzw. interkommunale Verankerung und Steuerung erhöhen dürfte. 
Die Erstellung des ersten REK ging mit einer umfassenden Erörterung der regionalen 
Potenziale, Probleme und Handlungserfordernisse einher; derartige Bestrebungen waren bei 
der Überarbeitung des REK nicht mehr festzustellen (vgl. Kapitel 6). Dabei sind gerade die 
veränderten Rahmenbedingungen (anhaltende Schrumpfung, weniger Mittel) Anlass genug, 
den Diskurs fortzusetzen und eine große Bandbreite von Akteuren für die Unterstützung der 
Projekte zu gewinnen. Eine Fortsetzung der Leitbilddebatte (s.u.), gerade auch wie 
vorgesehen in Teilbereichen, könnte eine solche Integration unterstützen. Die hierzu 
erforderliche Mobilisierung setzt indessen eine gezielte Informationsstrategie bezüglich der 
Entwicklungsperspektiven voraus, wie sie über verschiedene Instrumente (Newsletter, 
Regionalkonferenzen, Ausstellungen etc.) realisiert werden kann.  
Eng verbunden mit den konzeptionellen und organisatorischen Aspekten sind räumliche 
Überlegungen. So sollte eine generelle Ausdehnung des RFM auf Unterwellenborn 
angestrebt werden, das industriell-gewerblich, verkehrlich und siedlungsstrukturell eng mit 
dem Städtedreieck verflochten ist, wie allein schon der „Planungszweckverband Maxhütte“196 
mit Saalfeld zeigt. Zwar befindet sich dort mit dem Stahlwerk und dem benachbarten 
Industrie- und Gewerbegebiet bereits heute ein wichtiger Standort des RFM, jedoch 
entspricht dem keine Mitgliedschaft Unterwellenborns im Städteverbund zur weitergehenden 
Koordination und Kooperation. Ob sich mit den neu zu bildenden Stadt-Umland-Räumen ein 
adäquates Maß an Abstimmung und Zusammenarbeit erreichen lässt, wird erst die Praxis 
zeigen. Stärker institutionalisierte Formen haben den Vorteil, dass sie eher eine hinreichende 
Interaktionsdichte, Kontinuität und Transparenz gewährleisten. Ansonsten werden sich die 
bereits heute bestehenden differenzierten regionalen Kooperationsstrukturen weiter 
verfeinern. Der Stadt-Umland-Raum stellt ein mögliches Bindeglied für einen Kooperations-
raum dar, welcher freilich eine gleichgerichtete Interessenlage der Akteure voraussetzt. Eine 
solche könnte mit einer topographisch bedingten Verknappung von Gewerbeflächen in den 
Umlandgemeinden und einer weiter abnehmenden Verteilungsmasse (Investoren, Ein-
wohner, Mittel) eintreten. 
Überhaupt stellt sich die Frage, ob die ökonomischen Zwänge und das Wissen um die 
Zusammenhänge (starkes Zentrum, starke Region) nicht auch sonst zu einer räumlich 
größeren Kooperationsbereitschaft führen werden. Jedenfalls ist ein stärkeres 
interkommunales Bewusstsein und Handeln erforderlich, um die Entwicklung optimaler 
                                                
196 Zu diesem gehört auch Kamsdorf. 
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Standortstrukturen zu erreichen. Darüber hinaus könnten gut funktionierende 
Kooperationsstrukturen die Bereitschaft zu einem kommunalen Zusammenschluss des 
Städtedreiecks und einer sonstigen administrativen Neuordnung erheblich befördern.  
Abschließend seien die aus Sicht des Verfassers wesentlichen Verbesserungsvorschläge für 
das RFM im Saalebogen nochmals zusammenfassend dargestellt: 
• Das REK zu einem interkommunalen Stadtentwicklungskonzept ausformen und 
Handlungsprogramme zu einzelnen Vorhaben und Maßnahmen aufstellen 
• Einführung eines Standortmonitorings und Controllings zur Erfassung von Flächen-
angebot und –nachfrage sowie zur Bewertung der Wirkung des RFM 
• Konzeptionelle Erweiterung des RFM um Einzelhandel (Zentrenkonzept) und Freiraum 
(landschaftsräumliche Vernetzung)  
• Gründung eines Zweckverbands und Bildung eines Flächenpools zur gemeinsamen 
Entwicklung von geeigneten Standorten (nachfragegerechter Angebotsmix) 
• Ausdehnung des Städteverbunds auf Unterwellenborn, Ansatzpunkt für Stadt-Umland-
Raum 
• Einbindung von Akteuren verbessern über einen Beirat zu Städteverbund, ggf. als 
Vorstufe zu Stadt-Umland-Gremium 
• Ansprechpartner der Regionalplanung für das RFM in der Planungsregion insgesamt 
8.3 RFM als Aufgabe für die Regionalplanung? 
Ein umfassendes RFM beinhaltet eine intensive raumübergreifende Koordination (vgl. oben 
Kapitel 3). Als überörtliche und fachübergreifende Institution könnte die Regionalplanung 
dazu einen wesentlichen Beitrag leisten. Denkbar sind zwei grundsätzliche Handlungsweisen 
der Regionalplanung in einem RFM (vgl. Tabelle 8-2). Zum einen tritt sie als Hauptakteurin 
auf und steuert die Flächenentwicklung über formelle Instrumente wie regional bedeutsame 
industriell-gewerbliche Vorrangstandorte sowie über relevante Trägerschaftsaufgaben nebst 
finanzieller Mittel, zum anderen wirkt sie unterstützend an dem Prozess mit, indem sie 
informiert, berät und moderiert. Prinzipiell ist die Regionalplanung aufgrund ihres Quer-
schnittsbezugs, des integralen Instrumentariums sowie ihrer Funktion als regionales Forum 
geeignet, eine stärkere Rolle in einem RFM zu spielen. Dem stehen allerdings nicht selten 
das traditionelle Selbstverständnis der Planer vom ‚Plänemachen’, die z.T. stark betonte 
Ordnungsfunktion, welche von außen als ‚Negativplanung’ wahrgenommen wird, sowie eine 
zu geringe Ressourcenausstattung entgegen (Fürst 2003, S. 449). 
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Tabelle 8-2: Idealtypische Funktionen der Regionalplanung in einem RFM 
Rolle der Regionalplanung → Federführung Begleitung und Unterstützung 
Aufgaben • Planung und Verwaltung 
eines regionalen Flächen-
pools 




lung, Erholung etc. 
• Verwaltung und Verteilung 
von Förder- bzw. Projekt-
mitteln 
• Mitwirkung an REK und 
Initiierung von Projekten 
• Information und Beratung 
von Akteuren (Kommunen, 
Investoren, Unternehmen) 
• Regionalmarketing 
Organisatorische Implikationen  Legitimierte und effektive Koor-
dination im Sinne einer flächen-
scharfen Planung setzt voll-
kommunalisierte Organisations-
form der Regionalplanung vor-
aus197
Flexible und informelle Organi-
sationsform ausreichend (Betei-




Indessen zeigen konkrete Beispiele aus der Praxis, dass die Regionalplanung durchaus als 
Dienstleister fungieren kann, indem sie wie im Regierungsbezirk Münster - neben der Schaf-
fung von Planungssicherheit - zwischen Kommunen bei Flächennutzungskonflikten bzw. 
zwischen Kommunen und dem Land in Sachen Förderpolitik vermitteln kann, das regionale 
Forum für ein REK organisiert und zudem beratende Dienste in organisatorischen Fragen 
der Kooperation leistet (Fürst/Knieling/Danielzyk 2003, S. 130ff.). 
Solche Aktivitäten geben auch Anlass, eine verstärkte Aufgabenteilung zwischen Regional-
planung und REK vorzunehmen. So enthalten viele Regionalpläne umfangreiche Aussagen 
zu einzelnen Standorten bzw. Vorhaben, wobei die entscheidenden ‚Regelungen’ in 
Grundsätzen formuliert sind oder gar erst in den Begründung ausgeführt werden. Damit wird 
dem Spannungsverhältnis zwischen regionalem Gestaltungsanspruch einerseits und der 
kommunalen Planungshoheit andererseits Rechnung getragen. Vor dem Hintergrund der 
immer wieder geäußerten Kritik an umfassenden, in der Umsetzung jedoch vielfach 
wirkungslosen Planwerken sollten sich diese in die übergreifenden Kernbereiche Siedlungs-, 
Freiraum- und Infrastruktur gliedern198, welche nicht zuletzt dem integrativen Charakter der 
Regionalplanung entsprechen. Die diesbezüglichen Aussagen sollten in sich und unterein-
ander widerspruchsfrei sowie in Zielform abgefasst sein, um eine klare Bindungswirkung 
auszulösen, gerade auch dort, wo sie eine Vielzahl von Fällen betreffen wie allgemeine Ziele 
der Siedlungsentwicklung (vgl. Birkmann 2004, S. 147ff.). Die Konkretisierung von Vorhaben 
                                                
197 Gerade das Beispiel des Einzelhandelskonzepts in der Region Hannover verdeutlicht, dass derart 
weitreichende über-örtliche Festlegungen mit konkreten Aussagen zu einzelnen Standorttypen (zentralörtliche 
Standortbereiche mit Versorgungskernen, Nahversorgungszentren, Fachmarktzentren) nur dann möglich sind, 
wenn der Träger der Regionalplanung durch einen entsprechenden kommunalen Aufbau dazu legitimiert ist 
(Priebs 2004, S. 80ff.). 
198 Zwischen diesen gibt es zahlreiche Querbezüge und Wechselwirkungen, wie sie im Rahmen der integrierten 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung sowie der innerörtlichen bzw. siedlungsnahen Freiräume auftreten. 
  
186      Kapitel 8: Gesamtfazit 
bleibt dann den REK vorbehalten, was nicht zuletzt auch zu einem beschleunigten Auf-
stellungsverfahren der Regionalpläne beiträgt. 
So gibt es abseits der Regionalpläne vereinzelte Bestrebungen zur Einrichtung eines 
regionalen Gewerbeflächenpools. Hierfür werden die von den einzelnen Kommunen einge-
brachten Flächen zum Zweck der Verteilung von Erlösen nach bestimmten Kriterien 
bewertet, außerdem sind Regeln für das Verhältnis von Pool- und rein kommunalen Flächen 
nötig (Regionalverband Neckar-Alb 2004; Gust 2005, S. 228), um einerseits die vorrangige 
Nutzung der Poolflächen sicherzustellen und andererseits den Kommunen eine aus-
reichende Eigenentwicklung zu belassen. Da diese Fragen hauptsächlich kommunale 
Belange betreffen, stellt sich für die Regionalplanung (zunächst) die Aufgabe, einen organi-
satorischen Rahmen für die Initiierung einer solchen Zusammenarbeit zu schaffen.199 
Abgesehen von der raumordnerischen Verträglichkeit der betreffenden Flächen kommen hier 
Aushandlungsprozesse bis hin zum Flächentausch200 zum Tragen (Greiving/Neumeyer/ 
Sondermann 2004, S. 257f.), in die sich die Regionalplanung darüber hinaus beratend 
einbringen kann.201 Immerhin sieht der neue Landesentwicklungsplan Thüringen eine 
entsprechende Koordination, Moderation und Begleitung teilregionaler bzw. interkommunaler 
Entwicklungsprozesse durch die Regionalplanung vor (LEP Thüringen 2004, 6.1.3). 
Allerdings ergänzen sich die beiden o.g. Steuerungsmodi gegenseitig und sind kombinierbar. 
Damit könnte die Regionalplanung als neutrale, dem Gemeinwohl verpflichtete Institution 
den Kommunen beim Ausgleich von öffentlichen und privaten Interessen im Rahmen der 
PPP behilflich sein (s.u.). So könnte die Regionalplanung nicht zuletzt als Korrektiv gegen 
einen - wenn auch perspektivischen - Inkrementalismus einer selektiven Entwicklungs-
strategie fungieren und dazu beitragen, auch konfliktträchtige Themen wie den Einzelhandel 
auf die Agenda zu setzen und zu bewältigen, freilich unter Beachtung verbindlicher Ziele und 
Priorisierung der geeigneten Standorte. In diesem Punkt ließe sich eine stärkere Verknüp-
fung der Regionalplanung mit ihren legitimierten Zielen bzw. Verfahrensweisen einerseits 
und regionalpolitisch bedeutsamen Projekten andererseits herstellen (Weith 2002, S. 126ff.), 
was eine teilräumlich vertiefte Gesamtstrategie ergäbe. 
Eine solche inhaltliche Ausrichtung setzt insbesondere eine Veränderung der Handlungs- 
und Interaktionsorientierung der Akteure voraus, was einem „paradigmatischen Wandel“ 
(Fürst/Knieling 2004, S. 285) gleichkommt und mit weitergehenden institutionellen sowie 
organisatorischen Strukturen einhergehen müsste. 
                                                
199 Im konkreten Fall der Region Neckar-Alb wird aus Gründen der Normierung sowie der demokratischen 
Vertretung der Kommunen die Gründung eines Zweckverbands vorgeschlagen (vgl. Regionalverband Neckar-Alb 
2004, S. 16, Anhang). 
200 Neben bzw. mit der Rolle der Regionalplanung als Mittler zwischen den Kommunen eröffnen sich damit auch 
die Möglichkeiten einer verstärkten Abstimmung zwischen Regional- und Bauleitplanung. So sollten die 
Kommunen möglichst frühzeitig an der Aufstellung und den Änderungen von Regionalplänen beteiligt werden, 
dies würde nicht zuletzt die Akzeptanz und Verbindlichkeit von in Aufstellung begriffenen Zielen erhöhen. Im 
Gegenzug sollte auch die Regionalplanung rechtzeitig zu Bauleitplänen bzw. deren Genehmigung hinzugezogen 
werden und ggf. über die Beantragung von Untersagungsverfahren bzw. die Anwendung von Planungsgeboten 
auf die Anpassungspflicht hinwirken können. Dieses erweiterte Aufgabenspektrum, welches sich nicht zuletzt aus 
dem Gegenstromprinzip ergibt, ist insbesondere über die Informations-, Beratungs- und Moderationsfunktion der 
Regionalplanung zu leisten (vgl. Spangenberger 2004; 2005).  
201 Gerade in der Brachflächenentwicklung fehlen den Kommunen oftmals die erforderlichen Kenntnisse über 
rechtliche bzw. finanzielle Erfordernisse, Instrumente und Verfahren der Revitalisierung. Die Regionalplanung 
könnte hier die Funktion einer unabhängigen, überörtlichen und fachlich qualifizierten Koordinierungsstelle bzw. 
eines entsprechenden Kompetenzzentrums übernehmen (vgl. Beckord/Jurczek 2004, S. 112ff.). Konkrete 
Aufgabenfelder sind die Nutzungskonzeption, Fördermittelberatung, der Erfahrungstransfer über best-practices 
sowie Aufbau und Pflege einer regionalen Datenbank mit einer Flächen- bzw. Gebäudebörse, bewährten 
Sanierern, Projektmanagern und Finanziers, was allerdings die entsprechenden Kompetenzen voraussetzt.  
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8.4 Regional Governance als alternative endogene Steuerungsform der 
Flächenentwicklung? 
Die Zusammenarbeit bezüglich des RFM im Saalebogen vollzieht sich als ein teilregional 
intensivierter Entwicklungsprozess unter der selektiven Mitwirkung öffentlicher (Kommunen) 
und privater Akteure (LEG, wenige Unternehmen). Eine derartige Selbststeuerung tritt häufig 
neben etablierte Institutionen wie die Regionalplanung und ergänzt so deren institutionell und 
faktisch begrenzte Handlungskompetenz.  
‚Regional Governance’ wird analog zu Regionalmanagement begrifflich uneinheitlich 
gebraucht, quasi als Sammelbegriff für neue regionale Steuerungsformen. Als gemeinsamer 
Nenner kann indessen die zusammenfassende Begriffsbestimmung von Benz (2001, S. 55) 
gelten, der unter Regional Governance „Steuerungsstrukturen, die auf der Kooperation 
zwischen öffentlichen und privaten Akteuren beruhen, aber auch hierarchische Regulierung 
und Politikwettbewerb zulassen“, versteht. Öffentliche Akteure werben demnach für die 
Mitarbeit und Unterstützung sonstiger Akteure, behalten sich aber weiterhin verbindliche, d.h. 
ordnungsrechtliche Steuerungsmöglichkeiten vor und agieren somit „im Schatten der 
Hierarchie“ (Scharpf 1991, S. 629). Nimmt sie im Verhältnis zu etablierten institutionellen 
Strukturen eine dezentrale und netzwerkartige Steuerung wahr, so zeichnet sie sich insbe-
sondere dadurch aus, dass sie die verschiedenen Potenziale der Teilräume mobilisiert und 
bündelt. Dadurch sollen die Eigenkräfte gestärkt werden bzw. besser zum Tragen kommen. 
Neben der öffentlichen Hand sind vor allem die Privatwirtschaft sowie das bürgerschaftliche 
Engagement202 angesprochen in ihrem jeweiligen Institutionalisierungsgrad (Unternehmen, 
Verbände, Initiativen etc.) und Zusammenwirken im Rahmen der sog. Public-Private-
Partnership. Die Komplexität von Aufgaben und Akteuren verlangt eine besondere Koor-
dination, wie sie von zentralen Agenturen („organisatorischer Kern“, Fürst 2003, S. 445) 
bewerkstelligt werden, die einerseits für die Organisation des Informations- und 
Kooperationsprozesses sowie das Projektmanagement zuständig sind und andererseits als 
Ansprechpartner nach außen bezüglich Vermittlung und Akquisition bzw. Vermarktung 
fungieren (Knieling/Fürst/Danielzyk 2003, S. 136). 
Die vielfältige Akteurskonstellation begünstigt also intermediäre Organisationen, wie sie im 
Städtedreieck die LEG darstellt (s.o.). Insofern wird die Entwicklung im Saalebogen stark von 
außen mitgetragen, andererseits gilt gerade die vertikale Integration bzw. Verzahnung von 
Kooperation mit übergeordneten Entscheidungsträgern (Land, Bund, EU) als Erfolgsfaktor 
(Diller 2002, S. 149). Eine solche „Mehrebenenpolitik“ verlangt die gegenseitige Beteiligung 
in den jeweiligen Akteursnetzwerken im Hinblick auf Abstimmungs- und Aushandlungs-
prozesse (Benz 2001, S. 67). Diese organisatorische Verzahnung hat ihren Ursprung v.a. 
auch in ordnungspolitischer und konzeptioneller Hinsicht: So sind staatliche Rahmen-
vorgaben wie Planungsrecht und finanzielle Mittel wichtige Anreize für das Zustandekommen 
und Fortbestehen regionaler Kooperationen (Diller 2004, S. 272f.), auf der anderen Seite 
kann staatliche Politik nur vor Ort umgesetzt werden. Je mehr die endogenen Ressourcen 
(Akteure, Standortqualitäten, Eigenmittel) mit dem Ziel einer konsensualen und handlungs-
orientierten Regionalentwicklung genutzt werden, desto effizienter können auch die überge-
ordneten Vorgaben und Mittel eingesetzt werden im Sinne einer „Hilfe zur Selbsthilfe“.203 
                                                
202 Etwa durch Mitarbeit im Bund für Umwelt und Naturschutz in Deutschland oder in diversen Vereinen, durch die 
bestimmte Projekte im Landschaftsschutz sowie im kulturellen Bereich realisiert bzw. fortgeführt werden. 
203 In diesem Sinne haben die Kommunen des Städtedreiecks eigene Anstrengungen unternommen, um ein 
kommunales Flächenmanagement in Ergänzung zum regionalen zu betreiben. Beispiele hierfür sind die 
Maßnahmen zur Innenstadtsanierung im Allgemeinen sowie zur Entwicklung kleiner Altstandorte wie etwa des 
„Alte Kino“ in Rudolstadt im Besonderen. Das RFM entfaltet somit eine Initial- und Vorbildfunktion für die 
Kommunen. 
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Nicht zuletzt lassen sich so ordnungs- und entwicklungspolitische Ansätze miteinander 
verknüpfen. 
Verbindliche planerische Festlegungen erfordern stets formelle Strukturen. Um die für die 
Einbindung nicht-öffentlicher, gleichwohl umsetzungsrelevanter Akteure erforderliche Offen-
heit und Flexibilität zu gewährleisten, sollten am Rande Netzwerkstrukturen beibehalten und 
ausgebaut werden. So ist etwa ein Zweckverband in seinen nicht-hoheitlichen Strukturen 
offen für sonstige Akteure mit einer beratenden Funktion. Ein erster Schritt zur Institutio-
nalisierung einer gemeinsamen Planung im Städteverbund wäre es, die Abstimmung in der 
Flächennutzungsplanung als Aufgabe des Zweckverbands zu definieren, analog zur 
Vereinbarung zum Städteverbund. Über die gegenseitige Information hinaus geht es dabei 
etwa um einen Abgleich von Nachfrage- und Flächenpotenzialen als Grundlage für konkrete 
städtebauliche Maßnahmen von gemeinsamer Bedeutung bzw. mit Relevanz für die Funk-
tionsteilung, etwa im Einzelhandel. Zudem kann der Zweckverband über Trägerschafts-
aufgaben von Einrichtungen (z. B. Stadthalle Bad Blankenburg) die effiziente Nutzung auf 
bestimmten Flächen steuern oder im Zuge gemeinsamer Gewerbegebiete die planerischen 
und materiellen Ressourcen bündeln für die aufwendige Umstrukturierung (vgl. oben) und 
Weiterentwicklung bestehender Standorte.  
Insgesamt kann Regional Governance zu einer Veränderung des institutionellen Gefüges 
führen: Da bestehende Institutionen (einzelne Gemeinden, Regionalplanung) neue Aufgaben 
wie ein RFM nicht adäquat bearbeiten können, müssen sie sich den neuen Anforderungen 
anpassen und verändern („unfreezing“), damit neue Handlungsmöglichkeiten ausgelotet und 
erprobt werden können. Sobald sich die veränderten Strukturen stabilisiert und etabliert 
haben, entstehen wiederum fester institutionalisierte Arrangements („re-freezing“, Fürst 
2001, S. 377f.). Auf diese Weise können sich formale Strukturen im Kleinen (z. B. 
Städteverbünde oder Stadt-Umland-Räume als teilregionale Zusammenschlüsse bzw. 
Zweckverbände etc.) ausbilden; die veränderten Entscheidungsstrukturen treten so aus ihrer 
Informalität heraus und erhalten Transparenz und Legitimität. Aktivitäten von unten wie das 
RFM stellen neue Handlungsmöglichkeiten dar, welche problemadäquate, d.h. hinreichend 
schlanke Steuerungsformen mit einer angemessenen Akteursbeteiligung erfordern und im 
Zuge einer bewährten Praxis sogar Überlegungen für eine Funktionalreform bestärken 
können.204 Folglich zeichnet sich das Konzept der Regional Governance durch seine 
Anpassungs- und Wandlungsfähigkeit bezüglich neuer Erfordernisse aus im Gegensatz zu 
stabilen Netzwerken, welche u.U. Blockaden verursachen können: „Der Erfolg von 
„governance“ beruht auf der ständigen Variation von Strukturen und Kombinationen der 
Steuerungsmechanismen [...]. Sie ist insofern angelegt auf Situationen von hoher 
Komplexität, Dynamik und Unsicherheit“ (Benz 2001, S. 58). 
Jedenfalls kann eine dezentrale, teilraumspezifische Entwicklungsstrategie der besonderen 
Problemkonstellation sowie der jeweiligen politischen Kultur besser Rechnung tragen und so 
die Umsetzung von Zielen der Raumplanung erleichtern (Frey 2003, S. 460f.). Dement-
sprechend hat sich mittlerweile in der Fachdiskussion die Erkenntnis verfestigt, dass eine 
erfolgreiche Kooperation auf einem ‚richtigen’ Mix aus festen Organisationen und 
Netzwerken beruht (Diller 2002, S. 151), um sowohl eine hinreichende Kontinuität und 
Verlässlichkeit als auch Anpassungsfähigkeit und Innovation sicherzustellen. Für die räum-
lichen Zuschnitte der Kooperationen bleibt dies nicht ohne Auswirkungen, denn die 
                                                
204 So wird etwa in kleinen Bundesländern wie Mecklenburg-Vorpommern die Bildung von Großkreisen diskutiert, 
welchen auch die Funktion der Regionalplanung zukäme (vgl. Hesse 2004). Damit würde Planung und 
Aufgabenträgerschaft zusammengeführt, wie es für ein umsetzungsorientiertes RFM von Vorteil wäre. Im 
Gegensatz zum niedersächsischen Modell müssten allerdings hinreichend große Kreise, ggf. unter Einschluss 
der Oberzentren, gebildet werden, um die Verflechtungsbereiche vollständig überplanen zu können. 
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unterschiedlichen funktionalen Verflechtungen haben ihre eigenen territorialen Bezüge und 
führen zu entsprechenden regionalen Kooperationsräumen (Saller 2000, S. 219). 
Eine effektive Einbindung der vielfältigen Akteure verlangt freilich einen inhaltlichen 
Ansatzpunkt, um eine gemeinsame Plattform zu schaffen. Eine umfassende Leitbild-
diskussion kann in konzeptioneller Hinsicht die entsprechende Klammer bilden. Ein solcher 
kooperativ ausgestalteter Prozess liefert eine Orientierung für Planungen und Entschei-
dungen einschließlich der Bildung sozialen Kapitals (Koordinierungsfunktion), stärkt die 
Identifikation als Region bzw. eine entsprechende Außenwahrnehmung (Marketingfunktion), 
verlangt eine Auseinandersetzung mit den konkreten Rahmenbedingungen (Reflexions-
funktion) und führt im günstigen Fall zu Prozess- und Sachinnovationen (Innovations-
funktion). Im Kontext des Regionalmanagements bilden Leitbildprozesse das Bindeglied 
zwischen Analyse und Maßnahmen und beugen so einem Projektinkrementalismus in der 
Projektrealisierung vor (Knieling 2000). Darüber hinaus fungieren Leitbilder auch als Einstieg 
in die sonst für Außenstehende recht abstrakt und förmlich wirkende Raumplanung mit ihren 
Zielen, Instrumenten und Verfahren und regen die Akteure zur Mitwirkung bei der prak-
tischen Umsetzung der Ziele an.  
Nicht zuletzt beinhaltet die Leitbilddiskussion auch die Definition von Eigen- und gemein-
samen Interessen der verschiedenen Akteure, was eine wesentliche Voraussetzung für 
deren Selbstbindung ist (Fürst/Knieling 2004, S. 285). Ein Interessenausgleich zielt darauf 
ab, die Nutzen einer innovativen Strategie für alle Beteiligten herauszuarbeiten und somit 
eine win-win-Situation herzustellen. Dabei gilt es zu vermitteln, dass für einige Akteure der 
Nutzen sich u.U. erst später einstellt, aber sie dennoch indirekt profitieren. So zahlen sich 
etwa infrastrukturelle Vorleistungen seitens der Gemeinden für die Ansiedlung bzw. 
Vergrößerung von Unternehmen erst später als Einnahmen (Gewerbesteuer) aus, verstärkte 
wirtschaftliche Aktivitäten haben jedoch tendenziell eine positive Auswirkung auf die 
Beschäftigung am Ort, den dortigen Verbleib der Bevölkerung und die Inanspruchnahme 
bzw. Auslastung kommunaler Einrichtungen. Vereinfacht dargestellt kann von folgender 
Interessenkonstellation ausgegangen werden: 
 
Abbildung 8-2: Interessengeflecht der Akteure 
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Geordnete und kompakte Raumstrukturen, die über ein RFM angestrebt werden, sind für alle 
Beteiligten von Vorteil: Sie gewährleisten eine gute Erreichbarkeit zu Einrichtungen der 
Infrastruktur und sorgen für deren Auslastung. Damit werden nicht zuletzt die natur-
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räumlichen Qualitäten des Umfelds geschont, was einen verträglichen kleinräumigen 
Nutzungsmix ermöglicht. Eine effiziente Erschließung in Verbindung mit einem ausreichend 
bemessenen Flächenangebot in raumstrukturell geeigneten Lagen führt ferner zu angemes-
senen Standortkosten. Dafür können denn auch die knapp bemessenen (Förder-)Mittel 
konzentrierter eingesetzt werden. Schließlich korrespondiert das maßgeblich von den 
Kommunen getragene RFM einschließlich der Mittelverwendung und Eigenleistung mit der 
kommunalen Selbstverwaltung. Alles in allem kommt eine kooperative Entwicklungsstrategie 
den vielfältigen Interessen der Akteure zugute und sichert so deren Handlungsspielräume.  
Regional Governance im Zusammenhang mit RFM ist also mehr als nur organisatorische 
Strukturen. Diese führen allerdings durch die gezielte Einbindung und Interaktion zu einem 
Abgleich von Interessen der Akteure, was für eine gemeinsame und ökologisch, ökonomisch 
wie sozio-kulturell nachhaltige Strategie unabdingbar ist. Unter Berücksichtigung der 
Ausführungen in Teilkapitel 8.3 und 8.4 lassen sich zusammenfassend folgende Erfolgs-
faktoren für ein RFM ableiten: 
• Eine funktionierende Kooperation findet die richtige Balance zwischen kleinräumiger 
Handlungsbereitschaft und großräumiger Koordination, indem sie durch einen 
passenden räumlichen und sachlichen Umgriff Konkurrenzen vermeidet und eine 
gemeinsame Strategie ermöglicht. Ein schrittweises Vorgehen hierbei trägt zur Bildung 
von Vertrauen und sozialem Kapital bei. 
• Die Bündelung möglichst vieler Flächenpotenziale sowie sonstiger Mittel erlaubt eine 
standörtliche Profilierung und vorausschauende Angebotspolitik auch bei einer vorherr-
schenden Bestandsentwicklung durch die Revitalisierung von Standorten. 
• Regionale und überregionale Akteure sollten ausgewogen vertreten sein, damit die Ent-
wicklungsstrategie von unten getragen und von oben unterstützt wird. Gerade auch eine 
dezentrale Kooperation erfordert eine Institutionalisierung mit einem organisatorischen 
Kern (z.B. Entwicklungsagentur, Regionalbüro), um eine ausreichende Transparenz und 
Aufgabenbewältigungskompetenz zu gewährleisten. 
• Die betreffenden Akteure sollten über eine Leitbilddiskussion inhaltlich einbezogen 
werden und so für einen Interessenausgleich und neue Handlungsorientierungen 
gewonnen werden.  
• Der Regionalplanung muss bei einem RFM nicht unbedingt die Federführung zu-
kommen. Wo sie nicht über die hierzu notwendige Kompetenzstruktur und Instrumente 
verfügt, sollte sie sich im Bereich der Information, Beratung und Moderation engagieren. 
Hierzu bedarf es verbindlicher Rahmenvorgaben durch einen (schlanken) Regionalplan 
mit klaren und verallgemeinerbaren Zielen, welche durch REK umgesetzt werden. 
• Die REK sollten im Zweifel auf wenige konkrete Projekte mit Definition der Umsetzungs-
bedingungen (Zuständigkeiten, Finanzierung, Zeitplan) beschränkt sein. Ein Monitoring 
sowie Controlling über Realisierungsfortschritte bzw. Hemmnisse liefert die Grundlage 
für den weiteren Handlungsbedarf und ggf. eine neue Schwerpunktsetzung. 
8.5 Resümee und forschungsbezogener Ausblick 
Die kooperative Flächenentwicklung im Städtedreieck am Saalebogen ist ein instruktives 
Beispiel für ein regionales Flächenmanagement. Zum einen beruht sie auf einer etablierten 
Zusammenarbeit zwischen den Kommunen untereinander sowie mit der LEG und vollzieht 
sich zum anderen in einem komplex strukturierten Raum mit einem großen Handlungs-
bedarf, sind hier doch die unterschiedlichen Belange von Industrie/Gewerbe, Wohnen, 
Handel, Verkehr und Naturraum bzw. Erholung miteinander in Einklang zu bringen. Zudem 
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tritt die Kooperation in ein neues Stadium: Ging es in den ersten fünf Jahren um die 
Umsetzung von relativ großen Projekten zum Neu- bzw. Ausbau der Infrastruktur, so liegt 
der Schwerpunkt nun schrumpfungsbedingt auf der Bestandsentwicklung. Unter dem Aspekt 
der Mittelknappheit sind hier innovative Strategien gefragt, um auch in kleinerem Rahmen 
zentralörtliche Leistungen aufrechterhalten zu können. Nicht zuletzt der im neuen LEP 
erhalten gebliebene und auf Bad Blankenburg ausgedehnte Status eines Mittelzentrums mit 
oberzentralen Teilfunktionen sollte hierzu Anlass geben. Insgesamt war und ist es sehr 
aufschlussreich, die Umsetzung abstrakter Vorstellungen wie der funktionsteiligen Entwick-
lung in konkrete Vorhaben bzw. Standorte nachzuvollziehen, zumal es dabei doch Über-
schneidungen gibt, welche gerade in einem gemeinsamen Zentrum einen besonderen (Aus-) 
Handlungsbedarf auslösen. Die im LEP vorgegebene Bildung von Stadt-Umland-Räumen 
erhöht die Anforderungen an eine abgestimmte und evtl. sogar kooperative Entwicklung 
zusätzlich. Insofern lohnt sich eine weitere Betrachtung dieses ‚Modellraums’, um daraus 
Impulse für andere Regionen abzuleiten. 
Die Kernfrage der Arbeit war, ob mit ‚weichen’ Kooperationsstrukturen verbindliche 
Standortentscheidungen getroffen werden können. Das Ergebnis zeigt, dass dies nur über 
einen längeren Prozess möglich ist, welcher zu gemeinsamen Planungs- und Umsetzungs-
schritten führt. Um den Entwicklungsprozess in seinen konzeptionellen, räumlichen und 
organisatorischen Komponenten erfassen zu können, war eine vertiefte Untersuchung 
notwendig, wie sie unter den gegebenen zeitlichen und finanziellen Rahmenbedingungen205 
nicht für weitere Regionen hätte geleistet werden können. Immerhin wurde die Bearbeitung 
der Themenstellung durch die Kooperationsbereitschaft der verschiedenen Ansprechpartner 
erheblich erleichtert, welche sich im Rückblick auf das bereits Erreichte recht ausführlich und 
freimütig darüber äußern konnten. Dabei wurde von dem engeren Kreis der Akteure sowie 
den überregionalen zum größten Teil der Vorbildcharakter des gewählten Beispiels hervor-
gehoben, während andere Akteure tendenziell eher eine kritische Meinung vertraten. Offen-
sichtlich entscheidet die Intensität der Einbindung über die Einschätzung. 
Allein die Beurteilung der Wirkung von Maßnahmen, welche neben der Auswertung von 
Dokumenten und ‚harten’ Daten206 auf einer (Selbst-)Einschätzung von Akteuren und ihren 
Wertmaßstäben, Erwartungen und Interessen beruht, ist ein nicht ganz unproblematisches 
Unterfangen. Das gilt erst recht für die Vergleichbarkeit von Beispielen aus mehreren 
Regionen miteinander. Diese unterliegen ihren jeweiligen Kontextbedingungen, wobei das 
Verhältnis zwischen (schwierigen) raumstrukturellen und institutionellen Ausgangs-
voraussetzungen einerseits und den (recht bescheidenen bzw. einen bestimmten Stand 
widerspiegelnden) Ergebnissen andererseits recht heterogen ausfallen kann. Neben 
sachliche und akteursbezogene Gründe tritt folglich noch eine zeitliche Dimension.207  
Gleichwohl könnten weitere Fallstudien eine Gegenüberstellung mit anderen Entwicklungs-
strategien bezüglich eines RFM leisten und so gegenseitige Verbesserungsmöglichkeiten 
aufzeigen. Allerdings müssten die Vergleichsstudien eine entsprechende inhaltliche, 
                                                
205 Die Arbeit ist weitgehend berufsbegleitend und ohne finanzielle Unterstützung entstanden. 
206 Dass es nicht leicht war, statistische Daten abgesehen von ihrer unterschiedlichen Verfügbarkeit 
(Erhebungszeitpunkt, Aggregierung) im Einzelfall auf ihre Plausibilität bzw. Stimmigkeit und Aussagekraft hin zu 
hinterfragen und ggf. zu berichtigen, soll hier nicht weiter ausgeführt werden.  
207 Vor diesem Hintergrund sind Bestrebungen, das aus der Betriebswirtschaftslehre entlehnte Konzept des 
‚Benchmarking’ auf die räumliche Planung zu übertragen, kritisch zu sehen. So sollte es nicht bei einem bloßen 
Vergleich von Kenngrößen zwischen Regionen bleiben, wie sie im interregionalen Wettbewerb häufig angeführt 
werden. Vielmehr ist es im raumplanerischen Zusammenhang angebracht, anhand von indexgestützten 
Trendvergleichen zunächst unabhängig von der jeweiligen Ausgangssituation die tatsächliche Entwicklung zu 
würdigen. Dabei ist zur Erklärung unterschiedlicher Entwicklungsstände eine Untersuchung der komplexen 
Faktoren erforderlich, was nicht zuletzt die Voraussetzung für gegenseitige Lernprozesse an Best-practice-Fällen 
schafft (vgl. Keiner 2002, S. 42). 
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räumliche und institutionelle Untersuchungstiefe aufweisen, um die jeweiligen Kontext-
bedingungen abzubilden und so verallgemeinerungsfähige Schlüsse zu erlauben. Hier 
kommt es zunächst auf die endogenen Faktoren einer Strategie der Flächenentwicklung an: 
Diese beinhalten den Einsatz von planerischen, rechtlichen, technischen, und finanziellen 
Instrumenten und stellen diese in das Verhältnis zu der räumlichen Ausdehnung sowie den 
organisatorisch-institutionellen Formen von Abstimmung und Kooperation. Damit sind die 
Aspekte einer raumstrukturell, wirtschaftlich und politisch wirksamen Flächenentwicklung auf 
regionaler Ebene erfasst. 
Darüber hinaus werden nicht unerhebliche Rahmenbedingungen durch die staatliche Steuer- 
und Förderpolitik gesetzt. Flächen allgemein sind quantitativ gesehen bis auf wenige, 
topographisch stark gegliederte Regionen keine knappe Ressource. Sie werden es aber 
dann, wenn der Nutzungsdruck auf den land- und forstwirtschaftlich bzw. ökologisch 
wertvollen Gebieten lastet, welche als historische Gunsträume bereits dicht besiedelt sind.208 
Sollen also die relativ wenigen, qualitativ hochwertigen Flächen bzw. Böden geschont 
werden, reichen planerische Vorgaben allein nicht aus, weil sie vor allem auf regionaler 
Ebene nur einen Rahmen setzen, aber vielfach keine ausreichende Wirksamkeit hinsichtlich 
der Nutzungsintensität entfalten. 
Neben dem ordnungspolitischen Instrumentarium der Raumplanung bedarf es im Sinne einer 
adressatenspezifischen Lenkung insbesondere auch materieller Anreize zum sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden. Vor allem ist hier auch die Förderpolitik gefordert, die 
Wiedernutzung von Brachen bzw. die Intensivierung der Nutzung bevorzugt zu unterstützen 
und somit ökonomische wie ökologische Ziele zu verwirklichen. Dies schließt v.a. bei 
Altflächen eine Ausweitung der förderfähigen Investitionen ein, welche den kommunalen 
Grunderwerb sowie die Sicherung und Sanierung von Gebäuden betreffen und ggf. eine 
mögliche Verzahnung von Förderprogrammen erfordern (Beckord/Jurczek 2004, S. 116f.). 
Im Hinblick auf das Ziel einer flächensparsamen Raumnutzung sollte ferner die Forschung 
bezüglich einer Weiterentwicklung bzw. Akzeptanz des Steuersystems vorangetrieben 
werden. Ansätze hierzu wurden bereits entwickelt. Dazu gehört eine standortabhängige bzw. 
nutzungsspezifische Besteuerung anhand der baulichen bzw. Arbeitsplatzdichte von Flächen 
(Bizer 1999) ebenso wie eine Kontingentierung durch handelbare Flächenausweisungs-
rechte, durch welche nach einer Erstvergabe von Ausweisungsrechten aus dieser Masse 
heraus weitere Planungspotenziale zwischen den Kommunen umverteilt werden. Eine 
räumlich und sachlich differenzierte Verknappung der Ressource Fläche soll dazu beitragen, 
diese aufzuwerten und die kommunalen Planungen auf die raumordnerisch damit verein-
bare Flächen zu lenken (Hansjürgens/Schröter 2004; Einig 2005). Dabei könnten Erlöse aus 
dem Flächenhandel bestimmten Maßnahmen wie der Brachflächenrevitalisierung oder 
Renaturierung zugute kommen. Zu klären sind hier freilich Fragen der raum- und ortsspezi-
fischen Zuteilung von Flächenkontingenten zur Wahrnehmung der jeweiligen Funktion (über-
örtliche Bedeutung, Eigenentwicklung) und die Folgen unterschiedlicher Finanzausstattung 
von Kommunen im Hinblick auf ihre Fähigkeit, zusätzliche Flächen zu erwerben. Ferner 
bleibt zu untersuchen, inwieweit ein an den jeweiligen Funktionen und Tragfähigkeiten 
ausgerichteter kommunaler Finanzausgleich durch die Berücksichtigung verschiedener 
Nutzungen von regionaler Wichtigkeit209 (Bergmann 1999) nicht den Entwicklungsdruck 
                                                
208 Dazu gehören etwa verkehrs- und damit auch siedlungsgünstige Tallagen mit empfindlichen Auenlandschaften 
im Allgemeinen sowie fruchtbare Agrarräume wie die mitteldeutschen Börden oder die südwestdeutschen Gaue 
im Besonderen. Vor allem wenn sie sich innerhalb oder am Rande von Verdichtungsräumen befinden, sind sie 
begehrte Siedlungsgebiete.  
209 Neben zentralörtlichen Funktionen ist dabei v.a. auch an eine ökologische Ausgleichsfunktion sowie eine 
regionale Bedeutung für die Naherholung zu denken. 
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vermindern könnte und die Zielstellung befördert, die richtige Nutzung an den richtigen 
Standort zu bringen. Mit diesen Erkenntnissen und darauf aufbauenden Maßnahmen wird 
das RFM kein sporadisch angewandtes Modell bleiben, sondern sich zu einer situations-
adäquaten Strategie entwickeln. 
Die übergeordneten Rahmenbedingungen und konkrete Ausgestaltung des RFM ergänzen 
sich also gegenseitig im Sinne einer ‚ganzheitlichen’ Regionalentwicklungspolitik auf 
mehreren Ebenen. Schließlich soll mit dem RFM auch bei neuen Nutzungsanforderungen die 
jeweilige räumliche Qualität erhalten bzw. verbessert und so weiterhin eine Nutzungsvielfalt 
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210 Die Zusammenstellung enthält nicht die Personen, welche an den Expertengesprächen (Kapitel 6) beteiligt 
waren. 
  
A 2                Anhang 
Leitfragen 
 
Themenkomplex 1: Problemwahrnehmung und –bewusstsein 
Ö 211Was sind für Sie die dringendsten Aufgaben und Herausforderungen in der Region? 
(Verkehr, Brachen, Arbeitslosigkeit, Wohnraum, Fremdenverkehrsinfrastruktur etc.) 
 
• Was ist für Sie die Region? (Städtedreieck oder mehr?) 
 
Themenkomplex 2: Ziele der regionalen Entwicklung 
Ö Wohin sollte sich die Region Ihrer Meinung nach entwickeln?212 
• Haben Sie ein Leitbild für die Region? 
• Was sind für Sie wichtige Ziele und Handlungsfelder der Regionalentwicklung? 
• Welche Rolle spielt Ihrer Meinung nach das Städtedreieck für die angestrebte 
Entwicklung? 
 
Themenkomplex 3: Eigener Bezug bzw. regionales Kooperationsklima 
Ö In wie weit sind Sie bzw. Ihre Institution in den Prozess des REK eingebunden? 
 
• Sehen Sie durch das REK eine Verbesserung des eigenen und allgemeinen regionalen 
Bewusstseins (z. B. regionales Verständnis und Kooperationsbereitschaft)? 
• Konnte durch das REK eine Entwicklung von unten angestoßen werden? (evtl. Rückzug 
des Freistaats?) 
 
Themenkomplex 4: Implementierung und Handhabe des Flächenmanagements 
Ö Was sind für Sie die wesentlichen Schritte bei der räumlichen Umsetzung der Entwick-
lungskonzeption im Saalebogen? (z. B. Stärken-Schwächen-Analyse, Leitbild, Zielformu-
lierung mit örtlichen Funktionszuweisungen, Maßnahmen- und Projektbestimmung, 
Prioritätensetzung, Finanzierung, Umsetzung, Marketing) 213 
• Welche Bedeutung hat das RFM für Ihr Aufgaben- und Handlungsfeld? 
• Wo sehen Sie den regionalen Bezug des RFM? (Verhältnis zwischen kommunaler und 
regionaler Ebene) 
• Was sind für Sie die wichtigsten Ziele des RFM im Saalebogen? (z. B. nachhaltige 
Entwicklung, Wirtschafts- und Arbeitsplatzwachstum, Bündelung von Maßnahmen und 
Flächen im Sinne einer Standortoptimierung etc.) 
                                                
211 Mit dem Pfeil sind die Leitfragen gekennzeichnet. 
212 Der Grad der Übereinstimmung mit dem offiziellen Leitbild im REK gibt Aufschluss darüber, ob dieses geteilt 
wird bzw. verinnerlicht ist. 
213 Ziel dieser Frage ist es zu ermitteln, ob ein gemeinsames bzw. akteursübergreifendes Verständnis von RFM 
vorherrscht im Sinne eines (möglichst großen) Konsenses, der dann auch handlungsleitend für die Akteure ist 
(vgl. Aufbau einer Kooperationsplattform durch REK nach Hoffmann 2002, S. 41) 
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• Wie verhält sich Ihrer Ansicht nach das Verhältnis zwischen Flächenangebot und  
–nachfrage? 
• Welchen Beitrag leisten die einzelnen Planungsebenen (Land, Region, Kommunen) 
zum RFM? 
• (Für Planer:) Wie beurteilen Sie das Verhältnis von RROP zu REK und zwischen 
diesem und den Stadtentwicklungsplanungen (Abstimmung und Konkretisierung)? 
• Wo liegen Ihrer Meinung nach wesentliche Hemmnisse bei der Umsetzung flächenbe-
zogener Vorhaben (z. B. Schwerpunktsetzung, Flächenverfügbarkeit, Finanzierung), 
und wie wird dem durch das RFM begegnet? 
 
Themenkomplex 5: Wirkung des RFM 
Ö Wie schätzen Sie die Wirkung des RFM ein hinsichtlich 
• Ergebnis insgesamt 
• Zusammenspiel der Akteure 
• Marketing bzw. Außenwirkung / Stellenwert des Saalebogens insgesamt 
• Öffentlichkeitsarbeit 
• Tatsächliche Entwicklung von Flächen 
• Wirtschaftsstrukturelle Effekte 
• Auswahl und Durchführung der Projekte 
• Aufwand-Nutzen-Verhältnis 
• Finanzierung der Aktivitäten 
 
Themenkomplex 6: Weiterentwicklungsbedarf des RFM 
Ö Welchen Weiterentwicklungsbedarf sehen Sie bezüglich 
• Konzeption bzw. Zielsystem 
•  Organisation, beteiligte Akteure 
• räumlicher Zuschnitt 
• Förderpolitik etc.? 
  
A 4                Anhang 
Statistische Übersicht der Industrie- und Gewerbegebiete im RFM-Bereich 
sowie im restlichen Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
 
Siehe nachfolgende tabellarische Übersicht 
  
Anhang: Industrie- und Gewerbeflächen der Kommunen im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt  A 5 
Kommune Zentralität Lfd. Nr. Gebiet Nutzungsart Baurecht seit Nutzfläche GI 
Bad Blankenburg Unterzentrum 1. BBB-Ost GE/GI 1997 33,8 12
Rudolstadt Mittelzentrum 2. Cumbach I GE 1992 5,6
Rudolstadt 3. Cumbach II GE 1995 5,8
Rudolstadt 4. RU-Ost GE Rahmenplan 34,8
Rudolstadt 5. Rudolspark GE 1996 15,1
Rudolstadt 6. Schwarza Industriepark GI 1992 63,2 63,2
Rudolstadt 7. Schwarza, südl. Saale GI 2003 18,1 18,1
Rudolstadt 8. Schwarza GE 1992 8,8
Rudolstadt 9. Kreisstraßenmeisterei GE 1996 1,4
Saalfeld Mittelzentrum 10. An der Heide GE 1996 10,0
Saalfeld 11. Eibischbrunnen GE 1996 4,6
Saalfeld 12. Geraer Bahnbogen GI § 34 BauGB 17,0 17
Saalfeld 13. MedOptik GE § 34 BauGB 11,4
Saalfeld 14. Mittlerer Watzenbach, 1. BA GE 1992 12,3
Saalfeld 15. Mittlerer Watzenbach, 2. BA GE (+ MI + SO) 1995 16,9
Saalfeld 16. Kulmbacher Str. GE § 34 BauGB 5,0
Saalfeld 17. Pestalozzistraße GE 1993 4,5
Saalfeld 18. Beulwitz GE 1992 8,8
Unterwellenborn 19. Stahlwerk Thüringen GI 1997 126,3 126,3






Allendorf 21. Aschau-Am Milchberg GE § 33 BauGB 7,6
Birkigt 22. Lausnitzer Wegäcker GE 1996 4,1
Kaulsdorf 23. Gewerbegeb. Kaulsd. GE 1993 5,9
Königsee Unterzentrum 24. Indus.- u. Gewerbep. GI/GE 1992 11,5 3,2
Königsee 25. An der Münze GE Aufstellung 12,4 12,4
Königsee 26. Gewerbegebiet Köditz 1996 2,8
Könitz 27.  Kotzschaugrund GE 1993 19
Lichte 28.  Zierporzellan GE 1998 2,6
Lichte 29.  Lichte - Bock und Teich GE Ausnahmegen. 1
Oberweißbach Kleinzentrum 30.  Am Hohlweg GE 1999 5,2
Piesau 31. GI/GE Piesau GI/GE § 34 BauGB 0,7
Probstzella Unterzentrum 32.  Auwiesen GE § 34 BauGB 1,8
Rottenbach 33. In den großen Äckern GI/GE 1999 9 5,4
Remda-Teichel Kleinzentrum 34. Ammelstädt-Nord GE 1991 7,1
Remda-Teichel 35. Teichröda - Die Aue GE 1991 10
Leutenberg Kleinzentrum 36. Gewerbehof Leutenb. GE § 34 BauGB 1,6
Leutenberg 37. Hüttengrund GE § 34 BauGB 0,9
Leutenberg 38. Herrenwiese GE § 33 BauGB 1,4
Uhlstädt-Kirchh. Catharinau 39. GE Arrondierung 2,5
Uhlstädt-Kirchh. Kleinzentrum 40. Kirchhasel W. 2. BA GE 1992 2,7







A 6 Anhang: Gewerbe- und Industrieflächen der Kommunen im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
Lfd. Nr. noch frei Verfügbarkeit größte Fl. belegt 2004 Belegungsgrad belegt 1996 Entw. 1996-2004
1. 4,5 kurz 2,0 29,3 87% 27,0 2,3
2. 0,3 kurz 0,3 5,3 95% 4,9 0,4
3. 2,5 kurz 3,3 57%
4. 4,0 mittel k. A. 30,8 89% 43,7 -12,9
5. 5,2 kurz 1,5 9,9 66% 0,0 9,9
6. 33,1 kurz 2,0 30,1 48% 15,0 15,1
7. keine 18,1 100%
8. 2,2 kurz 0,9 6,6 75% 6,9 -0,3
9. 0,9 kurz 0,3 0,5 36%
10. 5,6 kurz 1,0 4,4 44%
11. kurz 4,6 100% 3,7 0,9
12. 11,0 mittel k. A. 6 35%
13. 5,4 mittel k. A. 6 53%
14. keine 12,3 100% 11,8 0,5
15. 8,0 kurz 1,5 8,9 53%
16. 2,0 lang k. A. 3 60%
17. kurz 4,5 100%
18. 2,1 kurz 0,4 6,7 76% 5,4 1,3
19. keine 126,3 100%
20. 49,8 kurz 3,7 60,4 55% 40,0 20,4
136,6 Verfüg. Kurz 112,1 377,0 73%
Verfüg. Mittel 9,4 37,6
126,3 Verfüg. Lang 2,0
92%
21. 3,8 mittel k. A. 3,8 50%
22. 1,2 kurz 0,7 2,9 71%
23. 2,8 kurz 0,7 3,1 53%
24. mittel 3,6 11,5 100%
25. kurz 0,5 12,4 100%
26. kurz 1 2,8 100%
27. 14 kurz 14 5 26%
28. 1,6 kurz 2,6 1 38%
29. keine 1 100%
30. 1 kurz 0,5 4,2 81%
31. 0,7 kurz 0,7 0 0%
32. 0,4 mittel 0,4 1,4 78%
33. 0 kurz k. A. 9 100%
34. 2,8 kurz 1,5 4,3 61%
35. 4,5 kurz 2,4 5,5 55%
36. 0,3 kurz 0,3 1,3 81%
37. 0 keine 0,6 0,9 100%
38. 1,4 mittel k. A. 0 0%
39. 1,4 kurz k. A. 1,1 44%
40. 1,5 kurz k. A. 1,2 44%
41. 1 kurz k. A. 21,7 96%
38,4 Verfüg. Kurz 32,8 94,1 71%
1 Verfüg. Mittel 5,6
3% Verfüg. Lang 
 
  
Anhang: Industrie- und Gewerbeflächen der Kommunen im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt  A 7 
Lfd. Nr. innen/außen alt/neu Urspr. Nutzung Preis APL insges. APL förderfähig
1. innen alt GI/GE 15-20 €/m² 963 871
2. innen alt GI/GE 17,5 €/m² 305 305
3. außen neu Landwirtschaft 15-25 €/m²
4. innen alt GI/GE 20-25 €/m² 414 406
5. innen alt Militär 35 €/m²
6. innen alt GI/GE 12 €/m² 1301 1238
7. innen alt GI/GE belegt 220
8. außen neu Landwirtschaft 18 €/m² 296 294
9. innen alt GE/GI 20 €/m²
10. außen neu Landwirtschaft 26 €/m² 150 150
11. außen neu Landwirtschaft 12 €/m² 126 126
12. innen alt GI/GE 7,50-17 €/m² t.e.
13. innen alt GI/GE 20 €/m² 542 542
14. außen neu Landwirtschaft 30 €/m² 340 235
15. innen alt Militär 30 €/m²
16. innen alt GI/GE 28 €/m²
17. innen GI/GE 20 €/m² 142
18. innen alt Militär 17 €/m² 192
19. innen alt GI/GE belegt 650
20. innen alt GI/GE 10-15 €/m² 856 306
21. außen neu Landwirtschaft 5 €/m² n.e.
22. außen neu Landwirtschaft 11,25 €/m²
23. außen neu 25 €/m² 41 8
24. außen neu Landwirtschaft 14 €/m² 165 75
25. innen alt GI/GE 8 €/m² 290 290
26. außen alt GI 10 €/m² 4 0
27. außen neu Landwirtschaft 7,50-9 €/m² t.e. 20
28. innen alt GI/GE 9 €/m² 37 37
29. außen neu Landwirtschaft 10 €/m² 27 27
30. außen neu Landwirtschaft 15 €/m² 58 44
31. innen alt GI/GE 9 €/m²
32. innen alt Militär 5 €/m² t.e.
33. außen neu Landwirtschaft 8-10 €/m²
34. außen neu Landwirtschaft 5-8 €/m² 116 101
35. außen Landwirtschaft 5-8 €/m² 97 75
36. innen alt GE 5-10 €/m²
37. innen alt GE 5-10 €/m²
38. außen neu Landwirtschaft 9 €/m² t.e.
39. außen Landwirtschaft 12-20 €/m² 2 1
40. außen neu Landwirtschaft 13-20,5 €/m²
41. außen neu Landwirtschaft 15-25 €/m² 300 183
 
  
A 8 Anhang: Gewerbe- und Industrieflächen der Kommunen im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
  
Lfd. Nr. Anteil n.-förderf. APL APL/ha m²/APL Entwickler Summe GI/GE Einwohner Einw./1000 ha/1000 Einw.
1. 10% 28 351 LEG 33,8 7688 7,688 4,4
2. 0% 55 182 kommunal 152,8 26549,0 26,549 5,8
3. kommunal
4. 2% 12 841 kommunal
5. LEG
6. 5% 21 486 LEG
7. 12 kommunal
8. 1% 34 297 kommunal
9. kommunal
10. 0% 15 667 kommunal 90,5 28759 28,759 3,1
11. 0% 27 365 kommunal
12. kommunal
13. 0% 48 210 kommunal
14. 31% 28 362 kommunal
15. LEG
16. kommunal
17. 100% 32 317 kommunal
18. 100% 22 458 kommunal
19. 100% 5 1943 kommunal 236,5 3011,0 3,011 78,5
20. 64% 8 1287 kommunal
513,6 66007 66,007 7,8
21. kommunal 7,6 380 0,38 20,0
22. kommunal 4,1 426 0,426 9,6
23. 80% 7 1439 kommunal 5,9 3053 3,053 1,9
24. 55% 14 697 kommunal 26,7 5758 5,758 4,6
25. 0% 23 428 LEG
26. 100% 1 7000 kommunal
27. 100% 1 9500 kommunal 19 1730 1,73 11,0
28. 0% 14 703 kommunal 3,6 1883 1,883 1,9
29. 0% 27 370 kommunal
30. 24% 11 897 kommunal 5,2 1623 1,623 3,2
31. kommunal 0,7 905 0,905 0,8
32. kommunal 1,8 3228 3,228 0,6
33. kommunal 9 2073 2,073 4,3
34. 13% 16 612 kommunal 17,1 3379 3,379 5,1
35. 23% 10 1031 kommunal
36. kommunal 3,9 2627 2,627 1,5
37. kommunal
38. kommunal
39. 50% 1 12500 kommunal 27,9 5766 5,766 4,8
40. 0 kommunal
41. 39% 13 757 kommunal
132,5 32831 32,831 4,0











































Quelle: www.sa-ru.de => Wirtschaft und Infrastruktur; Stand November 2004 
  
